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108. Sitzung

Bonn, den 12, Midrz 1971

Stenographischer Bericht
Beginn: 9.03 Uhr

Prdasident i. A. Meister: Die Sitzung ist er-
offnet.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll
die Tagesordnung ergdnzt werden um die in der
tolgenden Liste bezeichneten Vorlagen.

Das Haus ist damit einverstanden? — Die Erwei-
terung der Tagesordnung ist damit beschlossen.

Die Fraktion der CDU 'CSU hat mitgeteilt, dafl der
Abgeordnete Zoglmann aus der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats ausscheidet.

Die Fraktion der SPD hat fir die Beratende Ver-
sammlung des Europarats folgende Verdanderungen
vorgesehen: Es scheiden aus als ordentliches Mit-
glied der Abgeordnete Schmidt (Wiirgendorf) und
als stellvertretendes Mitglied der Abgeordnete Bals.
Neu benannt werden als ordentliches Mitglied der
Abgeordnete Bals, als stellvertretende Mitglieder
die Abgeordneten Schmidt (Wirgendorf) und Dr.
Enders. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich
hore keinen Widerspruch. Damit sind die Abgeord-
neten Bals als ordentliches Mitglied sowie die Ab-
geordneten Schmidt (Wirgendorf) und Dr. Enders
als stellvertretende Mitglieder der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats gewahlt.

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht
aufgenommen:

Der Bundesminister des Innern hat am 11. Marz 1971 die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Balkenhol, Dr. Rinsche,
Krampe, Lampershach, Reddemann, Dr. Wulff und Genossen

betr. Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur des ost-
lichen Sauerlandes und ErschlieBung dieser Gebiete als Erho-
lungslandschaften fiir die Bewohner des westfilischen Ruhrge-
bietes Drucksache V11842 --. beantworlet. Sein Schreiben
wird als Drucksache VI'1952 verteilt.

Der
gegen
hoben:

Ausschuf fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten hat
die nachstehenden Verordnungen keine Bedenken er-

Verordnung des Rates (EWG) Nr. 152:71 des Rates vom
26. Januar 1971 zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr.
750/68 zur Aufstellung allgemeiner Regeln f{iir den Aus-
gleich der Lagerkosten fiir Zucker

Verordnung (EWG) Nr. 166 71 des Rates vom 26. Januar
1971 zur Festlegung gemeinsamer Vermarktungsnormen fiir
Garnelen der Gattung Crangon

Verordnung (EWG) Nr. 16771 des Rates vom 26. Januar
1971 zur Festlegung des Orientierungsprelses fiir die in An-
hang 1 Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr.
2142/70 auigefithrten Fischereierzeugnisse fiir die Zeit vom
1. Februar bis zum 31. Dezember 1971

Verordnung (EWG) Nr. 168/71 des Rates vom 26. Januar
1971 zur Festsetzung des Orientierungspreises fiir die in
Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 auigefiihrten
Fischereierzeugnisse fiir die Zeit vom 1. Februar bis 31. De-
zember 1971

Verordnung (EWG) Nr. 169 71 des Rates vom 26. Januar
1971 zur Festsetzung des gemeinschaftlichen Produktions-
preises filir Thunfische, die fiir die Konservenindustrie be-
stimmt sind, fiir die Zeit vom 1. Februar bis 31. Dezember
1971

Verordnung (EWG) Nr. 17071 des Rates vom 26. Januar
1971 Uber die Anerkennung der Erzeugerorganisationen
der Fischwirtschaft

Verordnung (EW(@) Nr. 171 71 des Rates vom 26. Januar

1971 dber die Gewdhrung und die Erstattung der den Er-
teugerorganisationen der Fischwirtschaft von den Mitglied-
staaten gewihrten Beihilien

Der Prasident des Bundestages hat
schlub des Bundestages vom 25. Juni
Vorlagen iiberwiesen:

entsprechend dem Be-
1959 die nachstehenden

EWG-Vorlagen
Verordnung des Rates mit Rahmenbestimmungen fiir Kauf-
vertrdge iiber Flachs- und Hanfstroh
-— Drucksache V1/1886 —
tGberwiesen an den Ausschuf fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Forsten (federfilirend), RechtsausschuB mit der Bitte um Vor-

luge des Berichts rechtzeitig vor der endgultigen BeschluBfas-
sung im Rat

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten tiber bestimmte Verfahren der quan-
titativen Analyse von bindren Textilfasergemischen

— Drucksache VI'1928 —

iberwiesen an den WirtschaftsausschuB mit der Bitte um Vor-
lage des Berichts rechtzeitig vor der endgiiltigen BeschluBfassung
im Rat

Verordnung des Rates iiber die Errichtung einer gemein-
samen Marktorganisation fiir Hopfen

Verordnung des Rates lber die Bescheinigung der Herkunits-
bezeichnung bei Hopfen

Drucksache V1:1929 -

iberwiesen an den Ausschull fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten (federfiihrend), Wirtschaftsausschuff, HaushaltsausschuB
mil der Bitte um Vorlage des Berichts rechizeitig vor der end-
giultigen BeschluBfassung im Rat

Wir kommen zu Punkt | der Tagesordnung:
Fragestunde
- Drucksachen VI/1916, VI/1947 —

Ich rufe zuerst die erste Dringliche Miindliche
Frage des Abgeordneten Baron von Wrangel auf:

Ist die Bundesregierung in der Lage, einen Bericht der Pari-
ser Zeitung ,FIGARO" vom 10. Mdrz 1971 zu bestidtigen, dem-
zufolge der Staatssekretar im Bundeskanzleramt Bahr sich gegen-
iber den Botschaftern der Drei Westmiachte iber die unnach-
giebige Haltung insbesonderc der Vereinigten Staaten von Ame-
rika in der Berlin-Frage beschwert haben soll?

Herr Minister, darf ich Sie bitten!

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Herr Prasident, ich wiirde gern, wenn Herr
Kollege von Wrangel es gestattet, seine beiden Fra-
gen im Zusammenhang beantworten.

@]

(D)
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Prdsident i. A. Meister: Keine Bedenken. Dann
rufe ich zusatzlich die zweite Dringliche Miindliche
Frage des Abgeordneten Baron von Wrangel auf:

Ist die Bundesregierung bereit zu erlautern, was Staatssekre-
tar Bahr gegeniiber den drei westlichen Botschaftern im Zusam-
menhang mit der Berlin- und Deutschland-Frage gesagt hat
insbesondere in bezug auf eine, wie es in der schon zitierten
.FIGARO“-Meldung heiBt, schnelle, fiir alle Seiten annchmbare
Berlin-Regelung, und ist es richtig, daB in diesem Gesprich
von sciten der Bundesregierung gegeniiber den Westmdachten
Zeichen der Ungeduld iber die Verzogerung einer Berlin-Rege-
lung deutlich wurden?

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Aui-
gaben: Die Bundesregierung kann bestdatigen, Herr
Abgeordneter, daB der Staatssekretir im Bundes-
kanzleramt Bahr am Morgen des 9. Marz 1971 mit
den Botschaftern der Drei Michte zusammengetrof-
fen ist. Er folgte einer Einladung des britischen Bot-
schafters zu einem Friihstiick.

Die Bundesregierung kann nicht bestéatigen, da$l
der Staatssekretdr dabei Beschwerden gegen die
Vereinigten Staaten oder irgendeine andere Regie-
rung vorgebracht hat. Er hat auch keine Ungeduld
iber eine Verzogerung der Berlin-Regelung gezeigt.
Die sachlichen Positionen und die einzuschlagende
Taktik der Berlin-Verhandlungen werden von den
Drei Maichten mit der Bundesregicrung voll abge-
stimmt. Das gilt fiir den Meinungsaustausch zwischen
der Bundesregierung und der Regierung der DDR
ebenso wie fiir die Verhandlungen des Berliner Se-
nats mit der Regierung der DDR. Die vier westlichen
Regierungen sind sich dariiber einig, daB die Ge-
schlossenheit ihrer Haltung eine Voraussetzung fiir
die von allen erstrebte positive Berlin-Regelung ist.

Prdsident i. A. Meister: Eine Zusatzfrage, Herr
von Wrangel.

Baron von Wrangel (CDU/CSU): Herr Bundes-
minister, sind Sie in der Lage, Meldungen zuriickzu-
weisen oder zu bestatigen, die gestern abend iiber
die Deutsche Presseagentur aus London und Wa-
shington verbreitet worden sind, denen zufolge dort
eine erhebliche Skepsis iliber den Fortgang der Ber-
lin-Verhandlungen geduBert wird und dies im Wider-
spruch steht zu AuBerungen der Bundesregierung,
insbesondere des Bundeskanzlers, daB in diesem
Jahr noch mit einer befriedigenden Berlin-Regelung
zu rechnen ist?

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Herr Kollege von Wrangel, ich sehe keinen
Zusammenhang mit der ersten Frage nach dem Ver-
halten von Staatssekretdr Bahr. Im {ibrigen mu8 ich
sagen: nach den vielen falschen Alarmmeldungen
iber angebliche MiBverstdndnisse oder iiber Skep-
sis an dem einen oder anderen Platz, die wir im
letzten Jahr schon gehabt haben, bin ich geneigt,
alle solche Meldungen mit groBer Ruhe zu lesen und
entgegenzunehmen.

Prasident i. A. Meister: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr von Wrangel.

Baron vor Wrangel (CDU/CSU): Herr Bundes-
minister, ich darf Sie dann so verstehen, daBl eine

absolute Einigkeit zwischen der Bundesregierung
und den Drei Westméachlen in der Frage der Berlin-
Position besteht?

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: So ist es, Herr Kollege.

(Vorsitz: Vizeprasident Dr. Schmid.)

Vizeprasident Dr. Schmid: Bitte, eine Zusatz-
frage.

(Beifall fir den bisher amtierenden Préasi-
denten. — Abg. Wehner: Eine Jungfern-
Prasidentschaft!)

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun-
desminister, Sie haben vorhin bei der Beantwortung
der ersten Frage ein bestimmtes Datum genannt.
Darf ich fragen, ob sich der Inhalt Threr Aussage
in dieser Fiille ebenfalls auf eventuelle andere Da-
ten, die vermutet werden koénnten, erstreckt.

Dr. Ehmke, Bundesminister fiir besondere Auf-
gaben: Nein, Herr Kollege Marx, Sie konnen sicher
sein, daB wir solche Tricks nicht gebrauchen wiirden,
um einer berechtigten Frage auszuweichen. Ich habe
nur, weil der ,FIGARO" vom 10. Marz angespro-
chen war, gesagt, diese Besprechung hat am 9. Mdrz
stattgefunden. Aber die Antwort gilt sachlich auch
ohne diese zeitliche Beschrankung.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Keine Zusatz-
fragen mehr; damit sind diese beiden Fragen beant-
wortet.

Meine Damen und Herren, ich habe mich fur die
Verspatung zu entschuldigen. Der Verkehr von der
anderen Rheinseite her war vollig zusammengebro-
chen.

Wir kommen zum Geschéaftsbereich des Auswaér-
tigen Amtes. Ich rufe Frage 92 des Abgeordneten
Dr. Barzel auf:

Wie viele Menschen sind aus Polen oder den von Polen
verwalteten Gebicten bis zum Tag der Unterzeichnung des
dcutsch-polnischen Vertrags im Wege der Familicnzusammen-

fihrung in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gekom-
men?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswaértigen: Herr Abgeordne-
ter, ich beantworte die Frage wie folgt. Aus Polen
und den von Polen verwalteten Gebieten sind zwi-
schen dem 1. Dezember 1955 — d. h. seit dem Be-
stehen einer durch Rot-Kreuz-Vereinbarung gere-
gelten Zusammenarbeit — und dem Tag der Unter-
zeichnung des deutsch-polnischen Vertrages, namlich
dem 7. Dezember 1970, 368 824 Personen aus ge-
trennten Familien in das Bundesgebiet gekommen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Keine Zusatz-
frage? — Dann rufe ich die Frage 93 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Barzel auf:

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen erncut Deutsche,

dic in Polen den Antrag auf Familienzusammenfihrung stellen,
Schikanen und Nachteilen unterworfen sind?

(&)
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Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Die Frage 93
beantworte ich wie folgt. Der Bundesregierung ist,
von einigen wenigen Einzelfallen abgesehen, nicht
bekannt, dal Deutsche oder deutsche Volkszugeho-
rige, die in Polen einen Antrag auf Ubersiedlung
stellen, jetzt noch Schikanen oder Nachteilen unter-
worfen sind. Bei den letzten Besprechungen der bei-
den Rot-Kreuz-Delegationen in Warschau Ende Ja-
nuar dieses Jahres ist von polnischer Seite zuge-
sichert worden, daBl Aussiedlungswillige wegen der
Antragstellung eine Entlassung aus dem Arbeitsver-
héltnis nicht mehr zu besorgen haben. Bei den ge-
nannten Besprechungen ist auch sichergestellt wor-
den, daB die Aussiedler durch Erteilung polnischer
Ausreisevisen bis zu vier Monaten statt bisher einen
Monat ausreichend Zeit fir ithre Reisevorbereitun-
gen, insbesondere fur die Abwidcklung ihrer geschift-
lichen und privaten Angelegenheiten, zur Verfilgung
haben.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Dr. Barzel (CDU/CSU): Konnen Sie, Herr Kol-
lege Moersch, zusagen, daB fiir den Fall, daB der
Bundesregierung kunftig Erkenntnisse lber Schi-
kanen zukommen sollten, die im Gegensatz zu den
Zusicherungen der Verantwortlichen in Polen stehen,
die Bundesregierung Gelegenheit nehmen wird, in
geeigneter, notfalls vertraulicher Weise auch die
Opposition dariiber zu informieren?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich kann Thnen das zusagen. Die Bundesregie-
rung bemiiht sich darum.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage
des Herrn Abgeordneten Czaja.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ist
Thnen bekannt, daB die polnischen Sicherheitsbehdr-
den in sehr verschiedenartiger und vieldeutiger
Weise in den verschiedenen Provinzen, Gemein-
den und Kreisen die Antrdge beurteilen und hand-
haben?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, hieriiber sind mir keine Einzelheiten bekannt.
Ich kann auch aus Ihrer Frage nicht erkennen, auf
was Sie anspielen.

Vizepridsident Dr. Schmid: Noch cine Zusatz-
frage.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, sind
Thnen keine Meldungen zugegangen, daf3 die einzel-
nen Polizeibehorden, die zu den Antrdgen auf Fami-
lienzusammenfithrung Stellung zu nehmen haben,
diese Antrdge sehr verschieden, teils positiv, teils
auBerordentlich negativ beurteilen?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswadrtigen: Herr Abgeordne-

ter, mir ist bekannt, daB in friherer Zeit solche An-
trige sehr unterschiedlich abgewidkelt worden sind.
Mir ist auch bekannt, daB es Uber die Art der Kri-
terien — das ist ja eine Sache, die Polen selbst ent-
scheidet — unterschiedliche Meinungen gibt. Genau-
so bekannt ist mir aber, daB es keine eindeutigen
Definitionen, keine gegenseitige Rechtsgrundlage
gibt, sondern daB es Ermessensentscheidungen sind
und daB auBerdem in einzelnen Féllen innerhalb von
Familien unterschiedliche Optionen erfolgt sind, so-
gar unter Geschwistern.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe die Frage
94 der Abgeordneten Frau Herklotz auf. — Die
Fragestellerin ist nicht im Saal; die Frage wird
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage
abgedrucdkt.

Ich rufe die Frage 95 des Abgeordneten Dr. Hafele
auf:

Ist bei dem Besuch von Bundeskanzler Brandt im Dezember
vergangenen Jahres in Rom mit der italienischen Regierung
auch tber den seit Kriegsende in Gaeta/llalien inhaitierten
Herberi Kappler gesprochen worden?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, ich beantworte diese Frage mit Ja.

Dr. Hdfele (CDU/CSU): Mit welchem Ergebnis?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswaértigen: Ich verstehe die
Frage nicht.

Dr. Hdfele (CDU/CSU): Mit welchem Ergebnis
hat die Bundesregierung bei dem Besuch des Bundes-
kanzlers in Rom diese Gesprédche gefiihrt?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswadartigen: Die italienische
Regierung ist in der Priifung der Angelegenheit be-
griffen. Das ist das Ergebnis dieses Gesprachs.

Vizeprasident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Parlamentarischer Staatssekretdr,
ist Thnen bekannt, daB die italienische Regierung
seit mindestens 15 Jahren mit der Priifung dieser
Angelegenheit beschiftigt ist?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, das ist mir bekannt. Mir ist aber auch be-
kannt, daB die Frage, wie dieser Gnadenakt, der
hier angestrebt wird, zu erreichen ist, sehr sorgfaltig
iberlegt werden muB, gerade in der jetzigen Situa-
tion.

Vizeprasident Dr. Schmid: Ich
Frage 96 des Abgeordneten Dr. Hafele auf:

rufe die

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daB es nach bald
26 Jahren an der Zeit ware, durch einen humanitaren Akt ge-
geniiber dem Verurteilten einen SchluBstrich zu ziehen, und
wenn ja, hat sie diese Haltung gegeniiber der italienischen
Regierung deutlich gemacht?
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Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Die Frage kann
ich mit Ja beantworten.

Dr. Hdfele (CDU/CSU): Teilt die Bundesregie-

rung meine Auffassung, dafl es eine sehr erwiinschte |

Geste der italienischen Regierung ware, wenn der
italienische Ministerprasident und der italienische

AuBenminister, die ja Anfang April nach Deutsch- |
land kommen, bei diesem Staatsbesuch die Begnadi- |

gung Kapplers mitteilten?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, aus der Tatsache, daB sich der Bundeskanzler
in dem Gesprédch in Rom in dieser Sache verwendet
hat und daB die Bundesregierung auch in anderer
geeigneter Weise in dieser Sache tadtig geworden
ist, mOgen Sie schlieBen, daB ich Ihre Frage nicht
verneinen kann.

Dr. Hifele (CDU/CSU): Wird die Bundesregie-
rung, falls die Begnadigung nicht schon vor diesem
Staatsbesuch ausgesprochen wird, bei diesem Staats-
besuch mit aller Energie darauf hinwirken, daB die
Begnadigung endlich ausgesprochen wird?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-

|
|

|
|

t

netler, es gibt hier unterschiedliche EnergiemaRe, ein |

offentliches und ein nichtoffentliches. Wir entschei-
den uns flir das nichtoffentliche.

(Abg. Wehner: Das ist eine unglaubliche

Art! Sie haben noch nie begriffen, wie man

so etwas macht! — Abg. Dr. Apel: So etwas
Naives!)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe die
Frage 97 des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein auf:

Stimmt die Bundesregierung der in weiten Teilen der deut-
schen Bevdélkerung vertretenen Auffassung zu, daB eine Be-
gnadigung des seit 26 Jahren im Militdrgefdngnis Gaeta/ltalien

inhaftierten Herbert Kappler sich fiir dic Beziehungen zwischen
Italien und Deutschland glinstig auswirken wiirde?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich kann die Frage mit Ja beantworten, soweit
die deutsche Seite betroffen ist.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Parlamentarischer Staatssekretar,
ist die Bundesregierung bereit, beim Besuch des ita-
lienischen Ministerprdasidenten und des italienischen
AuBenministers ein Gespréach einer kleinen Gruppe
von Abgeordneten dieses Hauses von allen Par-
teien mit den italienischen Gasten zu vermitteln, um
noch einmal tiber den Fall Kappler zu sprechen?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswaértigen: Herr Abgeord-

ter, die Bundesregierung ist bereit, die interessier- |
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ten Abgeordneten, wie das bisher schon geschehen
ist, liber die Sachlage ins Bild zu setzen. Es obliegt
dann der Entscheidung der Abgeordneten selbst, ob
sie es der Sache fiir dienlich halten, in dieser Form
vorzugehen oder nicht. Das mufl ich lhrer Entschei-
dung uberlassen.

Vizepridsident Dr. Schmid: Ich rufe die
Frage 98 des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein auf:

Ist der Bundesregierung bekannt, daBl erst in jingster Zeit
der italienische Staatsprdsident in mehreren Fédllen von seinem

Gnadenrecht Gebrauch gemacht und lebenslinglich Verurteilte
vor Ablauf einer 28jahrigen StrafverbiiBung begnadigt hat?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, es konnte nicht festgestellt werden, inwieweit
diese von Thnen angezogenen Meldungen zutreffen.
Ich mochte aber folgendes hinzufiigen. Unabhédngig
davon, in welcher Weise in Italien Gnadenpraxis
ausgeubt wird, liegt es eben in dem Begriff ,Gna-
denpraxis”, dafi jeweils eine Ermessensentscheidung
getroffen wird.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Parlamentarischer Staatssekretar,
darf ich darauf hinweisen, daBl die italienische Re-
gierung im Frihjahr des vorigen Jahres alle italieni-
schen Strafgefangenen des Militargefidngnisses in
Gaeta begnadigt und entlassen hat.

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Ich nehme das
zur Kenntnis und unterstelle, daB das zutreffend ist.
Ich mochte aber auch darauf hinweisen, daB in dem
von Thnen und von Ihren Kollegen hier angezoge-
nen Fall einmal eine Entscheidung bevorstand, die
dann durch publizistische MaBnahmen innerhalb der
Bundesrepublik und durch eine Diskussion uber
einen anderen Fall wiederum aufgeschoben worden
ist.

(Abg. Wehner: Leider wahr! — Abg. Mat-
tick: Hort! Hort!)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Staatssekretir, sind es Ihrer Auf-
fassung nach rechtliche Griinde, die bisher gegen
eine Begnadigung von Kappler vorgebracht wurden?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich halte es — auch im Sinne des Betroffenen —
nicht fir zweckdienlich, Gber diese Frage hier otf-
fentlich Auskunft zu geben.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich bin bereit, es im Auswartigen AusschuBl in der
gehdrigen Form zu tun, und zwar in allen Einzel-
heiten,
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Vizeprédsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage
des Abgeordneten Kliesing.

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretdr, ist Thnen bekannt, daB es Abgeordnete
dieses Hauses gibt, die jetzt schon mehr als andert-
halb Jahrzehnte in dieser Angelegenheit bemiiht
sind, und ist Thnen weiter bekannt, dal} der italie-
nische Staatsprédsident bei der Ablehnung des letzten
Gnadengesuches darauf hingewiesen hat, daB er zu
gegebener Zeit dieser Frage nahertreten wirde?
Wann ist dieser Zeitpunkt gekommen?

(Abg. Mattick: Warten Sie ab, bis die ge-
gebene Zeit kommt!)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister des Auswaértigen: Herr Abgeord-
neter, mir ist bekannt, daff sich Abgeordnete in die-

sem Sinne eingesetzt haben. Mir ist aber auch be- |

kannt, daB} die zustandigen Stellen des auswartigen
Dienstes nichts unversucht gelassen haben, um die-
ser Meinung der Abgeordneten bei der zustandigen
Stelle Gehor zu verschaffen. Mir ist ebenfalls be-
kannt, daB zum jetlzigen Zeitpunkt eine weitere Er-
orterung der Sache nicht dienlich sein kann.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Hafele: Das
Argument horen wir seit Jahren! — Abg.
Dr. Apel: So etwas Naives!)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe die
Frage 99 des Abgeordneten Walkhoff auf:
Halt die Bundesregierung negative Auswirkungen au{ die

traditionell guten deutsch-tiirkischen Beziehungen fir moglich,
falls die 40 000 bis 60 000 illegal in dic Bundesrepublik Decutsch-
land eingereisten tiirkischen Gastarbeiter ausgewiesen werden?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Die Bundesregie-
rung ist nicht der Meinung, daB das Problem der
illegal hier lebenden turkischen Arbeitnehmer zu
einer Beeintrachtigung der traditionell guten deutsch-
tirkischen Beziehungen fihrt. Die Anfrage scheint
von Voraussetzungen auszugehen, die in dieser
Form nicht zutreffen. Zunachst diirfte die genannte
Zahl von 40- bis 60 000 illegal in die Bundesrepublik
eingereisten tlirkischen Arbeitnehmern zu hoch ge-
griffen sein. Die Schatzungen der Bundesregierung
liegen vermutlich unter diesen Zahlen. Ferner wird
von keiner amtlichen deutschen Stelle erwogen, die
illegal im Bundesgebiet Dbefindlichen tirkischen
Arbeitnehmer im Wege von groBeren Abschiebungs-
aktionen zurickzuschicken. Der Gesamtkomplex der
illegalen ausldandischen Arbeitnehmer im Bundes-
gebiet ist Gegenstand eines Gesprachs des Herrn
Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Lander,
die fur die ausldnderrechtliche Seite des Problems
zustandig sind.

Vizepridsident Dr. Schmid: Eine Zusatzirage.

Walkhoff (SPD): tlerr Staatssekretdar, stimmen
Sie mit mir iberein, dafl es nicht eine Frage der Zahl
der hier illegal anwesenden Tiirken ist?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Selbstverstandlich
sind menschliche Probleme niemals Zahlenfragen,
Herr Abgeordneter.

Vizepridsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage.

Walkhoff (SPD): Herr Staatssekretar, sieht die
Bundesregierung nach dem Votum der Konferenz
der Innenminister der Bundesldnder wirklich noch
eine Méglichkeit, zu einer nachtraglichen Legalisie-
rung der Einreisen oder zu einer Amnestierung zu
kommen?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswadrtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich habe in meiner Antwort soeben darauf hin-
gewiesen, daB ein Gesprach des Herrn Bundeskanz-
lers mit den Ministerprasidenten der Lander stattfin-
det, um eine Regelung zu erreichen, die menschliche
Harten, so gut wie tUberhaupt denkbar, vermeidet.
Ich mochte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen,
daBl nicht nur Probleme gesundheitspolitischer und
seuchenpolitischer Art zu bedenken sind, sondern daf
es auch gewisse Sicherheitsprobleme gibt, die etwa
mit Schmuggel zusammenh&angen, und daf deshalb
eine Regelung dieser Frage selbstverstandlich not-
wendig ist. Die Bundesregierung bemiiht sich mit
Nachdruck darum, hier keine menschlichen Hérten
entstehen zu lassen, da sich unter den nicht legal in
der Bundesrepublik befindlichen tiirkischen Gast-
arbeitern viele befinden, die von unverantwortlichen
Vermittlern hierhergeschleppt worden sind. Es wére
die Aufgabe, in diesem Fall eben diejenigen zur
Rechenschaft zu ziehen, falls das moglich ist, die sich
solcher Praktiken schuldig machen, aber nicht die
Opfer dafiir zu bestrafen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage
der Abgeordneten Frau Dr. Wolf.

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretdr, hat die Bundesregierung die
Anwesenheit von zwolf tirkischen Parlamentariern
in dieser Woche dazu benutzt, um sich dartber
klarzuwerden, welch ungeheure Beunruhigung be-
reits in der Turkei durch die Nachrichten tber eine
mogliche Ausweisung der Tirken entstanden ist?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Frau Abgeord-
nete, die Bundesregierung hat sich hier lediglich
bestatigt gefunden. Die zustandigen Stellen der
Bundesregierung — ich spreche hier im wesent-
lichen fiir das Auswadrtige Amt, aber auch fiir das
Arbeitsministerium und andere Dienststellen der
Bundesregierung — sind sich iber diesen Tatbe-
stand seit langem vollig im klaren. Ich hoffe, daB
durch eine detaillierte Besprechung mit anderen
Stellen noch eine andere Losung gefunden werden
kann. Ich mochte aber darauf hinweisen, dall es um
eine Frage geht, die zu Prazedenzfdllen fuhrt. Eine
Loésung punktuell nur beim Problem der tirkischen
Gastarbeiter erscheint nicht so einfach, weil es sich
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Parlamentarischer Staatssekretdr Moersch

um Sicherheitsfragen der Bundesrepublik Deutsch-
land handelt. Ich darf daran erinnern, daf wir in
friheren Monaten von diesem Hause aufgefordert
worden waren, gerade unter dem Aspekt der Sicher-
heit sehr viel scharfer gegen Illegale vorzugehen,
was die Bundesregierung auch tut. Nur steht eben
diese Aufforderung in einem gewissen Widerspruch
zu dem berechtigten Wunsch, im Falle der hier ge-
nannten tiirkischen Gastarbeiter eine generelle Re-
gelung zu treffen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine zweite Zu-
satzfrage.

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretdr, welche MafBnahmen erwégt
die Bundesregierung, um auf die, wie Sie sagen, un-
verantwortlichen Vermittler, die zum Teil auch
Deutsche sind, und auf die deutschen Arbeitgeber,
die diese Menschen beschéftigen, einzuwirken?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Die Bundesregie-
rung hat keine unmittelbare Einwirkungsmoglich-
keit, da es sich hier um Hoheitsfragen handelt, die
im wesentlichen bei den Landern liegen, soweit das
Inland betroffen ist. Die Bundesregierung hat bisher
mit aller Entschiedenheit darauf hingewirkt — ich
darf das wohl fiir den hier in der Sache zustdndigen
Bundesinnenminister sagen —, dal die geltenden
Gesetze in diesem Fall angewandt werden; unsere
Strafgesetzgebung gibt hierfiir eine Handhabe. Es
handelt sich zweifellos um kriminelle Taten und
nicht um Kavaliersdelikte.

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Sehr wahr!)
Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Hussing (CDU/CSU): Ist Thnen bekannt, Herr
Staatssekretar, daB das Bundesministerium fiir
Arbeit am 3. Oktober vor dem BundestagsausschuBl
fiir Arbeit und Sozialordnung die Zahl der illegalen
Arbeitnehmer mit 20- bis 70 000 angegeben hat,
daB also Thre Zahlenangabe von dieser Information
abweicht?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswaértigen: Ich darf darauf
hinweisen, Herr Abgeordneter, dal ich iiberhaupt
keine Zahlenangabe gemacht habe.

Vizeprasident Dr. Schmid: Zusatztrage.

Hussing (CDU/CSU): Raumen Sie ein, daB Sie
die vom Kollegen Walkhoff prognostizierende Zahl
betritten haben?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdar beim
Bundesminister des Auswartigen: Das ist zutreffend,
aber ich habe keine eigene Zahlenangabe gemacht.

(Abg. Wehner: Sehr wahr!)

Sie haben selbst gesagt, da zwischen 20 000 und
70 000 alle Moglichkeiten bestehen. Da ware es

ziemlich sinnlos, wenn ich mich auf eine dritte (©

Moglichkeit einlieBe.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich
Frage 100 des Abgeordneten Hupka auf:

rufe die

Erwégt die Bundesregierung, eine Anregung des nieder-
séchsischen Ministers flir Bundesangelegenheit aufzugreifen, daB8
seitens der Bundesregierung ein hoherer Betrag bei einer pol-
nischen Behorde hinterlegt wird, damit Aussicdlungswillige hier
die ihnen fehlenden Summen fir Visa- und Fahrkosten abrufen
konnen. weil vielfach an den aufzubringenden Summen die Aus-
siedlung scheitert oder dadurch betrdchtlich erschwert wird?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Eine Ubersied-
lung aus dem polnischen Bereich braucht weder
daran zu scheitern noch wird sie wesentlich dadurch
erschwert, dal der Aussiedlungswillige die hierfiir
erforderlichen Geldbetrage nicht aus eigenen Mit-
teln aufbringen kann.

(Abg. Wehner: Das ist sehr wichtig!)

Es ist sichergestellt, daB das Deutsche Rote Kreuz
bei der Finanzierung der Fahrtkosten sowie der pol-
nischen Pafi- und Visagebiihren im Falle von Mittel-
losigkeit, sei es der Angehorigen im Bundesgebiet,
sei es der Aussiedler im polnischen Bereich, voll in
Vorlage tritt.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Dr. Hupka (SPD): Herr Staatssekretar, ist Thnen
bekannt, dafl es vor allem bei jungen Akademikern
den Fall gibt, daB diese die Aussiedlung deswegen
gar nicht beantragen konnen, weil sie umgerech-
net etwa 9000 DM aufbringen miissen, um die
Kosten fiir das Studium zuriickzuerstatten?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswadrtigen: Herr Abgeord-
neter, mir ist ein derartiger Hinweis nicht bekannt.
Ich wére Thnen dankbar, wenn Sie ihn verifizieren
konnten. Wir jedenfalls tun das. Mir ist aber auch
bekannt, daB im Zuge einer solchen Aktion die Ge-
richte ungeheuer ins Kraut schieflen.

Dr. Hupka (SPD): Ist IThnen bekannt, Herr Staats-
sekretdr, daB es gerade wegen des Geldbetrages fir
diejenigen Menschen Schwierigkeiten gibt, die als
Angehorige des deutschen Volkes hier keine Ver-
wandten und Bekannten haben, die also nicht im
Zuge der Familienzusammenfiihrung herkommen
und diese 80 DM allein fiir Visa und Durchreise-
gebithren nicht aufbringen konnen und ihnen nicht
bekannt ist, daB das Deutsche Rote Kreuz notfalls
in Vorlage tritt? Ware es deswegen nicht erwéagens-
wert, eine Pauschalierung bei einem Geldinstitut
vorzunehmen?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, das ist eine sehr zweischneidige Sache. Sie
wissen genau, wie die rechtlichen Bedingungen in
diesem Fall sind. Ich bin gern bereit, diese Frage
im Auswartigen AusschuB mit Thnen zu erortern.
Gestern war Gelegenheit dazu, aber diese Frage ist
mir in dieser Form nicht gestellt worden; ich be-
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daure das. Ich héatte Thnen daraufhin einige Hin-
weise geben konnen.

(Abg. Wehner: Dann ware aber der Lack
ab gewesen!)

Ich bitte Sie auch, sich vielleicht ein bifichen zu
gedulden, bis mehr praktische Erfahrungen in Ein-
zelfdllen vorliegen. Unsere zustdndige Vertretung
wird dann gern bereit sein, hieraus die Konsequen-
zen zu ziehen,

Vizeprdsident Dr. Schmid: Fine Zusatzfrage
des Abgeordneten Czaja.

Dr.Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, nach-
dem hier, wie ich meine, zum erstenmal 6ffentlich
bekanntgegeben worden ist, daB iiber die Verwand-
ten oder direkt an die Personen aus der Bundes-
republik Zuschiisse geleistet werden konnen, frage
ich Sie: Wirden Sie dafiir Sorge tragen, dall dies,
da es sich um Steuermittel handelt, auch 6ffentlich
bekanntgemacht wird?

Moersch, Pariamentarischer Siaaissekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, es ist flir diejenigen, die interessiert sind, bis-
her schon uber das Deutsche Rote Kreuz bekannt ge-
wesen. Die Erorterung in der Fragestunde ist nach
meinem Begriff — ich hoffe es wenigstens — eine
offentliche Bekanntmachung.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe
Frage 101 des Abgeordneten Dr. Hupka auf:

die

Kann die Bundesregierung bekanntgeben, an wen in der
Volksrepublik Polen sich Aussiedlungswillige wenden konnen,
deren Antrdge erneut auf Ablehnung stofen oder die Schikanen
wie Arbeitsplatzverlust unterworfen werden?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretédr beim
Bundesminister des Auswartigen: Zwischen dem
Deutschen und dem polnischen Roten Kreuz ist Ende
Januar in Warschau abgesprochen worden, dafi die
polnischen Behorden im Falle einer Ablehnung von
Aussiedlungsantrigen an das polnische Rote Kreuz
berichten. Dem polnischen Roten Kreuz liegt ein
Vorschlag des Deutschen Roten Kreuzes vor, wonach
jeder Fall einer Ablehnung durch je einen Sach-
verstdndigen der beiden Rot-Kreuz-Gesellschaften
erortert werden soll. Es kann davon ausgegangen
werden, dafl das polnische Rote Kreuz einem solchen
Verfahren zustimmt.

Bei den vorgenannten Warschauer Rot-Kreuz-Be-
sprechungen ist von polnischer Seite auch zuge-
sichert worden, dafl die Antragsteller kiinftig nicht
mehr, wie das frither einmal der Fall war, irgend-
welchen Behinderungen, insbesondere keinem Ar-
beitsplatzverlust, ausgesetzt sein werden.

Dr. Hupka (SPD): Herr Staatssekretar, sehen
Sie eine Mdglichkeit zu erreichen, daBl hier in der
Bundesrepublik jemand Falle berichten kann, in
denen derartige Arbeitsplatzverluste oder niedrigere
Einstufungen am Arbeitsplatz auftraten?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister des Auswértigen: Herr Abgeord-
neter, diese Mdglichkeit ist gegeben und wird wahr-
genommen. Allein der Briefeingang iber solche
Falle gibt uns dartiber Aufkldrung. Aber das Deut-
sche Rote Kreuz wiirde sicher nicht zdgern, uns
ebenfalls die Hinweise zuzuleiten. Dies wird das
Deutsche Rote Kreuz auch tun.

Dr. Hupka (SPD): Ist es richtig, aus Ihrer In-
formation zu schliefien, daB, je mehr Zeit seit dem
7. Dezember verstrichen ist, um so weniger Falle
von Schikanen und Arbeitsplatzverlusten bekannt-
geworden sind?

Moersdh, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Wenn es sich um
Arbeitsplatzverluste bei fritheren Antragstellern
handelt, handelt es sich um die Zeit vor der Unter-
zeichnung des deutsch-polnischen Vertrags. Falle
dieser Art sind mir aus diesem Jahr jetzt im ein-
zelnen nicht gegenwartig.

Vizepriasident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Bartsch (SPD): Herr Staatssekretar, ist der Bun-
desregierung bekannt, daB viele Deutsche aus Angst
vor moglichen Arbeitsplatzverlusten den Antrag
auf Aussiedlung auch in letzter Zeit gar nicht erst
gestellt haben?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, es ist unmoglich, die Frage jetzt zu beantwor-
ten. Denn die Aussiedler selbst wissen unter Um-
standen noch gar nicht, welche Art ihres Antrags
jetzt beflirwortet worden ist. Wir sind in der Pri-
fung dieser Frage. Wir werden auch Gelegenheit
haben, das Thema auf einer Sitzung des Auswar-
tigen Ausschusses noch einmal zu erdrtern; wir
haben es gestern Ubrigens getan.

Vizeprasident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage.

Bartsch (SPD): Herr Staatssekretar, was kann
die Bundesregierung dagegen unternehmen, dafB in
Teilen der polnischen Presse eine Stimmung gegen
die Aussiedlung der Deutschen erzeugt wird?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Die Bundesregie-
rung bemiiht sich, in Gesprdchen mit den zustdndi-
gen polnischen Stellen etwaigen einseitigen Darstel-
lungen entgegenzuwirken. Ich mdchte aber nicht
versaumen, darauf hinzuweisen, daBl auch jeder Ab-
geordnete etwa im Gesprach mit polnischen Kollegen
Gelegenheit hat, das zu tun, falls ihm solche ekla-
tanten Falle bekanntwerden sollten.

Vizeprasident Dr. Schmid: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Czaja.
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Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
wirden Sie bestdtigen, daB sich bei der Weiterbe-
handlung abgelehnter Antrage auf Familienzusam-
menfihrung das Fehlen vertraglicher Abmachungen
bei der Obhutspflicht, die die Bundesregierung ge-
geniiber deutschen Staatsangehoérigen hat — nach
Auskunft des Herrn Bundesinnenministers steht
seine Abteilung fiir Staatsangehorigkeits- und Ver-
fassungsiragen auf dem Standpunkt, daB es sich
um deutsche Staatsangehorige handelt —, schadlich
auswirkt? Und will sich die Bundesregierung um
solche vertragliche Abmachungen bemiihen?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich bin gern bereit, die Staatsangehérigkeitsfra-
gen zu erortern, obwohl sie in diesem Fall nicht zur
Debatte stehen. Aber ich bin nicht bereit, Thnen zu-
zugestehen, was in Threr Frage unterschwellig ent-
halten sein konnte, daB die Bundesregierung etwa
versdumt habe, ein gegenseitiges Abkommen tber
diese Frage zu schlieBen. Ich muB hier mit allem
Nachdruck darauf hinweisen, daB die Bundesregie-
rung im deutsch-polnischen Verhdltnis eine Lage
vorgefunden hat, fiir die sie jedenfalls nicht verant-
wortlich gemacht werden kann,

(Beifall bei den Regierungsparteien)

sondern die von Kréaften hervorgerufen worden ist,
die das deutsche Volk insgesamt ins Unglick ge-
stiirzt haben.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Marx.

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Da wir
bisher, Herr Staatssekretdr, davon ausgehen muB-
ten, daB die Grundlage dieser gesamten Diskussion,
namlich die Information der polnischen Regierung,
in Polen selbst nicht bekannt ist, frage ich, ob es zu
diesem Punkt etwas Neues gibt.

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswirtigen: Herr Abgeordne-
ter, wir prifen im Augenblick die Frage, wie weit
der Bekanntheitsgrad der Information inzwischen
gediehen ist und wie korrekt sie dort bekannt ist.
Uns sind Nachrichten dartber zugegangen, daB jetzt
zum erstenmal auch in Polen selbst eine Veroffent-
lichung erfolgt sei. Aber ich kann es Thnen jetzt
nicht mit Datumsangabe bestatigen. Es handelt sich
nach unseren Nachrichten um eine Wochenzeitung,
die in einer Auflage von 80 000 erscheint.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe die
Frage 102 des Abgeordneten Dr. Marx (Kaiserslau-
tern) auf:

Hat die Bundesregierung in der jungsten Zeit AnlaB gehabt,
unseren amerikanischen Verbiindeten deutlich zu machen, dal}
die Ansicht, der Unterschied zur sowjetischen Intervention in
der CSSR bestehe unter dem Gesichtspunkt der Machterhaltung
der Fihrungsmaéachte doch nur darin, daB bei uns die alliierten
Truppen da sind, wahrend sie bei der CSSR erst einmarschieren
mubBten, nicht mit ihrer Auffassung von der notwendigen An-
wesenheit amerikanischer Streitkrdafte in der Bundesrepublik
Deutschland Ubereinstimmt?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, ich beantworte die Frage wie folgt. Der Bun-
desminister des Auswadrtigen hat nach Rucksprache
mit dem Herrn Bundeskanzler am 3. Marz 1971 fol-
gende Erkldarung abgegeben — ich zitiere —:

Die Zugehoérigkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land zum westlichen Verteidigungsbtndnis be-
ruht auf ihrem freien Entschluff. Die Présenz
verbiindeter Truppen auf unserem Territorium
garantiert zusammen mit unseren eigenen Ver-
teidigungsanstrengungen unsere Sicherheit und
damit unsere freiheitlich-demokratische Lebens-
form. Eine andere Deutung der Anwesenheit
verbiindeter Truppen in der Bundesrepublik ist
abwegig. Unsere Zugehdrigkeit zum Biindnis ist
die Grundlage unserer AufBlenpolitik. Nur im
Zusammenwirken mit unseren Biindnispartnern
kann die Bundesrepublik zur Entspannung bei-
tragen, die sich alle Partner zum Ziel gesetzi
haben.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr
Staatssekretdr, ich komme auf den ersten Teil mei-
ner Frage zuriick. Hat also die Bundesregierung zu
dieser von lhnen eben vorgetragenen Erkldrung
etwa dadurch AnlaB gehabt, daB in dem Wahlkampf
in Schleswig-Holstein von dem dortigen Kandidaten
fir das Ministerprasidentenamt in einer fir meine
Begriffe ganz unglaublichen Weise die Anwesenheit
der amerikanischen Truppen und der Truppen der
anderen Verblindeten herabgesetzt worden ist?

Moersch, Parlamentarischer Staalssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, aus der Mitteilung des Datums, die ich hier
gemacht habe, geht hervor, daB es einen aktuellen
Grund fiir diese Erklarung gegeben hat. Sie haben
eben auf diesen Zusammenhang hingewiesen. Ich
betone noch einmal, daB diese Erkldrung, die der
Bundesminister abgegeben hat, zeitlich nach dem
Interview liegt, das Sie eben angezogen haben. Ich
darf aber auch darauf hinweisen, daB im Einverneh-
men mit dem Interview-Partner das Présidium der
Sozialdemokratischen Partei eine klarende Stellung-
nahme abgegeben hat, in &hnlichem Sinne, wie das
in der von mir zitierten Erkldrung des Bundes-
ministers geschehen ist, und zwar mit Zustimmung
des Betroffenen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Letzte Zusatzfrage.

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr
Staatssekretdr, stimmen Sie mit mir darin iiberein,
daB AuBerungen dieser Art, die dann durch amtliche
Stellungnahmen der Bundesregierung abgedeckt und
korrigiert werden miissen, in den angesprochenen
Landern und deren Bevolkerung den Eindruck ent-
stehen lassen miissen, daf} in diesem Lande eine ge-
wisse antiamerikanische Kampagne bis in die Spit-
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Dr. Marx (Kaiserslautern)
zen und zu denjenigen gedrungen ist, die nach hoch-
sten Amtern streben?

(Abg. Haase [Kassel]: Die sitzen drin!)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeord-
neter, ich kann lhnen nicht zustimmen, wenn Sie
glauben, daB hier eine antiamerikanische Kampagne
stattfinde oder von dieser Seite ausgehe. Der Wort-
laut des Interviews und der Wortlaut des ganzen
Vorgangs zeigt, daB es sich in der Tat um eine miB-
verstandliche AuBerung handelt, daB aber jedenfalls
keine antiamerikanische Spitze beabsichtigt gewesen
sein kann. Das geht auch aus der anderen von mir
zitierten Erklarung hervor. Ich halte es nicht fir
zutrdglich, wenn in diesem Hause AuBerungen von
Personen, die nicht dem Hause angehoren, zum An-
laB genommen werden, um etwa zwischen den Biind-
nispartnern Schwierigkeiten zu machen.

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern}: Meine Ab-
sicht war eine ganz andere, Herr Staats-
sekretar! Eine unerhdrte Art von Antwort!)

Vizepridsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Her:
Abgeordneter.

Anbuhl (SPD): Herr Staatssekretdr, sind Sie mit
dem schleswig-holsteinischen Landesvorsitzenden
der FDP, Herrn Ronneburger, und mir der Meinung,
daB das Steffen-Interview verkirzt und verfalscht
dargestellt worden ist und deswegen diese offent-
liche Wirkung erzeugt hat?

{Abg. Haase [Kassel]: Die Journalisten sind
schuld!)

|

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim |

Bundesminister des Auswadrtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich habe hier iiber Kirzungen und Anderungen
keine Erklarungen abzugeben. Das Interview steht
hier nicht zur Debatte. Es ging vielmehr um eine
Frage des Abgeordneten Marx, in der nicht auf das
Interview Bezug genommen war. Da ich selbst
Journalist bin, weiB ich selbstverstandlich, wie
manchmal Nachrichten zustande kommen.

(Abg. Wehner: Hort! Hort! — Lachen bei
der CDU/CSU.)

Vizeprasident Dr. Schmid: Zusatzfrage,
Aigner.

(Abg. Haase [Kassel]: Wenn das Auswadr-
tige Amt immer so reagierte, dann gnade
uns Gott!)

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
kénnen Sie sich wenigstens zu der AuBlerung durch-
ringen, daB solche AuBerungen, ganz gleich in wel-
cher Form sie getan wurden, auf jeden Fall schdd-
lich fiir das Verhaltnis zu unseren Bindnispartnern
sind?

(Abyg. Wehner: Und wer sie macht, ist ein
Schéadling!)

6303

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich kann mich zu der AuBerung durchringen, daf3
es eine Menge AuBerungen in Wahlkdmpfen gibt,
die etwa auch im ,Bayern-Kurier” stehen, die dem
Biindnis nicht zutraglich sind.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Es ist kein Privileg einer ganz bestimmten Gruppe,
in Deutschland solche Auflerungen zu machen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Meine Damen und
Herren, Fragen, die sich ausschlieBlich darauf bezie-
hen, wie die Regierung ein Verhalten bewertet, sind
nicht zuldssig. Ich lasse solche Fragen nicht mehr
zU.

Bitte, Ihre Frage!

Engholm (SPD): Herr Staatssekretdr, konnten
Sie sich zu der AuBerung durchringen, daff mit die-
ser vielfach inkriminierten AufBerung eines be-
kannten schleswig-holsteinischen SPD-Politikers zu-
gleich auch eine der unangenehmsten und weitrei-
chendsten Diffamierungskampagnen gegen einen
SPD-Politiker stattgefunden hat?

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Herr Abgeordne-
ter, ich habe nicht die Absicht, hier irgendwelche
Bewertungen in irgendeiner Richtung — —

{Zurufe von der CDU/CSU.)

Vizepridsident Dr. Schmid: Herr Staatssekre-
tir, diese Frage ist nicht zuldssig. Sie brauchen sie
nicht zu beantworten.

Herr Abgeordneter Czaja!

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdar, kon-
nen Sie sich jetzt in dieser Frage zur Beantwortung
der Frage durchringen, daf diese AuBerung, nach
der Herr Dr. Marx gefragt hat und die in der Frage-
stunde zur Debatte steht und nicht andere Wahl-
kampfauBerungen, schadlich ist?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: Ich verstehe den
Sinn der Frage nicht. Ich habe niémals behauptet,
daB die Frage, die Herr Dr. Marx gestellt hat, schad-
lich sei, sondern daB es sich um eine Frage handelte,
die berechtigt ist.

Vizepriasident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter
Czaja, ich habe soeben gesagt — —

(Abg. Dr. Czaja: DaB diese AuBerung, nach

der hier gefragt worden ist, fir das deutsch-

amerikanische Verhaltnis schadlich ist und
nichts anderes!)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister des Auswartigen: Nein, Herr Ab-
geordneter, — —

(©)
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Vizeprdsident Dr. Schmid: Herr Staatssekre-
tar, Sie brauchen die Frage nicht zu beantworten,
sie ist unzuldssig.

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Sie miis-

sen das Protokoll noch einmal nachlesen,

Herr Moersch! So kénnen wir es nicht ma-
chen!)

Frage 103 des Abgeordneten Dr. Marx:

Teilt die Bundesregierung die Uberzeugung, daB realiter un-
ter den Bedingungen des Deutschlandvertrags bisher eine Poli-
tik der Friedenssicherung und Bewahrung der ireiheitlichen
Demokratie betrieben worden sei und nicht nur das gegeben
sei, was moderner Faschismus genannt werden kann?

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Auswartigen: In der Antwort
auf die GroBe Anfrage der Fraktionen der SPD und
FDP, Drucksache VI/1728, hat die Bundesregierung
am 26. Januar 1971 folgendes erklart:

Die Atlantische Allianz beruht auf der Ge-
meinsamkeit der Sicherheitsinteressen ihrer
Mitglieder. Stdandiges und gemeinsames Bemii-
hen der Mitglieder der Allianz um die Aufrecht-
erhaltung ihrer Verteidigungsfahigkeit sind
notwendig, um die Sicherheit zu gewdhrleisten.
Ein stabiles politisches und militarisches Krafte-
verhdltnis in Europa ist gleichzeitig Vorausset-
zung einer erfolgversprechenden Politik der
Verstandigung und Entspannung in Europa.

Diese Auffassung der Bundesregierung ist den Ver-
einigten Staaten und den iibrigen NATO-Partnern
bekannt. Es gibt keinen AnlaBl zu der Annahme, daB
bei unseren Verbiindeten irgendwelche Zweifel an
dieser eindeutigen Haltung der Bundesregierung be-
stehen.

Vizeprisident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr
Staatssekretdr, da ich den Zusammenhang zwischen
IThrer Antwort und meiner Frage wirklich nicht ver-
stehe, muB ich versuchen, ihn durch eine Zusatzfrage
zu erhellen. Ich habe gefragt, ob die Bundesregie-
rung die Uberzeugung teilt, daB — und hier sind die
Anfihrungszeichen weggelassen — realiter unter
den Bedingungen des Deutschland-Vertrags bisher
eine andere Politik betrieben worden ist als die —
jetzt gehe ich auf den Autor dieser Sache ein —, von
der Herr Steffen gesprochen hat, ndmlich daB es sich
hierbei um einen ,modernen Faschismus” handle.
Teilen Sie diese Uberzeugung von Herrn Steffen?

(Abg. Wehner: Das ist Ihre Erfindung! —
Bundeskanzler Brandt: Quatsch!)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister des Auswadrtigen: Herr Abgeord-

neter, ich habe den Standpunkt der Bundesregie- :‘

rung in dieser Sache mitgeteilt.
(Abg. Wehner: Lesen Sie es doch nach!)

Es kann nicht meine Aufgabe sein, zu einer Ange-
legenheit, von der Sie jetzt in Threr Zusatzfrage
gesprochen haben

(Abg. Wehner: Sehr gut!)

und von der in der Frage keine Rede war, Stellung
zu nehmen oder Uber Dritte irgendwelche Bewer-
tungen abzugeben. Zu diesem Zweck miuBten wir
gemeinsam die Dokumente priifen. Ich habe hier
den Standpunkt der Bundesregierung mitzuteilen;
den habe ich lhnen mitgeteilt. Dieser Standpunkt der
Bundesregierung wird durch niemanden relativiert.

Vizeprasident Dr. Schmid: Noch cine Zusatz-
frage, Thre letzte.

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr
Staatssekretdr, stimmen Sie dann zumindest mit mir
in der Uberzeugung Uberein, dal man sich bei der
Bewertung der Moglichkeiten und Notwendigkeiten
unserer Politik auf der Grundlage des Deutschland-
Vertrags Begriffe wie ,Faschismus” oder ,Kommu-
nismus”

(Abg. Dr. Apel: ,Ausverkauf"!)

oder ,Radikalismus”
(Abg. Schulte [Unna]: ,Landesverrat”!)

nur dann bedienen sollte, wenn man auch uber die
Moglichkeit verfligt, Beweise beizubringen?

(Abg. Wehner: Sie werden angestellt, um
das abzuhaken, damit das auch eingehalten
wird! — Weitere Zurufe von der SPD und
Gegenrufe von der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Marx [Kaiserslautern]: Wir sprechen noch
dariber, Herr Wehner!)

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister des Awuswaértigen: Herr Abgeord-
neter, wir sind in dieser Frage sicherlich nicht ver-
schiedener Meinung. Ich stimme mit Thnen vollig
darin tberein, daB Politiker Begriffe vorsichtig und
abgewogen gebrauchen sollten.

(Abg. Dr. Apel: Sehr gut!)

Aber ich mochte hinzufligen, daBl das fur alle poli-
tisch Tatigen gilt, soweit sie sich als Demokraten
bezeichnen, und daB mich Vokabeln, die ich von
anderer Seite in diesem Zusammenhang hore, sehr
unangenehm an bestimmte Vokabeln antidemokra-
tischer Krafte in der Weimarer Republik erinnern.

(Beifall bei den Regierungsparteien.
Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: So ist es!
Das war der Grund fiir meine Frage!)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Frage ist be-
antwortet.

Wir kommen zum Geschaftsbereich des Bundes-
ministers flir Wirtschaft. Frage 21 des Abgeordneten
Dr. Aigner:

Halt die Bundesregierung dic aus Grunden der Geldwertstabi-
lisiecrung notwendigen RestriktionsmaBnahmen der Deutschen
Bundesbank (hohe Zinsen, hohe Mindestrescrven) fir wetthe-
werbsncutral gegeniiber den einzelnen Bankgruppen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege
Aigner, sind Sie damit einverstanden, daB ich Ihre
beiden Fragen gemeinsam beantworte?

(Abg. Dr. Aigner: Jal)
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Vizeprasident Dr. Schmid: Dann rufe ich noch
die Frage 22 des Abgeordneten Dr. Aigner auf:

Beginstigen die relativ hohen Devisenzufilisse nicht einzelne

Bankgruppen mehr als andere, und ist die Bundesregierung

nicht der Ansicht, daBl hier ein Liquidititsausgleich innerhalb
der Bankwirtschafl hergestellt werden miiBBte?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fur Wirtschaft: Grundsatzlich
kann die Bundesbank aus konjunkturpolitischen und
gesetzlichen Griinden nur global handeln. Ich gebe
zu, daB in der ersten Phase Bankengruppen mit
internationalen Verflechtungen und GroBkunden
gewisse Vorteile haben. Auf der anderen Seite fin-
det aber in der zweiten Phase auch ein Ausgleich
iiber den allgemeinen Geldmarkt statt.

(Abg. Dr. Aigner: Ist das die Antwort auf
meine beiden Fragen?)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Dei beiden Fragen
sind beantwortet. Haben Sie Zusatzfragen?

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Prasident,
zweite Frage ist nicht beantwortet.

die

Rosenthal, Parlamentarischer
beim Bundesminister fiir Wirtschaft:
Kollege! Sie haben gefragt, ob die relativ hohen
Devisenzufliisse einzelne Bankengruppen begilinsti-
gten. Ich habe zugegeben, daBl das in der ersten
Phase der Fall ist, ndmlich bei Banken mit inter-
nationalen Verflechtungen bzw. liber GroBkunden.
Ich habe aber hinzugefiigt, daB sich das in der zwei-
ten Phase ausgleicht.

Staatssekretdr

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatztrage.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
sind Sie nicht der Meinung, daB bei dem zweiten
Verteilungsvorgang zumindest der Rahm von den
GroBbanken bereits abgeschopft ist?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Ich habe Thre
Frage akustisch nicht ganz verstanden.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Sind Sie nicht der Mei-
nung, daB bei der volkswirtschaftlichen Verteilung
dieser Kreditmittel zumindest der Rahm von den
GroBbanken bereits abgeschopft ist?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege
Aigner, die Bundesbank hat darauf hingewiesen,
daB andererseits gerade die iibrigen Banken in der
letzten Zeit eine sehr viel groBere Kreditexpansion
gehabt haben.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, lhre
letzte.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, ist
nicht zu befiirchten, daB die anderen mittelstdndi-
schen Kreditinstitute, die nicht im Exportgeschaft

Doch, Herr |

stehen, wegen des groBen Umfangs des Auslands-
geschiafts der GroBbanken ihren Kunden schlechtere
Kreditkonditionen anbieten missen, weil sie ein-
fach nicht wettbewerbsfahig sind?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Abgeord-
neter, ich glaube, Thr Urteil ist hier etwas tiberzogen.
Ich habe Ihnen ja zugegeben, daB die GroBbanken
einen gewissen initialen Vorteil haben.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Darf ich noch eine Zu-
satzfrage stellen?

Vizepradsident Dr. Schmid: Sie haben noch
eine Zusatzfrage.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Es sind zwei Fragen im
Zusammenhang.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich wei8, Sie haben
aber schon drei gehabt.

Dr. Aigner (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, was
gedenkt die Bundesregierung von sich aus zur Siche-
rung des Geldwertes zu tun, damit die Bundesbank
in die Lage versetzt wird, ihre fast ausschlieBlich zu
Lasten des gewerblichen Mittelstandes gehende
restriktive Kreditpolitik aufzulockern? Denn das
steht ja hier unmittelbar miteinander in Verbindung.

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Thre heroische

i Stabilitdtspolitik nach allen Seiten fortzufiihren,

Herr Abgeordneter.

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie hero-
isch gesagt? — Abg. Dr. Aigner: Ich werte

das als Ironie! — Abg. Dr. Marx [Kaisers-

lautern]: Ausdruck aus der germanischen

Heldensage! — Weitere Zurufe von der
CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Wird noch eine
Zusatzfrage gestellt? — Die Frage ist beantwortet.

Frage 23 des Herrn Abgeordneten Meister:

Ist der Bundesrcgicrung bekannt, welche Gesamtsumme sich
errechnen laft, die die DDR daraus zicht, daB sie als SBZ des
ehemaligen Decutschen Reichs die Vorteile der EWG genieft?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Abgeord-
neter, die Bundesregierung hat bereits in der Presse-
mitteilung des BMW vom 1. Juli 1970 erklart, daB
die von mehreren privaten Seiten vorgenommenen
Schiatzungen {iber die mutmaBlichen Vorteile der
DDR im innerdeutschen Handel hypothetischen Cha-
rakter haben. Die Schdatzungen haben das auch nicht
verschwiegen, sondern auf analytischen Schwierig-
keiten eines solchen Unterfangens ausdricklich hin-
gewiesen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.
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Meister (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, welche
Vorstellungen hat die Bundesregierung in dieser
Frage, wenn gegebenenfalls die deutschen Ostver-
trage zum Tragen kommen? Werden sich da erheb-
liche Anderungen ergeben?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fir Wirtschaft: Herr Kollege,
wenn die deutschen Ostvertrdage zur Geltung kom-
men, wird sich an der Stellung der DDR mit den Vor-
teilen innerhalb der EG dadurch nichts dndern.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Letzte Zusatzfrage.

Meister (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ist die
Bundesregierung bereit, in dieser ohne Zweifel
schwierigen Frage einmal mit den zustdndigen Gre-
mien der Europaischen Gemeinschaften diese Dinge
zu erdrtern und mir dann die Auffassung dieser
Gemeinschaften mitzuteilen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege,
die Kommission der Europaischen Gemeinschaft ist
bereits gefragt worden — und zwar von dem Hollan-
der Vredeling — und hat eine sehr positive Antwort,
die durchaus meiner hier gegebenen entspricht, ge-
geben.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Frage ist be-
antwortet.

Die Fragen 24 und 25 werden auf Wunsch des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten
werden als Anlagen abgedrudkt.

Frage 26 des Herrn Abgeordneten Zander:

Ist es gewahrleistet, da das Bundeskartellamt gegen Formen
der Karteltbildung ohne schriftliche Absprachen — auch nach
dem Urteil des Bundesgerichtshofs im ,Teerfarbenfall” wirk-
sam einschreiten kann?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fir Wirtschaft: Herr Kollege
Zander, bereits der derzeitige § 1 ist nicht auf schrift-
liche Kartellvertrage beschrankt; auch mindliche
oder stillschweigende Abkommen konnen Vertrage
sein. Ich gebe lhnen naturlich zu, daB diese schwer
zu beweisen sind.

Vizeprasident Dr. Schmid: Frage 27 des Herrn
Abgeordneten Zander:

Welche Konsequenzen will die Bundesregierung aus dem o. a.
Urteil des Bundesgerichtshofs hinsichtlich der Novellierung des
Gesetzes gegen Wettbhewerbsheschrankungen ziehen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretdr
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege,
wahrend der parlamentarischen Behandlung der No-
velle wird sicher auch die Frage einer Erweiterung
des Kartellverbots des § 1 nochmals eine Rolle spie-
len. In jedem Falle ist auch eine Verbesserung der
Eingriffsbefugnis gegen abgestimmtes Verhalten
durch eine Verschdarfung des § 22 gegeben, namlich
durch die Mifbrauchsaufsicht gegeniiber Oligopolen.
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Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Zander (SPD): Herr Staatssekretdar, wie beurtei-
len Sie die Rechtslage, die nach diesem Urteil in der
Bundesrepublik entstanden ist, im Verhdaltnis zum
Art. 85 des EG-Vertrages, in dem bereits abge-
stimmte Verhaltensweisen fir unzuldssig erklart
werden?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege,
das Urteil als solches steht nicht im Gegensatz zum
Art. 85, da es sich ja hier um innerdeutsche Belange
handelt. Der Sachverhalt allerdings, der in dem
Urteil angegriffen ist, ist gegen den Artikel gerich-
tet und bereits Basis eines BuBigeldverfahrens.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Frage ist be-
antwortet.

Ich rufe die Frage 28 des Herrn Abgeordneten
Vogt auf:

Teilt die Bundesregierung die in der Cffentlichkeit vielfach
geduBlerte Ansicht, daB auf Grund des sogenannten Teerfarben-
Urteils kiinftig das Kartellamt einen wesentlichen Teil seines
gesetzlichen Auftrags, den Wettbewerb durch Verhinderung von
Kartellabsprachen zu schitzen, nicht mehr erfiillen kann, wenn
nicht durch Aufnahme der abgestimmten Verhaltensweise in den
§ 1 des Gesetzes gegen Wetthewerbsbeschrankungen vom Ge-
setzgeber die Rechte des Kartellamts verbessert werden?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fur Wirtschaft: Herr Kollege
Vogt, im Rahmen der Gesetzgebung von 1957 ist das
Kartellamt auch heute noch einsatzfahig; denn die
abgestimmte Verhaltensweise, von der Sie sprechen,
war vom damaligen Gesetzgeber nicht beabsichtigt
oder nicht gesehen worden. Aus heutiger Sicht ist
das abgestimmte Verhalten natiirlich keine heilige
Kuh. Ich habe bereits dem Kollegen Zander gesagt,
daB es noch offen ist, ob im Rahmen der Behandlung
dieser Kartellgesetznovelle im Parlament diese Fra-
ge noch einmal hochkommt.

Vizeprasident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, wird die
Bundesregierung bei der Novellierung des Gesetzes
gegen wettbewerbsbeschrankende MafBnahmen den
§ 1 so neu formuliert vorschlagen, dafl abgestimmte
Verhaltensweisen zuklnftig unter die Aufsicht des
Bundeskartellamts fallen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege
Vogt, diese von Thnen angeschnittene Frage ist in
der Diskussion zwischen den Experten der Fraktio-
nen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu-
satzfrage.

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, ist Ihnen
bekannt, da das Bundeskartellamt in einer Presse-
information die Befiirchtung geduBert hat, daB das
Amt nach dem Teerfarben-Urteil einen wesentlichen
Teil seines Auftrages nicht mehr erfillen kann?
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Rosenthal, Pariamentarischer Staatssekretar
beimn Bundesminister fir Wirtschaft: Herr Kollege,
das ist mir bekannt. Ich habe in der vorigen Ant-
wort aber schon gesagt: im Rahmen der Gesetzge-
bung von 1957 hat sich nichts gedandert. Es ist den
Kollegen hier im Parlament unbenommen — es ist
sogar erwlnscht -— in den Beratungen uber die
Kartellgesetznovelle dafiir Sorge zu tragen, dafl aus
diesem Wachhund des Wettbewerbs kein zahnloser
Zerberus wird.

(Abg. Vogt meldet sich zu einer weiteren
Zusatzfrage.)

Vizepridsident Dr. Schmid: Sie haben keine
Frage mehr.

Frage 29 des Abgeordneten Vogt:

Sieht die Bundesregierung auf Grund des sogenannten Teer-
farben-Urteils in der Novellierung des § 1 des Gesetzes gegen
Wetthewerbsbeschrankungen ein dringendes wetthewerbspoliti-
sches Anliegen, oder denkt sie daran, durch Anderung anderer
Paragraphen des genannten Gesctzes Konsequenzen aus dem
Urteil zu zichen?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister flir Wirtschaft: Herr Abgeord-
neter, ich glaube, ich habe diese Frage durch einen
Hinweis auf die Verstirkung des § 22 — Mif-
brauchsaufsicht — ausfiihrlich beantwortet.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Vogt (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, darf ich
noch einmal auf die Wertung des Teerfarben-Urteils
durch das Bundeskartellamt zurickkommen. Kann
ich Thren Antworten entnehmen, dafl in dieser wett-
bewerbspolitischen Wertung des Teerfarben-Urteils
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Bundes-
wirtschaftsministerium und dem Bundeskartellamt
bestehien?

Rosenthal, Parlamentarischer Staatssekretar
beim Bundesminister fiir Wirtschaft: Herr Kollege
Vogt, ich mochte sagen, in der Auswertung des Teer-
farben-Urteils bestehen gewisse Unterschiede bei
allen an der Arbeit der Fusionskontrolle Beteiligten.
Ich habe versucht, auf einige dieser Unterschiede
hinzuweisen. Ich muBl von den Fragen ausgehen:
Wie ist das Gesetz, wie sollte es sein, und wie kann
man es andern?

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Frage ist be-
antwortet.

Geschaftsbereich des Bundesministers fiir Arbeit
und Sozialordnung, zuerst die Frage 37 des Abge-
ordneten Dr. GeBner. — Ist der Abgeordnete im
Saal? — Nein, Die Frage wird schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt.
Das gleiche gilt fir die Frage 38 des Abgeordneten
Dr. GeBner.

Fragen 39, 40 und 41. — Die Fragesteller haben
um schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt.

Frage 42 des Abgeordneten Dr. Hauff. — Ist der
Abgeordnete im Saal? — Der Abgeordnete ist nicht
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die
Antwort wird als Anlage abgedruckt.

Die Fragen 43 und 44 sind vom Fragesteller zu-
rickgezogen

Frage 45 des Abgeordneten Varelmann:

Wieviel Millionen DM betragen im Jahr die Belastungen, die
der Unfall-, Kranken- und Rentenversicherung sowie der Bun-
desanstalt fir Arbeit aus dem Stralenverkehr erwachsen?

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr
Kollege Varelmann, die Aufwendungen, die den
Unfall-, Kranken- und Rentenversicherungen sowie
der Bundesanstalt fir Arbeit durch Unfille im Stra-
Benverkehr entstehen, werden nicht getrennt er-
faBt. Lediglich fir die gesetzliche Unfallversicherung
konnen Uberschldagig Zahlen geschdtzt werden. Auf
Grund einer besonderen Erhebung machte 1969 bei
den gewerblichen Berufsgenossenschaften die Zahl
der erstmals entschadigten Wege- und Dienstwege-
unfalle rund 25 v. H. der Gesamtzahl der erstmals
entschadigten Arbeitsunfdlle aus. Unterstellt man,
allerdings mit allem Vorbehalt, dal dieser Anteil
auch fiir die librigen Trager der gesetzlichen Unfall-
versicherung gilt, und wendet man ihn auf die Aus-
gaben an, so ergibt sich fiir die gesetzliche Unfall-
versicherung im ganzen ein Aufwand von 1,3 Mil-
liarden DM jdhrlich fiir Wege- und Dienstwege-
unfdlle. Fir Schdtzungen in anderen Bereichen lie-
gen keine Anhaltspunkte vor.

Im tibrigen hat der Gesetzgeber durch § 1542
RVO Vorsorge getroffen, dal die Versicherungstra-
ger durch den Ubergang von Schadensersatzansprii-
chen gegen Dritte, die bei StraBenverkehrsunfallen
verhdltnismidBig haufig sein dirften, entlastet wer-
den.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Varelmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
Ihren Ausfiihrungen ist zu entnehmen, dafl der
Stralenverkehr riesengroBle Lasten f{ir die Sozial-
versicherung mit sich bringt. Ware es deshalb nicht
angebracht, dafl die Stelle, die diese Lasten auslost,
tiber den Weg der Steuer zur Deckung dieser Lasten
mit herangezogen wiirde?

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister fir Arbeit und Sozialordnung: Herr
Kollege, ich habe schon darauf hingewiesen, dal3 die
Versicherungstrdger nach geltendem Recht bei Un-

fallen vielfach Schadensersatzanspriiche gegen Dritte

geltend machen konnen. Im lUbrigen geht Ihre Frage
nach der Erstattung der Aufwendungen aus Steuer-
mitteln — wenn ich das sagen darf -— iber den
Rahmen der urspriinglichen Frage hinaus. Ich habe
den Eindruck, Herr Kollege, dal Sie an eine Art
Sondersteuer denken, die erhoben werden sollte,
um Aufwendungen finanziell abzudecken, die ins-
besondere der Sozialversicherung durch StraBen-
verkehrsunfdlle entstehen.
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Vizeprdsident Dr. Schmid: Noch eine Zusatz-
frage.

Varelmann (CDU/CSU): In der kaiserlichen und
in der Weimarer Zeit deckte der Verkehr aus den
Uberschiissen der Eisenbahn etwa 10 %o des Haus-
halts. Das wiren nach heutigem Volumen etwa
10 Milliarden DM. Statt dessen belastet der Ver-
kehr heute den Bundeshaushalt, ohne allgemeine
Aufwendungen abzudecken. Ist das nicht zur Zeit
ein ungesundes Verhiltnis? Sollte man nicht priifen,
ob das erheblich gewachsene Verkehrsvolumen wie
in friheren Jahren zum Bundeshaushalt beitragen
kann?

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretir beim
Bundesminister fir Arbeit und Sozialordnung: Herr
Kollege, das ist eine verkehrspolitische Frage, die
wir hier im Zusammenhang der Auswirkungen auf
die Sozialversicherung schwerlich im einzelnen er-
ortern konnen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage |

mehr? — Dann ist die Frage beantwortet.

Die Frage 36 des Abgeordneten Berberich wird
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedrucdkt.

Wir kommen zum Geschéaftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. Ich rufe die Frage 46 des
Abgeordneten Dr. Jenninger auf:

H&lt es die Bundesregierung fir vertretbar, daBf Studierende
an hdéheren Fachschulen bzw. Fachhochschulen nach der Aus-
legung des § 12 Abs. 4 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes wahrend
des crsten Drittels jhrer Studienzeit zum Wchrdienst herange-
zogen werden konnen — somit aus dem angefangenen Studium

. herausgerissea werden — und daB damit begehrte Studien-
platze unbesetzt bleiben?

Herr Berkhan!

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Prasident,
Herr Kollege, gestatten Sie mir bitte, Ihre beiden
Fragen zusammen zu beantworten.

Vizepridsident Dr. Schmid: Wenn Sie ecinver-
standen sind, bitte! Dann rufe ich auch die Frage 47

auf:

Erwidgt die Bundesregierung eine Anderung des § 12 des
Wehrpflichtgesetzes dergestalt, daB wehrpflichtige Ingenieur-
studenten bzw. Studenten an hoheren Fachschulen und Fach-
hochschulen bis zur Beendigung ihres Studiums vom Wehrdienst
zuruckgestellt werden?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Die Einberufung
von Studierenden an héheren Fachschulen — kiinftig
Fachhochschulen — vor weitgehender Forderung
des Studiums entspricht den Bemithungen der Bun-
desregierung, ein Maximum an Gerechtigkeit durch
Gleichbehandlung aller Wehrpflichtigen zu errei-
chen. Studenten der Ingenieurschulen und kiinftigen
Fachhochschulen koénnen nicht bessergestellt wer-
den als alle tibrigen Studenten, d. h. eine Zuriick-
stellung fiir das Studium ist erst moglich, wenn min-
destens ein Drittel der erforderlichen Studienzeit

zurickgelegt ist.
liche Rechtsprechung bindend festgelegt. Die Bun-
desregierung beabsichtigt deshalb keine entspre-
chende Anderung der Zuriickstellungsvorschrift des
Wehrpflichtgesetzes, die zudem ihrer im WeiB-
buch 1970 verkiindeten Absicht zuwiderliefe, die
Zuriickstellungstatbestdnde des Wehrpflichtgesetzes
einzuengen.

Wenn durch die Einberufung von Ingenieurstu-
denten Studienplatze unbesetzt bleiben, so fallt das
nicht in die Verantwortung der Bundesregierung.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
ist Thnen eine kritische AuBerung aus dem Kultus-
ministerium in Hessen bekannt, nach der beispiels-
weise allein im Raum Hessen dadurch, daB mehr als
100 wehrpflichtige erstsemestrige Ingenieurschul-
studenten jetzt zum Wehrdienst eingezogen wer-
den, etwa 100 Studienpldatze fiir diese Studenten
nicht bentitzt werden konnen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Dr. Jen-
niger, ich habe so etwa in einer Zeitung gelesen,
wenn ich mich richtig erinnere. Aber das hessische
Kultusministerium oder die entsprechenden Behor-
den sind nicht an uns herangetreten. Ganz davon
abgesehen, konnte man voraussehen, daB diese
jungen Méanner zum Wehrdienst einberufen werden
Wenn sie dennoch fir das Studium angenommen
wurden und wenn sie selbst das Studium aufgenom-
men haben, geht das zu einem Teil auch zu ihren
eigenen Lasten.

Vizepridsident Dr. Schmid: Zusatzfrage.

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,

i wenn tatsdchlich Studienpléatze frei blieben, wiirde

das nicht auch ein gewisses offentliches Interesse
beriihren, und miifte dann nicht eine andere Rege-
lung gefunden werden? Wéren Sie bereit, mir darin
zZuzustimmen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Dr.
Jenninger, ich wiirde Ihnen zustimmen. Sie wissen
ja, daB das Verteidigungsministerium, bevor das
hochstrichterliche Urteil vorlag, Ingenieurschulstu-
denten bis zum AbschluB des Studiums zuriick-
gestellt hat. Aber auch das Ministerium ist an Recht
und Gesetz und an rechtskraftige Urteile gebunden.
Wir konnen nicht tun, was wir wollen oder was wir
fiir richtig halten, sondern in diesem Staat gibt es
Gesetze und Auslegungen von Gesetzen.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich rufe die
Frage 48 des Abgeordneten Horn auf:
Welche Méglichkeiten sicht die Bundesregierung, von der

Bundeswehr im Rahmen der Ausbildung sinnvolle Arbeiten fir
Gemeinden und andere offentliche Einrichtungen, z. B. Planier-
arbeiten bei der Errichtung von Sportstdtlen, beim Wegebau, bei
Abbrucharbeiten, Sprengungen von Briicken usw., durchfithren
zu lassen?

Das hat auch die hochstrichter- (€
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Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Diirfte ich die
Fragen 48 und 49 beantworten?

Vizeprdsident Dr. Schmid: Bitte. Ich rufe also
noch die Frage 49 des Abgeordneten Horn auf:

Besteht die Moglichkeit, in besonders dringenden Fallen Hub-
schrauber der Bundeswehr zum Transport von Verletzten bei
Verkehrsunfdallen oder anderen Katastrophenfallen einzusetzen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesministe der Verteidigung: Die von Ihnen
genannten Tatigkeiten gehoren nicht zu den ge-
setzlichen Aufgaben der Bundeswehr. Im Interesse
der Ausbildung tbernimmt die Bundeswehr jedoch
hin und wieder solche Arbeiten. Allerdings kann
sie bei der Ubernahme von Arbeiten auf wirtschait-
lichem Gebiet nicht als Konkurrenz zu Betrieben
oder Unternehmen der Privatwirtschaft auftreten.
Sie wird daher nur dann tatig, wenn die zustédndige
Handwerkskammer oder Industrie- und Handels-
kammer gegen die Durchfiihrung solcher Arbeiten
durch die Truppe keine Bedenken geltend macht
und die Arbeiten die Ausbildung in der betreffen-
den Einheit wesentlich fordern. Bei dieser Sachlage
ist der Rahmen eng begrenzt, in dem die Bundes-
wehr fliir Gemeinden, Korperschaften und andere
otfentliche Cinrichtungen Arbeiten auf wirtschaft-
lichem Gebiet unternehmen kann.

Auch die Durchfithrung von Verletztentransporten
gehort nicht zu den der Bundeswehr gesetzlich Giber-
tragenen Aufgaben. Die Bundeswehr leistet aber
stets Hilfe, wenn die Lage es erfordert.

Vizeprasident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Horn (SPD): Herr Staatssckretdr, sind Sie nicht
der Meinung, daB die Ubernahme solcher Arbeiten
fir die Ausbildungsmoglichkeiten der Bundeswehr
effektiver ware, weil es sich nicht um fiktive
Arbeitsformen im Rahmen der Ausbildung handelt,
sondern um unmittelbare und echte Arbeiten, und
weil zugleich auch die Gemeinden und die o6ffent-
liche Hand Einsparungen erzielen konnten und
damit auBerdem ein Beitrag zu einer echten Inte-
gration von Bundeswehr und Gesellschaft geleistet
wirde?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, zu
dem letzten Teil lhrer Frage kann ich ja sagen.
Aber bei dem vorletzten Teil ibersehen Sie, daB
diese Leistungen, die durch die Bundeswehr er-
bracht werden, bezahlt werden miissen. Dariiber
hinaus mache ich Sie auf den ersten Teil meiner
Antwort zu der Hauptfrage, die Sie gestellt haben,
aufmerksam.

Vizepridsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage,
Herr Josten.

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, sieht
die Bundesregierung eine Moglichkeit, zur Beseiti-
gung von Westwallbunkern bzw. ehemaligen Be-
festigungen des Westwalls z, B. Pioniereinheiten

einzusetzen, da durch diese Arbeiten ja keine Kon-
kurrenz gegeniiber anderen Unternehmern entste-
hen wirde, weil solche Arbeiten gar nicht ausge-
schrieben bzw. frei vergeben werden?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Josten, ich glaube, Sie unterliegen einem Irrtum.
Auch wenn die Arbeiten nicht vergeben werden,
sind es Arbeiten, die vergeben werden konnten. Die
Unbedenklichkeitsbescheinigung der zustdndigen
Kammer mufB also erbracht werden. Dariiber hinaus
missen diejenigen, auf deren Geldnde der Banker
liegt, die Kosten fiir die Beseitigung aufbringen.
Diese Kosten sind gewaltig.

Vizeprasident Dr. Schmid: Kecine Zusatzfragen
mehr.

Ich rute die Frage 50 des Abgeordneten Jung auf:

Ist der Bundesregicrung bekannt, daB Marineoffiziere, welche
z. B. den QL-1-Lehrgang absolviert haben und mehrere Jahre
als Kommandanten auf Boolen der Bundesmarine eingesetzt
waren, fir ihre bei der Bundesmarine erworbencn Patente im
zivilen Bereich lediglich den Matrosenschein erhalten, und wird
dic Bundesregierung MaBnahmen ergreifen, um dic gegenseitige
Auerkennung von militdrischen bzw. zivilen Berochtigungen in
den Bereichen beschleunigt herbeizufiihren, dic der direkten
Bundeskompetenz unlerstehen?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretar beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Jung, die Bundesregierung hat die Frage, ob und
in welchem Umfang der Offizierlehrgang 1 auf das
fir die nautischen Laufbahnen gesetzlich vorge-
schriebene Studium angerechnet bzw. als Priifungs-
zeugnis anerkannt wird, in Verbindung mit den
Seefahrtschulen und Verbdnden sehr eingehend ge-
prift. Ebenso wurde gepriift, inwieweit eine Bord-
dienstzeit im Brickendienst und als Wachoffizier
bzw. Kommandant die fiir den Erwerb von nauti-
schen Patenten vorgeschriebene Seefahrtzeit erset-
zen kann. Die Bundesregierung hat dabei festge-
stellt, daB insbesondere die flir die Handelsschiff-
fahrt eigentiimlichen Fachgebiete — wie Ladungs-
dienst, Seemannschaft, Schiffahrtsrecht, Sanitdts-
dienst und Schiffsbetriebsflihrung sowie die astro-
nomische Navigation — im Offizierlehrgang 1 nicht
bzw. nicht im notwendigen Umfang der Ausbildung
im zivilen Bereich entsprechen. Somit ist fiir den
Erwerb des Patentes A 5 — jetzt: Nautischer Schiffs-
offizier auf Grofier Fahrt — eine zusatzliche Ausbil-
dung notwendig.

Die Seefahrtschulen sind grundsatzlich bereit,
eigene Sonderlehrginge f{iir Marineoifiziere oder
ehemalige Marineoffiziere einzurichten und Teilpri-
fungen vorzunehmen. Da in den zuriickliegenden
Jahren das Interesse dieses Personenkreises, ein
Zivilpatent zu erwerben, sehr gering war, ist es
bisher nicht zur Einrichtung derartiger Sonderlehr-
gange gekommen.

Unabhédngig davon prift der Bundesminister fiir
Verkehr zur Zeit, in welchem Umfang nach dem
Inkrafttreten der neuen Schiffsbesetzungs- und Aus-
bildungsordnung die Offiziersausbildung in der Ma-
rine auf die zivile Ausbildung angerechnet werden
kann und wie die erforderlichen zusatzlichen Aus-
bildungen zu gestalten sind.
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Ich darf Sie, Herr Kollege Jung, aber darauf hin-
weisen, daBl Marineoffiziere, die mindestens zwei
Jahre im Brickendienst verwendet wurden, auf An-
trag die Sondergenehmigung fir einen Einsatz als
3. Offizier auf Handelsschiffen fiir Studienreisen zum
Zwedke ihrer weiteren Ausbildung erhalten. Von
dieser Regelung wurde in den zurickliegenden Jah-
ren hdufig Gebrauch gemacht.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage.

Jung (FDP): Herr Staatssekretdr, hat die Bundes-
regirung erwogen, vorzusehen, daBl im Rahmen des
kinftigen Bildungs- und Ausbildungskonzeptes die
zuséatzlich erforderlichen Ausbildungen fiir die Han-
delsmarine bei der Offiziersausbildung gleich mit
erfolgen, so daB die uneingeschrdnkte Anerkennung
beim Uberwechseln in den zivilen Beruf moglich
wiare?

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretdr beim
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege
Jung, Sie wissen genauso wie ich, daBl noch nicht
einmal das endgiiltige Gutachten der Kommission
vorliegt. Vorerst gibt es ein Rahmengutachten als
.Kladde", wie es der Minister in der Diskussion im
Verteidigungsausschufl bezeichnete. Sie konnen also
von mir unmoglich erwarten, daBl ich sage, was nun
alles einbezogen wird, wenn die Ausbildung von
Soldaten endgiiltig geregelt wird.

Jedenfalls werden wir der nautischen Ausbildung
unserer Marineoffiziere einen Rang geben, der die-
ser Aufgabe entspricht.

Vizeprdsident Dr. Schmid: Die Fragestunde
ist beendet.

Ich rufe nunmehr, ehe wir nach der gedruckten
Tagesordnung verhandeln, die Zusatzpunkte zur
Tagesordnung auf, die auf die heutige Tagesordnung
gesetzt worden sind:

Erste Beratung des von den Abgeordneten
Wagner (Giinzburg), Dr. Schmitt-Vockenhau-
sen, Mertes und der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Anderung des Bundesministerge-
setzes

— Drucksache VI/1935 —

Die Fraktionen haben vereinbart, in erster Lesung
die Verweisung ohne Debatte vorzunehmen. Vorge-
schlagen sind der Innenausschufl als federfilhrender
und der HaushaltsausschuBl als mitberatender Aus-
schuB und gemaB § 96 der Geschaftsordnung. Ist das
Haus mit diesem Uberweisungsvorschlag einverstan-
den? — Ich hore keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen.

Damit kommen wir zum zweiten Zusatzpunkt:

Beratung des Antrages der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Einsatz der Ab-
stimmungsanlage

— Drucksache VI/1948 —

Auch hier haben die Fraktionen darum gebeten,
die Uberweisung ohne Aussprache vorzunehmen.
Als zustandig wird der Ausschufl fir Wahlprifung,
Immunitdat und Geschéaftsordnung vorgeschlagen. Ist
das Haus damit einverstanden? — Es erhebt sich
kein Widerspruch; es ist so beschlossen.

Ich rufe nunmehr Punkt 15 der gedruckten Tages-
ordnung auf:

Beratung des von der Bundesregierung be-
schlossenen Gesundheitsberichts

— Drudksache VI/1667 -
Das Wort hat Frau Minister Strobel.

Frau Strobel, Bundesminister fiir Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der Thnen vorliegende
Gesundheitsbericht findet ohne Zweifel das beson-
dere Interesse der Offentlichkeit. Immer noch und
immer wieder erkennen die Menschen, daB3 ihre Ge-
sundheit im Grunde eine der entscheidenden Vor-
aussetzungen fiir ein glickliches und erfiilltes Leben
ist. Aber jedermann weiBl auch, daB3 die Erhaltung
der Gesundheit bzw. die Wiederherstellung der Ge-
sundheit heute nicht allein von ihm selbst abhédngt,
und fordert deshalb zu Recht, daBl von den dafir
Verantwortlichen das Mégliche und das Notwendige
getan wird, um die Gesundheit aller zu schiitzen,
um die kranken Menschen zu pflegen und zu heilen.
Einiges kann hier die Gemeinschaft — und zwar mit
groBen Anstrengungen — sichern, anderes miissen
aber die Menschen selber tun.

Die Bundesregierung informiert in diesem Bericht
dariber. Ich meine, wir zeigen deutlich und eindring-
lich, daB zwar in dieser hochindustrialisierten Ge-
sellschaft flir die Gesundheit der Menschen viele —
und nicht kleine — Gefahren bestehen, daB aber
auch die Chancen fiir die Erhaltung der Gesundheit
und fur die Wiedergewinnung der Gesundheit im
Krankheitsfall noch nie so gro gewesen sind wie
jetzt.

Der Bericht enthalt nicht nur in dem so Uber-
schriebenen dritten Abschnitt eine relativ ausfiihr-
liche Bestandsaufnahme. Schon die Tatsache, daB
erstmalig ein solcher Bericht vorgelegt wird, hat es
erforderlich gemacht, weit auszuholen. Erst ein um-
fassender Uberblick, so meinen wir, iber die Ge-
gebenheiten ermoéglicht es, zukiinftige Erfordernisse
zu erkennen und zu planen. Diese Bestandsauf-
nahme, meine Damen und Herren, legt auch ganz
schonungslos Liicken in unserem Gesundheitswesen
offen dar und zeigt Mangel auf, die uns seit langem
beschéftigen.

Fast alle MaBnahmen auf dem Gebiete des Ge-
sundheitswesens erfordern gewill Geld. Dennoch er-
sparen vorbeugender Gesundheitsschutz und Ge-
sundheitsvorsorge eben auch viel Geld, und zwar
sowohl dem einzelnen wie auch der Volkswirtschaft.
Aber das groBte, wahrscheinlich sogar das zentrale
Problem ist, daB die Hilfe und Heilung fir kranke
und behinderte Menschen den Dienst vieler Men-
schen erfordern, die sich dieser Aufgaben anneh-
men. Dafiir gibt es keine einfachen Loésungen. Die-
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sem Problem des Gesundheitswesens mull unsere
groBte Sorge gelten,

Der Bericht macht deutlich, wie weitgespannt der
Aufgabenkreis Gesundheitspolitik heute und mor-
gen ist, wie differenziert aber auch diese gesell-
schaftspolitische Aufgabe gesehen werden mubB,
wenn wir den notwendigen und unerldBlichen Bei-
trag zur Weiterentwicklung der Gesellschaft leisten
wollen. Schon deshalb ist die Gesundheitspolitik
heute eine eigenstdndige politische Aufgabe gewor-
den. Diese Aufgabe ist indes so groB, so umfang-
reich und so vielfaltig, auch so verantwortungsvoll,
daB sie nur als gemeinsame Aufgabe aller erfolg-
reich realisiert werden kann. Nur wenn Bund, Lén-
der und Gemeinden dazu ihre Arbeit aufeinander
abstimmen und miteinander zusammenarbeiten und
nur wenn die Initiative und das Engagement der
freien Trager und Einrichtungen und der Berufe des
Gesundheitswesens mit wirksam werden und die Zu-
sammenarbeit zwischen Staat und freien Trdagern
getragen wird vom gegenseitigen Vertrauen, wird
der weitere Aufbau der Sicherung der Gesundheit
und der Hilfe bei Krankheit fir alle Glieder unserer
Gesellschaft befriedigend zu schaffen sein. Ebenso
unerlaBlich erscheint mir aber auch die verantwort-
liche Mitarbeit aller unserer Mitbiirger selber. Ihr
gesundheitliches Wohlergehen ist die Basis fiir die
wirtschaftliche und moralische Kraft unseres Ge-
meinwesens. Wahrend dem Staat die Verpflichtung
obliegt, alle dufieren Voraussetzungen zur Sicherung
der Gesundheit und damit zur vollen Entfaltung der
Personlichkeit jedes einzelnen Bilirgers zu schaffen,
steht es in der Verantwortung des einzelnen selber,
auch seinen Teil dazu beizutragen. Die Gesundheits-
politik darf diese Verantwortung nicht abbauen, son-
dern mubB sie zum Tragen bringen.

Die Bestandsaufnahme war auch noétig, um die
Daten und Leitlinien aufzuzeigen, an denen sich die
Gesundheitspolitik zu orientieren hat. Die Wand-
lungen der Welt, in der wir leben, die Anderungen
in der sozialbiologischen Struktur unserer Gesell-
schaft und nicht zuletzt auch die dynamische Ent-
widcklung der Medizin auf allen ihren Teilgebieten
haben dazu gefiihrt, daf wir uns einem stark ge-
dnderten Panorama der Krankheiten konfrontiert
sehen, daB der Stellenwert von Gesundheit und
Krankheit im Verstdndnis der Bevolkerung sich ge-
wandelt hat und daB dementsprechend auch die
Aufgaben und Prioritdten der Gesundheitspolitik ge-
sehen werden miissen.

Die grofien Aufgabenkomplexe vorbeugende Ge-
sundheitspflege und Gesundheitsvorsorge, Schutz
der Gesundheit und Wiederherstellung der Gesund-
heit, Hilfe und Heilung fiir Kranke und Behinderte
sind geblieben. Dabei wird die Priaventivmedizin in
der Daseinsvorsorge mehr und mehr Gewicht und zu-
nehmend neue Aufgaben bekommen.

Der Schutz der Gesundheit vor Umweltgefahren
hat als Aufgabe der Gemeinschaft und des einzel-
nen ebenfalls neuen Inhalt bekommen. Industriali-
sierung, Technisierung, Automation und auch Urba-
nisation bringen fiir uns alle Risiken mit sich. Wir
erleben eine Renaissance der allgemeinen, der Um-
welthygiene, die neben Diagnostik und Therapie,
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i Vorsorge und Rehabilitation wieder groBere Auf-
gaben und gedanderte Akzente bekommt.

Die nach Auffassung der Bundesregierung als
Schwerpunkte moderner Gesundheitspolitik anzu-
sehenden Aufgaben sind gleich vorn im Bericht
aufgefithrt. Lassen Sie mich jetzt nur auf die Auf-
gaben eingehen, die besonders aktuell sind. Mit der
wirtschaftlichen Sicherung unserer Krankenhduser
werden wir uns heute beim niachsten Tagesord-
nungspunkt noch zu beschidftigen haben. Ich kann
deshalb darauf verzichten, hier auf dieses Thema
naher einzugehen. Aber eines sei vorab festgestellt:

Der Panoramawandel der Krankheiten, der gedan-
derte Altersaufbau der Bevolkerung, der hohe per-
sonelle und apparative Aufwand und die Arbeits-
teilung in der Diagnostik und Therapie und schlieB-
lich auch die Lebenssituation der Familien haben zu
einer starken Verlagerung der medizinischen und
pilegerischen Versorgung ins Krankenhaus gefiihrt.
Der Bedarf an stationdren Krankenhausleistungen
hat sich vervielfacht. Um so wichtiger ist die Opti-
mierung der Krankenhausversorgung in organisato-
rischer, personeller und wirtschattlicher Hinsicht. Sie
sicherzustellen, ist eine offentliche Aufgabe. Diesem
Ziel dienen nicht allein die groBen Anstrengungen
von Landern, Gemeinden und Krankenhaustragern
und jetzt auch das von der Regierung vorgelegte
Krankenhausfinanzierungsgesetz, sondern auch der
Ausbau der Hochschulkliniken. Es wird ja oft nicht
daran gedacht, dafi der Bund im Rahmen der Hoch-
schulbauférderung dafiir erhebliche Betrdge zur Ver-
figung stellt. Allein 1970 waren es 231 Millio-
nen DM.

In engstem Zusammenhang damit muBl die allge-
mein- und die fachdarztliche Versorgung der Bevol-
kerung auBerhalb der Krankenhduser gesehen wer-
den. Die quantitative und die qualitative Sicherung
ihrer Leistungsfdhigkeit haben den gleichen Rang
wie die Sicherung der Krankenhausversorgung. In
der Reform der drztlichen Ausbildung ist das Bemii-
hen von Bund und Léndern deutlich geworden, zu-
sammen mit den Hochschulen die Arzte von morgen
noch mehr als bisher in einem rationellen Studien-
gang fir ihre neuen Aufgaben vorzubereiten.

Was nun das quantitative Problem der arztlichen
Situation angeht, so verdient der zur Zeit erst punk-
tuell, zundchst nur in landlichen und in Stadtrand-
gebieten auftretende Mangel an Arzten, insbeson-
dere praktischen Arzten, unsere grofite Aufmerk-
samkeit. Er ist ja auch wiederholt Gegenstand von
Miindlichen Anfragen hier im Hause gewesen. Da
fast 90 %o der Bevolkerung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung angehoéren, macht sich der regio-
nale Mangel an praktischen Arzten besonders bei
der kassendrztlichen Versorgung bemerkbar. Die
drztliche Selbstverwaltung ist — das wissen wir —
bemiht, zur Verbesserung und zur Sicherstellung
der ambulanten Versorgung der Bevolkerung neue
Wege zu beschreiten. Es werden Darlehen und Um-
satzgarantien gegeben. Neuerdings wird Gott sei
Dank die Bildung von Gruppenpraxen empfohlen.
Auch die Sachverstdndigenkommission zur Weiter-
entwicklung der sozialen Krankenversicherung, die
vom Kollegen Arendt eingesetzt worden ist, erar-
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beitet Vorschlage fir die langfristige Sicherstellung
der kassendrztlichen Versorgung auf dem Lande
und in den Stadtrandgebieten. Die Bundesregierung
stellt Zinszuschisse flir Darlehen zur Verfiigung und
ibernimmt Birgschaften fir Kredite fiir Arzte, die
sich in diesen Gebieten niederlassen wollen.

Die Konferenz der fiir das Gesundheitswesen zu-
stdndigen Minister der Lander hat beschlossen, daB
im Falle eines Scheiterns aller Bemithungen um eine
ausreichende drztliche Versorgung der Bevolkerung
geprift werden misse, wie diese Versorgung durch
weitere gesetzliche MaBnahmen sichergestellt wer-
den koénne.

Im Zuge der laufenden Beratungen tiber eine Neu-
ordnung des drztlichen Gebilihrenrechts — das ist
ein zusdtzlicher Teil — wird von uns, natiirlich in
Zusammenarbeit mit den Arzten, gepriift werden
miissen, ob durch Verbesserung der Gebiihrenstruk-
tur cinigen der Schwierigkeiten bei der drztlichen
Praxisausubung auf dem Lande begegnet werden
kann.

Von negativer Auswirkung fiir die arztliche Ver-
sorgung der Bevolkerung 1st ohne sweilel auch der
Numerus clausus in der Allgemelnmedizin, lnsbe-
sondere aber in der Zahnmedizin. Um inn abzu-
bauen, um ihn zu beseitigen, werden von der Bun-
desregierung und den Landern grolle Anstrengun-
gen unternommen. Die gegenwartigen Vorstellungen
im Hinblick auf die ertorderliche Ausbildungskapa-
zitat, die aber noch der Uberprutung bedurten, genen
von einer Erhohung der Zahl der Ausbildungspldtze
far Studienantdanger im Fach ,Allgemeinmedizin”
von gegenwdrtig 3700 auf 6400 im Jahre 1975 und
im Fach ,Zahnmedizin” von gegenwdrtig 900 auf
1800 im Jahre 1975 aus. Diesem <iel dient auch der
von mir bereits erwdhnte Ausbau und Umbau von
Universitatskliniken im Rahmen des Hochschulbau-
férderungsgesetzes.

Der Krditemangel in der Krankenpflege ist beson-
ders in das Bewulitsein der Otffentlichkeit getreten.
Ihm gehort ohne Zweifel unsere besondere Sorge. Er
ist aber kein neues und auch kein auf die Bundes-
republik beschrdanktes Problem, und dabei darf auch
nicht iibersehen werden, daBl Kraftemangel heute auf
fast allen Gebieten unseres Arbeitslebens besteht.
Das macht es nicht leichter, Menschen fiir den Kran-
kenpflegeberuf zu gewinnen. Die Zahlen der in der
Krankenpflege Tdtigen steigen zwar stdndig. Man
muf} das betonen, dafl im Grunde genommen nicht
weniger, sondern mehr junge Menschen als frither
bereit sind, in diese Berufe zu gehen. Aber auch der
Bedarf an Krdften wachst stdandig, und zwar synchron
mit dem Bedarf an Gesundheitsgiitern eben schneller
als der Zugang zu diesen Berufen. Ohne Zweifel
miissen wir uns mehr einfallen lassen als bisher
— ich sage das ganz offen —, wie wir durch weitere
Verbesserung — (ich nenne einige Beispiele) — der
Ausbildung, also Anhebung des Prestiges, durch
Einbeziehung der Ausbildung fir bestimmte Gesund-
heitsberufe in die Férderungsmoglichkeiten des Aus-
bildungsforderungsgesetzes, durch Erleichterung der
Teilzeitarbeit in den Krankenanstalten und Erleich-
terung der Riickkehr der Frauen in das Gewerbsle-

ben zur Verbesserung der Personalsituation im Ge-
sundheitswesen beitragen kénnen.

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dem Per-
sonalbedarf noch ein Wort zu den Kosten der Ge-
sundheit sagen. Jede langfristige Planung gesund-
heitspolitischer MaBnahmen mufl auch Aufwand und
Nutzen und Deckungsmoglichkeiten im Budget und
die volkswirtschaftliche Relevanz sorgfdltig analy-
sieren. Umfassende gesundheitskonomische Unter-
suchungen liegen in der Bundesrepublik bisher nicht
vor. Es ist unerldBlich, sie alsbald einzuleiten. Ent-
sprechende Forschungsvorhaben auf Teilbereichen
der Gesundheitspflege sind von uns in Gang gesetzt;
ein Sonderforschungsbereich ,Gesundheitsékono-
mie” wird angestrebt.

Dafl Vorbeugen nicht nur besser, sondern auch bil-
liger ist als Heilen, 1aBt sich aber auch ohne umfang-
liche Kosten-Nutzen-Analysen belegen, etwa -am
Beispiel einer S&uglingskrankheit; ich nenne die
Phenylketonurie. Die Untersuchung der Sduglinge
nach dieser Krankheit erfordert einen Gesamtauf-
wand von etwa 1 Million DM im Jahr im Bundes-
gebiet, betrdgt also pro Sdugling nur wenige Pfen-
nige. Aber wir verhindern damit, da jahrlich 100
Kinder zu lebenslangem Schwachsinn verurteilt
werden. Selbst wenn nach der Fritherkennung dieser
Krankheit jahrelang Didt notwendig ist, kénnen wir
dadurch einen mehr als zehnfach héheren Behand-
lungsaufwand und Ausfall beim Sozialprodukt und
vor allem Ungliick fir viele Familien verhindern.

Die Pflege und Erhaltung der Gesundheit, die
Gesundheitsvorsorge und die Friherkennung von
Krankheiten miissen unsere Antwort sein auf die
Bedrohung durch die grofien Krankheiten unserer
Zeit, die Herzkreislaufkrankheiten, den Krebs und
die Stoffwechselkrankheiten. Der Gesetzgeber hat
hierzu einen bedeutsamen und groBlen Schritt getan,
als er im Rahmen der Weiterentwicklung der ge-
setzlichen Krankenversicherung Maflnahmen zur
Fritherkennung von Krebserkrankungen bei Madn-
nern und Frauen und von Krankheiten, die eine
normale korperliche oder geistige Entwicklung des
Kindes gefdhrden, nunmehr als Pflichtleistung der
sozialen Krankenversicherung einfiihrte, Jetzt wird
es entscheidend darauf ankommen — meine Damen
und Herren, wir wissen das alle und deshalb sagen
wir es auch immer wieder von einem solchen Podest
aus —, daf} die Bevdlkerung und die Arzteschaft die
gebotene Chance der Prdvention auch tatsdachlich
nutzen. Wir aber miissen standig bemiht sein, das
praventivmedizinische Instrumentarium des Arztes
und der Gesundheitspolitik zu erganzen und noch
wirksamer zu machen. Ich bin davon tberzeugt, daBl
das in den letzten Jahren geschaffene Institut fir
Sozialmedizin und Epidemiologie dazu einen wesent-
lichen Beitrag wird liefern konnen. Es wird fiir diese
Aufgabe auch mit anderen einschldgig interessier-
ten Instituten und wissenschaftlichen Organisationen
den Forschungsverbund anstreben.

Wenn wir Gesundheitsvorsorge fir unsere Biir-
ger modern, wirksam und rationell betreiben wol-
len, dann missen wir so schnell wie moglich die wis-
senschaftlichen Grundlagen fiir die prdventivmedizi-
nischen Instrumentarien und fiir sichere und aussage-
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fahige Friherkennungsmafinahmen ausarbeiten. Da-
zu war es notwendig, zundchst einmal nicht uner-
hebliche bauliche und apparative Investitionen zu
leisten und im Bundesgesundheitsamt ein leistungs-

tahiges Institut dafiir aufzubauen, das sich dieser |

Aulfgabe ausschlieBlich widmet.

Zahlreiche Besprechungen mit Wissenschaftlern
haben mir gezeigt, wie notwendig die weitere Erar-
beitung wissenschaftlicher Grundlagen fur die Friih-
erkennung von Krankheiten ist. Wir alle miifiten es
uns als Versdumnis anrechnen lassen, hdtten wir
hier nicht die notwendigen Vorkehrungen getroffen.
Es ist unser gegenwdrtiger Herr Bundeskanzler
Brandt gewesen, der schon vor vielen Jahren gesagt
hat: So, wie das Robert-Koch-Institut gegriindet
wurde, um ein wissenschaftliches Instrument fiir die
Seuchenbekdampfung zu haben, so, wie das Institut
fir Wasser-, Boden- und Lufthygiene gegriindet
wurde, um die unerldaBlichen Vorbereitungen fir die
Losung der umwelthygienischen Aufgaben zu tref-
fen, so muB ein Institut zur Erkennung und Be-
kidmpfung der Zivilisationskrankheiten gegriindet
werden. Dies haben wir getan; wir bauen es in eng-
ster Zusammenarbeit mit &hnlichen wissenschaft-
lichen Einrichtungen draufien im Lande auf.

Ich mochte die Gelegenheit benutzen, dem Deut-
schen Bundestag und den hier in Bonn tatigen Jour-
nalisten anzubieten, daB wir die fiir dieses Institut
geschaffene groBe mobile Untersuchungseinheit, die
zur Zeit im hessischen Raum Reprasentativuntersu-
chungen durchfiihrt, bald einmal hierherholen, um
Ihnen allen — nattirlich nur, soweit Sie es wiinschen
— in des Wortes wahrster Bedeutung am eigenen
Leibe die Nitzlichkeit dieser Einrichtung vorzufiih-
ren.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein:

Damit ist die Niutzlichkeit zundchst nicht er-
wiesenl)

— Da Sie dann, Herr von Wittgenstein, falls Sie sich
daran beteiligen, auch ein Ergebnis dieser Unter-
suchung erhalten, ist zumindest die Niitzlichkeit fir
Sie erwiesen. Aber Sie wissen genau — Sie haben
sich damals an dem Antrag beteiligt —, daB dieses
institut, das zur Zeit im Raum Hessen diese Repra-
senlativuntersuchungen durchfiihrt, notwendig ist,
um bessere Vorausselzungen fiir eine Ausdehnung
der Fritherkennungsuntersuchungen zu schaffen, so
daBl sie auch bezahlbar werden und effektiv sind.
Das ist ja das Hauptanliegen.

Einen unerldBlichen Beitrag zur Gesundheitsvor-
sorge stellt die gesundheitliche Aufklarung der Be-
volkerung dar. Sie ist die nolwendige Ergdnzung
zu jeder praventivmedizinischen MaBnahme und
muB uber die Risikofaktoren der zeittypischen Er-
krankungen aufkldren, um dem Biirger die Bedeu-
tung gesunder Lebensfithrung deutlich zu machen.
Ich bin dem Deutschen Bundestag sehr dankbar da-
fir, daBl er der Bundesregierung bei der Bereitstel-
lung steigender Haushaltsmittel fiir diese Aufgabe
gefolgt ist.

Eine wesentliche Aufgabe moderner Gesundheits-
politik ist auch der Schutz des Menschen im Verkehr
mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, Kosmetika

l
|
|
|

und Bedarisgegenstinden. Zwar hat sich das gel-
tende Lebensmittelrecht, auch im Vergleich mit an-
deren Landern, in der Vergangenheit als durchaus
praktikabel und als wirkungsvolles Instrument er-
wiesen, aber im letzten Jahrzehnt ist die technolo-
gische Entwicklung in diesen Bereichen sehr rasch
vorangeschritten. Die Zukunft wird weitere zum
Teil umwdédlzende Neuerungen bringen. Diesen Ge-
gebenheiten muBl eine moderne Lebensmittelgesetz-
gebung im Interesse des Schutzes des Verbrauchers
vor Gefahren fiir die Gesundheit und vor Tduschung
Rechnung tragen. Sie mubB gleichzeitig aber auch
dafiir sorgen, daf der wirtschaftlichen Entwicklung
keine unnétigen Fesseln angelegt werden. Diesem
Ziel dient die Gesamtreform dieses ganzen Rechts-
gebietes. Der Entwurf ist bekanntlich dem Bundes-
rat zugegangen,

Dartiber hinaus soll die Mdoglichkeit eines vor-
beugenden Eingreifens des Verordnungsgebers im
Interesse des Gesundheitsschutzes ermdglicht wer-
den. Dem Schutz vor Gesundheitsgefdhrdung dient
auch die vorgesehene Einfithrung des Verbotsprin-
zips bei kosmetischen Mitteln, insbesondere fiir
Stoffe, die unter das Arzneimittelrecht fallen.

Erhebliche Bedeutung kommt unter dem Gesichts-
punkt des Verbraucherschutzes den vorgesehenen
Bestimmungen tiber die Werbung zu. Sie dienen dem
Schutz des Verbrauchers nicht nur vor Tduschung,
sondern auch vor Gesundheitsgefdhrdung. Das
kommt vor allem in der besonderen Regelung der
gesundheitsbezogenen Werbung bei Lebensmitteln
zum Ausdruck. Aber auch die Vorschriften iber MiB-
brauche der Werbung fir Tabakerzeugnisse sollen
verhindern, daB etwas vorgetauscht wird, und die-
nen vornehmlich der gesundheitspolitischen Ziel-
setzung.

Wie wichtig und wie umfassend die Bemiithungen
der Regierung auf dem Gebiet des Umweltschutzes
sind, ist hier wiederholt eingehend von allen betont
worden. Da es dariiber besondere Berichte gab und
geben wird, kénnen wir dieses Gebiet heute weit-
gehend ausklammern., Wenn schon nach dem Lebens-
mittelgesetz die toxikologischen Auswirkungen ein-
zelner Substanzen, besonders solcher, die bei der
Herstellung und der Behandlung von Lebensmitteln
verwendet werden, Uberprift werden, so wird nun-
mehr im Rahmen der Mafnahmen zum Schutz der
Umwelt eine umfassende Gesamtschau des Vorkom-
mens und der Wirkung bestimmter Stoife, die aus
zahlreichen und sehr verschiedenen Quellen auf den
Mensdhen eindringen und ihn schadigen konnen, die
Voraussetzungen fir eine breit angelegte Tatigkeit
schaffen, wie sie z. B. im Hinblick auf DDT schon
durch einen Beschluf der Bundesregierung eingelei-
tet worden sind.

Eine Reihe gesundheitspolitischer Probleme ent-
ziehen sich der gesetzlichen Regelung. Sie kénnen
mit Aussicht auf Erfolg nur durch eine wirksame
Aufklirung der gesamten BevOlkerung bewaltigt
werden. Das trifft ganz besonders fiir den Bereich
der gesundheitlichen Erndhrungsberatung zu. Die
Bedeutung der Erndhrung fiir die Pravention zahl-
reicher sogenannter Stoffwechselkrankheiten wird
heute allgemein anerkannt. In allen hochentwickel-

(€

(D)



(A)

(B

6314

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Médrz 1971

Bundesminister Frau Strobel

ten Industrieldndern sind seit der Jahrhundertwende
die erndhrungsbedingten Krankheiten stark ange-
stiegen. Es ist anerkannte Aufgabe der Gesundheits-
politik, dem Verbraucher laufend objektive Infor-
mationen {iber das sich stdndig wandelnde Lebens-
mittelangebot zu liefern und ihn vor gesundheit-
lichen Schaden und Ubervorteilung zu bewahren.

Ein Wort, meine Damen und Herren, zum Thema
Arzneimittelsicherheit. Die Frage nach der Sicher-
heit der Arzneimittel bei ihrer Anwendung wird in
der ganzen Welt mehr und mehr gestellt. Die Ver-
scharfung der Bestimmungen tiber die von den Her-
stellern zu fordernden Prifungen vor der Anmel-
dung eines neuen Arzneimittels hat sowohl in der
Bundesrepublik als auch auf der Ebene des Gemein-
samen Markts zur Aufstellung von Richtlinien tber
die pharmakologische Priifung und die klinische Er-
probung gefiihrt. Dabei ist in erster Linie an die
Prufung und die Erprobung neuer Arzneimittel und
neuer Kombinationen von Arzneimitteln gedacht.
Aber auch bei den Arzneimitteln, die bereits seit
langerer Zeit hergestellt und verwendet werden,
stellen sich im Zuge der Harmonisierung des Arz-
neimittelrechts in den Europaischen Gemeinschaften
die Fragen nach ihrer Wirksamkeit und ihrer Unbe-
denklichkeit. Dabei bereitet die Prifung von Arznei-
mitteln, die aus Pflanzen hergestellt und in der Na-
turheilkunde weitgehend verwendet werden, beson-
derc Schwierigkeiten, da fir diese Arzneimittel bis-
her genligend exakte Prufmethoden noch nicht zur
Verfugung stehen. Von den Sachkennern wird es
jedoch als sicher angesehen, dafB solche Priifmetho-
den mit der Zeit entwickelt werden kénnen. Aus die-
sem Grunde werden diese Mittel zunachst fur eine
langere Ubergangszeit weiter in Verkehr belassen.
Ziel aber ist, daB auch fiir sie nachgewiesen wird,
ob sie in der angegebenen Weise wirksam und in
ihrer Anwendung sicher sind.

Da die groBe Arzneimittelrechtsreform, die wir
vorhaben, noch einige Zeit in Anspruch nehmen
wird, werden wir in einer Vorausnovelle insbeson-
dere das Problem der Wirksamkeit, der Unbedenk-
lichkeit, der Prifungsverschédrfung, der Deklaration
und auch der Rezeptpflicht neu und besser regeln.

In letzter Zeit ist in der Offentlichkeit wiederholt
das Thema ,Anwendung von Arzneimitteln an Tie-
ren, Riickstinde von Antibiotika und Hormonen in
Lebensmitteln tierischer Herkunit, grauer Markt
mit Tierarzneimitteln" mit Sorge erortert worden.
Worum geht es, meine Damen und Herren? Es be-
steht kein Zweifel dartiber, daB in der modernen
Tierhaltung immer mehr Stoffe mit pharmakologi-
scher Wirkung Verwendung finden. Dies gilt insbe-
sondere fur Massentierhaltung. Ich bin mir mit allen
Beteiligten darliber einig, daf auf solche Stoffe in
der Tierhaltung nicht verzichtet werden kann; an-
dererseits sollte aber auch kein Zweifel dariiber be-
stehen, dafBl in den Lebensmitteln, die vom Tier ge-
wonnen werden, also Milch, Eier, Fleisch, Riickstdnde
solcher Substanzen nicht vorhanden sein diirfen, es
sei denn, sie sind nach Art und Menge gesundheitlich
unbedenklich.

Dazu muB man aber zunéchst wissenschaftlich
klaren lassen, welche Riickstandsmengen toleriert

4]

werden kénnen, zumn zweiten, welche Wartezeiten (C)

von der bestimmungsmdBigen Verabreichung cines
pharmakologisch wirksamen Stoffes bis zu dem
Zeitpunkt vergehen missen, in denen Lebensmittel],
die von solchen Tieren gewonnen sind, frei von be-
denklichen Riickstdnden sind. Diese Fragen sind in
dem Gesetzentwurf zur Gesamtreform des Lebens-
mittelrechts angesprochen und werden ihre Ergan-
zung vor allem in Anderungen des Arzneimittel-
rechts finden mussen. Wir arbeiten an einem sol-
chen Gesetzentwurf seit langer Zeit. Das dauert
immer ldnger, als mir selbst lieb ist, und ich kann
auch die Ungeduld derjenigen verstehen, die zu-
sammen mit mir eine solche Regelung fiir notwendig
halten.
(Zuruf des Abg. Dr. Hammans.)

-~— Herr Hammans, sagen Sie das bitte nicht zu frih.
Ich habe hier schon einmal gesagt: Sie haben es
leichter. Ich will damit dem Herrn Jungmann be-
stimmt nichts vorwerfen, denn wir haben das ja recht
loyal miteinander gemacht, aber Sie haben es leich-
ter, weil Sie einen Referentenentwurf von uns zu
einem Zeitpunkt einbringen kénnen, zu dem wir
durch die Geschaftsordnung gehalten sind, mit den
Landern und den beteiligten Wirtschaftskreisen zu
verhandeln. Insofern dauert es bei uns ein biBchen
ldnger. Ich muB allerdings auch sagen, ich hoffe, daB
durch diesen lingeren Weg — die Lénder haben
groBe Erfahrungen, weil sie diese Dinge an der Basis
bearbeiten miissen — auch noch eine Verbesserung
unseres Entwurfs moglich ist. Wir werden diesen
Entwurf so rechtzeitig einbringen, dal er zusammen
mit Threm oder, sagen wir, unserem ehemaligen
Referentenentwurf bei der Behandlung des Lebens-
mittelrechts behandelt werden kann.

Zum Problem Drogen- und RauschmittelmiBbrauch
mochte ich mich eingehender bei der Einbringung
des Opiumgesetzes duBern. Wir hatten, wie im Ak-
tionsprogramm zur Bekdmpfung des Drogen- und
RauschmittelmiBbrauchs einen Forschungsauftrag zu
dem sozialen Phédnomen ,Jugendliche und Rausch-
mitiel” angekiindigt mit dem Ziel, in relativ kurzer
Zeit moglichst aussagefdahige, empirische Befunde zu
erarbeiten und die Grundlage flir eine weiterfith-
rende Reprédsentativbefragung von Jugendlichen zu
schaffen. Lassen Sie mich aus dem Vorbericht dieser
Motivationsstudie kurz folgendes zitieren, denn ich
meine, das Problem ist so auBerordentlich wichtig,
daB das hier erlaubt sein muB:

Als wichtigste zum Rauschmittelkonsum in ur-
sachlicher Beziehung stehende EinfluBgroBe
konnte die Einstellung zum Elternhaus ermittelt
werden, was sich hier dahin gehend zeigte, daB
mit zunehmend ablehnender Einstellung der
Jugendlichen zu den Eltern die positive Ein-
stellung zu Rauschmitteln sowie die Wahr-
scheinlichkeit, Rauschmittel tatsdachlich zu kon-
sumieren, steigt.

Als nachster wesentlicher Faktor erwies sich
der Merkmalskomplex Geselligkeit. Hier zeigt
sich eindeutig, daB diejenigen Nichtkonsumen-
ten mit geringer Distanz zu Rauschmitteln sowie
die Rauschmittelkonsumenten selbst ihre Féhig-
keit zu sozialen Beziehungen am hochsten ein-
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schiatzen, wdhrend die Nichtkonsumenten mit
negativer Einstellung zu Rauschmitteln ihre
Fihigkeit zur Aufnahme und Unterhaltung so-
zialer Beziehungen gering einschatzen.

Dem entspricht auch, dafl die Nichtkonsumenten
mit negativer Einstellung zu Rauschmitteln in
der Dimension Gehemmtheit den groBten Wert
aufzeigen, wéhrend die positiv Eingestellten
sich gleich den Rauschmittelkonsumenten nicht
fiir gehemmt halten.

Als dritte — statistisch erkldarende — Variable
fiir den Rauschmittelkonsum — so immer aus die-
sem Bericht — kommt das ,zur personlichen Ver-
figung stehende Geld" in Betracht. Das ist etwas,
was sicher fir viele von uns neu war. Dies ist
insofern naheliegend, als bei den gegenwdrtigen
Preisen auf dem Rauschmittelschwarzmarkt die ver-
figbaren Geldmittel eine nicht zu unterschatzende
Bedeutung fiir die Moglichkeit des Rauschmittel-
konsums besitzen. Dieses Faktum scheint so plau-
sibel, daB es in vielen Untersuchungen zum vor-
gefiihrten Problemkreis bisher nicht berucksichtigt
worden ist.

Die vierte erkldrungskraftige Variable ist die
von den Befragten wahrgenommene ,Generations-
problematik”. Je bedeutsamer die befragten Schiiler
oder Schiilerinnen — es handelt sich hierbei sowohl
um Schiiler an allgemeinbildenden und weiterfiith-

renden Schulen als auch um Berufsschiiler — die
Probleme zwischen den Generationen erleben — so
sagen sie aus —, desto wahrscheinlicher ist es, daB

sie Rauschmittelkonsumenten sind.

Allein dieser Auszug aus der Vorstudie zeigt, daf
wir uns vor einem Kurieren an Symptomen allein
hiiten miissen und daB uns bewuBt sein mubB, dal
vor allem die Jugend- und Familienpolitik diese
Aufgaben sehen und befdhigt werden muB, sie zu
bewaltigen.

Gesundheitspolitik heilit auch umfassende ge-
sundheitspolitische Planung. Denn nur durch eine
umfassende Vorausschau ist es moglich, festzustel-
len, welche Aufgaben in den ndchsten Jahrzehnten
an das Gesundheitswesen gestellt werden, welche
Moglichkeiten zu ihrer Verwirklichung entwickelt
werden missen und welche Forschungs- und Pla-
nungsarbeiten hier notwendig sind. Der Gesund-
heitsbericht stiitzt sich bei diesen Zukunftsperspek-
tiven auf Untersuchungen in GroBbritannien und in
den USA, weil es in der Bundesrepublik noch an
dhnlichen Studien fehlt. Die Zukunftsperspektiven
sind deshalb nicht auf europdische und schon gar
nicht auf deutsche Verhdltnisse voll iibertragbar.
Sie sind zum Teil nur Spekulation, zeigen aber den
Trend, wie die Entwidklung bei unseren westlichen
Nachbarn verlaufen konnte.

Diese Bundesregierung will gesicherte Zukunfts-
perspektiven erarbeiten lassen, um die Gesundheits-
politik fiir die ndchsten Jahre und Jahrzehnte uber-
schaubarer zu machen, und bis Ende dieser Legis-
laturperiode eine Untersuchung iber die zukiinf-
tigen medizinischen Entwicklungen und Einrichtun-
gen vorlegen. Die in diesem Gesundheitsbericht nach
den jeweiligen Abschnitten aufgefithrten Initiativen

und Mafinahmen der Bundesregierung sind, soweit
sie in die Finanzierungszustdndigkeit oder Mitbe-
teiligung des Bundes fallen, in der Finanzplanung
abgesichert.

Ich glaube, ich darf abschlieBend sagen: Unsere
Anstrengungen, das Mogliche und das Notwendige
fir die Gesundheit der Menschen zu tun, sind groB.
DafBl sie auch erfolgreich sein werden, kann nicht
allein von uns garantiert werden. Das bedarf der
Anstrengung aller.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmid: Ich eroffne die
allgemeine Aussprache. — Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Jungmann. Seine Fraktion hat eine
Redezeit von 30 Minuten erbeten.

Dr. Jungnmrann (CDU/CSU): Herr Préasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Mi-
nister Strobel hat zu Beginn ihrer Ausfithrungen
darauf hingewiesen, dafl der Gesundheitsbericht das
besondere Interesse der Offentlichkeit gefunden
habe. Auch wir haben ihm die notwendige Auf-
merksamkeit geschenkt und ihn grindlich studiert.
Dabei fiel uns eine Geschichte ein, die anlaBlich der
gesundheitspolitischen Debatte iiber die Forderung
der Bundesregierung nach Ausdehnung ihrer ge-
sundheitlichen Kompetenzen hier in Bonn kursierte.
Damals hieB es, wir hatten das Omelett nicht ver-
zehren wollen, das wir bei der Vorgdngerin von
Frau Minister Strobel bestellt héatten. Tatsédchlich
haben wir weder das damalige Gericht noch diesen
Bericht bestellt.

Dieser Bericht ist in der Tat mehr fir die Offent-
lichkeitsarbeit der Bundesregierung als fiir den
Deutschen Bundestag bestimmt. Das ergibt sich auch
schon aus der Tatsache, da3 die Presse ihn sehr viel
frither in H&nden gehabt hat als die Mitglieder
dieses Hauses.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein:
Sehr gutl)

Zahlreiche Zeitungen und Zeitschriften haben dem-
entsprechend zum Teil auch sehr ausfiihrlich dar-
uber berichtet. Ich will hier nur das zitieren, was
ich der Lektiire des ,Vorwérts" verdanke, namlich
daB Herr Sebastian Haffner im ,stern” geschrieben
hat, er finde den Gesundheitsbericht der Bundes-
regierung viel aufregender als alles, was augenblick-
lich in der Tagespolitik geschehe., Kommentar iiber-
fliissig!

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Jedenfalls viel aufregender als seine
eigenen Artikel!)

Bei allem Interesse an dem Gesundheitsbericht,
das aus den Berichten in Zeitungen und Zeitschrif-
ten hervorgeht, ist doch eine gewisse Enttduschung
nicht zu tberhoren gewesen. Diese Enttduschung
war auch aus dem ,Vorwadarts” herauszulesen — in
einem Artikel, auf den Frau Minister Strobel inzwi-
schen geantwortet hat.

Wer von dem Gesundheitsbericht der Bundes-
regierung etwas Neues, etwas wirklich Bemerkens-
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wertes erwartet hatte, der konnte oder mubBte in
der Tat enttduscht sein. Die zahlreichen mehr deko-
rativen als informativen Statistiken verbergen mehr,
als sie aufdecken oder klarstellen. Die von der
Bundesregierung selbst als Behauptungen und unbe-
wiesene oder unbeweisbare Prognosen bezeichneten
futurologischen Ausblicke am Ende des Berichtes,
entsprechen — nehmen Sie mir das nicht iibel — im
Stil eher ,Reader's Digest” als einem Bericht der
Bundesregierung.

{Zuruf von der SPD: Was haben Sie gegen
«Reader's Digest”?)

— Ich habe nichts gegen ,Reader’'s Digest”, aber
ich habe etwas gegen diese Aufzdhlung. Ich will da-
mit meine Kritik an der Aufzdhlung zum Ausdruck
bringen, wie Sie sie auch aus vielen Zeitungsbe-
richten entnehmen koénnen. Ich will darauf nicht im
einzelnen eingehen. '

Wenn die Bundesregierung diese Zukunftspro-
gnose zur Grundlage ihrer Zukunftsplanung machen
will — und das hat Frau Minister Strobel eben noch
einmal ausdriicklich gesagt —, stehen wir vor der
Frage, ob auch das eine der zahlreichen unver-
bindlichen Bemerkungen ist oder ob diese Bemer-
kung hintergriindig ist und wir uns diese Futuro-
logie doch noch mal etwas genauer ansehen mis-
sen; denn wir miissen ja wissen, wohin die Reise
gehen soll.

Meine Damen und Herren, ich kann allein aus zeit-
lichen Griinden hier nur zu einigen grundséatzlichen
Fragen der Gesundheitspolitik Stellung nehmen. Ich
mochte ausdriicklich sagen, daB ich zu dem Gesund-
heitsbericht sprechen will, nicht zu den zum Teil
interpretierenden und im wesentlichen auch unserer
Zustimmung gewissen Ausfiihrungen, die Frau Mini-
ster Strobel eben an dieser Stelle gemacht hat. DaB
diese Stellungnahme kritisch sein wird, versteht
sich von selbst — allein schon aus den Aufgaben
der Opposition.

In dem Kapitel ,Schwerpunkte moderner Gesund-
heitspolitik” werden einige zur Zeit aktuelle Pro-
bleme behandelt; sie sind vorhin noch einmal ge-
nannt worden. Es fehlen dabei jedoch eindeutige
und klare Prioritdten, ohne die eine langfristig an-
gelegte Gesundheitspolitik — und es gibt nur eine
langfristig angelegte Gesundheitspolitik — nun ein-
mal nicht moglich ist.

Schon die Definition der Gesundheitspolitik kann
uns nicht befriedigen. Was soll es heiBen, daB die
Gesundheitspolitik ,heute nicht mehr allein in der
Verantwortung der Medizin” steht. Wir haben auch
heute wieder ziemlich viel von Medizin gehort, aber
wir sind der Meinung, daB die Gesundheitspolitik
weder heute noch allein noch iiberhaupt in der Ver-
antwortung der Medizin stehen kann und stehen
soll — wie umgekehrt auch die Medizin nicht in
der Verantwortung der Gesundheitspolitik stehen
kann oder mindestens nicht stehen sollte.

Die Medizin als Wissenschaft und Praxis, als
Diagnostik und Therapie kann nicht Gegenstand
der Gesundheitspolitik sein. Wir haben darauf schon
in der gesundheitspolitischen Debatte vor drei Jah-

ren mit Nachdruck hingewiesen, und wir werden
auch in Zukunft darauf achten, daB die Grenzen zwi-
schen Gesundheitspolitik und Medizin nicht ver-
wischt werden.

Wir teilen die Auffassung der Bundesregierung,
daB Gesundheitspolitik etwas grundsdtzlich ande-
res — und zwar mehr — ist als nur ein Teil der
Sozialpolitik; wir teilen auch die Ansicht, daB prak-
tische Gesundheitspolitik ohne Koordination mit
der Sozialpolitik nicht denkbar ist und daB aktive
Gesundheitspolitik ohne eine erfolgreiche Wirt-
schaftspolitik nicht realisierbar ist.

Um so mehr muB betont werden, daBl die Gesund-
heitspolitik auf das Wohl des einzelnen Biirgers
und seiner Familie ausgerichtet sein muB. Nicht
irgendein abstrakter oder imaginarer Gesundheits-
zustand der Bevoélkerung, sondern die Gesundheit
jedes einzelnen Staatsbiirgers, jedes €inzelnen sei-
ner Glieder ist die Voraussetzung flir ein gesundes
Gemeinwesen. Das ist der Grund dafiir, daf wir
jede Gesundheitspolitik ablehnen, die sich selbst
als eine dirigistische Staatsaufgabe versteht. Ich
mochte ausdriicklich sagen, daB in dem Gesundheits-
bericht nichts anderes gesagt wird. Es wird aber
wohl erlaubt sein, da das dort auch wieder nicht
klar genug abgelehnt worden ist, das hier einmal
deutlich zu sagen.

Die Gesundheitspolitik kann nach unserer Mei-
nung nur dann erfolgreich sein, wenn es ihr ge-
lingt, die aktive Mitwirkung aller Beteiligten zu fin-
den — auch das wurde heute morgen schon ge-
sagt —, die Beteiligung der Biirger, der dafiir be-
stimmten Berufe, der Gemeinden, der Lander, auch
aller Ressorts der Bundesregierung, kurz, der freien
Krafte ebenso wie der Krdfte des Staates. Gerade in
der Gesundheitspolitik sollte sich der Staat jeden-
falls nicht als gesundheitlicher Vormund seiner Biir-
ger verstehen.

In der Aufzdahlung der Schwerpunkte ihrer Ge-
sundheitspolitik hat die Bundesregierung der Ge-
sundheitsvorsorge den ersten Platz eingerdumt,
wobei sie unter Vorsorge nicht die Gesamtheit ihrer
gesundheitspolitischen Bemithungen, sondern allein
die Fritherkennung von Krankheiten versteht, die
kiirzlich Gegenstand einer Novelle zur RVO ge-
wesen ist. Wir halten diesen Gesichtswinkel fir
eine moderne Gesundheitspolitik fiir zu eng. Fiir
uns sind Gesundheitsvorsorge und Gesundheitspo-
litik dasselbe, ganz gleich, ob es sich um das ge-
sundheitsgemédBe Verhalten der Blirger, um gesunde
Arbeitsbedingungen, um die Wiederherstellung
einer gesunden Umwelt, um den gesundheitlichen
Schutz des Verbrauchers, um die Bekampfung des
Drogen- oder RauschmittelmiBbrauchs, um die Si-
cherstellung einer guten Ausbildung der Heilberufe
oder um ein bedarfsgerecht gegliedertes System von
Krankenhdausern — um nur diese Beispiele zu nen-
nen — handelt. All diese und noch andere Bemii-
hungen verstehen wir unter Gesundheitsvorsorge
im Sinne der Daseinsvorsorge des modernen Indu-
striestaates.

Es geht aber hier nicht um Vokabeln. Es geht um
das Selbstverstdndnis der Gesundheitspolitik, de-
ren Sinn und Ziel wir nicht darin sehen, daB sich
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der Staat fiir alles und jedes verantwortlich fiihlt,
aber auch nicht darin, daB er fir alles und jedes
verantwortlich gemacht wird, was ohne sein Zu-
tun ebensogut und vielleicht sogar noch besser ge-
tan werden kann. Aufgabe und Ziel der Gesund-
heitspolitik sind nach unserer Auffassung Schutz
und Forderung der Gesundheit der Staatsbiirger.
Wir messen die Gesundheitspolitik nicht an der
Menge von EinzelmaBnahmen, die auBer der Gefahr
der Verzettelung auch die Gefahr der Einmischung
des Staates in den personlich-menschlichen Bereich
mit sich bringen, in dem der Staat nun einmal nichts
zu suchen hat.

Wenn wir von Schutz und Férderung der Gesund-
heit sprechen, dann denken wir besonders an den
Schutz vor Umweltgefahren und an die Foérderung
der korperlichen und geistigen Gesundheit der Ju-
gend, der arbeitenden und der alten Menschen, um
nur diese Beispiele zu nennen. Wir denken dabei
auch nicht nur an die eigenen Staatsbiirger. Wir
denken auch an die mehr als zwei Millionen Gast-
arbeiter und ihre Familien. Wir haben in dem Ge-
sundheitsbericht vergeblich nach einem Hinweis auf
die speziellen gesundheitlichen Probleme dieser
zwei Millionen Menschen gesucht. Wir alle kennen
die vielfaltigen Probleme ihrer Unterkiinfte — von
Wohnungen  kann oft nicht die Rede sein — mit
ihren jeder Hvgiene spottenden Verhaltnissen. Wir
kennen auch die Schwierigkeiten der &rztlichen Ver-
sorgung, die sich allein schon aus den Sprachschwie-
rigkeiten ergeben. Es hdtte der Bundesregierung
wohl angestanden, in ihrem Gesundheitsbericht auch
auf diese Fragen einzugehen und zu sagen, wie es
da weitergehen soll und was sie zu tun gedenkt.

Mit groBem Interesse haben wir die Versicherung
der Bundesregierung — man kann auch sagen: die
erneute Versicherung — zur Kenntnis genommen,
daB die freie Berufsausiibung der Arzte und ein
— ich zitiere — von &uBeren Einfliissen ungestortes
und unabhédngiges Vertrauensverhdltnis zwischen
dem kranken Biirger und seinem frei gewdhlten Arzt
nach ihrer Ansicht die unabdingbare Voraussetzung
fiir eine erfolgreiche Therapie und moderne Prdaven-
tion ist.

Vom ,Vorwdrts” ist die Bundesregierung aller-
dings getadelt worden und eine schnelle und griind-
liche Reform des Gesundheitswesens gefordert wor-
den’ Dem miindigen Biirger von heute und morgen
werde niemand einreden kénnen, so meint der ,Vor-
warts”, daB unser heutiges System des Gesundheits-
wesens das beste aller moglichen Systeme sei. In
ihrem Gesundheitsbericht bekenne sich die Bundes-
regierung zwar im Prinzip zu den im ,Vorwadrts”
vertretenen -Perspektiven, ohne daraus jedoch die
notwendigen Konsequenzen fiir die gesundheitliche
Praxis von heute und morgen zu ziehen. Meine
Damen und Herren, wir sprechen hier nicht iiber die
gesundheitspolitische Auffassung des ,Vorwarts"”.
Aber der ,Vorwdérts” ist doch wohl mehr als eine
x-beliebige Zeitung.

Bei den vielen Unklarheiten des Berichtes miissen
wir uns immer wieder fragen, von welchen gesund-
heitspolitischen Vorstellungen und Zielen sich die
Bundesregierung nun tatsdchlich leiten laBt. Ich

sagte schon, daB die vielen gesundheitspolitischen
Daten eher zu einer verwirrenden Unklarheit als zu
der notwendigen Klarheit der Aussage fiihren.

So wird z. B. die starke Abnahme der Geburten-
zahl zwar nicht verschwiegen, doch fehlen prazise
Angaben iber ihre Entwicklung und ihre Grinde.
Wir halten es fiir duBerst beunruhigend, daf} diese
Zahl in den letzten Jahren von mehr als einer Mil-
lion im Jahre 1964 um fast ein Viertel auf zirka
800 000 zuriickgegangen ist, von denen noch rund
50 000 auf das Konto der Gastarbeiter gehen.

Wir halten es auch fiir beunruhigend, daB der An-
teil der unter 15jahrigen in der Bundesrepublik auf
23 %0 gesunken ist. In den USA sind es noch mehr
als 30 %0. Wir haben gerade heute Zeitungsmeldun-
gen cntnehmen konnen, daB die Zahl der unter
15jahrigen in absehbarer Zeit unter 20 %o der Ge-
samtbevolkerung liegen wird.

Es beunruhigt uns auch, daB der ohnehin schon
relativ niedrige Anteil der im erwerbsfdhigen Alter
Stehenden stiandig kleiner wird, wédhrend die Zahl
der iiber 65jahrigen stdndig gestiegen ist und noch
weiter steigen wird.

Es ist ein schlechter Trost, da wir in bezug aut
Geburtenzahl und Uberalterung der Bevdlkerung
noch nicht ganz an der Spitze der negativen Welt-
rangliste angekommen sind. Es sieht allerdings so
aus, als wenn wir hier bald den negativen Rekord
erreichen wirden.

(Abg. Dr. Meinecke: Aber das kann doch
nicht die Schuld der Bundesregierung sein!)

— Sicherlich nicht. Aber diese Tatsache als solche ist
beunruhigend. Von Schuld ist hier gar keine Rede.
Man darf diese Tatsachen aber auch nicht unterdriik-
ken, weil sie von grofer Bedeutung sind.

Ich wiederhole die schon oft erhobene Forderung
nach einer Aufkldrung der miitterlichen und kindli-
chen Todesfille, Auch bei der verhidltnismaBig ge-
ringen Zahl dieser Todesfdlle kénnen wir uns nicht
langer damit abfinden, daB mehr als ein Drittel der
Miitter- und Sduglingssterblichkeit unter die Rubrik
,nicht naher bekannte Todesursachen” fdllt. Das ist
nicht nur flir die Statistik unertrédglich, es ist auch
von grundséitzlicher gesundheitspolitischer Bedeu-
tung.

DaB der Gesundheitsbericht die notige Klarheit
vermissen 14Bt, liegt wohl nicht zuletzt an der Viel-

zahl der Zustdndigkeiten von Bund — auch inner-
halb des Bundes —, Landern, Gemeinden, privater
Initiative und — nicht zu vergessen — auch an der

Eigenstidndigkeit der verschiedenen Sozialversiche-
rungstrager. In dem Gesundheitsbericht wird das
natiirlich nicht verschwiegen. Diese prinzipielle, we-
sentliche Frage der Gesundheitspolitik wird aber
eher wie eine peinliche Unzuldnglichkeit verdrédngt,
als daB sie kritisch und, wie wir es fiir richtig halten
wiirden, positiv interpretiert worden ware.

Es gibt nicht wenige Leute, die es iiberhaupt fiir
falsch halten, daB es in unserem Land kein einheit-
liches, sondern ein vielgestaltiges Gesundheitswesen
gibt, und die nach wie vor ein einheitliches, mog-
lichst staatliches Gesundheitswesen fordern. Wir
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sind der Meinung, daB eine zentralistische Form des
Gesundheitswesens sehr viel mehr Nachteile als
Vorteile mit sich bringen wiirde. Die in anderen Lan-
dern gemachten Erfahrungen zeigen jedenfalls, daB
die Effizienz zentralistischer Gesundheitsdienste
nicht besser, sondern geringer ist und daf ihre Ko-
sten eindeutig hoéher sind, als es in unserem System
der Fall ist. Die Vorteile unseres Systems sehen wir
nicht zuletzt in der aktiven Mitwirkung der Biirger,
aber auch in der natiirlichen Konkurrenz von Inter-
essen und Initiativen.

Der Bund wolle, so heifit es in dem Gesundheits-
bericht, im Sinne des kooperativen Foderalismus
moglichst einheitliche Regelungen in den Landern
erreichen. In dem Bericht selbst finden wir aller-
dings keinen Hinweis dafiir, dal die Zusammenar-
beit mit den Liandern gesucht wiirde, daB sie bereits
zustande gekommen wére oder daBl sie sogar schon
Friichte getragen hitte.

Warum erfdahrt der Bundesgesundheitsrat in dem
Bericht eine nur so geringe Beachtung? AuBer iber
drei seiner zahlreichen Voten wird iiber seine son-
stige Tatigkeit nichts berichtet. Vielleicht ist es auch
bezeichnend, dafl der Bundesgesundheitsrat in dem
Abschnitt ,Verwaltung” behandelt wird, was der
Bedeutung des Bundesgesundheitsrates als eines
Beratungsorgans der Bundesregierung zweifellos
nicht entspricht. Der Bundesgesundheitsrat ist auch
nicht als Organ des Bundesministeriums fir Jugend,
Familie und Gesundheit und schon gar nicht als
Hilfsorgan der Verwaltung dieses Hauses, sondern,
wie gesagt, als Beratungsorgan der Bundesregie-
rung schon im Jahre 1950, glaube ich, konzipiert
und ins Leben gerufen worden.

Uber die Krankenhausprobleme brauche ich hier
nicht zu sprechen. Dazu wird heute sicherlich noch
viel Gelegenheit sein.

Dasselbe gilt fiir die Probleme des Arzneimittel-
wesens. Nur zwei Fragen des Arzneimittelkom-
plexes mochte ich hier wenigstens ansprechen: War-
um wird die so oft kritisierte Registrierung von
Arzneimitteln durch das Bundesgesundheitsamt in
dem Bericht so heruntergespielt, daB von dieser
Problematik fast nichts mehr zu erkennen ist? War-
um wird in diesem Bericht auch nicht zu dem gerin-
gen Erfolg, wenn nicht sogar MiBlerfolg des Arznei-
mittelwerbegesetzes etwas gesagt? Wenn ein solch
geringer Erfolg oder gar Nichterfolg vorliegt, so
ist das zweifellos nicht dem Bundesministerium fir
Jugend, Familie und Gesundheit und sicherlich auch
nicht der Bundesregierung anzulasten, weil ja der
Bundestag dieses Gesetz gemacht hat. Wir und die
Offentlichkeit sollten aber nicht im unklaren gelas-
sen werden, ob dieses Gesetz die mit ihm verbun-
denen Erwartungen erfiillt hat. Wie gesagt, es be-
steht weithin die Auffassung, daB das nicht der Fall
ist.

Auch iber Lebensmittelfragen brauchen wir hier
nicht zu sprechen, weil das Lebensmittelgesetz kurz
vor der Uberweisung an den Bundestag steht. Es
ware nur die Frage aufzuwerfen, warum das Lebens-
mittelgesetz, an dem schon vor sieben Jahren sehr
intensiv gearbeitet wurde, so lange hat auf sich
warten lassen. Das ist auch durch die berechtigten

Bemerkungen von Frau Minister Strobel, die sie
vorhin hier zu der Dauer der Erarbeitung solcher
Gesetz gemacht hat, nicht gededckl. Es drdngt sich
dabei auch die Frage auf, wann mit dem ErlaB von
Vorschriften iiber die Nahrungsmittel tierischer Her-
kunft zu rechnen ist. Auch sie sind seit langem tiber-
fallig.

In dem Abschnitt ,Spezialfragen des Gesundheits-
wesens” wird schlieBlich iiber die Kosten des Ge-
sundheitswesens berichtet. Die Bundesregierung
bezieht sich dabei auf eine Quelle aus Baden-Wiirt-
temberg, weil eigene Untersuchungen iiber die Ko-
sten der Gesundheit, wie es mit entwaffnender und
schlichter Offenheit in dem Bericht heiBt, ,nicht
vorliegen”. Wir wissen, wie schwierig eine préizise
Aussage zu den Kosten der Gesundheitspolitik ist,
wir sind aber der Meinung, daf3 eine klare Vorstel-
lung tber die Kosten zu den wichtigsten Vorausset-
zungen fir einen so anspruchsvollen Bericht iiber
das Gesundheitswesen in unserem Lande gehort,

Das gilt insbesondere fiir den Blick auf die ge-
sundheitspolitische Zukunft. Nicht nur der Deutsche
Bundestag, sondern auch der von der Bundesregie-
rung so gern zitierte miundige Staatsbiirger hat ein
Recht darauf, zu erfahren, welche Kosten mit der
vom Staat und auch von ihm erwarteten aktiven
Gesundheitspolitik verbunden sind. In dieser Ko-
stenrechnung werden die Kosten des Umweltschut-
zes wahrscheinlich an erster Stelle stehen. Thre
auflerordentliche Hohe darf selbstverstdandlich kein
Grund dafiir sein, dal wir auf diese lebensnotwen-
dige Aufgabe verzichten.

Aus der niichternen Frage nach den Kosten er-
gibt sich die fiir die praktische Gesundheitspolitik
notwendige Rangordnung der gesundheitspolitischen
MaBnahmen. Es wird sich dann zeigen, daB Gesund-
heitspolitik teuer, sogar sehr teuer ist. Es wird sich
aber auch deutlich zeigen, welche finanziellen Auf-
wendungen nétig sind, wenn das eine oder das an-
dere erstrebte Ziel erreicht werden soll.

(Vorsitz: Vizeprdsident Frau Fundke)

Zum Schluf moéchte ich feststellen, daBl sich un-
sere Kritik an dem Gesundheitsbericht selbstver-
standlich nicht gegen seine zahlreichen Verfasser
richtet. Bei ihrer schon reichlich ausgelasteten Ar-
beitskraft haben sie dringende Arbeiten liegen las-
sen mussen, °

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

um diesen Bericht rechtzeitig fertigzustellen. Die
Gesetzgebungsarbeit, die im Bereiche der Gesund-
heitspolitik ohnehin schon lange hinter ihrem Soll
zuriickgeblieben ist, ist dadurch weiter verzégert
worden. Unsere Kritik richtet sich also gegen die
Konzeption und gegen die Redaktion des Gesund-
heitsberichts.

Wir sind im {ibrigen gespannt, wann und in wel-
cher Form er demnéchst vom Bundespresseamt aus
fiir die Offentlichkeitsarbeit der Bundesregierung
Verwendung finden wird.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner:
Dann haben Sie wenigstens etwas Span-
nendes! Thre Rede war es nicht!)
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Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Schmidt (Krefeld).

Dr. Schmidt (Krefeld) (SPD): Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Am 17. Februar 1971
iibergab die Bundesregierung dem Bundestag den
Gesundheitsbericht. Es ist der erste Bericht dieser
Art, den eine Bundesregierung diesem Hohen
Hause iberhaupt vorgelegt hat, und ich mochte
schon an dieser Stelle der Frau Bundesminister,
ihrem Hause und der Bundesregierung hierfiir recht
herzlich danken.

Wir sehen in diesem Bericht — da spreche ich fiir
die ganze Fraktion der Sozialdemokratischen Partei
— eine sehr gute Grundlage der Diskussion und fir
Initiativen zum Aufbau neuer Gesetzgebungen, und
wir haben mit ihm vor allen Dingen ein Arbeits-
papier in den Handen, aus dem wir vieles ent-
nehmen konnen. Das zeigt nicht zuletzt auch die
Resonanz in der Offentlichkeit, die zweifellos posi-
tiv zu beurteilen ist.

Bevor ich auf einige Ihrer Bemerkungen, Herr
Kollege Jungmann, eingehe, gestatten Sie mir, erst
einmal einen Gesamtiiberblick zu geben. Dieser Be-
richt gliedert sich in acht Abschnitte; ich will hier
nicht jeden mit besonderen Anmerkungen und Aus-
weitungen diskutieren, denn das wiirde den Bericht
eher zerpflicken und in seiner Bedeutung herab-
setzen.,

Aber ich habe mich, Herr Kollege Jungmann,
iiber eines gewundert: daB Sie nicht wenigstens ein
paar anerkennende Worte gefunden haben, dafi Sie
lediglich den ,Vorwdrts” hier als erstes kritikfiih-
rendes Organ genannt haben.

(Abg. Dr. Jungmann: Ich hitte viele nennen
konnen!)

— Es ist moglich, es ist moéglich. — Denn wissen
Sie, auch die Opposition erfreut sich ja einer nicht
nur positiven Resonanz in der journalistischen Dar-
stellung ihrer eigenen Presse. Wir sind, in einer
Demokratie lebend, gottlob in der Lage, auch eine
harte Kritik sogar aus den eigenen Reihen ertragen
zu konnen, und das ist wahre Demokratie.

Aber nun zur Sache: Ist es denn Pflicht der Oppo-
sition, weil sie Opposition ist, aus dieser Opposition
heraus alles nur zu negieren?

(Abg. Burger: Das haben wir auch nicht
gemacht!)

Bietet dieser Bericht nicht doch Anséatze auch fir
Sie? — Ich glaube schon. Das wird man feststellen,
wenn man sich der Mithe unterzieht, ihn zwei-, drei-
oder viermal zu lesen; und das habe ich getan.

Sie haben — und jetzt nehme ich an sich, in dem
ich das Pferd vom Schwanze aufzdume, etwas vor-
weg, was ich spdter ausfithren wollte — die futu-
rologische Betrachtung als Zukunftsmusik bezeich-
net. Dieser Bereich ist absolut nicht neu und wird
von mir und von uns auBerordentlich begriit. Es
gibt wohl kaum ein Industrieland in der Welt, das
nicht seit langen Jahren iuber futurologische Studien
verfiigt. Vor allen Dingen die groBen Industrie-
nationen wie England und die USA — das lesen

Sie in diesem Bericht — und dariiber hinaus auch
die Staaten des Ostblodks beziehen sich auf der-
artige Berichte. Aber ist es denn wirklich nur so,
daB hier nur Hypothesen und Hirngespinste auf-
gezeichnet werden? Hat sich nicht vielmehr in Wirk-
lichkeit diese Entwicklung schon langst angebahnt?
Ist nicht die Erndhrungsumstellung, die hier er-

wéhnt worden ist, bereits im Gange, ndmlich die -

Umstellung von der reinen Kohlehydratnahrung zur
EiweiBerndhrung? Und wenn hier die Fischteiche
und die Algenziichtungen im Meer erwdhnt worden
sind, dann sehe ich darin etwas, was in der Realitat
auf uns zukommt, denn es gibt Ldnder in Asien, die
das im kleinen Malstab schon langst praktizieren.

‘Wenn man etwas tiefer in die Materie einsteigt,
muB man doch zugeben, daB die Transplantationen
zweifellos auf alle Organe und Organsysteme aus-
geweitet werden. Das ist absolut nichts Neues, denn
Organverpflanzungen von Tieren auf den Menschen
werden bereits durchgefiihrt. Immunbiologische Fak-
toren machen diese Implantation zwar noch un-
moglich. In dem Bericht wird gesagt, es wirde
eines Tages auch diese immunbiologische Reaktion
beherrscht werden. Wir sind davon fest iberzeugt,
denn auch hier bahnen sich die Wege schon an.

Sicherlich kénnte man manches kritisieren. Aber
Kritik allein bedeutet nichts. Die Bundesregierung
war sehr zart in der Formulierung, wenn sie gesagt
hat: das bezieht sich auf die ndchsten 30 Jahre und
nicht etwa auf die 50 Jahre; denn neue sprunghafte
Entwicklungen in der Medizin kénnen von heute auf
morgen passieren, kénnen ein ganzes Weltbild &n-
dern und Vorséatze plotzlich zunichte machen.

Aber jetzt zu dem zuriick, was ich eigentlich sagen
wollte. Auf manche Gebiete werde ich spater noch
zu sprechen kommen. Gesundheitspolitik ist ein
Teil der Gesellschaftspolitik mit eigenstandiger poli-
tischer Funktion, bleibt aber mit einer progressiven
Sozialpolitik eng verbunden. So steht es im Bericht.
Jetzt horen Sie bitte genau zu.

(Abg. Dr. Hammans: Das tun wir immer!)

— Schonen Dank, ich habe nie daran gezweifelt;
das beruht auf Gegenseitigkeit. Dort heilit es weiter:

Die Bundesregierung begrifit und fordert die
freie Initiative und das Engagegement vieler
Trdager, Einrichtungen, Berufe und Personen im
groBen Aufgabengebiet des Gesundheitswesens.
Sie hdlt die gegenwartige Form des Wirkens
und Zusammenwirkens von freien Krédften und
Staat fir die unserer Gesellschaft gemdBe
Praxis des Gesundheitswesens. Sie will auf die-
ser Basis fiir die Menschen die Sicherung der
Gesundheit und die Hilfe und Heilung bei
Krankheit weiter ausbauen.

Mit diesen Erklarungen unterstreicht die Bundes-
regierung noch einmal ganz deutlich ihre Leitsatze
aus der Regierungserklarung vom 28. Oktober 1969
iber die freie Arztwahl und die freie Berufsaus-
iibung in den Heilberufen. Es kann also von einer
Verstaatlichung des Gesundheitswesens wirklich
keine Rede sein. So hoffen wir, daB damit endgiiltig
jene Stimmen zum Schweigen gebracht werden, die
in den vergangenen Monaten oft wider besseres

(<

D)



(A)

(B)

6320

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Mérz 1971

Dr. Schmidt (Krefeld)

Wissen in der Offentlichkeit die Meinung vertreten
haben, als wolle die sozialliberale Koalition auf kal-
tem Wege das Gesundheitswesen sozialisieren oder
verstaatlichen.

(Abg. Dr. Hammans: Ist zu teuer!)

— Na, dariuber konnte man diskutieren.

Eine moderne Gesundheitspolitik hat die verdn-
derten Lebensverhdltnisse, die Strukturveranderun-
gen der Gesellschaft und die fortschreitende medi-
zinische Entwicklung jederzeit zu beriicksichtigen.
Die Bevolkerung hat sich schnell auf die verdnderten
Begriffe ,Gesundheit” und ,Krankheit” eingestellt.
Der Begriff ,Gesundheit” bezieht sich nicht mehr nur
auf die Minderung von Krankheitsfolgen, sondern
auch auf die Abwehr und starker als bisher auf die
Vorsorge, Erhaltung, Pflege, Forderung, Besserung
und Hebung der Gesundheit. Das Recht auf Erhal-
tung der Gesundheit ist zwar nicht im Grundgesetz
und auch nicht — wie beispielsweise der Krankheits-
begriff — in der Reichsversicherungsordnung ver-
ankert, aber wir bekennen uns nachdriicklich zur
Definition der Weltgesundheitsorganisation, die dar-
in ein HochstmaB seelischen, korperlichen und so-
zialen Wohlbefindens sieht. Damit ist selbstver-
standlich nach dem Grundgesetz auch das Grund-
recht der freien Entfaltung der Personlichkeit ge-
wahrleistet. ,Gesundheit dient nicht als letzter
Selbstzweck” sagt Siebeck, und wir schlieBen uns der
Meinung an. Wir brauchen unsere Gesundheit, um
leben und arbeiten zu koénnen. DalBl deshalb auch
die Verantwortung des einzelnen fiir seine Gesund-
heit und die seiner Familie gegeben sein muB, ist
nur eine logische SchluBfolgerung.

"

Zweifellos, Herr Kollege Jungmann, hat die Pra-
ventivmedizin, haben Vorsorge und Fritherkennung
von Krankheiten an Bedeutung gewonnen. Wurden
bislang vom S&uglingsalter bis zum Beruf Schulun-
tersuchungen, Untersuchungen nach dem Jugendar-
beitsschutzgesetz und Miitterberatung durchgefiihrt,
so kommen jetzt — Sie wissen es — ab 1. Juli 1971
Vorsorgeuntersuchungen fiir Kleinkinder bis zum
vierten Lebensjahr und Krebsvorsorgeuntersuchun-
gen bei Frauen und Mannern vom 30. bzw. 45. Le-
bensjahr an zum Tragen.

Diese Untersuchungen auf Krebs und auf andere
Erkrankungen sind deshalb von so hervorragender
Bedeutung, weil wir in der Bundesrepublik rund
500 000 schulpflichtige Kinder haben, die in irgend-
.einer Form besonderer Unterstitzung bediirfen.
Jahrlich kommen 60 000 Kinder neu hinzu, die we-
gen korperlicher, geistiger oder seelischer Schdden
einer besonderen Betreuung bediirfen. Als wir die
psychiatrischen Einrichtungen am 17. April vorigen
Jahres hier im Plenum diskutierten, haben wir diese
Zahlen ganz klar herausgestellt.

Ich mochte lThnen aber noch eine erschreckende
Ziffer nennen. Sie ist es wert, daBl man dariiber dis-
kutiert. Immerhin wurden bei Untersuchungen im
Jahre 1966 — die neueren Représentativergebnisse
liegen leider noch nicht vor; ich konnte sie wenig-
stens bis gestern nicht bekommen — bei 7% der
Schulanfénger Haltungsiehler und bei 11,4 %0 Hal-
tungsschdden festgestellt. Das ist sehr viel.

Es stimmt auch nachdenklich, daBB die Ubergewich-
tigkeit bei Kleinstkindern durch eine falsche und
schlecht zusammengestellte Erndhrung tberhand-
genommen hat. Man weiB, daB in der Bundesrepu-
blik etwa ein Viertel der Bevolkerung auf eine
Didt angewiesen ist und daB beispielsweise jede
zehnte Frau bei einer Geburt Komplikationen auf
Grund falscher Erndhrung hat. Man sollte dem kind-
lichen Organismus doch durch eine kalorienmaBig
tragbare und zweckentsprechende Ernahrung ein
verniinftiges Korpergewicht geben.

Nun einige Worte iiber die Miitter- und Sdug-
lingssterblichkeit. Herr Kollege Jungmann, Sie ha-
ben dieses Thema ebenfalls angeschnitten. Die letz-
ten Ergebnisse des Jahres 1970 lagen gestern auch
noch nicht vor. Sie wdren fiir einen allgemeinen
oder internationalen Vergleich auch nicht heranzu-
ziehen, und zwar deshalb nicht, weil die Zahlen fiir
nur ein Jahr keine ausreichende Vergleichsbasis
sind. Um einen aussagekriftigen Vergleich anzustel-
len, waren die Zahlen von vier oder finf Jahren
notwendig.

1968 betrug die Zahl der im ersten Lebensjahr
Gestorbenen auf 1000 Lebendgeborene 22,6. Diese
Zahl hat in den letzten zehn Jahren zweifellos
rapide abgenommen. Das entspricht dem Trend in
allen Industriestaaten und groBeren Staaten der
Welt. Uber dem Bundesdurchschnitt liegen aher ei-
nige Lander, beispielsweise Bayern, Rheinland-Pfalz,
das Saarland, Berlin und — nicht zu vergessen —
Nordrhein-Westfalen. Man kann nun bei der wirt-
schaftlich differenten Struktur und der verschiede-
nen geographischen Lage dieser Lander gespannt
sein, was die Gesamtanalyse dieser Fehlentwick-
lungen ergeben wird. Leider liegen hieriiber noch
keine Berichte vor. Die haufigsten Todesursachen
waren die frithkindliche Sterblichkeit in den ersten
Lebenswochen, die Asphyxie, Geburtsverletzungen
und angeborene Mif3bildungen.

Was die Miittersterblichkeit anbelangt, so kamen
vor dem zweiten Weltkrieg auf 100 000 Lebendge-
borene 420 Todesfalle. 1968 waren es demgegeniiber
52 Todestfalle. 1969 stieg diese Zahl leider wieder
auf 53,1 an. Auch die S&auglingssterblichkeit stieg.
Die Zahlen fiir das Jahr 1970 konnten auch hier zum
Vergleich noch nicht herangezogen werden. Die
haufigsten Todesursachen waren Blutungen, Vergif-
tungen, Infektionen, Komplikationen in der Schwan-
gerschaft und Fehlgeburten. Es ist an und fir sich
fast als Hohn zu bezeichnen, daB in einer Zeit der
Antibiotika und Chemotherapie héaufige Todesur-
sachen — 29,4 %/ — Intoxikationen und Infektionen
waren.

Ich will nicht alles aus diesem Bericht ansprechen
oder kommentieren. Aber eines, was von wesent-
licher Bedeutung ist, lassen Sie mich bitte vortra-
gen. Der Wandel in unserer Gesellschaft stellt er-
hohte Anspriiche an die Gesundheit jedes einzelnen,
das wissen wir alle. Die Verschiebung der Krank-

heiten — im Agrarstaat vorwiegend Infektionser-
krankungen, heute in den Industriestaaten Ver-
schleiB- und Zivilisationserkrankungen — hat das

medizinische Aufgabengebiet stark erweitert. Ge-
sunderhaltung und Krankheitsvorbeugung werden
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immer mehr verlangt; denn niemand wird daran
zweifeln wollen, daB Vorbeugen besser und vor
allen Dingen kostensparender ist als Heilen.

Ich betone nochmals, dall die Gesundheitsvor-
sorge die Gesundheit und Leistungsfahigkeit jedes
einzelnen pflegen und erhalten mufB, wahrend die
vorbeugende bzw. prdaventive Medizin sich gegen
die Gefahren von Krankheiten und deren Verschlim-
merung zu wenden hat. Hier sind selbstverstandlich
Schutzimpfungen zu erwahnen, die Vitamin-D-Pro-
phylaxe bei Sauglingen und Kleinstkindern, die
Fluoranreicherung des Trinkwassers.

Die Fluoranreicherung des Tinkwassers mag pro-
blematisch sein, jedoch kann man sie verifizieren,
wo zentrale Trinkwasseranlagen vorherrschend
sind; wo es sehr viele Privat- und Eigenbrunnen
gibt, ist das Problem schon schwieriger. AuBerdem
mochte ich hier am Rande erwahnen, dafl die Kom-
petenz auf dem Gesetzeswege zu verdandern ware.
Auch die Hauptversammlung des Bundes deutscher
Zahnérzte hat vor kurzer Zeit in einer Entschlie-
Bung betont, daB sie in Ubereinstimmung mit der
Weltgesundheitsorganisation die Trinkwasserfluori-
dierung befiirwortet.

Die gesundheitliche Aufkldarung hat bei allen die-
sen medizinischen Fragen ein besonderes Gewicht.
Der tdglich einer strapaziosen Arbeit unterworfene
Organismus braucht Ruhe, Erholung, zweckméaBig
eingesetzte Ruhestunden und eine entsprechende
Erndhrung; sie mufl ausreichen, darf aber nicht mit
Kalorien {iibermaBig angereichert sein. Vor allen
Dingen mubB sie Riicksichten auf die Art der Arbeit
und der Arbeitsstdtte nehmen. Der schwerstarbei-
tende Mensch, der dauernd hoher Hitze ausgesetzt
ist, hat eine andere Nahrung zu sich zu nehmen als
der im Biiro arbeitende; das ist eine Selbstverstdnd-
lichkeit. Ausgleichende sportliche Betdtigung muB
natiirlich auf breiter Basis angestrebt werden, um
auch hier einen gewissen Ausgleich zu schaffen.

Nun einige Worte zu einem Problem, das mir
brennend am Herzen liegt. Selbstverstandlich wa-
ren 1927 die Tuberkulose und die Lungenentziin-
dung sehr verbreitet, weniger die Herz- und Kreis-
lauferkrankungen. Jetzt hat sich dieses Bild ver-
schoben, wie ich vorhin schon andeutete. Die Nei-
gung zum Herzinfarkt hat sich in der Bundesrepu-
blik natiirlich sehr intensiviert. Wir wissen, daB
der Diabetes in diesem Jahr Hauptthema des Welt-
gesundheitsjahrs der Weltgesundheitsorganisation
ist, das Anfang April mit dem Motto ,Mit Diabetes
leben” beginnt. Die Diabetiker sind natirlich ge-
fahrdeter als andere, was den Herzinfarkt anbe-
langt. Wir rechnen mit rund 1,2 Millionen Diabe-
tikern in der Bundesrepublik, wobei zu jedem be-
kannten Diabetiker ein unbekannter Diabetiker hin-
zuzurechnen ist. Warum sage ich das? Weil genauso
wie Herzerkrankungen auch andere Erkrankungen
den Diabetes begleiten koénnen, beispielsweise die
Tuberkulose. Dann ist der Ausgang einer derartigen
Krankheit duflerst problematisch.

Lassen Sie mich zwei Erkrankungen erwdhnen,
die nicht beseitigt sind, sondern im Gegenteil manch-
mal sogar ansteigende Tendenzen aufweisen kon-
nen. Von der Tuberkulose sagte ich, daB sie in der
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GroBenordnung abgenommen hat. Doch gibt es
trotz — oder vielleicht gerade deshalb — modern-
ster Therapie Resistenzen gegen die Medikamente
und eine Herabminderung der gesamten Heilungs-
tendenz. Das mufl man wissen und horen. Die Tuber-
kulose ist noch nicht ausgestorben — ich wiederhole
es — und auch nicht besiegt.

Leider nehmen die Hepatitisfdlle, die Leberent-
ziindungen, in der letzten Zeit immens zu. Sie wer-
den im Frithstadium sehr oft deshalb ibersehen,
weil sie nicht mit Gelbsucht einherzugehen brau-
chen. Es gibt aber kein spezifisches Medikament der
Therapie. Hier hat die Medizin viel nachzuholen
und zu forschen. Wie wir wissen, ist es auch sehr
schwer; denn der Erregernachweis ist oft gar nicht
moéglich, Ab und zu finden sich in der Gallenblase
Erreger, aber das ist nicht bei allen diesen Erkran-
kungen so.

Ich will mich jetzt kurzfassen und nur noch etwas
aufgreifen, was vorhin schon Beachtung gefunden
hat., Ich mochte den Altersautbau kurz erwéhnen.
Die Alterspyramide hat seit 1950 eine Basisverbrei-
terung erfahren. Woran liegt das? Die Pyramide
verdnderte sich in der Vergangenheit durch Ab-
nahme der Kinderzahl, wéhrend der Anteil der
dlteren Leute stark zunahm. Man soll die entspre-
chenden Zahlen ruhig einmal geho6rt haben. Von
den 3 Millionen Mannern und 4,8 Millionen Frauen,
die 1968 das 65. Lebensjahr iiberschritten hatten,
waren fast 19%o 90 Jahre und alter; 656 Einwohner
hatten sogar das 100. Lebensjahr tiberschritten.

Warum sage ich das? Die Uberalterung hat ge-
wisse Konsequenzen in der Planung, auch was das
Krankenhauswesen und die Therapie betrifft. Fir
den alten Menschen miissen zusatzliche Betten zur
Verfliigung stehen. Fiir den alten Menschen miissen
geriatrische Moglichkeiten der Behandlung gegeben
sein. Dies ist auch in einer kiinftigen Gesetzgebung
einzuplanen.

Nun einige Worte zum Umweltschutz; denn er
spielt eine sehr wesentliche Rolle.

Vizeprdsident Frau Fundke: Herr Kollege,
konnten Sie versuchen, zum SchluB zu kommen,
weil Thre Redezeit abgelaufen ist.

Dr. Schmidt (Krefeld) (SPD): Bei dieser Debatte
haben wir schon einiges dariiber gehort. Ich kann
mich deshalb kurzfassen. In der Regierungserkla-
rung vom 28. Oktober 1969 kiindigte die Bundes-
regierung die MaBnahmen zum Schutz der Men-
schen vor den Risiken an, die durch die technisierte
und automatisierte Umwelt entstehen. Sie beschloB
am 17. September 1970 das Sofortprogramm fiir den
Umweltschutz, am 16. Dezember 1970 fand die erste
Debatte im Plenum statt. Gleichzeitig wurde das
Fluglarmgesetz verabschiedet.

Einige Gesetzesvorhaben — z. B. iber Otto-Mo-
toren —, die jetzt noch beim Bundesrat anliegen,
werden eines Tages hier in diesem Hause in der
Debatte stehen. Die Aufklarung der Bevélkerung
hat uns in einem bestarkt, namlich in der Ansicht,
daB man jetzt beziiglich der Umwelt das, was man
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in den vergangenen Jahrzehnten versdumt hat, drin-
gend nachholen muB. Wachsender Wohlstand in
einer industrialisierten, technischen Welt birgt na-
tiirlich Gefahren in sich, und wir wollen, daBl wir an
diesen Gefahren nicht zugrunde gehen.

Ich komme zum SchluB meiner Ausfiihrungen. Die
angegebenen Kosten, die von der Frau Bundes-
minister aufgezeigt wurden, sind fiir die kiinftige
Planung von wesentlicher Bedeutung. Man muB ge-
nau wissen, wohin die Reise geht. Wir sind der
Frau Bundesminister dankbar dafiir, daB sie auch
diese Probleme angeschnitten hat. Man kann nur
unterstreichen, was auch in diesem Bericht gesagt
wurde, namlich daB wir lernen missen, fir die Ge-
sundheit etwas mehr zu investieren, etwas mehr zu
bezahlen, daBl wir in einer modernen Welt selbst-
versténdlich ein hohes MaB des Sozialprodukts fiir
diese Dinge ausgeben miissen.

Ich darf noch einmal an dieser Stelle der Bundes-
regierung und der Frau Minister danken, auch im
Namen meiner Fraktion. Ich wéare sehr froh, wenn
dieser Bericht gemdf dem Vorschlag des Altesten-
rats an die Ausschiisse {iberwiesen wirde, damit
er dort Grundlage der Diskussion ist.

{Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat
der Abgeordnete Dr. Hammans.

Dr. Hammans (CDU/CSU): Frau Prisident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erlauben
Sie mir bitte einige kritische Anmerkungen zu den
Problemen der Heilberufe, wie sie in diesem Ge-
sundheitsbericht dargestellt sind.

Zu begriiBen ist der Hinweis auf die Nolwendig-
keit der Deckung des erforderlichen Kréaitebedaris
im Gesundheitswesen sowohl unter qualitativen als
auch unter quantitativen Aspekten. Ich darf hierbei
besonders auf die zahlenmé&Big riicklaufige Entwick-
lung bei den Arzten flir Allgemeinmedizin hinwei-
sen und an folgendem Beispiel deutlich machen.

In der Bundesrepublik kamen 1969 auf jeden Arzt
651, auf jeden frei praktizierenden Arzt jedoch
1215 Einwohner. Wéahrend die Zahl der in den Kran-
kenhdusern tatigen Arzte seit 1961 um rund 47 %o
zugenommen hat, stieg die Zahl der frei praktizie-
renden Arzte nur um 1,2 %. Also ist der Zuwachs
hier geringer als der der Bevdlkerung. Die Zahl der
frei praktizierenden Arzte ohne Facharztbetdtigung
hat sich sogar um 7,3 %o verringert.

Herr Staatssekretar von Manger-Koenig hat an-
laBlich der Jahrestagung der praktischen Arzte
Deutschlands in Berlin am 21. November vorigen
Jahres in einer groB angelegten Rede dargelegt, wie
dem akuten Mangel an praktischen Arzten am besten
abgeholfen werden konnte. Zu den dort erwdhnten
MaBnahmen, die ich in Einleitungs- und Begriifungs-
worten auch schon andeutete, gehorte vor allem,
dem Beruf des praktischen Arztes wieder eine gro-
flere Attraktivitat zu verschaffen. Es ist vielfach
nicht so sehr eine finanzielle Frage fiir junge Arzte,
sich fiir diese Berufsrichtung zu entscheiden. Das hat
die Arzteschaft durch Selbsthilfeeinrichtungen, wie

i
[

Frau Minister Strobel vorhin auch erwdhnt hat, in
Form von Umsatzgarantien selbst zu lésen versucht.

Weit wichtiger ist es in dem Zusammenhang, der
Abneigung junger Arzte entgegenzuwirken, den
friher so hoch geschdlzten Beruf des praktischen
Arztes zu ergreifen. Es ist also nicht eine Frage der
Honorierung, sondern weit mehr eine solche der
Vermehrung und der Verbesserung des Prestiges
des praktischen Arztes sowie einer Verbesserung
der allgemeinen und auch der besonderen Arbeits-
bedingungen. Eine Umgestaltung des Berufsbildes
des praktischen Arztes hat sicher zur Voraussetzung,
daB diesem bestimmte Kompetenzen eigener Art
verschafft werden miiten, die dann auch Inhalt der
Weiterbildung sein mochten. Dies aber, meine Da-
men und Herren, 186t sich nur erreichen, indem be-
sondere Methoden einer interdisziplindren Weiter-
bildung entwickelt werden, wobei ich besonders
an den verbesserten und verstdrkten Ausbau von
Lehrstithlen fiir Allgemeinmedizin denke.

Ein solcher Hinweis, wie er auch von Herrn Pro-
fessor von Manger-Koenig gefordert wurde, fehlt
im Gesundheitsbericht vollig. Bislang gibt es auf
diesem Gebiet nur einige Lehrstiihle, die diesen
Mangel beseitigen kénnten.

Sicher wére in diesem Zusammenhang eine An-
merkung dariiber angebracht gewesen, in welchem
Umfang diese Liicke bei medizinischen Einrichtungen
in der Zukunft ausgefiillt werden soll. Eine lang-
fristige Planung mit schén gefdrbten Zukunftsvisio-
nen ist fiir den an Fragen der Gesundheitspolitik
interessierten Biirger zwar als Lektiire recht interes-
sant und aufschluBireich, bietet aber keinen Anhalts-
punkt dafiir, wie gegenwaértigen Engpdssen kurz-
fristig vor allen Dingen in der Allgemeinmedizin
wirkungsvoll begegnet werden soll. Die Allgemein-
praxis von morgen wird sich im verstarkten Umfang
auch auf den standig weiterlaufenden und wachsen-
den Fortschritt in der Medizin einstellen miissen.
Der technische Fortschritt mag zwar in vieler Hin-
sicht eine intensivere Behandlung erlauben, ebenso
wie die Errichtung von Gruppenpraxen sicherlich
helfen wird — darauf hat Frau Minister Strobel hin-
gewiesen —, doch habe ich die Beflirchtung, daB auch
das alles noch nicht geniligen wird, diesen Mangel
zu beseitigen.

Der Hausarzt wird niemals in seiner Funktion
durch ein seelenloses technisches Instrument ersetzt
werden konnen; denn oftmals sind die psycholo-
gischen und menschlichen Kontakte des Arztes, die
den Heilungsprozel beschleunigen, von nicht zu
unterschétzender Bedeutung.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Die besondere Betonung des Wirkungsbereichs und
die Bedeutung des Allgemeinpraktikers sollte man
nicht vergessen, wenn Lésungsmoglichkeiten fiir
eine drztliche Versorgung der Bevdélkerung aufge-
zeigt werden.

Bei allen im Gesundheitsbericht angesprochenen
Bemihungen, einen ausreichenden Nachwuchs im
arztlichen wie im pflegerischen Bereich zu sichern,
darf keineswegs die Bedeutung unterschétzt werden,
die der notwendigen Bildungsplanung zukommt.

©
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Mit Nachdruck hat Herr Minister Leussink — er ist
leider nicht mehr hier — anlaBlich der Jahrestagung
des Verbandes der Arzte Deutschlands am 10. Ok-
tober 1970 in Baden-Baden betont, dafl zur Herstel-
lung von Chancengleichheit und Bildungsgerechtig-
keit organisatorische MaBnahmen allein nicht aus-
reichend sind. Vielmehr ist dartiber hinaus sicherzu-
stellen, daB die Ubergédnge zwischen den einzelnen
Ausbildungswegen und -stufen erleichtert und in
sich durchlassiger gemacht werden. Flir den medi-
zinischen Bereich bedeutet dies, daB das hier not-
wendige Bildungsangebot nicht isoliert innerhalb
der Gesamtplanung betrachtet werden kann, son-
dern innerhalb der Gesamtkonzeption abzustimmen
ist.

Eine solche Koordination, die zwischen den ein-
zelnen Ressorts zu erfolgen hatte, ist im Gesund-
heitsbericht nicht enthalten, wird aber besonders
bedeutsam, wenn man im Rahmen langfristiger
Planungsvorhaben Fehlinvestitionen vermeiden
will, die zudem mit erheblichen Kosten verbunden
sind. Ebensowenig wird ein von Professor Leussink
aufgegriffener Vorschlag, kiinftig bisher separate
Ausbildungsgénge im Gesundheitsbereich sinnvoll
miteinander zu verkniipfen, aufgegrifien oder vom
zustandigen Ressort im Bericht einer Erwéahnung
fiir wiirdig erachtet.

Lassen Sie mich noch einige Worte zu dem
gegenwartig beratenen MTA-Gesetz sagen. Dieses
Gesetz soll Ausbildung und erforderlichen Bedarf
im medizinisch-technischen Bereich in Anpassung
an die fortschrittliche Entwicklung der Technik
sicherstellen, damit geniigend medizinisch-technische
Assistenten und Assistentinnen zur Verfiigung ste-
hen. Dieses Gesetz bietet die Mdglichkeit, eingepaBt
in ein Gesamtbildungssystem, berufliche Weiterbil-
dung und Aufstiegsmoglichkeiten zu sichern und zu
fordern.

In diesem Zusammenhang sei mir die Anmerkung
erlaubt, daB es mich wirklich erschreckt hat, hierzu
die Vorstellungen von Herrn Dr. Bardens im Aus-
schuB fur Jugend, Familie und Gesundheit zu ho-
ren, Er ist leider im Augenblick nicht hier. Aus
Berlin wurde mir dazu weiter berichtet, daB Herr
Bardens auch am Samstag, dem 6. Marz, also mor-
gen vor einer Woche, in Berlin

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist doch dal)

vor sozialdemokratischen Arzten und Apothekern
zu den weiteren Beratungen des MTA-Gesetzes die
gleiche Meinung ge&uBert hat, namlich die, daBl es
ausschlieBlich um eine Beratung und BeschluBfas-
sung iber dieses Gesetz auf der Basis der Regie-
rungsvorlage gehen koénne. Nicht nur dies zeigt, day
Sie gar nicht willens sind, ernsthaft Argumente von
unserer Seite zu héren und zu verarbeiten. Ich
glaube, Sie stehen mit dieser Ihrer Meinung, dal}
nur noch auf Grund der Regierungsvorlage weiter-
beraten werden solle, einsam auf weiter Flur.

Ich habe in meiner Eigenschaft als Vorsitzender
der Arbeitsgruppe ,MTA-Gesetz" eine ganze Reihe
von MTA-Schulen in vielen Landern der Bundesre-
publik besucht, um mir ein Bild machen zu konnen.
Das einhellige Urteil aller dort Lehrenden und Ler-
nenden war, dal der umfassende Lehrstoff, der nicht

weniger wird, sondern mehr, in zwei Jahren nicht zu
bewaltigen sei. In Hamburg haben MTA aus der ge-
samten Bundesrepublik demonstriert. Sie haben nicht
etwa, wie man vermuten sollte und wogegen nichts
einzuwenden wdre, flir eine bessere Besoldung,
sondern fiir eine bessere Ausbildung auf der Strafie
demonstriert.

Neben den intensiven Bestrebungen, die Zahl der
ausgebildeten Fachkrafte fiir die Heilberufe zu ver-
gréBern, ist Thnen sicherlich bekannt, daf die CDU/
CSU seit langem bemiiht ist, Hilfskrdfte zu mobili-
sieren, die die Krankenschwestern und die Kinder-
gartnerinnen in ihrer schweren Arbeit unterstiitzen
und entlasten konnen. Ich darf in diesem Zusammen-
hang auf den von der CDU/CSU vorgelegten Gesetz-
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entwurf zur Férderung sozialer Hilfsdienste hinwei- -

sen, der vorsieht, die Aufnahme einer Teilzeitbe-
schaftigung in den angesprochenen Berufen attrak-
tiver zu machen. Bei der Behandlung dieses Antrags
im AusschuB fir Jugend, Familie und Gesundheit
zeigte sich deutlich, daB alle moglichen Griinde ge-
sucht und, man moéchte fast sagen, an den Haaren
herbeigezogen wurden, um die Behandlung der Ge-
setzesvorlage zumindest hinauszuschieben, um nicht
zu sagen, sie zu Fall zu bringen.

Auffallig ist auBerdem, daB zur Ausbildung der
Krankenpflegeberufe im Gesundheitsbericht ledig-
lich die lapidare Feststellung getroffen wird, daBl die
Ausbildung fiir diesen Beruf jeweils auf lange Sicht
den verdnderten gesellschaftlichen Gegebenheiten
Rechnung tragen miisse. Meine Damen und Herren,
fiir welchen Beruf, fiir welche Gruppe trafe das nicht
zu? Wichtige Detailfragen, wie etwa Uberlegungen
zur Herabsetzung des Eintrittsalters in Kranken-
pflegeschulen, bleiben gédnzlich unberiicksichtigt.

Ich darf noch einmal auf den Gesetzentwurf der
CDU/CSU zuriickkommen. Bereits seit April 1970,
also fast seit einem Jahr, wird die Behandlung dieses
Gesetzes verzogert und verschleppt, obwohl es be-
absichtigt, Sperren abzubauen, die die Frauen bis-
her daran gehindert haben, eine Teilzeitbeschéfti-
gung im Rahmen einer sozialen Tatigkeit aufzuneh-
men. Praktische Vorschlage, nicht aber ausschlieBlich
die Feststellung von Tatsachen, sind notwendig, um
bestehenden Mangeln wirkungsvoll begegnen zu
konnen.

Meine Damen und Herren, die von mir hier vor-
getragene Kritik konnte sich nur auf wenige Punkte
bei den Heilberufen beschrdnken. Doch habe ich ver-
sucht, sine ira et studio, Herr Haudk, jene Miéngel
in unserer Gesundheitssituation aufzuzeigen, die
eigentlich auch im Gesundheitsbericht hdtten enthal-
ten sein sollen, um der Bevdlkerung eine wirklich
iiberzeugende Darstellung auf einem gesellschafts-
politisch so wichtigen Gebiet wie der Gesundheits-
politik zu vermitteln.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Spitzmiiller. Fiir ihn ist eine
Redezeit von 30 Minuten beantragt.

Spitzmiiller (FDP): Frau Prasident! Meine sehr
verehrten Damen, meine Herren! Die Bundesregie-
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rung hat mit der Drucksache VI/1667 erstmals einen
Gesundheitsbericht vorgelegt. Er ist als Erstlings-
werk zweifellos ein gegliickter Wurf und hat viel
mehr positives als kritisches Echo in der Kommentie-
rung durch die Presse gefunden. Ich glaube, auch der
Laie kann mit diesem Werk etwas anfangen, wenn
er die 186 Seiten mehr als einmal durchbléattert.

Herr Dr. Jungmann hat als erster Sprecher der
Opposition Kritik getibt. Er hat das nach meinem
Eindruck eigentlich in recht liebenswiirdiger Weise
getan, indem er ausdriicklich erklarte, diese Kritik
verstehe sich allein schon wegen des Standpunkts
der Opposition. Das ist immerhin ein Wort, Herr
Kollege Jungmann. Jawohl, ich glaube, eine Opposi-
tion hat einfach die Aufgabe, ihre Finger kritisch
dorthin zu legen, wo sie glaubt, dal Unterlassungen
oder Ergdnzungen vorgekommen oder notwendig
sind.

Sie haben in Ihrer Kritik, Herr Dr. Jungmann, er-
klart, Sie hielten es fiir sehr bedenklich, daB die
Presse den Bericht frither als die Bundestagsabge-
ordneten gehabt habe. Nun, wissen Sie, das ist
manchmal so eine Sache mit dem Leeren der Facher
und mit der Abhaltung von Pressekonferenzen.

(Abg. Dr. Hammans: Nein, nein! Nicht so
billig, Herr Spitzmiiller!)

— Ich kann Thnen nur sagen, wir waren ja auch ein-
mal zusammen in der Regierung. Ich kann mich
erinnern, daBl von dieser Seite oft der Vorwurf
kam, daB die Presse frither unterrichtet war, als
die Abgeordneten die Berichte in den Fachern ge-
funden haben. Neu also ist dieser Vorwurf nicht,

(Abg. Dr. Hammans: Er ist zutreffend!)

aber, Frau Minister, wenn er iiberhaupt zutrifft, wer-
den wir uns sicherlich verstdndigen konnen, um auch
hier Besserung zu schaffen — wie wir tiberhaupt be-
milht sind, Besserung zu schaffen; denn solche Be-
richte hat es frither ja nicht gegeben.

Meine Damen und Herren, dieser Bericht ist doch
auch eine Moglichkeit, sich in der Offentlichkeit
Uber anstehende Fragen — nicht nur ber kurzfri-
stige, sondern auch lber langfristige — ausgiebig zu
informieren und dariber zu diskutieren. Und das ist
ein Fortschritt!

Herr Kollege Dr. Jungmann, wenn Sie meinten,
der ,stern“ habe dieses Dokument als das erregen-
ste bezeichnet, das im Augenblick in der politischen
Arena {estzustellen sei, und ich daraus schliefen
konnte, daB Sie diese Meinung nicht teilen, so muBte
ich Threr Rede aber entnehmen, daB Sie dieses Doku-
ment als etwas Beunruhigendes ansehen;

(Abg. Dr. Jungmann: Die Zahlen waren ja
langst bekannt!)

denn Sie haben eine ganze Fulle von Dingen auf-
gefiihrt, die Sie als beunruhigend bezeichnet haben.
Nun, fir den einen ist das beunruhigend, weil er
die Zahlen aus seinem Fachwissen und seinem per-
sonlichen Arbeitsbereich teilweise schon kannte, far
den anderen, fur den Laien, ist es eben erregend.

Meine Damen und Herren, ich mdchte hier nicht
wiederholen, was schon eingehend erortert worden
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ist, sondern ich mochte mich auf einige wenige
Punkte beschrdnken, die mir von besonderer Be-
deutung erscheinen. Das sind zundchst einmal die
Grundsatze. Der Grundsatz Nr. 6 im Ersten Abschnitt
hat zum Inhalt:

Die Bundesregierung begrifit und fordert die
freie Initiative und das Engagement vieler Tré-
ger, Einrichtungen, Berufe und Personen im
groBen Aufgabengebiet des Gesundheitswesens.
Sie hdlt die gegenwdrtige Form des Wirkens
und Zusammenwirkens von freien Kréditen und
Staat fiir die unserer Gesellschaft gemédBe Praxis
des Gesundheitswesens. Sie will auf dieser Ba-
sis fir die Menschen die Sicherung der Gesund-
heit und die Hilfe und Heilung bei Krankheit
weiter ausbauen.

Meine Damen und Herren, das ist eine ganz klare
Aussage und Feststellung. Wir Freien Demokraten
haben Frau Minister Strobel zu danken, daB sie
in ihrer Rede ausdriicklich darauf hingewiesen hat,
daB diese Zusammenarbeit, dieses Zusammenwirken
von Vertrauen getragen sein muB. Ich glaube, meine
Damen und Herren, auch hier ist die heutige Dis-
kussion bereits hilfreich gewesen. Wir Freien Demo-
kraten haben allen AnlaB, Herrn Dr. Schmidt fiir die
klare Aussage zu danken, daB die SPD, seine Frak-
tion, diese Regierung von der Verstaatlichung des
Gesundheitswesens weit entfernt ist und daB von
einer Verstaatlichung des Gesundheitswesens keine
Rede sein kann. Meine Damen und Herren, ich
glaube, diese Feststellung wird es ermoglichen, die
Zusammenarbeit tatsdchlich vertrauensvoller mit
allen Trdgern zu gestalten; denn die Zusammen-
arbeit war ein biBchen durch die Geriichtekiiche er-
schwert — wenn wir ehrlich sein wollen —, die ja
bekanntlich in den letzten Monaten nicht zur Ruhe
kam, wegen angeblicher Sozialisierungs- und Ver-
staatlichungstendenzen dieser Regierung. Hier sind
zweil klare Aussagen von der Ministerin und vom
Sprecher der gréBten Regierungsfraktion gemacht
worden.
(Zuruf des Abg. Harzschel.)

-— Ja, nun kommt der Zuruf, Herr Kollege Harz-
schel — —

(Abg. Wehner: Wir kénnen ja nicht auch
noch die Dummbheit verstaatlichen, die Sie
verkoérpern.)

Mein lieber Herr Kollege Harzschel, seien wir doch
ehrlich, seien wir doch froh, dafl es unten Menschen
gibt, die sich politisch engagieren; seien wir froh,
daB es unten junge Menschen gibt, die sich poli-
tisch engagieren, und haben wir doch volles Ver-
stdndnis dafiir, daB diese jungen Menschen das-
selbe Recht flr sich in Anspruch nehmen koénnen,
namlich mit Idealvorstellungen in die Offentlichkeit
zu treten und sich dann mit der Wirklichkeit kon-
frontieren zu lassen und auseinandersetzen zu miis-
sen. Machen wir uns doch nichts vor! Als wir 18,
20 oder 24 Jahre waren, sind wir vom Schwung des
Herzens und vom Schwung des Idealismus getragen
mit unseren Forderungen auch weit {iber das hin-
ausgegangen, was realisierbar gewesen ist. Werten
wir doch diese Dinge nicht immer so auf, sondern
bezeichnen wir sie als das, was es ist: ein erfreu-
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licher Vorgang der Diskussion, der dazu fithren
soll, daB wir uns mit den Dingen auseinandersetzen.

(Abg. Burger: Das wurde ja nicht kritisiert!
Die politische Aktivitat wurde nicht kriti-
siert!)

— Ja, aber ohne politische Aktivitdt von unten und
ohne politische Aktivitat der jungen Leute konnen
Sie nicht erwarten, dafl gelegentlich einmal etwas
in die Welt gesetzt wird, was Sie dann ganz grof
aufblasen konnen als Sozialisierungstendenzen und
alles mogliche. Das ist doch der Kern, auf den ich
kommen wollte, der hier immer eine Rolle spielt.

Im zweiten Abschnitt werden die Schwerpunkte
dargestellt. Herr Kollege Dr. Jungmann hat nun er-
kldrt, daB die Prioritaten nicht richtig erkennbar
seien und nicht richtig gesetzt worden seien. Aber
ich glaube, in diesem zweiten Abschnitt sind die
Aufgaben aufgezahlt, denen sich die Bundesregie-
rung im besonderen Mafle widmen will. Dieser Auf-
gabenkatalog ist eine Art politisches Programm,
das heute gerade im Hinblick auf die wirtschaftliche
Sicherung der Krankenhduser noch eingehend dis-
kutiert werden wird. Die breite Darlegung dieser
Punkte gibt allen Beteiligten und Betroffenen, dhn-
lich wie dies im letzten Sozialbericht der Fall war,
eine Ubersicht iber die Fragen, die in einer anderen
oder besseren Form regelungsbediirftig erscheinen.

Sie konnen sich daher besser als in der Vergan-
genheit bei einer nur punktuellen Erwahnung in
einer Regierungserklarung zu Beginn der Legislatur-
periode mit den Fragen auseinandersetzen, die auf
Sie zukommen, soweit dies nicht schon vorher ge-
schehen ist. Es gibt also die Moglichkeit, sich lang-
fristig mit diesen Fragen zu beschaftigen.

Die Orientierungsdaten innerhalb des dritten Ab-
schnitts, der Bestandsaufnahme, zwingen zu Schluf}-
folgerungen, vor denen wir unsere Augen nicht
verschlieBen diirfen. Da ist die Entwicklung unserer
Bevdlkerung. Thre Altersstruktur, die Lebenserwar-
tung, die Anderung der Erwerbsstruktur, der Wan-
del der Struktur der Haushalte und andere Fakto-
ren stellen explosionsartige Anforderungen an das
gesamte Gesundheitswesen. Jede langfristige Be-
trachtung, die davon ausgeht, daB diese Aufgaben,
rein vom Materiellen her gesehen, mit proportional
wachsenden finanziellen Mitteln zu meistern seien,
gibt sich einer Illusion hin, oder man muf in Kauf
nehmen, dal die gesundheitliche Betreuung nicht
nur auf dem jetzigen Stand bleibt, sondern unter
ihn absinkt. Auch das muf man klar und deutlich
aussprechen.

Die Kenntnis moglicher und denkbarer Entwick-
lungen zwingt zu Entscheidungen in Ansatzschwer-
punkten, von denen aus sie in gesundheitlicher, fi-
nanzieller und personeller Hinsicht am besten ge-
meistert werden konnen. Wir Freien Demokraten
teilen die Auffassung der Bundesregierung, daB
einer dieser Ansatzpunkte die Gesundheitsvorsorge
sein wird. Das Thema Krankenhausversorgung hat
zweifellos keinen minderen Rang.

Aber alle diese Bemiithungen von seiten der Ge-
setzgebung, iber finanzielle Leistungen und andere
MaBnahmen den entsprechenden Rahmen fir die

gesundheitliche Betreuung zu schaffen, werden den
erwarteten Erfolg nicht bringen, wenn es uns nicht
gelingt, fiir den Nachwuchs mehr zu tun und die
Nachwuchssorgen im &rztlichen und im zahnédrzt-
lichen Bereich zu beheben und dem geradezu kata-
strophalen Nachwuchsmangel in den Gesundheitsbe-
rufen irgendwie entgegenzuwirken. Machen wir uns
nichts vor, meine Damen und Herren! Es fehlt an
ausgebildeten Schwestern und Pflegern, es fehlt an
Krankengymnastinnen, an Didtassistentinnen, an
Masseuren und Masseusen usw. Sie fehlen im
Augenblick, weil weder Schwestern noch Arzte
marktgerecht besoldet werden konnen, weil weder
Arzte noch Schwestern noch Heilhilfsberufe in der
Offentlichkeit so attraktiv gemacht worden sind,
nicht nur von der Besoldung her, sondern auch von
ihrer sozialen Aufgabenstellung her, da der Zu-
gang so stark ist, wie wir ihn in der Zukunft brau-
chen, wenn wir gesundheitspolitisch etwas leisten
wollen bzw. wenn wir den Anforderungen gerecht
werden wollen.

Frau Strobel hat in einer erfreulichen Nichtern-
heit auf die Produktivitatseffekte einer aktiven
Gesundheitspolitik hingewiesen. Ich glaube, es ist
richtig, daB man auch diese Seile des Problems ganz
offen darlegt und nicht mit irgendwelchen Worten
um die notwendige Effcktivitat herumredet. In die-
sem Gesundheitsbericht ist auf Seite 67 unter Nr. 91
vom oOffentlichen Gesundheitsdienst in den Landern
die Rede. Dort wird festgestellt, daB in den einzel-
nen Bundeslandern 20 bis 60 %o der Arzte im offent-
lichen Gesundheitsdienst fehlen. Ich glaube, das
wird fir alle auBerhalb dieses Hauses eine An-
regung sein, einmal nachzudenken, ob bei einer
Verstaatlichung des Gesundheitsdienstes die Effi-
zienz der Leistungen flir die Kranken und fiir die
vorbeugende Gesundheitsvorsorge tatsachlich bes-
ser sein konnte, nachdem im staatlichen Bereich ein
so hoher Fehlbedarf an Arzten festzustellen ist. Nun
wissen wir alle miteinander: dieser Fehlbedarf liegt
erstens an der Besoldung. Er liegt in zweiter Linie
daran, daB die Arzte dort weitgehend mit Polizei-
maBnahmen beauftragt sind.-Er liegt drittens daran,
dal die Arzte dort in Schreibtischarbeit, im Durch-
lesen von Erlassen und in der Durchfihrung von
Verordnungen ersticken, wahrhaftiger Gott, keine
attraktive Arbeit fiir einen Arzt und kein Anreiz,
sich fur diese, auch wichtige Aufgabe der Gesund-
heitspolitik zu entscheiden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
mochte Thre Aufmerksamkeit auch auf die Seite 74
mit den Ziffern 104 ff. des Gesundheitsberichtes
lenken. Ich mochte das heute nicht vertiefen, son-
dern nur daran erinnern, dafl wir in einer groficn
Debatte anlaBlich einer Groflen Anfrage zur Frem-
denverkehrspolitik auch einmal auf die Frage der
Freizeit, der Erholung und des Sports vom wirt-
schaftlichen Bereich her eingegangen sind. Dieser
Komplex begegnet uns wieder im gesundheitspoliti-
schen Bereich. Hier miissen wir also auch eine
groBe Aufgabe der Gesundheitspolitik und der Ge-
sundheitserziehung sehen.

Dieser Gesundheitsbericht weist auch noch aus-
driicklich auf die Regierungserklarung vom 28. Ok-
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tober 1969 beziiglich des Rechtes auf freie Artzwahl
hin.

Ich mochte zum SchluB kommen. Dieser Gesund-
heitsbericht ist ein Erstlingswerk. Dieses Erstlings-
werk ist umfassend geraten. Sicherlich wird manche
Anregung aus dieser Debatte und werden man-
chen Anregungen, die aus der Offentlichkeit kom-
men, bei der Fortschreibung des Gesundheitsberich-
tes Verwendung finden. Aber, meine Damen und
Herren, dieser Bericht ist auch ein Beitrag zu mehr
Demokratie, zu mehr Beteiligungsmoglichkeit im
Rahmen der Diskussion durch mehr Information
iber Dinge, die in den néchsten Jahren zur Ent-
scheidung kommen. Von daher erfiillt dieser Bericht
voll und ganz die Forderung, die diese Regierung in
der Regierungserklarung sich selbst gestellt hat.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

s o

Vizeprdsident Frau Funcke: Schénen Dank,
Herr Spitzmiiller! Im Interesse des Hauses: Sie sind
unter der Hélfte der vorgesehenen Redezeit geblie-
ben.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Fuchs.

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Zu den Kapiteln
des Gesundheitsberichtes, die ich als unterbelichtet
und zuwenig differenziert bezeichnen mochte, zahlt
das Kapitel der &rztlichen Versorgung, vor allem
der drztlichen Versorgung der Biirger des ldand-
lichen Raumes. In dem Gesundheitsbhericht sind zwar
einige sehr knappe Bemerkungen enthalten, die sich
im wesentlichen auch in den Ausfithrungen der Frau
Minister hier wiederholt haben. Aber ich meine,
diesem Problem sollte groBerer Nachdruck verlie-
hen werden. Allein die Tatsache, daB innerhalb gut
eines Jahres fiinf Anfragen zu dieser Angelegenheit
hier im Bundestag behandelt wurden, weist eindeu-
tig auf die Dringlichkeit dieses Problems hin. Es ist
sicher erfreulich, daB auf manchen Heilsektoren
Fortschritte zu verzeichnen sind, z. B. daB die Vor-
sorgeuntersuchungen jetzt ebenfalls in die soziale
Krankenversicherung einbezogen worden sind und
daB die Diagnostik und die Therapie verfeinert
werden. Aber es muBl uns mit einer gewissen Sorge,
ja, ich mochte sagen, mit Bestlirzung erfiillen, daB
die Grundversorgung auf dem Lande teilweise nicht
mehr gegeben ist.

Wir erkennen alle an, dal die Chancengleichheit
heute eine Grundforderung ist. Der Bundeskanzler
hat noch in den Ausfiihrungen zur Agrardebatte am
letzten Mittwoch davon gesprochen, daB auch der
landliche Raum ein Recht auf gleiche Chancen hat.
Aber im meine, dazu gehort auch eine ausreichende
Versorgung mit Arzten und Zahné&rzten. Leider
differenziert hier der Gesundheitsbericht nicht. Es
wdre aber sehr angebracht gewesen, wenn einige
der doch alarmierenden Zahlen in ihm enthalten
gewesen wdaren. Ich glaube, das statistische Mate-
rial steht zur Verfiigung.

Ich darf nur zwei oder drei Zahlen nennen. Herr
Dr. Hammans hat vorhin schon gesagt, daB laut
Gesundheitsbericht im Jahre 1960 eine Arztdichte

von 1:703 vorhanden war. Im Jahre 1969 betrug
das Verhaltnis 1:659. Das ist also eine Verbesse-
rung. Dabei ist zuzugeben, daB in dem Verhaltnis
praktischer Arzt zu Wohnbevélkerung eine gering-
fugige Verschlechterung eingetreten ist.

Die Unterschiede zwischen den verschiedenen
Rdumen sind nun auBerordentlich bedenklich ge-
worden. So ist z. B. in Miinchen eine Arztdichte von
1 :480 gegeben. Wir miissen aber feststellen, daB
in zahlreichen Landkreisen eine Arztdichte von
1:2400 bis 1 : 2800 vorhanden ist.

(Abg. Dr. Hammans: Hort! Hort!)

Daran sehen Sie die Ungleichgewichtigkeit. Ich
meine, darauf muB man mit gréoBtem Nachdruck
hinweisen.

Bei der Versorgung mit Zahndrzten ist es teil-
weise noch gravierender. Wir haben eine durch-
schnittliche Zahnarztdichte von ungefdahr 1 : 1970.
Der Wissenschaftsrat sieht ein Verhdltnis wvon
1 : 2000 als angemessene Versorgung an. Die Ver-
sorgung ist also sogar noch etwas besser, als sie der
Wissenschaftsrat fordert. In lédndlichen R&umen
haben wir aber teilweise eine Zahnarztdichte von
1 : 4000.

(Zuruf von der SPD: Niederlassungsfrei-
heit!)

— Natiirlich, Ich komme darauf noch zu sprechen.
Ich weiB natiirlich, worauf das zurickzufithren ist.

Ich erkenne an — ich mochte das ausdricklich
sagen —, daB Schritte unternommen werden, dieses
Problem zu bereinigen. Ich mochte auch sagen, daB
die kassendrztlichen Vereinigungen Anstrengungen
machen und daB es anzuerkennen ist, daB z. B. zins-
verbilligte Darlehen zur Griindung von Praxen ge-
geben werden, daB man Modelle entwickelt fiir Ge-
meinschaftspraxen, dafl man auch Staatsbiirgschaften
gibt und daB man eine Einkommensgarantie gibt.
Alles das soll anerkannt werden. Nur diirfen wir uns
nicht dartiber hinwegtduschen, daB sich der Erfolg
offensichtlich noch nicht eingestellt hat. Frau Mini-
ster, ich muBl sagen: Sie erkennen im Gesundheits-
bericht selber an, daB sogar die Gefahr besteht, daB
die Schere groBer wird. Infolgedessen ist es, glaube
ich, notwendig, das mit dem nétigen Nachdruck an-
zusprechen.

(Ich will diese Thematik nicht vertiefen. Ich will
mich auch daran halten, daB wir uns hier kurz fas-
sen sollten. Aber es wédre doch notwendig, so meine
ich, in dieser Frage einmal eine wirklich konzertierte
Aktion einzuleiten.

Frau Minister, wenn die Anreize, die bis jetzt
gegeben sind, noch nicht geniligen, muB man sie ver-
starken. Sicher kostet das Geld. Dieses Geld wére
aber auBerordentlich gut angelegt, weil es einem
existentiellen Anliegen der ldndlichen Bevolkerung
diente. Wenn es nicht wirkt, wird das Geld auch
nicht ausgegeben — das ist leider die andere Alter-
native —, dann hat man also auch praktisch nichts
eingesetzt. Aber man sollte versuchen, die Forde-
rungsmoglichkeiten, die Konditionen und vielleicht
auch die Quantitdt zu verbessern.
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Ich darf ein Zweites sagen, Frau Minister. Gerade
bei den Studenten und bei den Jungérzten fehlt es,
meine ich, teilweise auch an Aufkldrung iiber die
Verhiltnisse im ldndlichen Raum, die sich in den
letzten Jahren doch ganz gewaltig gedndert haben.
Nun haben Sie doch groie Erfahrungen als Aufkla-
rerin, wenn ich so sagen darf, und infolgedessen
sollte es, glaube ich, auch fiir Sie eine echte Aufgabe
sein, hier in dem betroffenen Kreis der Studenten
und Jungérzte mit groftem Nachdruck fiir diese Auf-
klarung zu sorgen, ihnen zu zeigen, welche grofien
Chancen sie haben, wenn sie sich als Arzte im 1dnd-
lichen Raum niederlassen, denn diese Chancen sind
zweifelsohne viel gréfier, als die meisten wissen.

(Abg. Hauck: Das Landarzt-Praktikum wird
doch von den Arzteverbdanden usw. abge-
lehnt!)

— Ja, sicher, das ist etwas anderes. Ich habe von
der Werbung gesprochen, damit wir uns klar dar-
iiber sind. Und bitte, man muf} ja versuchen, irgend-
wie einen Weg zu beschreiten, um dieses Problem
zu losen.

In diesem Zusammenhang darf ich auf etwas hin-
weisen, was gar nicht gefallen will. Bis jetzt waren
in den Zonenrand- und Grenzgebieten Sonderab-
schreibungen auch fiir freie Berufe moglich, womit
natiirlich besonders die Arztpraxen geférdert wer-
den konnten. Leider enthalt der Gesetzentwurf der
Bundesregierung diese Mdglichkeit nicht mehr, wéh-
rend sie im Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion
vorgesehen ist. Ich wiirde Sie bitten, Frau Minister,
bei Ihren Kabinettskollegen darauf hinzuwirken,
diese MaBnahme wieder mit in das Gesetz hineinzu-
bringen, und ich wiirde auch Sie, meine Kolleginnen
und Kollegen, die Sie in den zustdndigen Ausschiis-
sen mit der Beratung des Gesetzes befafit sind, bit-
ten, dafiir einzutreten, denn gerade die Zonenrand-
gebiete und die Grenzgebiete zur CSSR hin sind es,
die nachweislich die geringste Arztdichte aufweisen.

Dies ist dort nicht nur ein Problem der Bevolke-
rung, sondern selbstverstandlich — und leider —
auch ein Problem der Arzte. Denn wenn z. B. eine
Arztdichte von 1:2500 gegeben ist, ist der betrof-
fene Arzt ein armer Hund, wenn ich mir diesen
Ausdruck gestatten darf.

(Abg. Hauck: Und wenn ein ausldndischer
Arzt kommt, lassen ihn die Kollegen nicht
zul)

— Ja, ausgezeichnet! Sie bringen mich, Herr Haudk,
auf den nédchsten Punkt, den ich mir ohnehin vor-
gemerkt hatte. — Ich bitte also hinsichtlich der
Sonderabschreibungen noch einmal darum, doch zu
versuchen, diese Frage positiv zu 16sen.

Und wenn — jetzt kommt der nachste Punkt —
eine Praxis frei wird, haben wir festzustellen, daf
sie oft monatelang nicht besetzt wird. Ich weiB}, daB
dabei gewisse Anforderungen zu erfillen sind,
wiirde aber dringend darum bitten, dal dann, wenn
auslindische Arzte, die geeignet sind — und die
haben wir teilweise —, herangezogen werden kon-
nen, tatsdchlich etwas unburokratischer vorgegan-
gen wird, daB man tatsdchlich in erster Linie den
betroffenen Kreis ansieht und sich nicht hinter

Paragraphen verschanzt. Das ware auch eine Auf-
gabe, die Sie, Frau Minister, im Zusammenwirken
mit den Landesgesundheitsministern — und die
Lander sind ja zustdndig, ich weil es — 16sen soll-
ten.

Ich darf noch sagen, die Landerminister haben
darauf hingewiesen, daBl moglicherweise auch ge-
setzliche MaBnahmen erforderlich sind. Wére es
nicht sinnvoll, festzustellen, bis zu welcher Arzt-
dichte man gehen kann, zu sagen, von einer be-
stimmten iiberhthten Anzahl mdglicher Patienten
an ist ein echter Notstand gegeben, und dort dann
eben auch gesetzgeberisch einzugreifen? Ich weiB,
das ist auch eine Frage, die im Zusammenwirken mit
den Landern zu lésen ist. Nur enthebt uns — uns,
den Bundestag, und Sie, Frau Bundesgesundheits-
minister — dies nicht der Verpflichtung, daf wir
alles daransetzen, um dieser, glaube ich, wirklich
gefdhrlichen Entwicklung zu steuern. I¢ch méchte Sie
in meinem Beitrag dazu aufgefordert haben. Spre-
chen Sie einmal mit den verantwortlichen Politikern
auf kommunaler Ebene! Sie werden Ihnen das be-
stdtigen, was ich gesagt habe. Natiirlich appellieren
sie auch — manchmal vielleicht in Unkenntnis der
Zustadndigkeiten — mit Nachdruck an den Bundestag
und an das Bundesgesundheitsministerium, ihrer
ernsten Sorge abzuhelfen.

Man wird zwar nicht sagen konnen, daBl das ein
Stiick innerer Reform sei, aber man wird einer
bedrohlichen Entwidklung Einhalt geboten haben.
Wenn das erreicht wird, hat diese Debatte uber
den Gesundheitsbericht auch auf einem kleinen
Sektor ihren Sinn gehabt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat
Frau Abgeordnete Dr. Henze.

Frau Dr. Henze (CDU/CSU): Frau Présidentin!
Meine Herren und Damen! Ich mochte nur zu einem
Teil des Gesundheitsberichts Stellung nehmen, ndm-
lich zum Aktionsprogramm der Bundesregierung zur
Bekampfung des Drogen- und RauschmittelmiB-
brauchs (S. 116 bis 122 des Berichts). Die Rauschgift-
welle hat von Amerika ausgehend iiber England,
Holland und die skandinavischen Staaten seit etwa
drei Jahren auch die Bundesrepublik erreicht. In
erschreckender Weise nehmen Rauschgiftdelikte,
Apothekeneinbriiche, Rezeptfdlschungen und &hn-
liches zu. Die Antwort auf die Kleine Anfrage der
CDU/CSU vom 13. Juli 1970 nennt dafiir Zahlen. Die
endgiltigen Zahlen fir 1970 stehen noch aus, lassen
aber ein erhebliches weiteres Ansteigen erwarten.
An den Delikten waren Jugendliche zwischen 18
und 20 Jahren mit etwa 40 %o beteiligt. Zu beach-
ten ist, daB die Dunkelziffer sehr hoch liegt. Das
Westberliner Rauschgiftdezernat gibt sie nach Zei-
tungsmeldungen mit 1 zu 300 an.

Nicht nur die Enquete, die im Auftrage des Euro-
parates erstellt wurde, stellt fest, daB der Drogen-
miBbrauch in Europa ganz allgemein im Zunehmen
ist. Dabei werden vier Trends erkennbar:

—_
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1. ein Ubergreifen auf immer jlingere Menschen,

2. eine Zunahme der weiblichen Drogenabhéngi-
gen,

eine Haufung der Polytoxikomanien,

der Ubergang auf intravendse Injektionen, be-
sonders auch von Amphetaminen und Opium
und zunehmend auch von Heroin.

Noch ist es in der Bundesrepublik wohl so, daB
Haschisch und Marihuana die meistgebrauchten Dro-
gen sind. Aber die Drogenszene ist, wie der ,Spie-
gel” schon im August 1970 schrieb, ,im Begrifi, sich
zu verdlistern”, Stdrkere Drogen spielen eine immer
groBere Rolle.

Erwahnt werden mulBl auch, daB es sich nicht nur
um ein Problem der GroBstadte handelt. Praktisch
konnen Jugendliche iberall in der Bundesrepublik
an Rauschdrogen kommen.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU))

Ob es stimmt, was letzte Meldungen sagen, dal}
der Hohepunkt der Rauschgiftwelle {iberschritten sei
und unter Oberschiilern das Interesse nachlasse, ist
nicht erwiesen, so wiinschenswert es ware. Es scheint
aber, daB im wachsenden MaBe auch Lehrlinge affi-
ziert werden.

In der offentlichen Diskussion spielte lange Zeit
die Frage eine Rolle, ob Haschisch und Marihuana
wirklich so gefahrlich seien. Es gab sogar Stimmen,
die fir eine Legalisierung dieser Drogen eintraten.
Die Bundesregierung hat sich in ihrem Aktionspro-
gramm in dieser Frage eindeutig entschieden. Sie hat
sich den Standpunkt vieler Wissenschaftler zu eigen
gemacht, die vor den Gefahren des Haschischgenus-
ses warnen, Auf der Tagung der Deutschen Gesell-
schaft fiir Psychiatrie und Nervenheilkunde in Bad
Nauheim im Oktober letzten Jahres wurde z. B.
deutlich nachgewiesen, daB Haschisch eine ,Schritt-
macherfunktion” ausiibe.

Fir eine Reihe von Wissenschaftlern steht auBler
Zweifel, daB Cannabis nicht nur eine psychische Ab-
héangigkeit bei langer wahrendem Gebrauch hervor-
ruft, sondern unter bestimmten Bedingungen auch
eine leichte physische Abhédngigkeit hervorrufen
kann. Zweifellos fithrt der Genufl von Haschisch zum
Verlust der Selbstkontrolle, zur Passivierung der
Persoénlichkeit und damit zum UnvermOgen, das
Drogenverhalten noch selbst zu steuern. Das ist dann
der Weg zum Ubergang zu Drogen, die nicht nur
eine psychische, sondern auch eine physische Ab-
héangigkeit hervorrufen. Lassen Sie mich auch auf die
eindeutigen Erklarungen des 73. Deutschen Arzte-
tages vom Mai letzten Jahres hinweisen, in denen
in Ubereinstimmung mit der Deutschen Gesellschaft
fiir Psychiatrie und Nervenheilkunde nachdriicklich
vor jeder Liberalisierung der Herstellung, des Han-
dels und des Verbrauchs von Cannabis, LSD und an-
deren halluzinogenen Substanzen gewarnt wurde.
Professor Bochnik, der Vorsitzende der Experten-
kommission iiber die Drogengefédhrdung und Drogen-
abhdngigkeit Jugendlicher, die beim Bundesministe-
rium fiir Jugend, Familie und Gesundheit gebildet
wurde, erkldarte in einem ,Spiegel”-Interview im
letzten August:

Ich habe meine friihere Toleranz dem Haschisch ()

gegeniiber aufgegeben. Selbst wenn nur 10%
oder sogar noch weniger der Hascher dazu nei-
gen wiirden, zu harten Drogen iiberzugehen, so
ware diese Umsteigerquote nicht ertraglich.

Ich habe so nachdriicklich auf die Gefahrlichkeit
von Haschisch hingewiesen, weil laut einer Umfrage
vom letzten Sommer 30%0 der Erwachsenen bereit
waren, Haschisch zu probieren. Professor Burchard
aus Hamburg-Eppendorf kam bei einer Umfrage bei
Hamburger Oberschiilern sogar auf 44 %,. So jeden-
falls war es damals in der Zeitung zu lesen.

Es ist zu fordern, dafl die genaueren Wirkungen
der Rauschdrogen, besonders auch von Haschisch
und LSD, beschleunigt erforscht werden. Es ware zu
wiinschen, daB konkrete Ergebnisse schon eher als
in fiinf Jahren — dieser Zeitraum wird in der Be-
grindung des von der TRegierung vorgelegten
Opiumgesetzes genannt — vorgelegt werden. Dal}
die Klarung einer so wichtigen Frage wie der der
Wirkung der Drogen auf die Verédnderung der Gene
natiirlich Zeit braucht, ist selbstverstandlich.

Wegen der negativen Wirkung des Haschkonsums
hat sich die engagierte Linke léngst davon abge-
setzt. Rohl sagt in ,Konkret” vom Februar vorigen
Jahres kurz und deutlich: ,Hasch macht dumm”. Mit
Hasch lassen sich keine privaten und schon gar
keine politischen Probleme ldsen. Mit Hasch kann
man die Gesellschaft nicht reformieren und noch
weniger revolutionieren.

Aus welchen Motiven kommen Jugendliche aber
zum Rauschmittelmibrauch? Eine wissenschaftliche
Untersuchung zu dem Fragenkreis steht noch aus.
Sie ist im Aktionsprogramm der Regierung ange-
kiindigt, und wir koénnen nur hoffen, daB bald
Ergebnisse vorgelegt und verdffentlicht werden. Ein
Vorbericht dazu ist von der Frau Minister vorhin
angekiindigt worden. Aus den Verodffentlichungen
von Wissenschaftlern, z. B. von Bochnik und Wanke,
geht aber hervor, daB neben persodnlichen Reifungs-
problemen, Schulproblemen insbesondere — das
wurde auch vorhin schon gesagt — Spannungen im
Elternhaus und in der Berufswelt eine entschei-
dende Rolle spielen. In Gruppendiskussionen wur-
den dann auch gesellschaftskritische Gesichtspunkte
genannt. AuBerdem diirfte meines Erachtens der
Nachahmungstrieb, Neugier, Unkenntnis und Nei-
gung zum Risiko sowie auch ein allgemeiner Wider-
wille gegen die Normen einer Leistungsgesellschaft
eine Rolle spielen. Offensichtlich 1aBt sich die ver-
breitete Meinung nicht bestétigen, wonach es fest
artikulierte politische Standpunkte seien, welche
junge Menschen heute in groBer Zahl zum Rausch-
mittelkonsum bringen.

Wir sollten uns, meine ich, auch nicht der Uber-
legung verschlieBen, daB mancher ,aus der Gesell-
schaft aussteigt”, weil er auf die Frage nach dem
Wesen des Menschen und dem Sinn des Lebens eine
Antwort nur im Rausch zu finden glaubt.

(Abg. Winkelheide: Sehr richtig!)

Warum spielt ein psychedelischer Kult bei vielen
denn eine Rolle? Die Rationalisierung der Umwelt
hat das emotionelle Erleben verdrdngt. Hier wird
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Ersatz gesucht. Wir sollten auch die Aulerung eines
Padagogen ernst nchmen, der sagt: ,Die interesse-
lose, die zynisch sich langweilende Jugend stellt uns
Altere unbarmherzig vor die Frage, wieviel an
Wertbhewulitsein durch uns bereits zerstort worden
ist.”

Wir sind uns darin einig, daf dem Rauschmittel-
miBbrauch und damit der Gefahrdung Jugendlicher
nicht nur durch eine Verscharfung der Gesetzgebung
begegnet werden kann. Uber die Notwendigkeit
einer Neufassung des Opiumgesetzes und einer Ver-
scharfung der Strafe fiir illegalen Rauschgifthandel
wird spéater noch eine Erklarung abgegeben werden.

Pravention heifit die Aufgabe. Eine wirkungsvolle
Aufkldrungsaktion, wie sie die Bundesregierung in
ihrem Aktionsprogramm ankindigt, setzt Kenntnis
der Motivationen jugendlicher Rauschmittelabhan-
giger voraus und mufl darauf aufbauen. Vor allem
muB vermieden werden, durch Broschiiren mehr
Neugier zu wedken als abzuschrecken.

(Abg. Katzer: Sehr wahrl)

Besondere Bedeutung kommt meines Erachtens
den Vertrauenslehrern in den Schulen zu. Ihre Auf-
gabe ist schwer. Das Unterrichten wird sowieso von
Tag zu Tag schwerer, vor allem fiir die, die noch
Erzieher sein wollen. Bei der allgemeinen Autori-
tatskrise leidet oft die Disziplin, zum Schaden fir
viele Schiiler. Ich kann nur hoffen, daB sich genii-
gend Kollegen in den Schulen finden, die bereit
sind, sich um das Vertrauen der jungen Menschen
zu bemiihen und sie und ihre Eltern zu beraten.
Wir sollten uns auch dariiber klar sein, daB die
Anonymitdt des Schilers in Mammutanstalten ein
weiteres Problem darstellt. Gesamtschulen mit 2000
bis 3000 Schiilern bedeuten sicher eine grofere Ge-
fahr fiir potentielle Rauschgiftnehmer als kleinere,
iiberschaubare schulische Einheiten.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Selbstverstindlich erscheint mir, daB die Aufgabe
der Vertrauenslehrer fiir Drogenfragen bei der
Stundenverteilung beriicksichtigt werden mufl. Dar-
iiber miissen Gesprache mit der Kultusministerkon-
ferenz gefiihrt werden.

Die groBSte Sorge bedréngt die Eltern von heran-
wachsenden Jugendlichen. Sie haben ein Recht auf
genaue Information iiber die Gefahrlichkeit der ge-
brauchlichsten Drogen. Thnen ist weder mit einer
Bagatellisierung noch mit einer Dramatisierung ge-
dient. Sie haben, meine ich, auch das Recht mitzu-
sprechen, wenn es in den Schulen oder Ausbildungs-
statten ihrer Kinder RauschmittelmiBbrauch gibt.
Dies diirfte eine wesentliche Aufgabe der Elternrate
sein. Es muB aber gelingen, das immer noch vorhan-
dene MiBtrauen zwischen Eltern und Lehrern ab-
zubauen.

Die Aufgabe des Staates ist es, die Erziehungs-
kraft der Eltern zu starken. Dazu bieten sich Hilfen
wie Beratungsstellen, Elternschule und &hnliches an.
Diese Einrichtungen sind so auszubauen und perso-
nell mit qualifizierten Kraften auszustatten, daB sie
wirksame Hilfe leisten konnen. Alle Kréfte der Ge-
sellschaft miissen helfen, daB das Rauschgift fiir

Jugendliche seine Faszination und seinen trige-
rischen Glanz verliert.

(Abg. Katzer: Sehr wabhrl)

Die Eltern aber sollten meines Erachtens stdrker
zu personalbedingter Autoritédt in der Erziehung er-
mutigt werden.

Neue Aufgaben kommen meines Erachtens auch
auf die Jugendhilfe zu. Es wird zu priifen sein, ob
die entsprechenden Paragraphen des Jugendwohl-
fahrtsgesetzes und des Jugendgerichtsgesetzes aus-
reichen, um z. B. rauschgiftsiichtige Jugendliche und
Kinder einer entsprechenden Behandlung zuzufiih-
ren. Uberlegungen werden auch angestellt werden
miissen, ob die Méglichkeiten einer Beistandschaft
oder einer Pflegschaft ausreichen. Hier konnten
unter Umstanden fiir Eltern von rauschgiftsiichtigen
Kindern und Jugendlichen zuséatzliche Erziehungs-
hilfen geleistet werden. Es stellt sich auch die Frage,
ob das Jugendschutzgesetz iiberpriift werden muB.
Es diirfte bekannt sein, dafi Diskotheken oder Beat-
schuppen nicht selten Umschlagplétze fiir Rauschmit-
tel sind und viele Jugendliche zum erstenmal in sol-
chen Etablissements mit Rauschmitteln in Beriih-
rung kommen.

Der Heilbehandiung und Rehabilitation jugend-
licher Rauschgiftsiichtiger mufl meines Erachtens in
der Offentlichkeit mehr Aufmerksamkeit gewidmet
werden. Es fehlen in den meisten Féllen besondere
Abteilungen in den psychiatrischen Kliniken. Der
Oberarzt der Frankfurter psychiatrischen Universi-
tiatsklinik, Dr. Wanke, hat einen Modellvorschlag
gemacht, der drei Stufen vorsieht: Begegnungs- und
Beratungszentrum, ein Behandlungszentrum und ein
Rehabilitationszentrum mit Wohngemeinschaften.
Mit diesem Modell hat sich auch die Expertenkom-
mission beim Bundesministerium fiir Jugend, Fami-
lie und Gesundheit befaBt und es grundsatzlich be-
flirwortet. Laut ,Frankfurter Rundschau” vom De-
zember 1970 kostet die Verwirklichung dieses Pro-
jektes 6 bis 7 Millionen DM. Hier wird deutlich,
welche finanzielle Aufgabe auf die Allgemeinheit
zukommt.

Die Heilungsaussichten bei Rauschgiftsiichtigen
-— das mochte ich auch noch erwdhnen — sind sehr
gering. Das scheint das Urteil der meisten damit
Befaiten zu sein. Die Rickfallquote liegt in den
meisten psychiatrischen Kliniken der Bundesrepu-
blik bei iiber 90 %/o.

In der Antwort auf die kleine Anfrage der CDU/
CSU vom Juli vorigen Jahres wird gesagt, dafi es
bereits 315 konfessionelle Beratungsstellen gibt, wo-
zu noch die Ehe- und Lebensberatungsstellen und
adhnliche Einrichtungen kommen. Ich meine, es ge-
biihrt den freien Trégern und ihren haupt- und
ehrenamtlichen Helfern unser Dank fiir die uner-
miidlich geleistete Arbeit. Wir werden als CDU/CSU
alles unterstiitzen, was die Arbeit der freien Trager
wirksamer machen kénnte.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Allgemeinheit hat ein grofies Interesse an
der Losung des Problems. Es kann nicht argumen-
tiert werden, daBl die Freiheit des einzelnen unzu-
mutbar eingeengt wirde, wenn z. B. Haschisch und
LSD weiter zu den verbotenen Drogen gehorten.
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Es kann nicht nur als Privatangelegenheit betrach-
tet werden, ob und wie ein jugendlicher Staats-
birger sich gesundheitlich und sozial ruiniert,

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Am Rande mochte ich auch noch auf die bis jetzt
noch nicht genau erforschte Wirkung von Drogen-
genuB auf die Verkehrstauglichkeit hinweisen. Tat-
sache ist, daB schon bei einer halben Haschisch-
zigarette die Fahrtilichtigkeit im Reaktionstest er-
heblich beeintrachtigt wird.

Im Juni vergangenen Jahres kiindigte die Bundes-
regierung ein Aktionsprogramm zur Bekampfung
von RauschmittelmiBbrauch an. Im November ver-
gangenen Jahres hat sie es im Kabinett verabschie-
det und mit propagandistischem Aufwand der
Offentlichkeit vorgestellt. Jetzt finden wir es wort-
lich im Gesundheitsbericht der Bundesregierung wie-
der. Wann, so mochte ich fragen, folgen den An-
kiindigungen Taten?

Es reizt, eine Reihe von Fragen zu stellen. Ich
mochte mich auf weniges beschréanken.

Erstens. Im Aktionsprogramm wird ein Gesprich
angeklndigt, das zu Beginn des Jahres 1971 mit
den obersten Landesjugendbehérden, den kommu-
nalen Spitzenverbdnden, den Jugendverbinden und
den Spitzenverbdnden der freien Wohlfahrtspflege
iber die Verwirklichung des Aktionsprogramms
stattfinden und iiber dessen Ergebnisse die Offent-
lichkeit unterrichtet werden soll. Wann kénnen wir
mit den ersten Ergebnissen rechnen?

Zweitens. Zum Thema der Aufkliarung der Be-
volkerung macht das Aktionsprogramm eine Reihe
von Vorschlagen. Fiir Anfang 1971 ist die Heraus-
gabe und Verbreitung einer Aufkldrungsbroschiire
angekiindigt. Wie auf Anfrage zu erfahren war, wird
mit der Verteilung erst im Sommer dieses Jahres zu
rechnen sein. Hoffentlich kénnen die Schiiler sie zu
Beginn des neuen Schuljahres erhalten.

Drittens. Wann werden die Empiehlungen der
Expertenkommission vorgelegt, die laut Aktions-
programm Anfang dieses Jahres den Landern, den
kommunalen Spitzenverbdnden und sonstigen in-
teressierten Stellen zugeleitet werden sollen?

Viertens. Wie steht es mit der wissenschaitlichen
Dokumentation zum Drogenproblem, die das Deut-
sche Institut fiir medizinische Dokumentation und
Information in Kéln in Zusammenarbeit mit anderen
wissenschaftlichen Instituten erarbeiten sollte?

Fiinftens. Da die Bundesregierung der internatio-
nalen Zusammenarbeit in dieser Frage mit Recht
groBes Gewicht beimiBt, ist die Frage zu stellen:
Mit welchen Staaten hat sie inzwischen bilaterale
Verhandlungen aufgenommen, um zu Regelungen
zu gelangen, die auf eine Kontrolle des Anbaus und
der Ausfuhr von Suchtstoffen gerichtet sind?

Meine Damen und Herren, es liegt mir nicht daran,
hier zu polemisieren. Mir liegt aber sehr daran, die
Regierung eindringlich zu mahnen, ihren angekiin-
digten Absichten MaBnahmen folgen zu lassen und
das Parlament laufend zu unterrichten. Der Mit-
arbeit der CDU/CSU-Fraktion kann ich Sie ver-
sichern.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Frau Kollegin,
wir gratulieren zu Threr Jungfernrede.

(Beifall.)
Das Wort hat der Abgeordnete Burger.

Burger (CDU/CSU): Frau Prasident! Meine
Damen und Herren! Eben meinte ein Kollege mit
dem Blick auf die Prdsenz in diesem Hause, daB
zur Zeit an den Beratungen ausgerechnet nur noch
jene Abgeordneten teilndhmen, deren Gesundheits-
zustand eine etwas groBere Schonung verdiente. Ich
will mich bemiihen, es sehr kurz zu machen. Ich
mochte nur drei Dinge ansprechen und hoffe, in sechs
bis acht Minuten fertig zu werden.

Gesundheit ist nicht alles, aber ohne Gesundheit
ist alles nichts. Die Menschen sind sicher gesund-
heitshewuBter geworden. In der Gesundheitspolitik
zeichnen sich neue Schwerpunkte ab: Vorbeugung
und Vorsorge sind in den Vordergrund geriickt. Zur
Vorsorge gehort aber vor allem auch eine grind-
liche und umfassende gesundheitliche Aufkldrung.
Trotz groBer Leistungen und Bemiihungen in der
Vergangenheit sind die Aussagen des Gesundheits-
berichts fiir eine umfassende gesundheitliche Auf-
klarung, insbesondere hinsichtlich der Darstellung
der Risikofaktoren, ein wenig zu diinn.

Dies gilt vor allem bei Herz- und Kreislauikrank-
heiten. Fast unbemerkt von der Offentlichkeit hatte
die Weltgesundheitsorganisation kiirzlich eine Wo-
che dieses Jahres zur Herzwoche erklédrt. Eine er-
schreckende Statistik hat die Genfer Zentrale be-
wogen, Herzalarm fiir Europa zu geben. Trotz jahre-
langen Warnens vor den Risikofaktoren Uberge-
wicht, Bewegungsmangel und Zigarettenrauch ist
die Sterblichkeitsziffer bei Herz- und Kreislauf-
krankheiten rapide angestiegen. 1949 erlagen in un-
serem Land 14 000 Menschen einem Herzinfarkt.
1969 waren es 103000, und 1970 soll die Zahl
125 000 sein. Betriiblich ist vor allem, daB mehr und
mehr auch junge Menschen betroffen werden.

Seit der Wahrungsreform ist die Zahl der Herz-
krankheiten angestiegen. Man kann sagen: Je bes-
ser es uns geht, desto schlechter geht es unserem
Herzen. Infarktkranke rauchen mehr, essen mehr
Fett und bewegen sich weniger. Sie trinken mehr
Alkohol, haben durchschnittlich weniger Schlaf und
meist seelische Probleme. Das fanden die Arzte her-
aus. Die Kompensation zum guten Essen, die kor-
perliche Arbeit, ist weggefallen. Das Herzleiden
droht nicht nur Managern, sondern auch Arbeitern
und Handwerkern.

Die Kardiologen verwenden fiir die Zunahme die-
ser modernen GeiBel der Zivilisation Begriffe wie
explosions- und lawinenhaft. Dies ist uberdeutlich.
Andererseits erkldarte ein bekannter Miinchener
Arzt wiederholt, daB es in der Hand jedes ein-
zelnen liege, ob er einen Infarkt bekomme oder
nicht.

Daher, so meine ich, miissen die Anstrengungen
in der Aufkldrung verstarkt tiber die Darstellung
der Risikofaktoren effektiver und deutlicher ge-
macht werden. Alle Mdglichkeiten sollten sinnvoll
eingesetzt werden.
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Ein zweiter Punkt, der, wie ich meine, im Gesund-
heitsbericht etwas zu kurz kommt, ist die be-
dauerliche Tatsache, daB neben nun bald 20000
Verkehrstoten eine dreimal so grofie Zahl von
schweren und bleibenden Hirnverletzungen durch
Verkehrsuniidlle zu beklagen ist.

(Abg. Winkelheide: Sehr richtig!)

Der Stuttgarter Birgermeister Matussek hat in
einem Bericht des Krankenhausinstituts erklart, dafl
nur 10°%0 der Schadelverletzten fachgerecht behan-
delt werden konnen. Hier ist also eine grofle Lucke.
Weder die notwendigen Betten in Fachkranken-
hiausern noch die erforderlichen Arzte stehen zur
Behandlung zur Verfiigung, noch steht eine ausrei-
chende Zahl von Rehabilitationseinrichtungen fiir
diese besonders schwierigen Verletzungen zur Ver-
figung.

Hier stellen sich eine Menge Fragen und Pro-
bleme. Wieviel Facharzte und Spezialbetten fehlen?
Wie sieht die Nachbetreuung aus? Haben wir geni-
gend Sozialarbeiter? Wie ist die Entwicklung im
Ausland? Ich meine, daBl besonders spezielle Pro-
bleme auch einer gezielten Forschung bedurfen.
Warum schweigt dieser Bericht zu diesen sehr
schwierigen Problemen?

Lassen Sie mich zum dritten und letzten noch
einige Ausfiilhrungen tber die Eingliederung behin-
derter Kinder in Beruf und Gesellschaft machen.
Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf fir
die contergan-geschdadigten Kinder vorgelegt. Wir
haben das Bemiihen begriiit und werden uns inten-
siv dafiir einsetzen, daBl das Gesetz iiber eine Stif-
tung fir diese Kinder unverziglich vom Deutschen
Bundestag verabschiedet werden kann. Der Fach-
ausschuf ist sich mit den Sachverstandigen dartiber
im Kklaren, dafl die Stiftung insbesondere flir die
contergan-geschadigten Kinder geschaffen werden
soll, da die Mittel fiir eine notwendige Eingliede-
rung der anderen behinderten Kinder aus dieser
Stiftung nicht ausreichen. Verbesserte Hilfen fir die
anderen behinderten Kinder miissen durch klare
Rechtsanspriiche in den Leistungsgesetzen gefun-
den werden.

Die Bundesregierung hat in ihrem Aktionspro-
gramm zugesagt, daB alle Kinder mit Behinderungen
die gleichen Chancen fiir die Eingliederung haben
sollen, macht aber in ihren Perspektiven keine kon-
kreten Vorschlage iber die Verbesserung des Lei-
stungsrechts fir diese Kinder.

Der Bundestag hat in der letzten Legislatur-
periode das Bundessozialhilfegesetz verbessert. Es
erscheint naheliegend, die Einkommensgrenzen so
zu erhohen, dafl die Eltern von Kostenbeitrdgen ent-
lastet werden. Da das System des Sozialhilferechts
aber auf individuelle und nachrangige Hilfen zu-
geschnitten ist, stellt sich die entscheidende Frage,
ob diese versorgungsahnlichen Anspriche nicht den
Rahmen dieses Gesetzes sprengen. Wenn das staats-
politische und gesellschaftspolitische Interesse an
der Wiedereingliederung oder Neueingliederung
der Kinder fiir alle gleich stark sein soll, miiBite
bei Eingliederungsmafnahmen auf Kostenbeitrage
verzichtet. werden. Dies fordert dem Sinn nach das

1

Aktionsprogramm der Regierung wie auch das
Programm der CDU/CSU. Ich bin der Auffassung,
daf hierzu eine Konzeption entwickelt werden mu8,
wie sie z. B. bei der Ausbildungsférderung oder
beim Wohngeld, wo sich Bund und Léander in die
Aufbringung der Mittel teilen, oder nach den Vor-

! stellungen eines zur Beratung anstehenden Kran-
| kenhausfinanzierungsgesetzes, wo die Kosten ge-

drittelt werden sollen, besteht, Hiertiber aber und
iiber die weitere Ausgestaltung schweigt sich der

i Gesundheitsbericht aus.

Welche Schritte erwdgt nun die Bundesregierung
fir eine Verbesserung des Leistungsrechts fur die
behinderten Kinder? Das ist unsere Frage. Der Ge-
sundheitsbericht bringt vieles, aber in manchen
schwierigen Fragen vermisse ich Klartext.

Gefreut hat mich die Uberschrift iiber dem Kapi-
tel ,Probleme der Heilberufe”, weil mir die Bezeich-
nung ,Heilhilfsberufe” fir Schwestern, Pfleger und
technische Assistentinnen ganz und gar nicht ge-
fallt. Schwestern, Pfleger und TAs sind Helfer fur
Kranke und Helfer fiir Arzte. Leider war meine
Freude keine reine, denn zweimal — prdzise: auf
Seite 362 und 366 — schlicht sich wieder die, wie
ich meine, unschone Bezeichnung ,Heilhilfsberufe”
in den Text ein. Frau Minister, eine herzliche Bitte:
Lassen Sie diese Formel von gestern ablegen. Ich
meine, dall gerade unsere Schwestern, Pfleger und
technischen Assistentinnen nicht mehr mit diesem

antiquierten Begriff ,Heilhilfsberufe” hezeichnet
werden sollten.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat
der Abgeordnete Glombig.

Glombig (SPD): Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Ich mochte nur ganz kurz zu zwei Fra-
gen etwas sagen, namlich zu dem von dem Herrn
Kollegen Burger angesprochenen Gesetzentwurf
oHilfswerk fir das behinderte Kind” und zu den
Hilfen fiir die Ubrigen behinderten Kinder, die durch
diesen Gesetzentwurf nicht erfafit sind.

Herr Kollege Burger, Sie wissen, dafi der Gesetz-
entwurf zur Errichtung einer Stiftung ,Hiliswerk fiir
das behinderte Kind” im ersten Durchgang den Bun-
desrat passiert hat. Zur Zeit sind die Ausschiisse
des Bundestages damit befafit. Sie wissen auch, daB
der Ausschufi fiir Jugend, Familie und Gesundheit
federfihrend ist und dafl der AusschuB fur Arbeit
und Sozialordnung sowie der Rechtsausschufl an der
Beratung beteiligt sind. Es ist IThnen auch in Erinne-
rung, dafl inzwischen vor dem Ausschuf} fir Jugend,
Familie und Gesundheit ein Hearing stattgefunden
hat, in dem Sachverstandige verschiedener Fach-
und Interessenrichtungen angehért worden sind. Fur
die Durchfiihrung dieses Gesetzes — wir hoffen, daf
der Entwurf bald verabschiedet werden kann, nam-
lich dann, wenn wir uns mit IThnen tiber die Grund-
zige dieses Gesetzentwurfs geeinigt haben; ich
hoffe, daB das spatestens in 14 Tagen der Fall sein
wird — ist das Bundesministerium fiir Jugend, Fa-
milie und Gesundheit zustandig.
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Dartiber hinaus miissen wir uns — dartber gibt Ich rufe dann Punkt 16 der Tagesordnung auf:

es gar keinen Zweifel, und daran mochte ich auch
hier gar keinen Zweifel lassen, weil Sie die Frage
eben gestellt haben — Gedanken ilber weitere
Anderungen oder Ergdnzungen des Bundessozial-
hiliegesetzes machen. Sie haben die Frage gestellt,
ob es nicht richtig sei, die Hilfen fiir die tbrigen
behinderten Kinder ebenfalls aus dem Bundessozial-
hilfegesetz herauszunehmen, unter Umstdnden auch
auf Kosten des Bundes und unter Beteiligung der
Lander. Ich kann mir nicht vorstellen, daB es zur
Zeit solch einen gangbaren Weg gibt, aber ich
glaube, es gibt auch hier den Weg einer Ausgestal-
tung des Bundessozialhilfegesetzes. Die Anpassung
des Leistungsrechts des Bundessozialhilfegesetzes an
die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung
ist ein immerwahrender ProzeB. Allein aus unse-
rem Sozialstaatsprinzip ergibt sich die Forderung
nach einem optimalen Ausbau unseres Systems
der sozialen Sicherheit. Schon wéahrend der Arbei-
ten an der zweiten Novelle zum Bundessozialhilfe-
gesetz wurde eine Menge von Fragen aufgewor-
fen, die fiir eine weitere Novellierung zuriickge-
stellt worden sind. Unabhéangig davon kommen fiir
die Gesetzesarbeit aus der Praxis standig Anregun-
gen. Aber auch im politischen Raum werden natur-
lich Forderungen laut. Die sozialdemokratische
Bundestagsfraktion jedenfalls halt weitere gesetz-
liche Initiativen zur Verbesserung der Hilfen fiir
Behinderte fir erforderlich mit dem Ziel, alle Be-
hinderten gleichzustellen. Es besteht fiir uns kein
Zweifel daran, daB es notwendig ist, alsbald als
ersten Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles
einen Gesetzentwurf zur Verbesserung der Hilfen
fir Behinderte nach dem Bundessozialhilfegesetz
vorzulegen. Die Neuregelung sollte insbesondere
eine Verbesserung der Leistungen im Rahmen der
Eingliederungshilfe fiir Behinderte, eine Verbesse-
rung der Hilfe zur Pflege und ihre Angleichung fiir
besonders schwer behinderte Personen an die fir
die Blinden geltenden Regelungen sowie eine Ver-
besserung der Bestimmungen iiber die Einkommens-
grenzen enthalten.

Ich bin davon uberzeugt, daB sich alle Fraktio-
nen des Hohen Hauses flir eine interfraktionelle
EntschlieBung in diesem Sinne bei der Verabschie-
dung des Gesetzentwurfs iiber die Errichtung einer
Stiftung ,Hilfswerk fiir das behinderte Kind" eini-
gen werden und daB sich das Hohe Haus bei der
Verabschiedung des Gesetzes selbst, die in Balde
zu erwarten ist, ebenfalls einig sein wird.

(Allgemeiner Beifall.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Meine Damen
und Herren, wird noch das Wort gewilinscht? — Das
ist nicht der Fall. Dann schliefe ich die Aussprache.

Der Altestenrat empfiehlt Uberweisung des Ge-
sundheitsberichts an den AusschuB} fiir Jugend, Fa-
milie und Gesundheit — federfiihrend — und zur
Mitberatung an den AusschuB} fiir Arbeit und Sozial-
ordnung, den Ausschufl fiir Bildung und Wissen-
schaft und den InnenausschuB. Ich hére keinen
Widerspruch. Es ist so beschlossen.

a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/
CSuU

betr. Ausbau und Sicherung eines bedarifs-
gerecht gegliederten Systems leistungs-
fdhiger Krankenhduser

— Drucksache VI/1594 —
b) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhiuser
und zur Regelung der Krankenhauspflege-
sdtze — KHG

~— Drucksache VI/1874 —

Das Wort zur Begriindung des CDU/CSU-Antrags
hat Herr Abgeordneter Katzer. Fiir ihn ist eine
Redezeit von 40 Minuten beantragt worden.

Katzer (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich habe den Antrag
der Fraktion der CDU/CSU betr. Ausbau und Siche-
rung eines bedarfsgerecht gegliederten Systems lei-
stungsfahiger Krankenh&user zu begriinden.

Eine Reform uneres Krankenhauswesens gehort
zu den gesellschaftspolitischen Vorhaben, die mit
Recht als besonders vordringlich empfunden wer-

| den. In allen Bevolkerungsumfragen der letzten Zeit

steht die Krankenhausreform ganz weit oben, zu-
meist an erster Stelle. Der Wunsch nach einer besse-
ren Krankenhausversorgung spielt bei uns im Lande
eine so groBe Rolle, daB dieses Anliegen noch vor

| der Forderung nach mehr Schulen, StraBen, Kinder-

gdarten und weit vor anderen Veranderungen, wie
etwa der Verkiirzung der Dienstzeit bei der Bun-
deswehr, rangiert.

(Abg. Winkelheide: Sehr richtig!)

Kein Wunder; denn auf die Frage nach dem ,kost-
barsten Gut" wird mehr denn je die Gesundheit
genannt.

Diese Tatsache sollte Initiativen zur Reform des
Krankenhauswesens erleichtern, da sie signalisiert,
wo unsere Mitbiirger der Schuh druckt.

Der Miinchener Oberblurgermeister Dr. Vogel
stellte jiingst in seiner harten Kritik an der Minche-
ner SPD fest, daB diese nach seiner Meinung eine
dogmatische Ideologisierung anstrebe, in deren Mit-
telpunkt nicht der konkrete Mensch, sondern ein ab-
straktes System stehe.

(Abg. Schulte [Unna|: So kénnen Sie aber doch
nicht mit 40 Minuten auskommen!)

— Seien Sie ganz beruhigt, Herr Kollege! Ich glaube,
dieser Satz ist auch bei lThnen des Nachdenkens
wert, und deshalb habe ich ihn zitiert.

{Beifall bei der CDU/CSU.)
Wir denken jedenfalls dariber nach.

Im Antrag der CDU/CSU-Fraktion geht es um
nichts anderes als um eben diesen konkreten Men-
schen.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)
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Trotzdem, meine Damen und Herren, ist nicht zu
verkennen, dafl breite Zustimmung zu Initiativen
auf dem Gebiete des Krankenhauswesens auch eine
Belastung fiir diejenigen werden kann, die es ernst
meinen mit dem Bemiihen um eine bessere Kran-
kenhausversorgung; denn nur zu leicht gerét in den
Hintergrund, was sachlich notwendig ist, wenn
Weltverbesserer glauben, hier den geeigneten Reso-
nanzboden fiir Utopien gefunden zu haben.

Das Schlagwort vom klassenlosen Krankenhaus
machte jiingst die Runde. Bei Wahlkampfen haben
wir sehr viel davon gehort. Ich meine, es ist ebenso
vielsagend wie irrefiihrend. Politisch bedeutsam in
diesem Zusammenhang scheint mir die betriibliche
Feststellung zu sein, Frau Kollegin Strobel, daB sich
die Bundesregierung zu keinem Konzept fiir die
Reform des Krankenhauswesens durchzuringen ver-
mochte, wahrend sie es nach wie vor einzelnen
Wortfiihrern in den Landern und Kommunen tiber-
1aft, mit dem klassenlosen Krankenhaus propagan-
distischen Nebel zu verbreiten.

(Abg. Dr. Hammans: Ein boses Schlagwort
ist das!)

Die CDU/CSU-Fraktion hat sich bemiiht, mit
ihrem Antrag, der Thnen zur Beratung vorliegt, das
Krankenhausproblem von Grund auf anzugehen.
Dieser Antrag stellt die erste Initiative im Deut-
schen Bundestag dar, mit der ein umfassendes Kon-
zept fiir ein modernes Krankenhaus entwickelt wird.
Wie ich glaube, ist dies der Versuch zu einem kon-
stuktiven, in sich ausgewogenen Konzept mit dem
Mut zu neuen Ideen. Im Mittelpunkt dieser in mo-
natelangen Beratungen der CDU/CSU-Fraktion mit
vielen Experten, denen an dieser Stelle unser Dank
gebiihrt, erarbeiteten Initiative steht der einzelne
Patient. Seine Behandlung im Krankenhaus ist fiir
uns Kern aller Uberlegungen.

(Abg. Winkelheide: Sehr gut!)

Die Interessen der Krankenhduser werden dabei im
Interesse des Patienten nachdriicklich beriidksichtigt.
Die CDU/CSU-Fraktion konnte sich deshalb nicht wie
die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf zur
Krankenhausfinanzierung mit Finanzierungs- und
eigentlich kaum erwdhnenswerten Planungsvorstel-
lungen begniigen.

Ich versuche, in einigen Punkten unsere Vorstel-
lungen zusammenzufassen:

Erstens. Fur uns ist Krankenhausreiorm Finanz-
reform und Strukturreform zugleich.

(Zuruf von der SPD: Das ist aber relativ!)

— Sie haben noch nicht mal das Relative geschafft.
— Nur so kann man den Wiinschen der Patienten
Rechnung tragen, ohne daB3 die Kosten ins Unermef-
liche steigen.

(Abg. Hérzschel: Sehr richtig!)

Das wird Thnen jeder Experte bestdtigen. Auch die
Bundesregierung selbst kann sich dieser Einsicht
nicht entziehen. So finden sich z. B. im Gesundheits-
bericht goldene Worte fir diesen kaum zu iber-

sehenden Sachzusammenhang. Woran es der Regie-
rung jedoch mangelt, ist die Bereitschaft oder die
Tétigkeit zur Konsequenz.

Zweitens. Warum ist die Bundesregierung nicht
bereit, die von der Union vorgeschlagenen Struktur-
verbesserungen zu {ibernehmen? Die Regierung
fihrt das Fehlen von Strukturverbesserungen — im
Gegensatz ibrigens zu vielen AuBerungen von Herrn
Staatssekretdr Professor von Manger-Koenig, die ich
der Zeit halber nicht zitieren, sondern nur erwahnen
will, wie insbesondere seine jiingsten Vorstellungen,
die im ,Mannheimer Morgen” vom 5. Madrz 1971
auf Grund eines Vortrages verdffentlicht worden
sind — in ihrer Vorlage offiziell darauf zurlick, daB
sie leider keine Kompetenzen besitze. Nicht sie, die
Bundesregierung, sondern die Lander bzw. die Kran-
kenhaustrdager seien fir die Struktur der Kranken-
hduser und damit fiir die Behandlung und Pflege
der Patienten zustandig.

Meine Damen und Herren, das ist so nicht richtig.
Tatsachlich verfiigt der Bund iiber ein ganzes Biin-
del von Kompetenzen, mit deren Hilfe wichtige
Strukturverdnderungen nach dem Antrag der CDU/
CSU-Fraktion verwirklicht werden konnten. Die
Bundesregierung will offenbar davon nur keinen Ge-
brauch machen. Wenn in der Offentlichkeit der Ein-
druck gendhrt wird, der Bund sei nur fir die wirt-
schaftliche Sicherung der Krankenhduser zustédndig,
bei der Struktur konne er leider nichts bewirken,
wird hier — ich wiederhole es — ein ganz falscher
Eindruck gefordert. In Ziffer 85 des Gesundheits-
berichtes eben dieser Bundesregierung liest sich das
im Ubrigen ganz anders. Ich zitiere:

Die entscheidende Rolle fiir die Gesundheits-
gesetzgebung des Bundes spielen jedoch die
Zustdndigkeiten, die ihm fiir eine konkurrie-
rende Gesetzgebung nach Artikel 74 Nr. 19 und
20 GG eingerdaumt sind. ...

Gesundheitliche Belange sind im iibrigen bei
der dem Bund gleichfalls als Vorranggesetzge-
bung noch eingerdumten Kompetenz fiir das
Recht der Wirtschaft (Artikel 74 Nr. 11), fiir den
Schutz gegen Gefahren beim Freiwerden von
Kernenergie (Artikel 74 Nr. 11 a GG), fiir Sozial-
versicherung und Arbeitsschutz (Artikel 74
Nr. 12 GG) und schlieBlich auf dem Gebiet der
offentlichen Fiirsorge (Artikel 74 Nr. 7 GG) be-
rihrt.

Mit der Pflegesatzregelung ist dem Bund eine wei-
tere, dort nicht besonders hervorgehobene, aber
ebenfalls sehr bedeutsame Kompetenz in die Hand
gegeben, mit deren Hilfe Strukturverbesserungen
der Krankenhauser geférdert werden kénnen. Hier
muB man doch fragen, ob die Bundesregierung bereit
ist, alle Mdglichkeiten eines kooperativen Foédera-
lismus zu nutzen.

Mit der Struktur des Krankenhauswesens verhalt
es sich im tbrigen ahnlich wie mit der Gesundheits-
vorsorge. Die Gesundheitsvorsorge gehoért zu der
Gesetzgebungszustandigkeit der Lénder. Trotzdem
ist von diesem Hause im vergangenen Jahr auf Initia-
tive der CDU/CSU-Fraktion die Einfithrung der Vor-
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sorgeuntersuchungen fiir Millionen von Menschen
beschlossen worden.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Die Zustdndigkeit des Bundes war iiber die Kompe-
tenz fiir die Sozialversicherung gegeben.

Wir sind jedenfalls der Meinung, dafl der Bund,
bevor er iiber fehlende Kompetenzen klagt und neue
beansprucht, erst einmal die ausfiillen sollte, liber
die er bereits verfiigt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich bin auf die rechtlichen Mdéglichkeiten zur Ver-
wirklichung des Antrags der CDU/CSU-Fraktion
etwas ausfithrlicher eingegangen, weil ich von vorn-
herein klarstellen mochte, daBl es sich bei unserem
Antrag um eine unserer Gesellschaftsordnung ge-
mafBe Alternative zum klassenlosen Krankenhaus
handelt, der nicht ausgewichen werden sollte. Die
Bundesregierung und die sie tragende Koalition
sind aufgerufen, ebenso klar Stellung zu beziehen,
wie es die CDU/CSU mit ithrem Antrag getan hat.
Sonst, so flurchte ich, besteht die Gefahr, daB kon-
krete Verbesserungen der Krankenhausversorgung
einer Ideologie geopfert werden kdnnten.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Drittens. Worauf es nach unserer Meinung ent-
scheidend ankommt, ist die Nutzanwendung aus der
Erkenntnis, daB die heute noch im Krankenhaus
iibliche Unterteilung in Pflegeklassen nicht mehr
zeitgemdB ist. In Zukunft soll deshalb nur noch
zwischen allgemeinen Leistungen und Leistungen
auf besonderen Wunsch unterschieden werden, wie
das Herr Professor von Manger-Koenig {ibrigens in
diesem Bericht ebenfalls angesprochen hat. Zu den
allgemeinen Leistungen zdhlen die bestmogliche
medizinische Versorgung und Pflege, eine angemes-
sene Unterkunft, worunter selbstverstdndlich auch
das Einbettzimmer zu verstehen ist, wenn das medi-
zinisch erforderlich ist, und eine angemessene Ver-
pflegung. Fiir die allgemeinen Leistungen kommt
bei gesetzlich Versicherten die Kasse auf. Die Privat-
versicherten sollen in Zukunft fiir die allgemeinen
Leistungen dasselbe wie die Sozialversicherten zah-
len. Damit wiirden die Privatversicherten im Inter-
esse der Gerechtigkeit erheblich entlastet, die heute
in der dritten Pflegeklasse erheblich mehr zu zahlen
haben als ein Sozialversicherter .

Viertens. Fiir die Mehrzahl der Patienten dirfte
aber folgende Anderung von besonderer Bedeutung
sein. Neben den allgemeinen Leistungen soll jeder
Patient gegen kostengerechte Vergiitung seinen
individuellen Wiinschen entsprechende Leistungen
erhalten konnen. So soll er zu einem entsprechenden
Aufpreis auch dann ein Einzelzimmer erhalten koén-
nen, wenn dies medizinisch nicht unbedingt notwen-
dig ist. Er kann im Rahmen des Modglichen die Be-
handlung durch einen bestimmten Arzt seines Ver-
trauens verlangen. Fiir einen Aufpreis kann er Son-
derwiinsche bei der Verpflegung anmelden. Das ist
alles organisatorisch-technisch, auch unter Ausschal-
tung von ,Neidkomplexen”, durchaus mdglich.

Die Verwirklichung dieses Vorschlags wiirde eine
entscheidende Verbesserung gegeniiber dem heuti-

gen Stand fur die Kassenpatienten bedeuten. Heute
konnen in der Regel nur die Patienten der ersten
und der zweiten Klasse Erganzungsleistungen be-
kommen. Die erste und zweite Pflegeklasse kdnnen
sich aber nur die wenigsten erlauben. Dabei ist nicht
einzusehen, warum derjenige, der nur ein besseres
Zimmer haben mochte, ansonsten aber mit den all-
gemeinen Leistungen des Krankenhauses durchaus
zufrieden ist, dies nur bekommen kann, wenn er
gleichzeitig den Chefarzt gesondert zu bezahlen
bereit ist und daritber hinaus alle moglichen Neben-
kosten zahlt, die oft das Doppelte dessen aus-
machen, was er in der dritten Pflegeklasse hétte
zahlen missen. Genauso wenig ist einzusehen, daB
derjenige, der die Behandlung durch den Chefarzt
wiinscht, unbedingt den Komfort der ersten oder
zweiten Klasse mit kaufen muB, auf den er vielleicht
gar keinen Wert legt. Nach dem Antrag der CDU/
CSU-Fraktion kann sich im ibrigen jeder geson-
derte Leistungen im Krankenhaus auch durch Ab-
schluB von Zusatzversicherungen ermoglichen.

Mit diesem Strukturkonzept erdffnet die Union
weitere Entfaltungsspielraume fir den einzelnen
und zielt auf eine Verbesserung der allgemeinen
Krankenhausversorgung fiir alle zu einem vertret-
baren Preis. Die CDU/CSU tritt dafiir ein, daB man
auf die besonderen Wiinsche und Bedirfnisse des
Patienten Riicksicht nehmen soll, wenn er fiir den
zusdatzlichen Aufwand auch selbst aufkommt. Wir
wollen nicht, dafl jeder ohne Riicksicht darauf, ob
er lieber allein ist oder in einem Mehrbettzimmer
Unterhaltung sucht, in ein Zimmer nach Schema F
eingewiesen wird. Wir wollen es nicht verwehren,
einen Arzt zu konsultieren, zu dem er nun einmal
besonderes Vertrauen hat. Wir wollen nicht, daB
der Patient zum Objekt einer Ideologie wird. Auf
seine Personlichkeit und seine individuellen Wiin-
sche soll ebenso Riicksicht genommen werden wie
auf die medizinischen Bedurfnisse.

Finftens. Das ist der Strukturrahmen des erst-
klassigen Krankenhauses, das aber — das mochte
ich besonders betonen -- ohne eine qualifizierte

Arzteschait und geniigend gut ausgebildetes Pilege-
personal nicht zu realisieren ware. Im Krankenhaus-
plan der Union finden sich eine ganze Reihe von
Vorschlagen zu diesem Thema. Der wichtigste: das
Recht zur privaten Liquidation bleibt erhalten. Es
soll auf alle Facharzte ausgedehnt werden, die dann
einen Teil der daraus erzielten Einkiinfte an ihre
Mitarbeiter nach MaBgabe der Leistung abfithren
sollen. Im Unterschied zu Vorstellungen von einem
klassenlosen Krankenhaus, in dem es dann keine
selbstdndig arbeitenden Arzte mehr gédbe, wird in
unserem Konzept des erstklassigen Krankenhauses
den selbstandig arbeitenden Arzten im Kranken-
haus eine ganz besondere Bedeutung beigemessen,
und das, wie ich glaube, mit gutem Recht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Auch hier, meine Damen und Herren, muBl vor
den Gefahren einer weltfremden Ideologisierung
gewarnt werden. Wer die Entfaltungsmoglichkeiten
qualifizierter Arzte im Krankenhaus beschneidet,
der riskiert, dal das offentliche Krankenhauswesen
zugunsten von Privatkliniken im Niveau erheblich
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absinkt, und schafft damit in Wahrheit verschiedene
Klassen.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Erst dann hatten wir Krankenhdauser erster und
zweiter Klasse und eine Klassenmedizin, bei der
hochqualifizierte Arzte nur noch fir ihre Privat-
patienten da waren.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

Die CDU/CSU versucht daher, die Tatigkeit fur
qualifizierte Arzte im allgemeinen Krankenhaus
noch attraktiver zu gestalten. Viele qualifizierte
Arzte — das kam vorhin in einigen Diskussions-
beitragen schon eindrucksvoll zum Ausdruck —
kehren heute dem Krankenhaus den Riicken, weil
bisher das Recht zur privaten Liquidation nur dem
Chefarzt vorbehalten ist., Eine Ausdehnung des
Rechts auf private Liquidation und eine finanzielle
Beteiligung der Mitarbeiter sollen dazu beitragen,
dem Patienten im allgemeinen Krankenhaus eine
noch qualifiziertere Arzteschaft zur Verfligung zu
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Fortbildungskurse, eine neue Ausbildung an inte-
grierten medizinischen Fachschulen fiir das nicht-
arztliche Personal, Vorschlage zur Verbesserung der
Moglichkeiten zur Teilzeitarbeit im Krankenhaus
runden dieses Programm ab.

Das Gesundheitsministerium hat zu unserem An-
trag erklart, wir wirden damit eine unterschiedliche
arztliche Versorgung gesetzlich verankern. In Wirk-
lichkeit ist genau das Gegenteil richtig. Ganz ab-
gesehen davon, daB die Arzte, die es doch eigent-
lich genau wissen miissen, das Gerede von der un-
terschiedlichen Versorgung im Krankenhaus schlicht
als Marchen bezeichnen und die Bundesregierung
daher aufgefordert wird, Beweise fiir ihre gegen-
teilige Behauptung zu erbringen, kann es uns doch
nicht darum gehen, meine Damen und Herren,
einen Zustand anzustreben, wo schlecht bezahlte
Arzte moglichst gleichméBig ihre Leistungen allen
angedeihen lassen. Ich will Thnen auch ganz offen
sagen: Selbst wenn es — was ich bestreite — hier
Unterschiede géabe, so wéaren diese meines Erach-
tens eher in Kauf zu nehmen, als wenn die Behand-
lung eben fiir alle gleichmé&Big schlecht ware.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Im dbrigen kann ich allen Kolleginnen und Kolle-
gen nur empfehlen, die beiden eindrucksvollen
Romane ,Krebsstation” von Solschenyzin nachzu-
lesen, die in ihrer groBartigen Sprache auch den
letzten davon iberzeugen, daf in den Landern, in
denen die Gleichheit so grofi geschrieben wird, die
Behandlung im Krankenhaus nichtsdestoweniger
sehr ungleich ist.

Sechstens. Natiirlich laBt sich ein erstklassiges
Krankenhaus nicht ohne Modernisierung und eine
bessere Planung schaffen. Die CDU/CSU geht in
ihrem Konzept davon aus, daB kiinftig die Investi-
tionskosten der staatlichen, der freien gemeinnitzi-
gen wie auch der privaten Krankenhduser nach
Krankenhausbedarfspldnen unter Berucksichtigung
bundeseinheitlicher Kriterien von der oifentlichen
Hand iibernommen werden. Dabei wird die Selb-

standigkeit dieser Krankenhduser in keiner Weise
angetastet. Nicht zuletzt die freien gemeinnitzigen
Krankenhduser haben in der Vergangenheit, oft
unter groBten Opfern, Erstaunliches geleistet. Dafur
schulden wir ihnen allen unseren herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sie sind eine Saule unseres Krankenhaussystems.
‘Wir wollen und koénnen auf die karitativen Dienste,
die dort zum Wohle der Patienten geleistet werden,
tuberhaupt nicht verzichten.

Es darf deshalb nicht dazu kommen, daf die
privaten und freien gemeinniitzigen Krankenhaus-
trager um ihre Selbstdndigkeit fiirchten missen.
Jeder Versuch einer biirokratischen Gangelung oder
eines Aushungerns wird deshalb auf die entschie-
dene Abwehr der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
stofen miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir legen deshalb ganz besonderen Wert auf die
in unserem Antrag enthaltenen Leitsdtze, die vor
solche Versuche einen Riegel schieben sollen. Die
Krankenhauspldne der Lénder sollen nach unserem
Antrag in Zusammenarbeit mit den Krankenhausge-
sellschaften aufgestelll werden. Hierbei ist auf ein
ausgewogenes Verhdltnis zwischen staatlichen, kom-
munalen, freien gemeinniitzigen und vergleichbaren
privaten Trdgern zu achten.

Siebentens. Auch das Finanzierungsverfahren mufi
so unbiirokratisch wie moglich sein und darf die
Eigenverantwortung und Eigeninitiative des Kranken-
haustrégers nicht gefadhrden. Wir haben in unseren
Antrag eine Bestimmung aufgenommen, nach der die
freien gemeinniitzigen Krankenhaustrager 10 % der
Investitionskosten als Eigenanteil zu ubernehmen
haben. Das ist in der Offentlichkeit hier und da
miBdeutet worden. Ich kann nur sagen: Damit soll
die Eigenverantwortlichkeit und Eigenstdndigkeit
dieser Krankenhaustrager nachdriicklich unterstri-
chen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Insgesamt sehen wir zur Frage der Finanzierung
vor — dazu wird nachher noch gesprochen wer-
den —, daB ein Drittel der Investitionskosten der
Bund tbernehmen soll. Frau Kollegin Strobel, wenn
wir ,ein Drittel” sagen, dann meinen wir auch ein
Drittel und nicht ein Drittel weniger, wie es die
Bundesregierung tut. Die Benutzerkosten sind vom
Patienten bzw. seiner Krankenkasse zu tragen. Da-
mit wirden den Krankenhausern grundsitzlich aus-
reichende Finanzierungsmittel zur Verfigung ge-
stellt und die Krankenhausdefizite beseitigt. Mehr
Geld fiir die Krankenhéauser ist ein unverzichtbarer
Bestandteil des Konzepts fiir ein erstklassiges Kran-
kenhaus.

Actens. Genauso wichtig ist es aber, daB diese
Mittel wirtschaftlich sinnvoll eingesetzt werden. So
konnten bei einer besseren Abstimmung zwischen
dem Krankenhaus und den frei praktizierenden
Arzten Doppeluntersuchungen, Fehlbelegungen von
Betten etc. vermieden werden. Dies ist ein wichtiges
Element unseres Konzepts. Wir wollen zudem, daB
durch eine neue Pflegesatzregelung, die auf die
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tatsachlich anfallenden Kosten abstellt, eine Herab-
setzung der Verweildauer ermoglicht wird., Kénnte
die Verweildauer um nur einen Tag gesenkt wer-
den, wiirden rund 20 000 Betten frei. Durch den Aus-
bau des Deutschen Krankenhausinstituts e. V. zu
einem Deutschen Institut fiir Krankenhauswissen-
schaft, einer Korperschaft des offentlichen Rechts,
soll im ibrigen dazu beigetragen werden, daB durch
bessere Management-Techniken, neue Verbundtech-
niken bei der Datenverarbeitung und Prototypen
kostenguinstiger Krankenhduser alle Moglichkeiten
fur ein wirtschaftliches Krankenhaus ausgeschépft
werden, durch Dinge also, die die Bundesregierung
allesamt in ihrem Gesetzentwurf ausspart.

Es ware noch manche Erlauterung zu den im
Antrag enthaltenen Vorschldgen zu geben, doch
mochte ich mich angesichts der vorgeriickten Zeit
hier in der ersten Lesung im wesentlichen auf diese
grundsatzliche Bemerkung beschranken.

Zuversichtlich fir die weitere Behandlung unseres
Antrages in diesem Hohen Hause stimmt mich die
Tatsache, daB wir mit unserer Initiative in der brei-
ten Offentlichkeit — von einzelnen Stellungnahmen
abgesehen -— weitgehend auf Zustimmung gesto-
Ben sind. Das bestarkt mich in dem Eindrudk, daB
wir in unserem Antrag die wichtigen Punkte der
Krankenhausreform aufgegriffen haben. So hat
z. B. der Verband der Arzte Deutschlands in einer
Presseerklarung vom 14. Dezember 1970 diesen An-
trag ausdrucklich begriiBt.

Ich komme zum Schluf}, indem ich Sie, meine Da-
men und Herren Kollegen von der Regierungskoali-
tion, sehr herzlich bitte: Setzen Sie sich mit unseren
Vorschldgen auseinander, lassen Sie die Arbeit im
AusschuBl nicht zum Ablaufen einer Abstimmungs-
maschine degradieren! Wir méchten namlich nicht
nur im Plenum diskutieren kénnen, sondern auch die
Chance haben, im AusschuB nicht nur zu diskutieren
und angehort zu werden, sondern Sie auch iber-
zeugen zu konnen, wenn wir ein besseres Argument
anzubieten haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Schel-

lenberg: Kommen Sie denn auch einmal in

einen Ausschufl? Geben Sie irgendeinem

AusschuB einmal die Freude TIhrer An-
wesenheit?)

— Herr Kollege Schellenberg, wir haben in unserer
Fraktion — das sollten Sie eigentlich wissen, aber
ich will es IThnen gerne noch 6ffentlich sagen, damit
Sie genau informiert sind — eine interne Abstim-
mung dergestalt, daB keiner, der Vorsitzender oder
stellvertretender Vorsitzender ist, zugleich Mitglied
eines Ausschusses ist,

(Sehr richtig: bei der CDU/CSU))

weil er fur die Gesamtfraktion koordinierende Auf-
gaben zu erfiillen hat.

(Abg. Dr. Schellenberg: Stellvertretendes
Mitglied sind Sie!)

Und im ibrigen ist das die ureigenste Sache dieser
Fraktion, um die Sie sich nicht zu kiimmern brau-

chen. Das werden wir gerne in eigener Verantwor-
tung erledigen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Aber Thr Zwischenruf ist bezeichnend fiir den Stil,
den Sie im AusschuBl fiir Arbeit und Sozialordnung
leider haben einreifen lassen,

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/
Csu)

wo nicht mehr echt diskutiert wird, sondern — Sie
haben es doch hier ganz deutlich gesagt — —
(Abg. Dr. Schellenberg: Machen Sie sich
doch nicht lacherlich, Herr Katzer!)
— Nein, lacherlich machen Sie die Demokratie, in-
dem Sie den AusschuB zu einer Abstimmungsma-

schine degradieren! Das ist das Peinliche an der
Situation!

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Schellenberg: Das ist doch nie dagewesen!)

— Dartiber werden wir uns in diesem Hause noch
oft zu unterhalten haben, iber den unerhérten Zeit-
druck,

(Zuruf von der CDU/CSU: ,Mehr Demo-
kratie!”)

unter den Sie dieses Parlament permanent durch Ihre
Vorlagen stellen, die Sie nicht rechtzeitig einbringen
und dann vorzeitig verabschiedet haben wollen.

(Zurufe von der SPD.)

Wir werden ja beim Betriebsverfassungsgesetz
sehen, wie Sie mit diesem Zeitdruck fertigwerden
und wie Sie das drauBlen verantworten kénnen.

In diesem Punkte, meine Damen und Herren,
whurde ich sagen, ich appelliere an Sie — —

(Abg. Wehner: Jetzt 148t er die Luft aus
Diisseldorf abl)

— Ja, Herr Wehner, ich habe Sie so lange nicht mehr
gehort, da ist es flir mich direkt beruhigend, daB Sie
sich noch einmal zu Wort melden. Es ist direkt be-
ruhigend, daB ich Sie noch einmal hére!

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.)

Es fehlt mir direkt etwas, wenn Sie keinen Zwischen-
ruf machen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Er schont sich!)

‘Wenn Sie keinen Zwischenruf machen, fehlt mir in
diesem Hohen Hause etwas. Sie wissen doch wohl
genau, warum.

(Zurufe von der CDU/CSU.)

Deshalb mochte ich, meine Damen und Herren,
zum AbschluBl noch einmal — —

(Zuruf des Abg. Wehner.)
— Bitte sehr? Habe ich das richtig verstanden?
(Erneuter Zuruf des Abg. Wehner.)

Herr Kollege Wehner, ich wiirde das furs Protokoll
ganz gerne haben.

(Zuruf von der SPD: Reden Sie doch wei-
ter! Lassen Sie sich doch nicht so lange
storen!)
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— Nein, ich hatte das sehr gerne vom Kollegen
Wehner gehort, weil der Prasident das nicht gehort
hat. Aber vielleicht kann man das dann im Proto-
koll nachlesen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Wir gewinnen auch den ndachsten
ProzeB! — Weitere Zurufe von der CDU/

CsuU))
— Ich will darauf jetzt nicht eingehen — das kann
zu gegebener Zeit noch einmal geschehen —, son-

dern zum Schluf kommen.

Es ist interessant und bedauerlich, daf Herr Kol-
lege Schellenberg gerade an dem Punkt, wo id
gesagt habe: horen Sie sich unsere Argumentation
an!, so empfindlich reagiert.

(Zurufe von der SPD.)

Das scheint doch ein sehr bedauerlicher und bezeich-
nender Vorgang zu sein. Ich kann Thnen nur sagen:
wir werden nicht miide werden, unsere Argumente
im AusschuB und — wenn das dort nicht gelingt —
hier im Plenum immer und immer wieder zur Spra-
che zu bringen, bis die Offentlichkeit wei}, welche
Vorstellungen wir zu diesem Problem haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Prédsident von Hassel: Das Wort hat nunmehr
Frau Bundesminister Strobel zur Einbringung des
Regierungsentwurfs zur wirtschaftlichen Sicherung
der Krankenhduser und zur Regelung der Kranken-
hauspflegesatze.

Frau Strobel, Bundesminister fiir Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Prasident! Meine Her-
ren und Damen! Es ist schwierig, wenn man nach
dieser Rede zur Einbringung sprechen mufl und
nicht gleich antworten darf.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur wirtschaft-
lichen Sicherung der Krankenhduser und zur Rege-
lung der Krankenhauspflegesdatze wird flir einen
ganz wichtigen Bereich der inneren Reformen ent-
sprechend der Regierungserkldrung vom 28. Okto-
ber 1969 eine Regelung vorgeschlagen, die auf die
Dauer eine optimale Krankenhausversorgung unse-
rer Bevolkerung zu sozial tragbaren Pflegesdtzen
sichern soll. Erstmalig wird durch diesen Entwurf an-
erkannt und durch entsprechende gesetzliche Nor-
men festgelegt, daB die Finanzierung der Bereithal-
tung von Krankenhidusern eine offentliche Aufgabe
ist. Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
sollen in Zukunft die Investitionskosten der Kran-
kenhduser aus Offentlichen Mitteln getragen wer-
den, wahrend die Patienten bzw. ihre Krankenkas-
sen iiber den Pflegesatz in Zukunft die vollen Be-
nutzungskosten erstatten sollen. Der Bund wird zu
den Lasten, die sich aus diesem Gesetz fiir die 6f-
fentliche Hand ergeben, ab 1. Juli 1971 entspre-
chen beitragen, und zwar im Jahre 1972, dem ersten
vollen Jahr der Forderung, bereits mit 636 Millio-
nen DM, 1973 mit 656 Millionen DM und 1974 mit
675 Millionen DM.

Ich darf mir erlauben, aus einem Brief zu zitieren,
den mir der damalige Bundesfinanzminister der

GroBen Koalition, Strau§, am 13. Juli 1968 geschrie-
ben hat; denn dabei zeigt sich doch ein erheblicher
Wandel in der Einstellung der Bundesregierung, der
natiirlich mit der Bildung der sozial-liberalen Koali-
tion zusammenhdngt.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Da war ja auch noch gar keine Zu-
standigkeit, liebe Frau Minister!)

— Warten Sie einmal, bis ich das vorgelesen haben!
Herr StrauBl schrieb damals unter anderem:

Eine Beteiligung des Bundes an der Kranken-
hausfinanzierung ist aus verfassungsrechtlichen
Griinden, aber auch im Hinblick auf die schwie-
rige Haushaltslage des Bundes nicht méglich.

Er schrieb dann an einer anderen Stelle — in Kennt-
nis der Vorlagen im Bundestag und im Bundesrat —:

Wenn die Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des erweitert wird, erhdlt der Bund damit je-
doch keine Finanzierungszustandigkeit auf dem
Gebiete des Krankenhauswesens.

Es ist also festzuhalten, daBl erstmalig in der so-
zial-liberalen Koalition von einem sozialdemokrati-
schen Finanzminister nicht nur die Finanzzustdndig-
keit bejaht, sondern auch entsprechende Mittel in
die mittelfristige Finanzplanung aufgenommen wor-
den sind.

Mit diesem Gesetz wird ein gewichtiger Schritt
zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhduser
getan und ein wesentlicher Beitrag zur Kranken-
hausversorgung unserer Bevolkerung geleistet. Es
muB erreicht werden, daBl jeder kranke Biirger das
fiir ihn notwendige Krankenhausbett und die fir
ihn optimale Behandlung in einem leistungsidhigen
Krankenhaus in erreichbarer Nédhe findet. Wir sind
uns dabei dariber im klaren, daB die wirtschaftliche
Sicherung der Krankenhduser Hand in Hand ge-
hen muB mit denjenigen MaBnahmen, die einer Be-
reitstellung ausreichenden und qualifizierten Fach-
personals fiir die Krankenhduser dienen. Eine si-
chere finanzielle Grundlage der Krankenhduser ist
aber auch zur Erreichung dieses Ziels unabdingbare
Voraussetzung. Die wirtschaftliche Sicherung der
Krankenhduser ist seit mehr als einem Jahrzehnt

- also auch in der Zeit, in der Herr Katzer Mini-
ster fiir Arbeit und Mitglied des Kabinetts war —
ein Problem, das immer wieder alle Verantwortli-
chen beschdftigt hat. Mehrere Bundesregierungen
und mehrere Bundeskanzler haben Erklarungen des
Inhalts abgegeben, daB die finanzielle Misere der
Krankenhauser endlich beseitigt werden muffi —
so der damalige Bundeskanzler Adenauer 1958 auf
dem ersten Deutschen Krankenhaustag, der dama-
lige Wirtschaftsminister Professor Erhard im Auf-
trag des Bundeskanzlers 1960 auf dem zweiten
Deutschen Krankenhaustag. Geschehen ist iiber
mehr als ein Jahrzehnt nichts,

(Abg. Dr. Schellenberg: Leider wahr!)

was die Lage der Krankenhduser verbessert hitte.
Im Gegenteil! Das Defizit der Krankenhduser ist
stindig angewachsen und hat inzwischen eine Gro-
Benordnung erreicht, die fiir den Bereich der Akut-
krankenanstalten bei rund 900 Millionen DM jdhr-
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lich und fir den Bereich samtlicher Krankenanstal-
ten wesentlich tber einer Milliarde DM jdhrlich
liegen dirfte. Ein Defizit in dieser GréBenordnung

bedeutet, daB die Krankenh&user in einem Jahr- |

zehnt rund ein Finftel ihres Anlagevermdégens ver-

lieren. Sie werden verstehen, daB ich heute daran |

erinnern mochte, daB es ein sozialdemokratischer
Minister in der GroBen Koalition war, der die not-
wendigen verfassungsrechtlichen Anderungen fir
eine neue gesetzliche Grundlage der Krankenhaus-
finanzierung eingeleitet hat.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Prinz zu Sayn-

Wittgenstein-Hohenstein:  Unter einem

Kanzler, der die Richtlinien der Politik be-
stimmt hat!)

— Herr von Wittgenstein, Sie wissen genau, daB
ich diesen Antrag im Kabinett eingebracht habe und
daBl wir um diesen Antrag gerungen haben. Es geht
doch ein bifichen sehr weit, dies nun Herrn Kiesin-
ger zurechnen zu wollen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Das wurde gemeinsam beschlossen!)

Wir hatten urspriinglich angestrebt, das Kran-
kenhauswesen als Gemeinschaftsaufgabe zu behan-
deln. Leider haben die Léander nicht mitgemacht. Ich
mochte auch ausdriicklich feststellen, daB die sozial-

liberale Koalition erstmalig rund 600 Millionen DM | .
: bedarfsgerech liedern, d. h. llem d
jahrlich fiir die Krankenhausfinanzierung in den | sern bedarisgerecht zu gliedern vor allem cen

Bundeshaushalt eingesetzt hat. Bei diesem Betrag |

wird es nicht bleiben. Dieser Betrag wird sich viel-
mehr entsprechend den Steigerungsraten der Inve-
stitionskosten fiir Krankenhduser erhohen. Das steht
in § 21 unseres Gesetzentwurfes. Der Bund ist also
bereit, einen bedeutenden Beitrag zur Finanzierung
der Krankenhiduser zu leisten. Angesichts der zahl-
reichen anderen drangenden Aufgaben, fiir die eine
finanzielle Hilfe des Bundes erwartet wird, muB
dieser BeschluB der Bundesregierung auch als sicht-
bares Zeichen gewertet werden, fur die Gesundheit
der Biirger viel mehr zu tun, als friihere Bundes-
regierungen getan haben.

Es ist von manchen eingewendet worden — ich
nehme an, daBl dieser Einwand hier wieder erho-
ben wird; Herr Katzer hat das angedeutet —, der

Bund steuere zur Krankenhausfinanzierung viel zu
wenig bei.

(Abg. Katzer: Das habe ich nicht gesagt,
Frau Kollegin!)

— Herr Katzer, Sie haben bei den Haushaltsbera-
tungen den Antrag gestellt, der Bund moge fiir ein
halbes Jahr 300 Millionen DM fur die Krankenhaus-
finanzierung bereitstellen. Das ist genau der Betrag,
den wir in Bewegung bringen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-

stein: Fragen Sie doch einmal Thren Haus-

haltsreferenten, wenn Sie das nicht verste-
hen!)

Sie stehen doch unter demselben finanziellen Zwang

wie wir. In bezug auf das Problem, ob der Bund ein
echtes Drittel der Gesamtaufwendungen tragen
solle, werden im Verlauf des Gesetzgebungsverfah-

rens sicher noch sorgféltige Uberlegungen angestellt
werden miissen.

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU.)

Andererseits mufl aber festgestellt werden, daB sich
das finanzielle Engagement des Bundes im Rahmen
dessen halten muf, was finanzpolitisch zur Zeit
moglich ist. Nach den Vorstellungen der Bundesre-
gierung konnen die Aufgaben, die sich aus diesem
Gesetz ergeben, im Jahre 1972 mit einem Finanz-
volumen von rund 2,2 Milliarden DM bewaltigt wer-
den. In den folgenden Jahren ware das Volumen
dann entsprechend anzupassen.

Der Schwerpunkt der gesetzlichen Regelung wird
auf der Modernisierung des vorhandenen Bettenbe-
standes und seiner Anpassung an die wirtschaftliche
und technische Entwicklung liegen. Die Bundesrepu-
blik liegt mit dem vorhandenen Bettenbestand der
Zahl nach, international gesehen, in der Spitzen-
gruppe vergleichbarer Lander. Es kommt deshalb
vor allem darauf an, {iberalterte Krankenhauser zu
erneuern und auf denjenigen Stand zu bringen, den
unsere Biirger mit Recht von einer optimalen und
neuzeitlichen Krankenhausversorgung erwarten.
Auf Grund des stédndig fortgeschleppten Defizits ist
hier ein groBer Nachholbedarf entstanden, der vor-
rangig befriedigt werden muB. Es kommt ebenso
dringend darauf an, das Angebot an Krankenhé&u-

Mangel an Betten am richtigen Standort zu beseiti-
gen.
(Zuruf des Abg. Katzer.)

— Richtig, Herr Katzer, das haben Sie gesagt; denn
bis in die Uberschrift hinein entspricht Ihr Antrag,
soweit er sich mit der Finanzierung befafit, unserem
Referentenentwurf vom Dezember vorigen Jahres.

(Abg. Katzer: Seien Sie doch froh! Dann
kénnen Sie dem doch zustimmen!)

Es ist immer wieder behauptet worden, daB dieses
Gesetz fir die Krankenhduser eine Planwirtschaft
groBen AusmaBes mit sich bringen werde. Sofern
dieser Einwand nicht deshalb gemacht wird, um
damit ganz andere Ziele und Zwecke zu verdecken,
liegt ihm meiner Meinung nach ein MiBlverstdndnis
zugrunde. Alle Sachverstdndigen sind sich dariiber
einig, daB es in der Zukunft im Krankenhauswesen
ohne eine Planung nicht mehr gehen wird. Wir
konnen uns einfach nicht erlauben, volkswirtschaft-
liche Verluste in Milliardenhdhe durch Fehlinvesti-
tionen hinzunehmen. Auch heute werden in den
Landern Krankenhausplanungen bereits seit langem
praktiziert oder vorbereitet. Es ist mir einfach un-
verstandlich, warum auf einmal schlecht sein soll,
was bisher als Planung von allen Beteiligten aner-
kannt und fiir die Zukunft verstarkt fiir notwendig
gehalten wird, nur weil diesmal der Bund entspre-

. chende rechtliche Grundlagen fir eine solche Kran-
i kenhausplanung schaffen will. Ich werde bei solchen

Argumenten das Gefiihl nicht los, daf hier Schlag-
worte hervorgeholt werden, um die dringend not-
wendige Reform zu diskriminieren. Planung be-
deutet auch in diesem Fall nicht mehr und nicht
weniger, als das Wort besagt. Was hier notwendig
ist, mufl getan werden.
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Ich mochte ausdriicklich betonen, dal uns auch die
Freiheit der Krankenhaustriger in der Gestaltung
des Krankenhausbetriebs sehr am Herzen liegt.

(Beifall bei der SPD.)

Wir haben nicht das geringste Interesse daran, die
Eigenverantwortlichkeit der Trager einzuschrénken.
Uns geht es ausschlieBlich darum, die Krankenhaus-
versorgung so wirksam, so sozial gerecht und so wirt-
schaftlich wie moglich zu gestalten. Die Befiirchtun-
gen, die von manchen Krankenhaustrdagern beziiglich
der Auswirkung der Neuregelung gedauBert worden
sind, sind nach meiner festen Uberzeugung unbe-
griundet. Bereits in den vergangenen Jahren haben
die Lander die Krankenhduser in erheblichem Um-
fang mit 6ffentlichen Mitteln unterstiitzt. Die Lander
werden den vorliegenden Gesetzentwurf nach sei-
ner Verabschiedung auszufithren haben. Die Be-
firchtungen miiBten sich also in erster Linie gegen
die in Zukunft zu erwartende Praxis der Lander
richten. Ich sehe keinen Grund, der die Annahme
rechtfertigen wiirde, daBl die Lander bei der Durch-
fithrung dieses Gesetzes von ihrer bisherigen Praxis
abweichen werden.

Eine weitere Frage ist die zukinftige Forderung
der kleinen Krankenhduser. Auch hier sind sich
alle Sachverstandigen einig, daB ein ausgewogenes,
bedarfsgerecht gegliedertes System leistungsfahiger
Krankenhauser fiir kleinere, spezialisierte Kranken-
hauser ausreichenden Lebensraum lassen wird. An-
dererseits besteht auch Ubereinstimmung darin, daf
fir Akutkrankenhduser in der Zukunft kleinere Ein-
heiten schon aus Griinden optimaler Versorgung
in der Regel nicht mehr in Betracht kommen wer-
den. Das bedeutet aber keinesfalls, daB sofort all
die kleineren Krankenhauser, die heute noch die
Aufgabe wahrnehmen, eine andere Aufgabe bekom-
men sollten. Wir konnen die Augen nicht vor der
Realitdt verschlieBen, dal wir noch auf Jahre hinaus
auch im Bereich der Akutkrankenanstalten auf klei-
nere Hauser angewiesen sind. Deshalb sieht der
Gesetzentwurf bei den bestehenden kleineren Kran-
kenhausern ausdriicklich vor, daB diese in die For-
derung einbezogen werden kodnnen ohne die Fest-
stellung, ob sie auf die Dauer fiir die Versorgung
der Bevolkerung notwendig sind. Letztere Feststel-
lung ist ausdriicklich nur fiir in der Zukunft zu er-
richtende Krankenhausneubauten vorgeschrieben.
Leider ist diese Unterscheidung offensichtlich man-
chen entgangen; ich habe wenigstens den Eindruck,
nicht aus dieser Debatte hier, sondern aus der Reak-
tion draufien.

Eine weitere Beflirchtung wurde aus dem Kreis
der Krankenhaustrager gegeniiber der Moglichkeit
geduBert, daB die Vergabe offentlicher Mittel an
Bedingungen und Auflagen gekniipft wird. Wenn
der Gesetzentwurf bestimmt, daB bei bestehenden
Krankenhausern nur solche Bedingungen und Auf-
lagen vorgesehen werden konnen, die zur Errei-
chung der Ziele der Krankenhausbedarfsplanung
notwendig sind, so wird damit einerseits die Mog-
lichkeit solcher Bedingungen und Auflagen wesent-
lich eingeschrénkt, andererseits aber das unbedingt
Notwendige gewahrleistet.
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Fragen der inneren Struktur der Krankenhduser
— ich sage das nicht in Antwort auf Sie, Herr
Katzer, sondern das ist die Auffassung der Bundes-
regierung zur Gesetzgebung — werden durch den
Entwurf nicht geregelt. Das hat in erster Linie —
auch wenn Sie das bestreiten — verfassungsrecht-
liche Griinde. Wir haben in der konkurrierenden
Gesetzgebung — Sie waren ja dabei und wissen,
wie sich das alles entwickelt hat — eben nicht, wie
seinerzeit beantragt, die Zustdndigkeit fiir das Kran-
kenhauswesen bekommen, sondern nur die Zustan-
digkeit fiir die wirtschaftliche Sicherung der Kran-
kenhduser und fiir die Regelung der Krankenhaus-
pflegesatze. Das habe ich bedauert, das haben Sie
auch bedauert; wir haben uns oft dariiber unter-
halten.

AuBerdem scheint es mir aber auch von der Sache
her geboten, die zahlreichen anstehenden Fragen
der inneren Reformen, der inneren Struktur der
Krankenhauser, die fiir den einzelnen Kranken ohne
Zweifel eine ganz groBe Bedeutung haben, gegen-
wartig nicht tiber ein Bundesgesetz zu regeln. Zu
unterschiedlich und zu vielschichtig sind die Ver-
hédltnisse, als daB man sie jetzt bundeseinheitlich
regeln konnte. Die nicht unberechtigt geforderten
Anderungen in der inneren Struktur der Kranken-
hauser kdonnen durch den Bund nicht vorgenommen
werden. Ich halte es fiir richtig, wenn man die hier
anstehenden Entscheidungen an Ort und Stelle beim
Krankenhaus trifft. Soweit Gesetze dazu notwendig
werden, sind in erster Linie die Lander berufen, die
fir das Krankenhauswesen und damit auch fir die
innere Struktur weiterhin zustandig bleiben.

Es scheint mir iibrigens verfassungspolitisch nicht
ganz unbedenklich, wenn diese Zustandigkeitsab-
grenzung zwischen Bund und Landern dadurch un-
terlaufen wiirde — diesen SchluBl =ziehe ich aus
IThrem Antrag —, daB man sich fiir Anderungen
der inneren Struktur der Krankenhduser durch den
Bund Gesetzgebungszustandigkeiten sozusagen zu-
sammensucht. Fragen der inneren Struktur, die nicht
mit der wirtschaftlichen Sicherung der Kranken-
hauser zusammenhangen und auf die wirtschaftliche
Lage der Krankenhduser keinen EinfluB haben, soll-
ten deshalb nach der gegenwaértigen verfassungs-
politischen Lage nicht in die vorliegende gesetzliche
Regelung einbezogen werden.

(Abg. Katzer: Sie haben aber EinfluB auf
die wirtschaftliche Lage!)

Dagegen tragt der Entwurf der Forderung Rech-
nung, daB die Grundsatze der kiinftigen Pflegesatz-
regelung im notwendigen Umfang bereits im Gesetz
verankert sein sollten. Hierbei mochte ich hervor-
heben, daB die Pflegesdtze nach dem Entwurf der
Bundesregierung in Zukunft fiir alle Benutzer nach
einheitlichen Grundsatzen bemessen werden sollen.
Wir gehen dabei von dem Standpunkt aus, daB
jeder Patient, unabhangig davon, ob er Privat- oder
Kassenpatient ist, unabhangig davon, ob er sich eine
Zusatzversorgung leisten kann oder nicht, den
gleichberechtigten Anspruch auf bestmogliche arzt-
liche Behandlung im Krankenhaus hat.

(Beifall bei der SPD.)
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Herr Kollege Katzer, ich habe den Eindruck, daB
Sie in Threm Antrag die Klassen im Krankenhaus
festschreiben, wahrend wir mit diesem Gesetz klas-
senneutrale Vorschriften vorsehen und die Freiheit
der Entscheidung dariiber den Krankhaustragern
uberlassen wollen, so, wie es z. B. die von Thnen
geschméhten Minchner in einem gemeinsamen Ent-
wurf fiir ihre Krankenhausstruktur getan haben.

(Abg. Katzer: Ich habe sie nicht geschmdht!)

— Entschuldigung, ich habe mich vielleicht falsch
ausgedriickt; Sie haben zitiert.

Die Miinchner haben mit Zustimmung aller Frak-
tionen des Miinchner Stadtrats in einem gemein-
samen Entwurf die innere Struktur ihrer Kranken-
hdauser in diesem Sinne gedndert. Ich halte das fur
die bessere Losung, als wenn das von Bonn aus
sozusagen verordnet wiirde und wir dann auch noch
von den Ldndern gegen dieses so notwendige Ge-
setz, das nicht aufgehalten werden darf, einen Ver-
fassungseinspruch bekdmen. Wir sollten uns dariber
klarwerden,- daB mehr als bisher der Schutz der
Patienten durch den Gesetzgeber unbedingt notwen-
dig ist. Man mufl dabei aber zwischen dem Pflege-
satzbegriff und der Pilegesatzverordnung unterschei-
den. Ich sage das wiederum nicht hier fiir das Haus,
sondern auch in Antwort auf die Sorge mancher
Arzte. Auf den umfassenden Pflegesatzbegriff kon-
nen wir nicht verzichten, da sonst durch entspre-
chende rechtliche Ausgestaltung jeder Kostenbe-
standteil aus dem Pflegesatz herausmanipuliert wer-
den konnte. Durch den weiten Pflegesatzbegriff wer-
den weder die Belegdrzte noch die leitenden Kran-
kenhausdrzte in ihrer gegenwdrtigen Stellung be-
troffen.

Wir erhoffen uns von dem Gesetzentwurf, dal
endlich das stdndig steigende Defizit und die schlei-
chende Auszehrung unserer Krankenhduser ge-
stoppt werden. Wenn uns dies gelingt, dann ist das
die Opfer wert, die von allen Beteiligten verlangt
werden miissen.

Der Bund ist bereit, mehr als 600 Millionen DM
jahrlich fir diese Aufgabe bereitzustellen. Wir hof-
fen, daB die Hohe der von den Landern gegenwartig
fir Krankenhiduser aufgewendeten oOffentlichen Mit-
tel zumindest beibehalten wird. Auch fur die gesetz-
lichen Krankenkassen bedeutet der Entwurf erhohte
finanzielle Opfer. In manchen Bezirken wiirden die
Erhéhungen der Ausgaben der gesetzlichen Kran-
kenkassen fiir die stationdre Versorgung die Grenze
deren finanziellen Leistungsfahigkeit erreichen,
wenn nicht durch die im Gesetzentwurf vorgesehene
Ubergangsklausel ein Beitrag zu sozial tragbaren
Pflegesdtzen geleistet wiirde. Fiir die Krankenhaus-
trager wird die Konsequenz, sich in eine Kranken-
hausbedarfsplanung einordnen zu miissen, ebenfalls
ein erhebliches Opfer bedeuten.

Wir haben versucht, die Lasten der Neuregelung
auf mehrere Schultern zu verteilen. Das hat uns
Kritik von vielen Beteiligten eingetragen. Sie kam
fir uns nicht unerwartet. Aber eine echte Alter-
native zu dem Entwurf der Bundesregierung habe
ich nirgends erkennen konnen.

Auch der Antrag der CDU/CSU folgt in seinen
Grundsatzen den Vorstellungen, die im Regierungs-

entwurf entwickelt worden sind, zumindest soweit
es sich um die wirtschaftliche Sicherung der Kran-
kenhduser handelt. Nun, auch wir konnen lesen und
schreiben. Ich darf daran erinnern, daB wir am
24. September 1970 unseren ersten Referentenent-
wurf an die Lander versandt haben. Dann kamen
zwei andere Entwiirfe auf, einer von der CDU und
einer von der CSU, und zwar mit Antragen zur
Schaffung eines Krankenhausgesetzes. Dann haben
Sie — sicher mit viel Mihe — den gemeinsamen
Antrag zustandegebracht. Aber es ist viel leichter,
einen solchen Antrag zu stellen und in ihn alles
hineinzupacken, was heute im Gesetz nicht geregelt
werden kann, denn man muB ja kein Gesetz machen.
Es geht ein biichen zu weit, hier zu sagen, es sei
das erste Mal, daB jemand so etwas vorlege; denn
wir wissen, wie lange sich dieses Ministerium und
die sozial-liberale Koalition seit ihrem Bestehen
damit beschaftigen.

Die finanzielle Lage bei Bund und Landern a8t es
nicht zu, Winsche und Forderungen zu verwirk-
lichen, die die Leistungsfdhigkeit der offentlichen
Hand iberfordern wiirden. Die finanziellen Ver-
pflichtungen, die sich fir die offentliche Hand aus
dem Gesetzentwurf ergeben, miissen sich deshalb in
dem hierdurch vorgegebenen Rahmen halten. Wenn
die in den Léndern bisher fiir Krankenhduser auf-
gewendeten Finanzhilfen aus Steuermitteln beibe-
halten werden und wenn dazu die Mehreinnahmen
aus den Pflegesdtzen in Hohe von rund 400 bis
500 Millionen DM durch den Wegfall der bisherigen
einschrinkenden Vorschriften kommen, so erhalten
die Krankenhduser nach der Verabschiedung dieses
Gesetzentwurfs jahrlich mehr als eine Milliarde DM
mehr als bisher. Damit stehen den Krankenhdusern
erhebliche zusétzliche Mittel fiir ihre Investitionen
zur Verfilgung. Das Defizit wird beseitigt und eine
echte Grundlage fiur die wirtschaftliche Sicherung
der Krankenhduser geschaffen.

Bei den kommenden Beratungen wird sehr ein-
gehend geprift werden miissen, wieweit die Vor-
stellungen des Bundesrats, insbesondere zur Ver-
teilung der Finanzhilfen auf Krankenhausbauten
und auf die Wiederbeschaffung von Anlagegitern in
vorhandenen Krankenh&dusern, beridksichtigt wer-
den miissen, ohne daf man dabei die Leistungen
und die Leistungsfdhigkeit der bestehenden Kran-
kenhduser beeintrdchtigt. Nach Auffassung der Bun-
desregierung ist es sehr wohl mdglich, eine auch
die Lander befriedigende Losung zu finden.

Auch die vom Bundesrat aufgeworfenen ver-
fassungsrechtlichen Fragen zur Anwendung des
Art. 104 a Abs. 4 GG erscheinen uns nicht unloésbar.
Ich darf feststellen, dal sowohl der Bundestag als
auch die Bundesregierung keinen Zweifel daran
hatten, daB die nach eingehenden Beratungen und
nach Anrufung des Vermittlungsausschusses in
Art. 104a Abs. 4 GG verankerte Generalklausel
auch Investitionen in Krankenhdusern umfassen
sollte. Nach Ansicht des Bundes genieBen diese In-
vestitionen die gleiche Prioritdt wie Investitionen
im Wohnungsbau und im Nahverkehr.

Es hat auch mit dem Bundesrat Ubereinstimmung
dariiber gegeben, dafi Art. 104 a Abs. 4 GG die mit-
telbare Wirtschaftsféorderung auf jeden Fall in den
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Bereichen des Wohnungsbaues und des Nahver-
kehrs mit einschliet. Der Verantwortung des so-
zialen Rechtsstaates entspricht es, wenn er sich bei
der mittelbaren Wirtschaftsforderung nicht nur auf
die Schaffung der Voraussetzungen fir die Tétigkeit
gesunder Menschen beschréankt, sondern die Gleich-
wertigkeit der Investitionen zur Erhaltung und Wie-
derherstellung der Gesundheit fiir die in der Wirt-
schaft tatigen Menschen und ihre Angehorigen auch
anerkennt. Ich hoffe sehr, dafl sich diese Erkenntnis
im Verlaufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens
so weit durchsetzt, daB die Anwendbarkeit dieser
Grundgesetzbestimmung auch auf die Investitionen
in Krankenhédusern nicht mehr bestritten wird.

Wir betreten natiirlich mit diesem Gesetzentwurf
Neuland. Ob er die von allen gewiinschte und fir
dringend notwendig gehaltene wirtschaftliche Siche-
rung der Krankenhduser verwirklichen kann, hangt
nicht nur vom Ausgang der vor uns liegenden Be-
ratungen, sondern auch vom guten Willen und der
Bereitschaft aller Beteiligten ab, die bei der Durch-
fiihrung des Gesetzes mitwirken. Der von der Bun-
desregierung vorgelegte Gesetzentwurf bietet eine
gute Grundlage, die optimale Versorgung unserer
Bevolkerung mit Krankenhdusern zwar nichl von
heute auf morgen, aber doch innerhalb eines tber-
schaubaren Bereiches sicherzustellen. Ich bin der
Auffassung und sage das auch ganz offen: ohne die
Initiative dieser Bundesregierung ware der Entwurf
der CDU/CSU, der ein solches Krankenhausgesetz
fordert, nie eingebracht worden.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident von Hassel: Damit ist die Einbrin-
gung zu Tagesordnungspunkt 16 b) vollzogen. Ich
ero6ffne nunmehr die allgemeine Aussprache und
darf zur Geschaftslage auf folgendes hinweisen: Zu
Punkt 16 a) und b) — die Aussprache wird verbun-
den — habe ich bereits fiinf Wortmeldungen. Danach
kommen drei weitere Tagesordnungspunkte, fiir die
mindestens Erklarungen vorgesehen sind, wenn
nicht eine Debatte. Meine Randbemerkungen sollten
nur AnlaB sein, die vorgesehenen Redner zu bitten,
behutsam zu bitten, einige ihrer Stichworte vielleicht
noch zu kiirzen, damit wir heute einigermafien zeit-
gerecht fertig werden.

Das Wort hat nunmehr als Vertreter des Frei-
staates Bayern Herr Staatsminister Merk.

Dr. Merk, Minister des Landes Bayern: Herr
Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es gehort sicherlich zu den seltenen Fallen, und
ich mochte meinen, vielleicht zu den zu seltenen
Fallen, da8 sich auch Landervertreter in den parla-
mentarischen Lesungen von Gesetzentwiirfen im
Deutschen Bundestag zu Wort melden. DaBl Lander-
vertreter auch in Anbetracht der fortgeschrittenen
Zeit hier noch das Wort erbitten, mag Ihnen gerade-
zu demonstrativ vor Augen fiithren, welche unge-
heure Bedeutung die Lander ihrerseits — und sie
wiederum stellvertretend auch fiir die Gemeinden —
diesem Gesetzentwurf beimessen und mit welcher
Sorge sie die weitere Entwicklung des Gesetzent-

wurfes nach dem bisherigen Beratungsverlaut ver-
folgen.

Die Regierungsvorlage eines Gesetzentwuris zur
Krankenhaussicherung gehért wegen ihrer tiberra-
genden Bedeutung fiir die Gesundheitspolitik und
wegen ihrer Auswirkungen fiir alle Blirger unseres
Landes mit zu den widchtigsten Gesetzgebungsvor-
haben dieser Legislaturperiode. Sie ist aber, meine
Damen und Herren, gleichzeitig auch ein Prifstein
fir die Politik der inneren Reformen.

Mit der Zustimmung zur Grundgesetzdanderung im
Frithjahr 1969 verband der Bundesrat die Erwartung,
daf} die Bundesregierung die neue Zusténdigkeit zur
wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhauser nut-
zen wiirde, um mit einem ausgewogenen und reali-
stischen Konzept den Finanzierungsnotstand der
Krankenhduser zu beseitigen. An Erklarungen hier-
zu hat es nicht gefehlt.

Schon lange Zeit vor der Einbringung des Gestz-
entwurfs wurde seitens der verantwortlichen Ver-
treter des Bundes immer wieder betont, daB der
Bund einen entscdeidenden Beitrag zur Kranken-
hausfinanzierung leisten werde und sich deswegen
mit einem Drittel an der Finanzierung der Investi-
tionslast beteiligen wolle. Diese Drittelbeteiligung
ist auch in den Enlwurf der Bundesregierung einge-
gangen. In Wirklichkeit steht sie jedoch nur auf dem
Papier. Die Bundesregierung hat ihrem Entwurf die
tragfédhige Basis entzogen, weil sie einmal falsche
Berechnungsgrundlagen zugrunde legt und damit
einen unzutreffenden Finanzierungsbedarf errechnet
und weil sie zum anderen keinen echten Drittelanteil
iibernimmt, sondern ihren Finanzierungsanteil sum-
menmafig gesetzlich begrenzt.

Die Bundesregierung setzt bereits den ersten Ba-
siswert, néamlich die Zahl der zu férdernden Akut-
krankenbetten, viel zu niedrig an. Der Entwurf geht
von 410000 forderungsfahigen Akutbetten aus. Die
50 000 Betten in Krankenhdusern mit weniger als
100 Betten nimmt der Bund aus seiner Forderung
aus, obgleich diese Krankenhduser als Spezialklini-
ken vielfach eine wichtige Funktion fiir die Versor-
gung der Bevolkerung mit Akutbetten erfiillen. Es
ist zwar richtig, verehrte Frau Bundesminister — um
auf ein Argument gleich einzugehen —, daB nach
§ 8 des vorliegenden Gesetzentwurfs die Férderung
von Krankenhdusern mit weniger als 100 planmé-
B8igen Betten moglich ist, wenn sie zur Versorgung
der Bevolkerung nach den Krankenhausplanungen
auf Dauer erforderlich sind. Jedoch ist nach § 21 die-
ses Gesetzes der Finanzierungsanteil des Bundes auf
die Krankenhduser mit mehr als 100 planmé&Bigen
Betten begrenzt.

Wenn die Bundesregierung geltend macht, der
Nachholbedarf und der verstarkte zukiinftige Bedarf
an Krankenbetten konnten durch Rationalisierungs-
maBnahmen aufgefangen werden, so verkennt sie
dabei die Verdnderungen in der Altersstruktur unse-
rer Bevolkerung und die sich daraus ergebenden
Konsequenzen sowie die Tendenz zur starkeren In-
anspruchnahme der stationaren Behandlung und die
immer weitergehende und weiterreichende Spezia-
lisierung. Ein realistisches Finanzierungskonzept
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darf danach nicht von 410000, sondern muB von
500 000 forderungsfahigen Akutbetten ausgehen.

Zum zweiten: Der angenommene Bettenwert von
72 100 DM ist schlechtwegq illusorisch. Kein Sachver-
standiger wird diesen Wert bestatigen. Ich mochte
als sicherlich unverdéachtigen Zeugen hierfiir den
Préasidenten des Deutschen Stddtetages, Herrn Ober-
biirgermeister Dr. Vogel, zitieren, der erst in der
vergangenen Woche flir neu geplante Krankenhéau-

ser einen Bettenwert von 120 000 DM genannt hat. |

Die Stellungnahme zu den Empfehlungen des Bun-
desrates zeigt im ubrigen, daB die Bundesregierung
von ihrer Berechnung selbst nicht mehr iberzeugt
ist. Die notwendigen Konsequenzen zieht sie aus
dieser Erkenntnis jedoch nicht.

Drittens ist die eingeplante jahrliche Preissteige-
rung von 3% irreal, wenn man bedenkt, daB die
Baupreise allein im letzten Jahr bis zu 40 % ge-
stiegen sind. Geht man von realen, um nicht zu
sagen bescheidenen Ansatzen aus, dann ergibt sich
— wie auch der Bundesrat in einer EntschlieBung
auf Grund eines Antrags des Landes Hessen fest-
gestellt hat — bei einem durchschnittlichen Betten-
wert von 100 000 DM — ich gehe also gar nicht an
die Grenze von 120 000 DM, wie sie vom Miinchner
Oberbiirgermeister genannt wurde — ein jdhrlicher
Investitionsbedarf von 3,3 Milliarden DM und nicht
— wie die Bundesregierung erklart — von 2,2 Mil-
liarden DM.

Von diesen 3,3 Milliarden DM will der Bund
650 Millionen DM iibernehmen, Das ist lediglich
etwa ein Sedhstel des Investitionsbedarfs, wenn
man beriicksichtigt, da aus dem Bundesanteil noch
Mittel zur Foérderung der Forschung abgezweigt
und nur 85% dieses Betrages nach Einwohner-
werten auf die Lénder verteilt werden sollen. Das
bedeutet, dal Lander und Gemeinden zu ihren bis-
herigen Aufwendungen fur die Krankenhduser zu-
satzlich noch etwa 1,1 Milliarden DM bereitstellen
missen, fur die in ihren Finanzplanungen keine
Deckung vorhanden ist. Bayern miiBite allein seinen
Haushaltsansatz nahezu verdreifachen, um den Be-
darf befriedigen zu kénnen, der durch die Neuver-
teilung der Investitionslast auf das Land zukommt.
Den Lowenanteil dieser Investitionslast will der
Bund damit den Léndern {bertragen, und zwar —-
ich betone es — als neue — nicht bisher schon gege-
bene — gesetzliche Verpflichtung.

Dabei darf die Krankenhausfinanzierung nicht
isoliert betrachtet, sondern sie muB im Zusammen-
hang mit den stdndig steigenden Anspriichen an
die Léanderhaushalte fur den Wohnungsbau, die
Stadtebauférderung, den Umweltschutz, die Struk-
tur- und Bildungspolitik usw. gesehen werden. Die
sich darin offenbarende Tendenz der Bundesregie-
rung, aufwendige Programme zu verkiinden, die
Finanzierung aber zum groBen Teil den Landern zu
iberlassen, ohne gleichzeitig die Finanzmasse zwi-
schen Bund und Léndern neu aufzuteilen, ist eine
Politik, die sich der Verantwortung fiir die Funk-
tionsfdhigkeit des Gesamtsystems entzieht. Beriick-
sichtigt man auflerdem, daB die Steuereinnahmen
der Lander bei stdndig steigenden Anspriichen hin-
ter den Schdtzungen zuriickbleiben und die Bundes-

regierung gleichwohl einen hoheren Anteil der Lan-
der am Steueraufkommen ablehnt, dann zeigt sich
die ganze Utopie einer Politik der sogenannten
inneren Reformen.

Die Lander werden — ich muBl das betonen —
bei dieser Situation gezwungen sein, die Kommunen
an der Krankenhausfinanzierung noch starker als
bisher zu beteiligen. Die den Kommunen bei der
Debatte um die Grundgesetzanderung versprochene
Hilfe bleibt auf der Strecke. Es muB sogar befiirchtet
werden, daB der kommunale Finanzierungsanteil an
der Investitionslast hoher werden wird als das jahr-
liche Defizit der kommunalen Krankenhaustrager,
das bisher von den Kommunen zu tragen war.

Das Ergebnis des Konzeptes der Bundesregierung
wird sein, daBl an die Stelle des Qualitatskranken-
hauses das Billigkrankenhaus tritt und der Kranken-
hausneubau stagniert. Zusatzliche neue Kranken-
betten werden nicht mehr geschaffen werden kon-
nen. Das oberste Ziel jeder Gesundheitspolitik,
ndmlich die optimale Versorgung der Bevdlkerung
mit Krankenbetten in leistungsfahigen Krankenhau-
sern, wird damit ernsthaft gefahrdet.

Der Gesetzentwuri der Bundesregierung hat ent-
gegen der von Frau Kollegin Strobel im Bundesrats-
Plenum hervorgehobenen angeblich weitgehenden
Zustimmung breite und harte Kritik erfahren. So hat
der Bundesrat auf Grund eines Antrages des Landes
Hessen in einer EntschlieBung festgehalten, daB er
eine Zustimmung zu diesem Gesetz nur dann in Aus-
sicht stellen kann, wenn unter Beriicksichtigung
eines Paketes von sehr grundsatzlichen Anderungs-
vorschlagen im weiteren Gesetzgebungsverfahren
die notwendigen finanziellen Voraussetzungen fir
dieses Gesetz noch geschaffen werden. Die Gegen-
duBerung der Bundesregierung zur Stellungnahme
des Bundesrates bringt die Unsicherheit iiber ihr
eigenes Konzept deutlich zum Ausdruck.

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbénde, also der Deutsche Stadtetag, der Deutsche
Stadtebund, der Deutsche Gemeindetag und der
Deutsche Landkreistag, hat ebenso wie die arztlichen
Spitzenorganisationen grundsatzliche Bedenken ge-
gen den Gesetzentwurf vorgetragen. Die Deutsche
Krankenhausgesellschaft hat in einem Fernschreiben
vom 17. Februar an den Herrn Bundeskanzler zum
Entwurf der Regierung erkldrt — ich zitiere mit Ge-
nehmigung des Herrn Prasidenten wortlich —:

Die Krankenhaustrager miissen es ablehnen, an
einer Entwicklung mitzuwirken, die hinterher
von einer breiten Offentlichkeit als Tauschung
ausgelegt werden konnte.

Dieser Aussage der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft, die keineswegs allein steht, brauche ich nichts
mehr hinzuzufigen.

Es sollte deswegen im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren versucht werden, um schddliche Folgen
und einen noch groBeren Zeitverlust zu vermeiden,
die Krankenhausfinanzierung auf realen Grund-
lagen aufzubauen. Es ware Augenauswischerei, hier
noch langer mit falschen Werten zu arbeiten.
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Fur ein realistisches Konzept bieten sich nur zwei
Moglichkeiten. Entweder bleibt man bei den Vor-
stellungen der Bundesregierung, nach denen die
offentliche Hand, also der Steuerzahler, die gesam-
ten Vorhaltekosten fiir die lang-, mittel- und kurz-
fristigen Investitionen sowie die  Instandhaltungs-
kosten libernimmt und die Benutzer, also lberwie-
gend die Krankenkassen und damit die Versicherten-
gemeinschaft, fiir die Kosten der Versorgung und der
drztlichen Betreuung aufzukommen haben. Dann
muB die Finanzmasse der offentlichen Hand fiir die
Krankenhausfinanzierung entscheidend verstarkt
werden. Das kann, da einer weiteren Verschuldung
der offentlichen Hand Grenzen gesetzt sind, nur
durch Einschrdankungen bei anderen o6ffentlichen
Investitionen oder durch Steuererhdhungen bewaél-
tigt werden. Als zweite Alternative bliebe ein Kon-
zept, das die Vorhaltekosten der offentlichen Hand
und die Benutzerkosten anders abgrenzt, als das im
vorliegenden Entwurf geschieht.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft hat hierzu
im bereits genannten Fernschreiben an den Herrn
Bundeskanzler vom 17. Februar dieses Jahres vor-
geschlagen, daB die o6ffentliche Hand nur die Erst-
errichtungskosten iibernimmt, wdhrend die ubrigen
Kosten vom Benutzer zu tragen sind.

Bayern denkt hier an eine vermittelnde Losung.
Danach sollen die Ersterrichtungskosten und die
Kosten der Wiederbeschaffung der mittelfristigen
Anlagegiiter von der offentlichen Hand getragen
werden. Die iibrigen Kosten, namlich die Kosten
der Versorgung und arztlichen Betreuung sowie die
Kosten der Wiederbeschaffung der kurzfristigen
Anlagegiiter und die Instandhaltungskosten, soll
dagegen der Benutzer aufbringen. DaBl auch wir
bestrebt sind, durch ausreichende und mogliche
Sicherungen jede unsoziale oder unzumutbare Be-
lastung der Benutzer je nach ihrem sozialen Status
zu vermeiden, brauche ich nicht besonders zu beto-
nen.

(Abg. Dr. Bardens: Das ist der Stein der
Weisen! — Abg. Glombig: Wie machen
Sie denn so etwas?)

— Ich bin bereit, auch in diesem Hohen Hause und
seinen Ausschiissen intensiv mitzuhelfen.

Lassen Sie mich abschlieBend betonen, meine Da-
men und Herren, daB wir mit der Ubernahme der
vollen Investitionskosten der Krankenh&duser auf
die offentliche Hand, wie das im vorliegenden
Entwurf geschieht, in einem wichtigen Teilbereich
der offentlichen Daseinsvorsorge einen Weg be-
schreiten, der auch in anderen Bereichen der Da-
seinsvorsorge zu Folgerungen fihren kann, viel-
leicht sogar zu Folgerungen fiihren muB. Wohin die-
ser Weg am Ende fuhren wird, ist derzeit noch nicht
zu {iberblicken. Mit Sicherheit 1aBt sich jedoch vor-
hersagen, daB wir weder die standige Ausweitung
und Aufblahung der 6ffentlichen Haushalte in den
Griff bekommen noch auch unsere auf der Privat-
initiative und der Eigenverantwortung des einzel-
nen beruhenden Leistungsgesellschaft €rhalten wer-
den, wenn wir dem Blrger immer mehr Verantwor-
tung abnehmen und stdndig neue Lasten auf die
offentlichen Haushalte abwdlzen.
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Wir hoffen, meine sehr verehrten Damen und
Herren, daB aus den Beratungen des Bundestages
ein GesetzesbeschluB erwachst, der die Sorgen der
Krankenhaustrager endlich beseitigt und realisier-
bare Finanzierungsmodelle und -moglichkeiten fir
ein bedarfsgerecht gegliedertes System leistungs-
fahiger Krankenhduser festlegt. Wir sind gern be-
reit, an diesen Beratungen — ich sagte es schon —
intensiv mitzuwirken.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Prédsident von Hassel: Das Wort ‘hat der Ab-
geordnete Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein.

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Prdsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ein Teil der Ausflihrungen der
Frau Minister war fiir die zukiinftigen Beratungen
insbesondere in den Ausschlissen wenig hilfreich.
Insbesondere die Ausfiihrungen des Herrn Innen-
ministers Merk wie aber auch die Aussagen der
Landervertreter im Bundesrat, vor allem im Finanz-
ausschuB des Bundesrates, sollten dieser Regierung
und dem Ressortminister” deutlich machen, wo die
Schwierigkeiten noch liegen. Sie, Frau Minister,
sollten sich lieber der gemeinsamen Anstrengung
dieses Hauses versichern, um in diesen Problemen
weiterzukommen, und nicht hier mit Vorschufilor-
beeren fiir ein Gesetz, von dem wir noch nicht wis-
sen, wie es endgiiltig aussehen wird, die Atmo-
sphédre beeinflussen.

Frau Strobel hat uns vor kurzem unterstellt, daB
die Opposition nicht das ausspreche, was gut sei,
sondern nur kritische Anmerkungen mache., Meine
Damen und Herren, ich bin bereit, hier folgendes
festzustellen: Wir begriifen es, daBl mit der Vorlage
des Entwurfs eines Gesetzes zur wirtschaftlichen
Sicherung der Krankenhduser und zur Regelung der
Krankenhauspflegesatze der Versuch unternommen
wird, Konsequenzen aus der von der GroBen Koali-
tion im Frithjahr 1969 beschlossenen Grundgesetz-
dnderung zu ziehen.

Deswegen ist es auch wenig hilfreich, Frau Bun-
desminister, wenn Sie ein Schreiben des Herrn Bun-
desfinanzministers Straufl aus dem Jahre 1968 zitie-
ren und daraus eine Aussage fiir eine Grundgesetz-
anderung ableiten wollen, die erst ein Jahr spéater
in diesem Hause beschlossen worden ist, und zwar
von der CDU/CSU und der SPD gemeinsam. Das
wire dasselbe, wenn ich Sie jetzt danach fragen
wirde, ob Ihr Finanzminister in Anbetracht der noch
zu erwartenden Grundgesetzanderungen der nach-
sten Wochen jetzt schon Mittel fir die Gesetze be-
reitgestellt hat, die danach einmal folgen sollen.
Dann wirden Sie mir sagen miissen, daB auch er das
nicht getan hat.

Zustimmung findet auch, daB in diesem Gesetz
die Ubernahme der Investitionskosten durch die
offentliche Hand vorgesehen ist, wahrend die Be-
nutzerkosten zu Lasten der Benutzer, also im End-
effekt zu Lasten der Versichertengemeinschaft,
gehen. Mit einer solchen Regelung kommt zum Aus-
druck, daff die Finanzierung der Vorhaltekosten fiir
Krankenhduser eine 6ffentliche Aufgabe ist, wie sie
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seit Jahren zum einen von vielen Gruppen unserer
Gesellschaft gefordert worden ist und zum anderen
durch die erheblichen Anstrengungen der Léander
und Gemeinden schon in groBem Umfang praktiziert
worden ist.

Wir werden in den Ausschuflberatungen zu prifen
haben, in welchem Umfang wir dem Anspruch des
Gesetzes, die Krankenhdauser wirtschaftlich zu si-
chern, gerecht werden kénnen und wie wir gleich-
zeitig vermeiden, daB die Ldnder und Gemeinden
in dem Umfang belastet werden, wie Herr Staats-
minister Merk es hier vorgetragen hat.

Die Bundesregierung hat in dem Gesetzentwurf
die Bereitstellung eines Drittels der Investitionsko-
sten vorgesehen. Hier muB ich noch einmal zuriick-
blenden zu der Haushaltsdebatte vor wenigen Wo-
chen und muB bedauernd feststellen, daB die Mehr-
heit dieses Hauses wie die Regierung nicht bereit
gewesen ist, unserem Antrag zu folgen, die Inve-
stitionszuschiisse im Einzelplan 15 des Haushalts
auszuweisen. Wenn Sie, Frau Bundesminister, glau-
ben, hier sagen zu miissen, wir hatten gefordert, daB
die 300 Millionen DM wvoll aus den vorhandenen
Mitteln in den Haushaltsplan eingestellt werden
sollten, so ist das eben falsch. Was wir verlangt ha-
ben, war lediglich, daBl das, was fiir die Finanzie-
rung der Krankenhduser einmal an Darlehen aufge-
nommen wird, in den ordentlichen Haushaltsplan
eingestellt wird. Warum haben wir das verlangt?
Damit jeder in diesem Hause sieht, welch kostspie-
liges Experiment eine solche Finanzierungsart ist.

Zwar konnen Sie im Jahre 1971 mit 9 Millionen

(B) pm 300 Millionen DM mobilisieren und auch noch

im néachsten Jahr mit einem relativ geringen Be-
trag eine relativ hohe Summe bereitstellen, aber
das Ende der Geschichte sieht doch anders aus. In
absehbarer Zeit wird nédmlich die Schuldendienstbe-
lastung hoher sein als der jdhrlich zur Verfiigung
stehende Kreditbetrag. Das ist der entscheidende
Grund, der uns veranlaBt hat, die Einstellung der
Betrage in den Haushaltsplan zu verlangen. Aufler-
dem wird durch die Tatsache, daBl nur der Schulden-
dienst im Haushaltsplan ausgewiesen wird, der Ge-
samtumfang der Verschuldung des Bundes herunter-
manipuliert. Ich erinnere an eine d@hnliche Tendenz
bei der Bildungsanleihe und bei den Kapitalabfin-
dungen fiir Kriegsopfer. Wir schaffen hier neben
dem ordentlichen Haushalt einen Schattenhaushalt,
und das, glaube ich, sollte dieses Haus auf die Dauer
nicht zulassen.

Die Bundesregierung stellt in Aussicht, ein Drit-
tel der Investitionszuschiisse an die Lander weiter-
zugeben, begrenzt aber gleichzeitig, wie wir so-
eben gehort haben, in § 21 die Finanzhilfen auf
ganz bestimmte Sédtze. Ich will hier nicht die Frage
priifen, ob die von den Bundesliandern angegebenen
Bettenwerte oder die Schatzungen der Krankenhaus-
gesellschaften zutreffen. Aber, Frau Bundesminister,
daB die Zahlen, die Sie bei der Berechnung der durch
dieses Gesetz entstehenden Gesamtausgaben zu-
grunde gelegt haben, in keinem Fall zutreffen, daB
Sie den wirklichen Bedarf unterschédtzt haben, steht
fest. Wir mussen uns also im klaren sein, daf
mit diesem Gesetz zusdtzliche Ausgaben erforder-

lich werden, deren Hohe zwischen einigen hundert ©

Millionen DM und 1,1 Milliarden DM betréagt. Wenn
aber der Bund, wie es im Gesetz vorgesehen ist,
seinen Anteil weiterhin begrenzt, geht jede tber die
bisherige Berechnung hinausgehende finanzielle Be-
lastung einseitig zu Lasten der Ldnder und der Ge-
meinden.

Daher mussen wir uns bei den Ausschufiberatun-
gen intensiv mit den Ausfiihrungen der Lander und
der Trdager der freien gemeinniitzigen Kranken-
h&user auseinandersetzen, um zu einem guten Kom-
promifl zu kommen. Das ist um so notwendiger, als
ja gerade die finanzielle Entwicklung im Kranken-
hausbau durch die geradezu bedngstigende Kosten-
explosion des letzten Jahres eine zunehmende Er-
schwernis erfahren hat.

Das finanzielle Risiko der Lander wird dadurch
noch groBer, daBl der Bund diesem Gesetzentwurf
zutolge 15 % flir Schwerpunkt- und ModellmaBnah-
men reservieren und somit diese Mittel dem allge-
meinen Verteilungsschliissel entziehen will. Auch
hieriiber muB beraten werden, ebenso dariiber, daB
durch § 19 des Gesetzentwurfs eine weitere finan-
zielle Unsicherheit hervorgerufen wird, néhmlich
durch die Bestimmung, daB bei den neu festzusetzen-
den Pflegesdtzen eine iiber 7,5% der derzeitigen
Pflegesdatze hinausgehende Erhohung ebenfalls zu
Lasten der zur Verfligung stehenden Forderungs-
mittel gehen soll. Hier wird ein erster Versuch un-
ternommen, das Prinzip der Kostenteilung zwischen
Benutzerkosten und Vorhaltekosten zu durchbre-
chen und damit eine weitere Belastung der offent-
lichen Hand einzuleiten. Dem mufl ganz entschieden
widersprochen werden.

Nun noch ein Wort zur Situation der freien ge-
meinniitzigen Triger. Der Entwurf des Gesetzes
bringt flir die freien gemeinniitzigen Krankenhéau-
ser ebenfalls erhebliche zusitzliche finanzielle Ri-
siken, Risiken, die bisher noch nicht abzuschétzen
sind. Die Regierung muB uns daher in den Ausschuf-
beratungen sehr genau dariliber informieren, wie das
im Gesetz vorgesehene Steuerungsinstrument der
Krankenhausplanung, von der ja jede finanzielle
Forderung abhéangig sein wird, gehandhabt werden
soll. Es wird uns nachzuweisen sein, nach welchen
einheitlichen Kriterien diese Planung in den Léan-
dern erfolgen soll. Wir erwarten, dall wenigstens
die Normen fiir das von den Landern zu entwiks
kelnde, ,rechtsstaatlichen Anforderungen” genii-
gende Verfahren fiur die Aufnahme in den Kranken-
hausplan nach § 8 bekanntgegeben wird.

Wir winschen, dall die Bundesregierung uns auch
iber die zu erlassenden Rechtsverordnungen — es
gibt immerhin die Ermachtigung fiir acht Rechts-
verordnungen — Klarheit verschafft, denn auch das
ist fur die Beurteilung des Gesetzes entscheidend.

Eines aber, Frau Minister, winschen wir uns
nicht: daB dieses Instrument der Krankenhauspla-
nung im Hinblick auf die finanzielle Situation der
Lander danf die einzige Notbremse sein wird, um
den finanziellen Rahmen in etwa im Griff zu behal-
ten. Thre Ausfithrungen im Bundesrat haben diese
Vermutung, diesen Verdacht, daB hier unter Um-
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standen die Kosten zu Lasten der Krankenhaus-
trager heruntermanipuliert werden konnten, doch
sehr viel deutlicher gemacht. Sie haben im Bundes-
rat -—— ich darf mit Genehmigung des Herrn Pra-
sidenten zitieren — folgendes ausgefiihrt:

Vielleicht haben es die Ldnder in dieser Be-
ziehung doch etwas leichter als der Bund, denn
iber den Krankenhausbedarfsplan kann ja nicht
nur das Neubauvolumen der Krankenhauser,
sondern auch die Zahl der bestehenden, in die
offentliche Forderung einbezogenen Betten ge-
steuert werden. Das bedeutet natiirlich nicht,
daB man die Forderung der Krankenhduser
wie einen Wasserhahn auf- und zudrehen kann;
aber die Lénder konnen doch langfristig bei
ihren Finanzplanungen auch die sich aus dem
Gesetz ergebenden zukinftigen Lasten beriick-
sichtigen und den Krankenhausbedarfsplan ent-
sprechend ausgestalten.

Gerade wenn Finanzierungsliicken, von denen hier
ja schon wiederholt die Rede war, vorhanden sind
und sich noch vergroBern konnen, wird unter Um-
stainden mit diesem Instrument der Krankenhaus-
planung versucht, entsprechend der Haushaltslage
die Dinge so zu gestalten, dal sie sich an die dann
vorhandene Finanzsituation anpassen lassen.

Ein weiteres Problem: In § 12 des Entwurfs eines
Krankenhausgesetzes werden Krankenhdusern, die
die Voraussetzung der Forderung erfiillen, die In-
vestitionslasten, die aus der Vergangenheit stam-
nmen, abgenommen. Was macht aber ein freigemein-
nitziges Krankenhaus, das nicht in dieses Kranken-
hausbedarfsprogramm aufgenommen wird? Auch
hier wiinschen wir iiber eine Ubergangsregelung
mehr zu wissen.

Wir wollen auch gemeinsam tiberlegen, wie wir
das Problem der Finanzierung der Ausbildungs-
stdtten in den AusschuBlberatungen losen koénnen,
denn die AusschlieBung aus den Fordermitteln ist,
glaube ich, mehr als ein Schonheitsfehler, Hier muf}
gerade im Hinblick auf die Personalsituation gefor-
dert werden, dall die Ausbildungsstdatten in vollem
Umfang aus diesem Gesetz mitfinanziert werden.

Ich wirde gerne noch etwas zur Situation der
Gemeinden sagen, aber im Hinblick darauf, daf
auch Herr Innenminister Merk schon auf diese Situa-
tion hingewiesen hat, mochte ich hierauf verzichten
und nur noch folgendes feststellen. Alle Verbesse-
rungsvorschliage wiirden nur Stlckwerk bleiben,
wenn es in den Beratungen nicht gelingt, durch
entsprechende MaBnahmen die Wirtschaftlichkeit
der Krankenhduser zu verbessern und damit die
jdhrlichen Kostensteigerungen in ertrédglichen Gren-
zen zu halten. Die angenommene 3%oige Kostenstei-
gerung, wie sie in der Finanzplanung ihren Nieder-
schlag gefunden hat, muf} illusorisch bleiben, wenn
nicht die im CDU/CSU-Antrag ,zum Ausbau und zur
Sicherung eines bedarfsgerecht gegliederten Sy-
stems leistungsfdhiger Krankenhduser” enthaltenen
Vorschldge, zu denen sicherlich noch weitere kom-
men werden, in den vorgelegten Gesetzentwurf ein-
gebaut werden. Nur dann wird es moglich sein,
einen nachhaltigen Beitrag zur wirtschaftlichen
Sicherung der Krankenh&user zu leisten,

Das Versprechen der Bundesregierung, unsere
Krankenhduser wirtschaftlich zu sichern, hat bei den
Landern, aber auch bei den Gemeinden, bei den
freien Verbdnden als Trdgern von Krankenhdu-
sern die Hoffnung erweckt, dal das Krankenhaus-
finanzierungsgesetz die bisherigen Belastungen min-
dert und zugleich den Rahmen der Verpflichtungen
iiberschaubarer macht.

Nun, meine Damen und Herren, ich mul} fest-
stellen, daB das, was bisher in dem Gesetzentwurf
erkennbar ist, und das das, was Sie, Frau Bundes-
minister, insbesondere auch im Bundesrat als Ge-
genargument vorgebracht haben, diese Erwartun-
gen nicht erfiillen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Priasident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Nolling.

Dr. N6lling (SPD): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Die Sache, tiber die wir sprechen, wiirde
sicherlich eine ldngere Auseinandersetzung verdie-
nen und deren auch wert sein. Ich glaube, die Argu-
mente, die von der Opposition vorgebracht worden
sind, um den Regierungsentwurf abzuqualifizieren,
fordern eigentlich eine ausfiihrlichere Beantwortung
heraus, als mir in der Kiirze der Zeit, die ich habe,
maoglich ist.

Dennoch mochte ich mich ein paar Minuten mit
Ihren Ausfiihrungen, Herr Kollege Katzer, beschéfti-
gen. Die deutsche Krankenhausmisere, vor der wir
stehen, dauert schon tiber 20 Jahre lang.

(Abg. Katzer: Das haben wir gehort!)

Die Substanzverluste, die eingetreten sind, die Mo-
dernitatsriickstdnde, die wir zu beklagen haben, die
Niveauunterschiede in den Krankenhdusern sind so
offenkundig, daB ich mich wirklich frage, woher
Sie das Recht fiir die Beflichtung nehmen, dafl das,
was diese Regierung jetzt einleiten will, in Zukunft
etwa zu noch grofleren Niveauunterschieden fiihren
konnte. Ich glaube, schlimmer als das, was sich in
20 Jahren nach dem Kriege entwickelt hat, kann es
wohl kaum werden.

(Abg.Dr.Jungmann: Na, na! — Abg.Katzer:
Das wollen wir bei der Preisentwicklung
mal abwartenl!)

— Ich komme noch auf einige Punkte zu sprechen.
Lange Zeit ist die CDU/CSU in diesen Fragen iiber-
haupt nicht handlungsfahig gewesen. Sie haben
liberhaupt nicht gewuBt. wie Sie sich angesichts der
Forderungen der Wissenschaft und der Praktiker
verhalten sollten, die Krankenhausversorgung zu
einer dffentlichen Aufgabe zu machen. '

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Lesen Sie die Reden der SPD-Minister
im Bundesrat, Herr Kollege!)

Seit langem fordert die SPD, dal3 die soziale Infra-
struktur und in diesem Zusammenhang die Kranken-
héuser eine offentliche Aufgabe sein missen und
daB die Vorhaltekosten durch alle Biirger dieses
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Staates, die vom Krankheitsrisiko bedroht sind,
auch finanziert werden miissen, d. h. iber Steuern.

(Abg. Dr. Jungmann: Das steht schon seit
Jahren im CDU-Programm/)

— Dann lesen Sie, Herr Dr. Jungmann, doch einmal,
was beispielsweise die CSU dazu gesagt hat. Lesen
Sie, was Herr Merk noch am 29. Januar im Bundes-
rat gesagt hat.

Aber warum iber diese im Grunde kleinen Fische
mit Thnen reden? Ich mochte auf die Argumentation
von Herrn Katzer zuriickkommen. Herr Katzer hat
sich hier hingestellt und gesagt, er miisse vor einer
Ideologisierungsgefahr warnen, die sich auftate.
Herr Kollege Katzer, Griinde daflir haben Sie leider
nicht genannt. Denn wenn Sie sich auf den Regie-
rungsentwurf bezogen hatten, hdtten Sie dafiir ein-
fach keine Basis gehabt. Statt dessen haben Sie sich
wieder dazu hinreiBen lassen, auf den armen Jung-
sozialisten herumzupriigeln.

(Abg. Katzer: Das habe ich gar nicht ge-
macht! Wieso sind das denn ,arme"” Jung-
sozialisten?)

Mehr blieb Thnen gar nicht {ibrig, um diesen Buh-
mann Uberhaupt ins Spiel bringen zu koénnen.
Darum geht es ja letzten Endes.

Ich mochte folgendes sagen. Es gibt genug
Grinde, Herr Kollege Katzer, anzunehmen, daB Ihre
Serie von Versprechungen, die Sie gemacht haben,
eine Ideologie ist, die Neugeburt einer Ideologie,
wenn ich das so nennen darf. Denn was Sie alles
versprochen haben, wiirde wirklich alle zufrieden-
stellen, die in dieser Gesellschaft an funktionieren-
den Krankenhdusern interessiert sind: die Arzte
selbstverstandlich, die Patienten, die Krankenkas-
sen, die Krankenhaustrdger usw. Nur, Herr Kollege
Katzer, wer soll das eigentlich bezahlen?

Zwischen den Aussagen von Staatsminister Merk
und dem, was Sie sagten, hat sich ein interessanter
Widerspruch gezeigt; denn Staatsminister Merk
sagt, diese Regierung wolle aufwendige Reformen
verkiinden und habe zu ihrer Durchfiihrung kein
Geld. Ich frage mich nur, woher Sie das Geld neh-
men — —

(Abg. Katzer: Mit demselben Geld!)

— Ausgerechnet mit demselben Geld. Das kann ich
mir vorstellen bei der Situation, die wir ,mit dem-
selben Geld” in der Vergangenheit erreicht haben.
Das miuBten Sie gegebenenfalls einmal beweisen.
Sie miiBten uns einmal sagen, wieviel Einbett-
zimmer — wenn lhre Ideologie Wirklichkeit wer-
den soll — gebaut werden sollten. Was Sie errei-
chen wollen, ist sehr wohl deutlich geworden. Sie
wollen die Verhadltnisse umkehren. Frither sprach
man davon, daB die Biirger in der Bundesrepublik
in privatem Reichtum und in 6ffentlicher Armut leb-
ten. Ich habe den Eindruck, Sie wollen das umkeh-
ren. Sie wollen der Bevodlkerung versprechen, daB
sie es in Zukunft im Krankenhaus besser habe als

zu Hause. In diesem Sinne habe ich Sie doch richtig
verstanden?

(Abg. Katzer: Nein, da haben Sie mich
falsch verstanden! Das ist [hre Interpre-
tation!)

— Schoén, das ist dann meine Interpretation. Aber
man mufite das auf Grund des Gesagten annehmen.
Wenn Sie hier davon sprechen, dall Sie ein erst-
klassiges Krankenhaus anbieten wollen,

(Abg. Katzer: Wir wollen die Situation
verbessern! Dartiber wollen wir reden!)

dann mochte ich natiirlich die Frage an Sie richten,
wie Sie das angesichts der Finanzschwierigkeiten,
die ja nicht nur auf Bundesebene, sondern auch auf
Lénderebene bestehen

(Abg.. Katzer: Die gab es in den letzten
20 Jahren auch!)

und vor denen wir die Augen nun einmal nicht ver-
schlieBen konnen, erreichen wollen. Was nitzt es
eigentlich dem Bundesbiirger, wenn hier Verspre-
chungen in den Raum gesetzt werden, ohne daB
gesagt wird, wie man sie realisieren will.

(Abg. Dr. Jungmann: Das ist auch unsere
Meinung!)

Genau das ist geschehen. Wir haben in unserem

Gesetzentwurf dagegen das vorgesehen, was sich
im Moment, unter den jetzigen politischen Bedin-
gungen, als Einstieg fiir die Krankenhausreform
realisieren laBt.

Ich habe auch nicht die Absicht, es unwiderspro-
chen zu lassen, wenn der Fortschritt, den das Gesetz
bringt, hier sowohl von den Léndern, in denen die
CDU bzw. CSU die Regierung stellt, als auch von
der Opposition madig gemacht wird. Dieser Ver-
such wird hier gemacht.

(Zuruf des Abg. Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein.)

— Herr Kollege Sayn, wir miissen von folgendem
ausgehen. Das Gesetz bringt im ndchsten Jahr im-
merhin eine Verbesserung der Investitionsmasse
fir Krankenhduser von etwa einer Milliarde DM.
Hatten wir das Gesetz nicht, hatten wir auch diese
zusdtzliche Finanzmasse im nédchsten Jahr nicht. Das
ist der Kerngedanke dieses Gesetzes. Das ist der
Fortschritt, den das Gesetz bringt. Das konnen Sie
doch nicht bestreiten. Sie kénnen doch unter diesen
Umstdanden nicht darauf hinaus wollen, daB etwa
die Finanzierung zu kurz gekommen sei.

Nun eine Bemerkung zu Ihnen, Herr Sayn-Witt-
genstein. Sie haben — wie schon in der Haushalts-
debatte — beklagt, daB hier eine Art der Finanzie-
rung gewdahlt wiirde, die teuer sei. Es ist uns klar,
daB das eine teure Art der Finanzierung ist. Gegen-
vorstellungen, wie man es anders machen konnte,
sind von Ihnen nicht in die Debatte gebracht wor-
den. Im Gegenteil! Sie haben gerade mit dem An-
trag, den Sie in der Haushaltsdebatte eingebracht

(€



(A)

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. Marz 1971

6347

Dr. N6lling

haben, genau diese Art der Finanzierung unter-
stlitzt und bejaht.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Deswegen muB man ja darauf hinwei-
sen!)

— Natitrlich, aber Sie tun doch so, als ob wir eine
Wahlmoglichkeit hinsichtlich der Finanzierungsart
gehabt hatten,

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein:
Die man auf die Dauer nicht einhalten
. kannt)

daB man aber auch andere hitte finden konnen.
Gleichzeitig miissen Sie anerkennen, dafl Sie in
diesem Parlament keine andere Losung vorschlagen
konnen.

Unser Entwurf bringt dreierlei. Erstens bringt er
die substantielle Verbesserung der Mittel, die von
diesem Jahr an fir Investitionen zur Verfiigung
stehen. Zweitens bringt er ein AusmaB von Planung
und Koordination in unser Krankenhaussystem, das
zum erstenmal die Moglichkeit erdffnet, Fehlinvesti-
tionen zu verhindern. Ich glaube, auch das mull man
betonen. Drittens bleibt durch die vorgesehcne Art
der Pflegesatzregelung die Entwicklung der inneren
Struktur der Krankenhduser offen. Ich glaube, daB
es angesichts der gegenwaértigen Diskussion dar-
iiber, wie die innere Struktur in unseren Kranken-
hausern aussehen sollte, auch besser ist, diese Ent-
widklung offenzuhalten.

(Lachen bei der CDU/CSU.)

B) — Sie machen sich iber immerhin ernst zu neh-

mende Bedenken lustig. Es gibt aber auch verfas-
sungspolitische Schwierigkeiten.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Wir lachen tiber Sie!)

— Sie konnen sich natiirlich dariiber lustig machen,
Herr Katzer. Aber sagen Sie dem Hause doch ein-
mal, was Sie als Minister in vier Jahren im Hinblick
auf die Krankenhaussanierung getan haben.

(Abg. Katzer: Ich war doch nicht Gesund-
heitsminister!)

Sie haben gar nichts getan. Eben haben Sie sogar
gesagt, man konne iber die Sozialversicherung
usw. in die innere Struktur der Krankenhduser ein-
greifen. Das hétten Sie ja machen konnen.

Ich mochte auch Herrn Merk fragen, was er in
seiner Rede hier vor diesem Parlament wohl sonst
noch alles kritisiert héatte, wenn die Regierung sich
tatsachlich an die Regelung der inneren Struktur der
Krankenhauser hcrangemadcht hatte. Das Geheule
der Lander hédtte ich gern einmal gehort!

Ich hatte mich mit dem Antrag der CDU/CSU
gern sehr viel ausfithrlicher beschaftigt. Ich will
das an dieser Stelle aber nicht tun. Es ist meine
feste Uberzeugung, Herr Kollege Katzer, daB die in
Threm Entwurf vorgesehenen MafBnahmen, die Pile-
gesatzregelungen und alles das, was iiber das hinaus-
geht, was wir wollen, Mechanismen beinhalten, die
zu einer hemmungslosen, unkontrollierbaren Ko-
stenproduktion in den Krankenh&dusern fiihrt, ohne

dab die medizinische Versorgung unserer Bevolke-
rung dadurch verbessert wiirde.

(Beifall bei der SPD.)

Ich bin fest davon tiberzeugt, dal das eintreten
wiirde. Die Pramien, Herr Kollege Katzer, die bei
dem System, das Sie vorschlagen, entstehen wiir-
den, wiirden etwa das Schicksal erleiden, das wir
bei Kfz-Pramien heute schon haben; sie wiirden
von Jahr zu Jahr in einem Ausmal steigen, das
keiner von uns mehr kontrollieren konnte.

Ich meine, man wird bei den Beratungen sehen,
daB dieses Gesetz eine gute Basis fiir den Einstieg
in die Krankenhausreform gibt und daB diese Kran-
kenhausreform weitergehen mufl. Aber ich meine,
daB wir angesichts der Notlage, in der sich die
Krankenhauser befinden, und angesichts der Tat-
sache, daBl man auf diesem Gebiet kurzfristig keine
Anderung erreichen kann, sondern langerfristig pla-
nen muB, nun ein Gesetz geschaffen werden muf
und daB dieses Gesetz die realistische Aussicht er-
oOffnet, daB sich in absehbarer Zeit eine fiihlbare
Verbesserung der Krankenhaussituation fiir unsere
Gesellschaft ergibt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Spitzmiiller. Fir ihn hat die Fraktion der
FDP 30 Minuten Redezeit beantragt.

Spitzmiiller (FDP): Herr Préasident! Meine sehr
verehrten Damen, meine Herren! Der Sprecher der
CDU hat sich hier tiber den Zeitdruck beklagt, un-
ter dem die Beratung vieler Vorlagen der Bundes-
regierung stiinde. Zweifellos ist auch bei mir der
Eindruck entstanden, Herr Kollege Katzer, daB} in
diesem Hause die Arbeit immer mehr zunimmt und
daB der Zeitdruck, unter dem man steht, auBer-
ordentlich stark geworden ist. Aber Ihre Klage steht
doch in totalem Widerspruch zu der Klage, die Sie
andererseits in der Offentlichkeit erheben, namlich
zu der Klage, daBl diese Regierung ihren Verpflich-
tungen und ihren Versprechungen nicht nachkomme.
Sie sagen also einerseits, Sie kamen in Zeitdrudk,
weil diese Regierung stindig neue Gesetzentwirfe
einbringe und im AusschuB nicht mehr Zeit genug
bleibe, um das Pro und Kontra zu beraten. Es kann
entweder nur das eine oder das andere wahr sein.
Das andere ist, daB diese Regierung ihrer Verpflich-
tung nachkommt und Gesetzentwiirfe einbringt, und
Sie kommen damit im AusschuBl unter Zeitdruck.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
ruf des Abg. Katzer.)

— Herr Kollege Katzer, wir wollen uns nicht zu
sehr streiten. Aber ich mochte eines feststellen:
DaB wir wider den besseren Sachverstand unseren
politischen Willen durchsetzen wiirden, haben wir
Freien Demokraten noch nie erklart. Auch die SPD
hat das nicht erklart. Eine solche Erklarung wurde
in diesem Hause nur einmal von einem Sprecher
der CDU abgegeben, ndmlich von Herrn Schmiicker.

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber das ist
20 Jahre her! Uralt!)

<
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— Aber gelegentlich sollte man sich hier an solche
Dinge erinnern, wenn man mit solchen Vorwirfen,
mit grofen Galoschen durch das parlamentarische
Gelande lauft.

(Beifall bei den Regicrungsparteien.
Abg. Winkelheide: Wir hétten dann mehr
Kindergeld!)

Die Misere der Krankenhausfinanzierung ist kei-
neswegs neu. Dafl wir heute erst einen Gesetzent-
wurf in erster Lesung beraten, ist nicht die Schuld
der Bundesregierung. Dall sich die Finanzierungs-
misere des Krankenhauswesens iiber Jahre hin
fortgesetzt hat, ist wiederum nicht die Schuld dieser
Regierung, auch nicht der vorangegangenen Regie-
rung, sondern die Schuld dieses Hauses. Hier miis-
sen wir uns namlich an unsere eigene Brust schla-
gen.

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.)

Wir haben hier einmal beinahe einstimmig einen
Entschliefungsantrag angenommen, der zum Inhalt
hatte, dafl die Bundespflegesatzverordnung nicht ge-
dndert werden diirfe, bevor ein umfassender Kran-
kenhausbericht erstattet worden sei. Hier haben wir
alle, die wir damals hier waren, uns an die Brust zu
schlagen, wenn wir uns Uber die beachtliche Kran-
kenhausfinanzierungsmisere unterhalten. Was die
Regierung vorschlagt, ist eine durch 6ffentliche Zu-
schiisse gegebene Beseitigung des Defizits im Rah-
men einer Krankenhausbedarfsplanung.

Diese Vorlage in ihrer jetzigen Fassung ist eben-
so wie der urspriingliche Referentenentwurf in ein-
gehenden Stellungnahmen duBlerst kritisch diskutiert
worden. Der Vertreter des Landes Bayern hat uns
dies hier noch einmal dargelegt. Herr Minister Merk,
ich nehme an, dafl Frau Minister Strobel auf Ihre
Ausfihrungen ohnehin noch eingehen wird. Ich
mochte eines anmerken. Sie haben hier von zwei
Moglichkeiten gesprochen, die es gebe: einmal alle
Vorhaltekosten fiir den Staat, die Benutzerkosten
fur die RVO-Kassen, zum anderen Vorhaltekosten
und Benutzerkosten anders abzugrenzen, d. h.
Staatsbeteiligung und Kassenbeteiligung anders zu
unterscheiden. Leider sind Sie — ich habe dafiir
Verstdndnis — hier wie im Bundesrat bisher die
Konkretisierung schuldig geblieben, in welchem
Verhaltnis und wie das unter den bestehenden und
den neu zu griindenden Krankenhdusern abgehan-
delt werden soll. Aber wir nehmen dankbar Ihre
Erklarung entgegen, dafl Sie im AusschuBl dazu Ge-
legenheit nehmen wiirden. Wir waren dankbar,
wenn wir diese Unterlage dann mdoglichst frithzeitig
bekdamen, damit wir sie auch durcharbeiten kénnen.

Die Diskussion im Bundesrat hat ergeben, daB
iber den Bettenwert gestritten wurde; Herr Merk
hat das heute vertieft. Die Beteiligung des Bundes
wurde als fragwiirdig dargestellt. Die Diskussion
im Bundesrat hat auch ergeben, Herr Staatsminister
Merk, daB es noch eine dritte Losung gibt, namlich
die Losung, die der Finanzausschufl des Bundesrates
vorgeschlagen hatte. Die Meinung des Finanzaus-
schusses wurde vom Finanzminister des Landes
Nordrhein-Westfalen vorgetragen. Dieser hat dort
erklart:

Es wird deshalb erneut alternativ zu den sonst
notwendigen Steuererhéhungen zu erwéagen
sein, ob eine sachgerechte Krankenhausfinanzie-
rung nicht besser in der Festsetzung kosten-
deckender Pflegesitze zu suchen ist, wozu ein
Gesetz nicht erforderlich waére.

Das war ein Vorschlag des Finanzausschusses des
Bundesrates; das ware die dritte Moglichkeit ge-
wesen. Der Bundesrat ist iber diese Moglichkeit
hinweggegangen. Wir miissen doch auch von dieser
Mehrheitsentscheidung des Bundesrates ausgehen.
Wenn wir diese Mehrheitsentscheidung des Bundes-
rates mit all der Kritik zu einzelnen Forderungen
und Anrechnungen sehen, bleibt nur eine Kombi-
nation von Pflegesdtzen und 6ffentlichen Mitteln,
um zur Beseitigung des Finanzierungsdefizits der
Krankenhduser zu kommen.

Unabhédngig von den Einwendungen des Bundes-
rates gibt es eine Reihe von Beflirchtungen, Behaup-
tungen und Angsten, die uns vorgetragen worden
sind. Herr Kollege Katzer, ich hoffe, daB ich mir
nicht den ganzen Unmut der noch verbliebenen Kol-
legen zuziehe, wenn ich nunmehr einige dieser Sor-
gen und Note aufzeige, obwohl ich weiB}, daB sie
teilweise aus politisch-taktischen Griinden bewubBt
erzeugt und geférdert worden sind. Aber wir neh-
men sie ernst, und es ist notwendig, sich unabhéangig
von den jeweiligen Ursachen mit den betreffenden
Fragen in aller Sachlichkeit an Hand der Absichten,
Zielsetzungen und jeweiligen Begriindungen des Ge-
setzentwurfs auseinanderzusetzen.

Es ist also nicht nur von den Landern, sondern
auch von den anderen beteiligten Seiten ein ganzer
Sorgenkatalog an uns Abgeordnete herangetragen
worden. Vielleicht kann diese erste Beratung in
einer Reihe von Punkten zur Kldrung beitragen,
vor allem dort, wo MiBverstdndnisse vorliegen. Ich
glaube, hier hat Frau Minister Strobel in ihrer Ein-
fuhrungsrede bereits einiges Wesentliche gesagt,
was manche Besorgnisse abbauen wird.

Die grofite Sorge bereitet jedoch den Betroffenen
die Vorschrift tber die Krankenhauspflegesiitze.
Hier ist aus dem Gesetzestext und den Begriindun-
gen nicht berschaubar, von welchen Berechnungs-
faktoren konkret ausgegangen werden kann. Wir
Freien Demokraten sind der Meinung, Frau Mini-
ster Strobel, daB uns dic Regierung im Ausschufl
praktisches Zahlenmaterial vorlegen muf, damit
allen Abgeordneten im Zahlenklartext — so will ich
es einmal bezeichnen — sichtbar wird, was zur Ent-
scheidung ansteht. Ich habe mich intensiv damit be-
faBt, aber was die §§ 16, 17, 18 bis 24 alles bewir-
ken, konnte ich bisher nicht in Zahlenklartext tber-
tragen. Das miissen wir jedoch letzten Endes wissen.

Die zweite Sorge rankt sich um den Begriif der
sozial tragbaren Pflegesdtze. Es gibt nich! wenige,
die glauben, mit dieser Formulierung solle eine Ent-
lastung der Krankenkassen gleich oder zukiinftig
abgesichert werden, was eine weitere Belastung der
Krankenhaustrager bedeutete. Tatsdchlich sieht das
Gesetz — die Frau Ministerin hat darauf hingewie-
sen — 600 Millionen DM Forderungsmittel des Bun-
des vor und etwa 400 Millionen DM Mehraufwen-
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dungen fir die Krankenkassen. Zusammengerech-
net ergibt das den Betrag von 1 Milliarde DM. Wie-
so hier das Defizit groBer werden soll, bleibt mir
ein Réatsel. Aber die Formulierung in der Begriin-
dung spricht von sozial verantwortbaren Pflege-
sdtzen, und deshalb miissen wir uns noch einmal
dariber unterhalten, was wirklich gemeint ist.

Ich meine, die Begriindung gibt ausdricklich wie-
der, daB die Absicht besteht, die bisherigen Defizite
zu beseitigen. Das muB man festhalten. Das ist also
das eindeutige Ziel dieses Gesetzes.

Die dritte Sorge bezieht sich auf Vermutungen
und Behauptungen, daB dieses Gesetz die ambulante
Versorgung der Patienten mehr und mehr auf das
Krankenhaus konzentriere. Die Begriindung zu § 2,
d. h. zur Definition der Krankenhduser und ihrer
Aufgaben, gibt keinen AnlaB zu entsprechenden
Befiirchtungen. Wenn sich aber die Notwendigkeit
zeigen sollte, da der Gesetzestext nicht ausreicht,
klarzustellen, daB keine Absicht besteht, die Kran-
kenhduser zu ambulanten Versorgungszentren fur
Patienten auszubauen, wird besseren Formulierun-
gen mit Sicherheit nichts entgegenstehen.

Ich mochte in diesem Zusammenhang auch klar-
stellen, daB weder direkt noch indirekt eine Ver-
staatlichung des Gesundheitswesens oder in diesem
Fall des éarztlichen Berufs durch die sozial-liberale
Koalition beabsichtigt ist — ich kann mich hier
ganz kurz fassen —; denn dieser Punkt ist bei dem
vorangegangenen Tagesordnungspunkt eindeutig
angesprochen worden, auch seitens der Frau Mini-
ster und der Sprecher der SPD.

Die Sorge Nr. 4 bezieht sich auf die Krankenhaus-
bedarfspldne der Lander und die Abhédngigkeit der
Forderung von einer Berlicksichtigung des jewei-
ligen Krankenhauses in dieser Planung. Die Sorge
besteht darin, daB die Férderungsgrundsatze und
Bedarfspldne statt des berithmten goldenen Ziigels,
von dem man am Anfang sprach, an dem die Kran-
kenh&duser in eine gesicherte Aufgabenerfiillung in
die Zukunft gefthrl werden sollten, sich iiber eine
Beseitigung der Autonomie des einzelnen Kranken-
hauses zu einem perfekten planwirtschaftlichen Di-
rigismus entwickeln kénnten. Diese Vorwirfe, die
an die Bundesregierung gerichtet werden, gehen
doch vollig an der Sache vorbei, da ausschlieBlich
die Lander far diese Plane die Zustdndigkeit haben.
Wer also solche Befluirchtungen duBert, kann sie
nicht gegeniiber dieser Koalition und dieser Bun-
desregierung, sondern nur gegeniiber der jeweili-
gen Landesregierung als Adressat vorbringen. Wir
haben dazu die Zustdndigkeit nicht.

Eine weitere Sorge ist, dal die praktische Hand-
habung dieses Gesetzes zu mehr Planung und Ver-
waltung fihrt, als es der Sache nach nétig ist. Ich
mochte dem durch einen Vorschlag begegnen.
Wenn beide Gremien, namlich der AusschuBl nach
§ 7 und der Beirat, ihre Beratungsergebnisse und
Vorschldge dadurch verdffentlichen miiiten, dalB3 sie
als Drucksachen dem Bundestag und dem Bundesrat
zur Kenntnisnahme zugeleitet werden, wiirden
sicherlich auch viele Beflirchtungen ausgeraumt wer-
den, daB dieses Gesetz zu unkontrollierten und un-

notigen dirigistischen MaBnahmen fithren kbnnte,(
indem namlich Bundesregierung und Landesregie-
rungen, Bundes- und Lénderbeamte sich in diesem
Krankenhausbedarfsplanungsausschu nach § 7 auf
Kosten derer, die nicht daran beteiligt sind, einigen
konnen. Ich glaube, wenn wir hier eine parlamen-
tarische Nachkontrolle einfithren, wird das im Inter-
esse aller Abgeordneten, aber auch der Offentlich-
keit liegen.

Die Sorge Nr. 5, die ich ansprechen mochte, meine
Damen und Herren, betrifft die vorgeschriebene
Zahl von 100 planmdBigen Betten, die eine Voraus-
setzung fir die Aufnahme in die Planung und For-
derung ist, wenn man von den Ausnahmefédllen, die
ausdriicklich schon angesprochen worden sind, ab-
sieht. Frau Strobel hat auf dieses Problem bereits
hingewiesen. Aus dieser Vorschrift sind Befiirch-
tungen entstanden — Herr Merk hat sie vertieft —,
daB auch leistungsfahige Spezialkrankenhduser mit
weniger als 100 Betten aus der dffentlichen Forde-
rung ausgeschlossen werden, und zwar sofort. Frau
Strobel hat deutlich gemacht, daB es fur den Uber-
gang zumindest diskussionsfahig ist, daB diese Kran-
kenhduser nicht sofort ausgeschlossen werden. Zwei-
fellos ist die Zahl 100 unter Bertcksichtigung ver-
schiedener Tatbestande mehr oder weniger gegrif-
fen, und es wird nur schwer nachweisbar sein, daf}
unmittelbar dariber oder darunter eine bestimmte
Leistungsfahigkeit gewahrleistet bzw. nicht mehr
gegeben ist.

Nachdem jedoch die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft ¥hd auch andere Institutionen zu der Auf-
fassung gelangt sind, daf3 ein Krankenhausneubau

i erst ab etwa 300 Betten eine besondere wirtschaft-

liche Effizienz zeige, erscheint die Zahl 100, die man
der Bundesregierung vorwirft, doch in einem etwas
milderen Licht, als es die Vorwurfe gerechtfertigt
erscheinen lassen. Eine isolierte Betrachtungsweise
lediglich unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaft-
lichkeit kann jedoch den gesundheitlichen Erforder-
nissen allein nicht gerecht werden.

Die Zahl 100 hat daher die Funktion einer Orien-
tierungsgroBe nach den gegebenen Erkenntnissen.
Fir die endglltige Entscheidung im Einzelfall wird
die optimale Kombination aller maBgebenden Ge-
sichtspunkte ausschlaggebend sein miissen. Ich bin
der Meinung, daB sich der AusschuB notfalls vor Ort
begeben muB, um zu priifen, ob diese Formel in
ihrer knappen und schlichten Form mit zwei Nullen
zu halten ist oder ob hier im Interesse der Patienten
nicht mindestens fiir eine Ubergangszeit noch bes-
sere Formulierungen gefunden werden kénnen.

Meine Damen und Herren, die Sorge Nr. 6 be-
steht im Hinblick auf die Antragsverfahren, die Ver-
wendungsnachweise und alle sonstigen verwaltungs-
technischen Probleme, die sich aus der Inanspruch-
nahme Offentlicher Mitte! ergeben. Es ist die Sorge,
daB die Initiative gelahmt werde. Ich erwdhne nur
beispielsweise die besonderen und pauschalen Rege-
lungen bei kurzfristigen und mittelfristigen Anlage-
gitern, bei Wiederbeschaffung, bei Instandhaltung
und Instandsetzung, die Moglichkeit der Landes-
regierung — nicht der Bundesregierung —, in Son-
derfdllen die pauschale Regelung durch Einzel-
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antragsverfahren abzulosen,
zahlungsverfahren usw.

durch variable Aus-

Meine Damen und Herren, sicherlich will die Bun-
desregierung hier nicht biirokratischem Ubermut
Tir und Tor 6ffnen, sondern den unterschiedlichen
Bedingungen Rechnung tragen. Im ibrigen ist der
Angriff auf die Bundesregierung bei diesem Punkt
wieder an die falsche Adresse gerichtet; denn die
Lander werden es in der Hand haben, durch ein-
fachste Antrags- und Nachweisverfahren den be-
fiirchteten oder an die Wand gemalten Formular-
krieg zu vermeiden. Die Bundesregierung geht in
diesem Gesetzentwurf bewuBt mit gutem Beispiel
voran, indem sie fiir die Lander einen vereinfachten
Verwendungsnachweis und keinerlei Kontrolle vor-
sieht. Wir sollten daher im Laufe der weiteren Be-
ratungen, soweit dies moglich ist — ich rufe das in
Erinnerung, nachdem Herr Merk seine Anwesenheit
angekiindigt hat —, versuchen, im AusschuB mit den
Landern abzukldren, daB bei der bestehenden Ar-
beitsiiberlastung und Personalnot nicht auch noch
durch Priifungen des Landesrechnungshofes oder
andere SondermaBnahmen zusdtzliche Belastungen
fiir die Krankenhduser auftreten, die vermeidbar
sind und die wir alle, wie ich glaube, nicht wollen,
zumindest wir in der Koalition nicht. Aber das ist
eine Sache, die wir leider bundesgesetzlich nicht re-
geln kénnen. Weil der Bund dafiir keine Gesetzge-
bungskompetenz hat, mochten wir Freien Demokra-
ten noch einmal ganz deutlich machen, daBl es unser
Wille ist, daB das kiinftig unvergleichlich gréBere
finanzielle Engagement des Bundes den Kranken-
h&usern bzw. ihren Trdgern helfen soll, nicht aber
neue Abhédngigkeiten und Schwierigkeiten bereiten
soll. Das ist durch die beschrankten bundesgesetzli-
chen Kompetenzen auch gar nicht moglich.

Meine Damen und Herren, wir messen in diesem
Zusammenhang der Begriindung der Bundesregie-
rung zu diesem Gesetzentwurf eine zentrale Bedeu-
tung bei, wenn diese Bundesregierung in dieser
Begriindung unter anderem feststellt:

Der Entwurf geht weiter davon aus, daB den
Krankenhaustrdgern innerhalb der Zielvorstel-
lungen von Bund und Ldndern eine weitgehende
Dispositionsfreiheit und damit die Moglichkeit
zur Entfaltung eigener Initiative, auf die gerade
im Krankenhausbereich nicht verzichtet werden
kann, erhalten bleiben. Die Einbeziehung in die
Foérderung ist nicht auf eine bestimmte Tréger-
schaft beschrdnkt. Mittel konnen daher sowohl
offentlichen als auch freigemeinniitzigen oder
privaten Krankenhaustrdgern zugewendet wer-
den...
Meine Damen und Herren, damit ist doch klarge-
stellt, daB die Bundesregierung nicht eine bestimmte
Tragerschaft diskriminieren oder privilegieren will.
Hier liegt es doch ganz entscheidend in der Hand der
Lander, wie sie dieses Gesetz anwenden.

Meine Damen und Herren, Zwedk und Ziel dieses
Gesetzentwurfes ist eine bedarfsgerechte Versor-
gung der Bevolkerung mit leistungsfdhigen Kran-
kenhdusern. Wenn diese Einsatzbereitschaft aller
Beteiligten in irgendeiner Form beeintrachtigt wiir-
de, wiirde dieses Ziel nicht erreicht. Wir wissen, daB
es mit der Bereitstellung von Ausstattung und Bau-

lichkeiten nicht getan ist, wenn es an einem ausrei-
chenden Personal zur drztlichen und pilegerischen
Betreuung mangelt. Die Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen, der wohnraummaBigen Versorgung, der
Moglichkeiten zur Aus-, Fort- und Weiterbildung,
dies alles sind Dinge, die nicht losgel6st von diesem
Gesetzentwurf gesehen werden konnen, auch wenn
sie teilweise nur in einem mittelbaren Zusammen-
hang mit ihm stehen. Das Krankenhaus ist zugleich
eine Stdtte der Erprobung und Vermittlung neuer
Erkenntnisse. Es ist der Ausgangspunkt der Arzte
vor ihrer Niederlassung in eigener Praxis. Das medi-
zinische Niveau ist nicht nur maBgebend fiir die Be-
handlung der stationdren Patienten in diesem Kran-
kenhaus, sondern auch fir die diagnostischen und
therapeutischen Fahigkeiten der Arzte, die in ihm
ausgebildet werden. Nicht nur von seiten der Kran-
kenhduser werden Erwartungen an dieses Gesetz
gekniipft, sondemm auch vom Biirger. Aber dieser
Biirger darf sich nicht allein darauf verlassen, daB
der Staat alles fiir ihn tut. Bei der Debatte zum Ge-
sundheitsbericht heute morgen ist schon angeklun-
gen, der Biirger muBl auch selbst etwas tun, daB er
weniger krankheitsanféllig wird, daB er etwas mehr
fir seine eigene Gesundheitsvorsorge tut.

Meine Damen und Herren, diese Gesetzesvorlage
soll mit dazu beitragen, menschliche Fahigkeiten, die
Erkenntnisse medizinisch-wissenschaftlicher For-
schung stdrker als bisher im Dienste der Kranken
wirksam werden zu lassen, indem die Krankenhdu-
ser liber mehr Geldmittel verfiigen. Die Vorge-
schichte dieses Finanzierungsgesetzes hat uns die
Grenzen gezeigt, die durch die Verfassung, die gege-
bene finanzielle Situation und andere Daten gesetzt
sind. Bei aller Kritik, die vorhanden ist und die
ich hier mit Absicht aufgegriffen habe, um auch deut-
lich zu machen, daB sie in groBen Teilen unberech-
tigt ist und in anderen Teilen vollig an die falsche
Adresse gerichtet ist, wenn sie gegen die Bundes-
regierung gerichtet ist, sollten wir uns gemeinsam
bemiihen, es zu einem baldigen und verniinftigen
Ergebnis in den Ausschiissen zu bringen. Denn,
meine Damen und Herren, trotz aller Angriffe der
Opposition und der handfesten Feststellungen des
Vertreters des Landes Bayern kann man nicht hin-
wegdiskutieren, daB uns die Finanznot unserer Kran-
kenhduser zum Handeln zwingt. § 4 des Gesetz-
entwurfs in der von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Fassung bietet viel mehr Ansatzpunkte, um
schnell zu einem Ergebnis zu kommen, als sie die
Formulierung des Antrags der CDU/CSU der Form
und der Sache nach bieten kénnen. Denn wenn diese
zu einem Gesetzentwurf umfunktioniert wiirden,
miiBten wir uns im néchsten Jahr in der zweiten
und dritten Lesung iiber eine Hilfe fiir die Kranken-
hausfinanzierung unterhalten. Ich glaube, das wol-
len Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, nicht, das wollen wir nicht und das will auch
der Bundesrat nicht.

Deshalb sollten wir uns an die Arbeit machen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prisident von Hassel: Ich mochle meiner
Freude dartiber Ausdruck verleihen, daB bisher alle
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Préasident von Hassel

Redner ihre Redezeit nennenswert unterschritten
haben und Herr Kollege Koster, der nunmehr das
Wort hat, zugesagt hat, nur zehn Minuten zu reden.

Koster (CDU/CSU): Herr Préasident! Meine Damen
und Herren! Ich méchte meine kurzen Ausfihrungen
damit beginnen, daB ich Herrn Spitzmiiller fir die
vielen guten Ansdtze im Hinblick auf die Diskus-
sion im Ausschull, die in seiner Rede enthalten
waren, danke. Ich bedaure, Herr Dr. Nolling, daB
ich iber Thre Rede wenig Positives sagen kann und
wenig Ansatze finde, die fur die Diskussion im
AusschuB fur Jugend, Familie und Gesundheit doch
wohl notwendig sind. Mir scheint, Herr Dr. Nol-
ling — vielleicht konnten wir uns gelegentlich ein-
mal dariiber unterhalten —, daB Ihre Rede in einem
Lehrbuch der Phdnomenologie ideologisch ausge-
richteter Reden stehen konnte.

(Abg. Dr. Nélling: Wir stellen sie dann neben
Herrn Katzers Rede!)

— Nein, ich mo6chte mich etwas mehr an die Wirk-
lichkeit halten, Herr Dr. N6lling.

Zunéchst einmal bedaure ich es, daBl gerade Sie
es waren, der heute das gesamte deutsche Kranken-
hauswesen stédrker kritisiert hat, als dieses es ver-
dient. Denn im Gesundheitsbericht der Bundesregie-
rung steht ausdriicklich:

Mit einer durchschnittlichen Bettendichte von
74 Betten je 10 000 Einwohner in Akutkranken-
hdusern und 37 Betten je 10000 Einwohner in
Sonderkrankenhdausern gehort die Bundes-
republik zu den am besten versorgten Staaten
der Welt, sofern nur die Zahl der Betten ver-
glichen wird.

Trotzdem sagen Sie, die deutsche Krankenhaus-
misere bestehe seit 20 Jahren, und wir stiinden nun
vor der Gefahr, noch tiefer zu sinken, sofern das
iberhaupt noch moglich sei. Das, Herr Dr. Nolling,
ist die Wiedergeburt einer Ideologie, die Sie Herrn
Katzer vorgeworfen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. —- Abg. Dr.
Nolling: Wirtschaftlich stimmt das auch,
Herr Koster!)

lhre Methode war abgestellt auf das Motto: Haltet
den Dieb! 1ch bin nicht der Meinung — wir konnten

dariiber im AusschuB noch ausfiihrlicher spre-
chen —, daB Thre Darstellung den Kern der Realitat
trifit.

(Abg. Dr. Nolling: Dann braucht man also
gar kein Gesetz?)

Der Entwurf der Bundesregierung lebt von einer
lobenswerten Hoffnung, ndmlich den Tragern in Zu-
kunft bei sparsamster Bewirtschaftung kostendek-
kende Einnahmen zu garantieren. Diese Einnahmen
sollen sich aus den Benutzerkosten und den von
der offentlichen Hand iibernommenen Investitions-
kosten zusammensetzen. Damit beginnen schon die

Schwierigkeiten, von denen unter einem anderen
Aspekt auch Herr Spitzmiller gesprochen hat. Die |

Investitionskosten fiir die Errichtung von Kranken-
hausern und die Kosten fur kurz- und mittelfristige
Wirtschaftsguter haben eine unterschiedliche Bedeu-

tung fiir die Wahrung der Selbstandigkeit der Trd-
ger. Das wird problematisch, wie hier schon mehr-
fach angeklungen ist, durch den doppelten Vor-
behalt des § 21 des Regierungsentwurfs, der eine
relative und eine absolute Grenze fir die Beteili-
gung des Bundes setzt. Die Kosten fiir kurz- und
mittelfristige Wirtschaftsgiiter sind lebenswichtig
fur den laufenden Betrieb eines Krankenhauses, fur
die Dispositionen der Arzte, der Krankenpfleger
und des Tréagers. Wenn der Bund fiir kurz- und
mittelfristige Wirtschaftsgiiter den absoluten Vor-
behalt des § 21, nur die in den Haushaltsvoranschla-
gen fiir 1971 bis 1974 angegebenen Summen auszu-
geben, aufrechterhédlt, bedeutet das einen Eingriff
in die innere Struktur eines Krankenhauses, der die
Freiheit des Tragers und damit die verantwortliche,
gute Versorgung der Patienten auf das duBerste
gefdhrdet. Mir scheint, daB der Teil der Investitions-
kosten, der kurz- und mittelfristige Wirtschafts-
giiter umfaBt, in einer Art Schliisselzuwcisung die
Krankenhduser erreichen muB, unabhéngig von der
Haushaltslage des Bundes oder des Landes. Viel-
leicht, Herr Minister, konnte man sich auf diese
Punkte einigen.

Die Definition des Pflegesatzes, die Sie, Herr
No6lling, sehr wohl als offen fiir die innere Struktur
bezeichnet haben — —

(Abg. Dr. Nolling: Fir die Grundsitze!)

- Fiir die Grundsétze. Frage: offen wofiir? — Diese
Definition des Pflegesatzes hat schon eine Korrektur
im Vorschlag des Bundesrates gefunden. Der Bun-
desrat will sie so modifiziert wissen, daB alle
Pilegesitze als Entgelt an den Krankenhaustrager
fir die Inanspruchnahme von Leistungen in einem
Krankenhaus zu gelten haben. Wir unterstiitzen die-
sen Vorschlag, weil wir nur so eine Moglichkeit
sehen, allgemeine Leistungen, die durch die Pilege-
siatze abgegolten sind, durch Leistungen auf Wunsch
zu ergdnzen und dabei auch im Auge zu haben, daB
Leistungen auf Wunsch — wie sie etwa in einem
eigenen Telefon, in einem Einzelzimmer bestehen,
das aus medizinischen Griinden nicht erforderlich
ware — ebenfalls Investitionen des Tragers erfor-
derlich machen, die er neben dem Pflegesatz fir all-
gemeine Leistungen muB erheben konnen.

Wenn der Regierungsentwurf haufig in den Uber-
schriften zu den einzelnen Paragraphen den Ein-
druck erweckt, als ob zur Verwirklichung des § 1
nur wirtschaftliche Fragen zu regeln seien, so ist
demgegeniiber festzuhalten daB eine bessere Ver-
sorgung unserer Bevdlkerung mit leistungsfdhigen
Krankenhéausern nicht zu verwirklichen ist, wenn
sich nicht innere Reformen ebenfalls mit durchset-
zen. Das ist auch das, Herr Dr. Nolling, worlber ich
Sie bitten mochte doch auch einmal nachzudenken:
daB Sie offensichtlich das Geld als die Ursache fiir
alle Ihre Vorschlage zur Verbesserung des deut-
schen Krankenhaussystems bezeichnet haben. Die
Frage, ob die Bettenzahl fiir eine bedarfsgerechte
Versorgung ein MabBstab sein kann, sei dahinge-
stellt. Eine feste Zahl --- etwa 100 - - anzugeben, ist
ein Lotteriespiel. Ich will auf die Problematik dieser
Zahl nicht weiter eingehen, weil Herr Spitzmiller
das soeben auch schon erwdhnt hat. Ich hoffe, daB
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wir auf dieses Problem noch im AusschuB zu spre-
chen kommen.

Die betriebswirtschaftlichen Ergebnisse sind nicht
mit einer guten individuellen Versorgung im Kran-
kenhaus gleichzusetzen. Eine Reform, hei der der
Kranke im Mittelpunkt der Bemithungen steht, hat
noch ganz wesentlich andere Aspekte. Die Situa-
tion des nichtarztlichen Dienstes im Krankenhaus
ist bei weitem nicht geniigend bedacht. Ich erinnere
an das, was Herr Staatsminister Merk tiber die Aus-
bildungsstatten, uber die Personalwohnungen und
iber die Personalwohnheime in Krankenhausnihe
gesagt hat. Eine Reform muBl die Situation der
Pflege bertcksichtigen und die wirtschaftliche Situa-
tion der Pfleger nicht aus dem Auge verlieren.

Ich darf an die Initiative der CDU/CSU erinnern,
die wir in der vorletzten Sitzung des Ausschusses
fiir Jugend, Familie und Gesundheit verabschiedet
haben. Eine bessere Versorgung des einzelnen
Kranken ist ohne eine wesentlich humane Leistung
nicht mehr moglich, die von Arzten und Pflegern
unabhdngig von der wirtschaftlichen Situation des
Krankenhaustragers erbracht werden muf und bis-
her unter groen Opfern erbracht worden ist. Ich
meine, wir miiiten auch an dieser Stelle, wenn wir
iber die Situation unserer Krankenhduser sprechen,
all den Arzten, all den Schwestern und Pflegern
unseren Dank fir all die aufopferungsvolle Arbeit
aussprechen, die sie in den letzten 20 Jahren gelei-
stet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Eine medizinische Versorgung kann man mehr oder
weniger administrativ vielleicht sicherstellen; die
drztliche Leistung kann niemand sicherstellen. Sie
kann nur freiwillig erbracht werden.

Das Chefarztsystem als Einkommensmonopol hat
sich uberlebt. Der leitende Arzt, der sich als der
erfahrenste Kollege im drztlichen Kollegium auch
fir den darmsten Kranken verantwortlich fithlt und
fihlen mufl, wird nicht durch sozialistische Ideo-
logen aus den Krankenhdusern vertrieben werden.
Staatliche Gesundheitsdienste haben das zum Scha-
den der Patienten in anderen Landern allerdings
schon fertiggebracht.

(Abg. Dr. Noélling: Wie meinen Sie das
eigentlich, Herr Koster?)

Der selbstdndige, helfende Arzt, die Kranken-
schwester als Schwester der Kranken sind Bausteine
der humanen Welt, die sich im Dienst am einzelnen
Menschen in einem unverlierbaren individuellen
Wert manifestiert. Hier mochte ich an die freien
gemeinniitzigen konfessionellen Krankenh&user
erinnern, die mit ihrem unersetzbaren Personal-
engagement Beispiele gesetzt haben, die richtung-
weisend wurden fiir die o6ffentliche Krankenversor-
gung der modernen Zeit. Mag Bethel bei Bielefeld
fir alle Bemihungen stehen.

Es wird viel von der Klassenlosigkeit als dem
Inbegriff aller Bemithungen um eine bessere Ver-
sorgung der Kranken gesprochen. Man kann nur
sagen, daB die Ideologie vom alles heilenden klas-
senlosen Krankenhaus nicht ausreicht, eine best-
mogliche medizinisch-technische und humane Ver-

sorgung sicherzustellen. Ich bin jedenfalls sehr be-
ruhigt, dal auch nach den Reden von Herrn Nélling
und allen Vorrednern das klassenlose Kranken-
haus, wie es vor einiger Zeit im Fernsehen noch so
lebhaft verteidigt wurde, in einem SPD-regierten
Land offensichtlich tot ist.

(Abg. Dr. Nolling: Warten Sie mal ab,

Herr Koster!)
—- Ich warte ab. Wir wollen sehen.

Die Gerechtigkeit erfordert eine besondere Auf-
merksamkeit auch gegeniiber den Krankenhdusern
freier gemeinniitziger und kommunaler Trdger, die
in den Krankenhausplan eines Landes nicht aufge-
nommen werden, weil sie auf die Dauer zur Ver-
sorgung der Bevolkerung als nicht notwendig be-
trachtet werden. Diesen Hausern ist es untersagt,
iber den Pflegesatz einen Betrag zu liquidieren,
der fir die Kapitaldienste der Darlehen und Ver-
bindlichkeiten vorgesehen ist. Sie sind also ge-
zwungen, ihr Vermodgen aufzuzehren, was unter
Umsténden bedeutet, dafl die Altersversorgung vie-
ler Mitarbeiter dieser freien gemeinniitzigen Kran-
kenhduser in Gefahr gebracht wird. Viele freie ge-
meinniitzige Krankenhduser laufen nach diesem Ge-
setzentwurf Gefahr, wegen der diesen Hausern ver-
bleibenden Fremdlasten je nach Eigenkapital mit
einem Vermoégensverlust eines Vielfachen ihrer in-
vestierten Eigenmittel belastet zu werden.

Ich konnte noch einiges dazu sagen. Aber meine
10 Minuten sind abgelaufen. Nur eine Bemerkung
sei mir noch gestattet, namlich der Hinweis auf den
§ 19 Abs. 2. Obwohl die staatlichen Aufwendungen
fur das Krankenhaus auf Grund des Gesetzes er-
heblich ansteigen werden, wird nicht damit gerech-
net, daBl sich die Pilegesidtze in allen Fillen ent-
sprechend senken. Man mufl im Gegenteil davon
ausgehen, daB zumindest regional Mehrbelastungen
der Benutzer durch den Pflegesatz auf Grund der

' neuen Regelungen eintreten. Die Bundesregierung

rechnet mit einer Mehrbelastung von insgesamt
zirka 450 Millionen DM.

Prdsident von Hasse!: Thre Zeit ist abgelaufen,
Herr Kollege.

Koster (CDU/CSU): Der Entwurf sieht vor, daB
die 7,5%0 ibersteigenden Beitrdge aus Fordermit-
teln abzugelten sind. Wie problematisch diese 7,5 %0
sind, hat schon Herr Spitzmiller angedeutet. Ich
mochte auf ein Diagramm hinweisen, das am 1. Méarz
in der Wochenzeitung ,Time"” erschienen ist, aus
dem hervorgeht, dafl seit 1966 die Krankenhaus-
kosten in den USA um 100 %o gestiegen sind. Wie
das mit Raten von 7,59 aufzufangen sein wird,
weil} ich nicht.

Wie das Herr Spitzmiller und Herr Katzer schon

| getan haben, wiinsche auch ich mir eine faire Aus-

schuBberatung, in der all die Probleme, die die
Bevolkerung, die Arzte und alle Beteiligten an-
gehen, sorgfdltig geprift und zu einem guten Ende
gebracht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
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Prdsident von Hassel: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Bardens. Er hat die Absicht, nur 8 Mi-
nuten zu sprechen.

Dr. Bardens (SPD): Herr Préasident! Meine
Damen und Herren! Nur einige Bemerkungen zum
SchluB.

Erstens. Ich meine, wir sollten es nicht mehr no6-
tig haben, uns dauernd gegenseitig Ideologie zu

-unterstellen, wahrend wir uns uber die Sache zu

unterhalten haben. Wir Sozialdemokraten jedenfalls
haben vom Godesberger Programm {iber die Regie-
rungserkldrung, die nun die Koalition bindet, bis
hin zu dem Gesundheitsbericht, der heute vorgelegt
worden ist, eindeutig Stellung genommen. Wir ha-
ben es einfach nicht mehr nétig, nach drauBen dau-
ernd wieder zu beteuern, wie sehr wir allen — wie
hiel es? -— wirklichkeitsfremden, den praktischen
Menschen nicht einbeziehenden Ideologien ab-
schworen. Wir machen hier Arbeit.

nenm Kollegen No6lling. Wollen Sie denn bestreiten, -

dafl es eine Misere ist, daB inzwischen ein Drittel
aller Krankenhausbetten in der Bundesrepublik

. dieser Schwierigkeiten mufl man sagen,

mehr als 50 Jahre alt sind? Wollen Sie denn bestrei- .

ten, daff seit Jahren in diesem Hause von allen Re-

gierungen, ganz gleich, wie sie politisch zusammen- -

gesetzt waren, immer lber die Finanznot und tber
das kranke Krankenhaus gesprochen worden ist?
Wir missen doch wirklich anpacken und miissen

fir das Krankenhaus wollen, wenden Sie sich bitte
an die Bundeslander; diese sind zustandig.

{Abg. Dr. Jungmann: Das war damals auch
richtig!)

Es gab iberhaupt keinen Versuch, sich anders zu
orientieren. Wir haben damals von diesem Pult aus
den Weg gezeigt, der uns dazu gefithrt hat, heute
Uber ein Krankenhausfinanzierungsgesetz sprechen
zu konnen.

Vielleicht erinnern sich die Vertreter mancher
Bundeslander gelegentlich daran, wie die Einstel-
lung der damaligen Regierung war und daB sie ver-
mutlich, wenn wir nicht eingegriffen hdétten, den
Lindern zusatzlich ganz erhebliche Belastungen
auferlegt hatte.

Wir haben die Verantwortung fiir das Kranken-
hauswesen mit iibernommen durch die Verfassungs-
dnderung, die auch Sie getragen haben. Aber nach
dieser Verfassungsdnderung hat Frau Minister Stro-
bel auch sofort ein Krankenhausfinanzierungsgesetz

. . . .. vorgelegt. Sie wissen doch, wie schwierig es ist
Zweitens nur eine Bemerkung zur Kritik an mei- . geieg ' g '

in den Vorberatungen mit den Landern ein Konzept
zu finden, das realisierbar ist. Bei Berucksichtigung
daB es
schnell gegangen ist und daBB wir jetzt wirklich eine
Arbeitsgrundlage haben.

Der Bund wird sich mit steigenden Betragen an
der Finanzierung beteiligen. Wenn wir das Gesetz
realisieren, steht einfach mehr Geld zur Verfiigung.

t Jeder, der rechnen kann, weil, daB das drauBen

Losungen versuchen im Rahmen dessen, was uns

moglich ist.

Ich darf mit wenigen Sédtzen an die Vorgeschichte
des heutigen Tages erinnern. Am 9. Mérz 1966 ha-
ben wir uns hier zum erstenmal in einer gréBeren
Debatte mit dem Krankenhaus befaf3t. Die damalige
Bundesregierung wollte namlich die ganze Finanz-
verantwortung und die gesundheitspolitische Ver-

antwortung fir das Krankenhaus von sich abschie- :

ben, indem sie einfach voll die Kosten — einschlieB-
lich der Investitionskosten, der Abschreibung -—
deckende Pflegesdtze durchsetzen wollte. Nur durch
gewissermafien den Trick der Parlamentsfraktionen,
einen Bericht von der Regierung, die Krankenhaus-
enquete, zu verlangen, ist es damals gelungen,

eine Hilfe sein muf. DaB} sie nicht so umfangreich
ist, wie wir alle es winschen, liegt auch an dem
Rahmen, der uns allen hier im Hause gesetzt ist,
dem Rahmen, der einmal aus der Verfassung, zum
anderen aber auch aus der finanziellen Situation
stammt, in der wir uns alle befinden.

(Vorsitz: Vizeprasident Dr. Schmitt-
Vockenhausen.)

Zum Schlu8 noch eine Bemerkung zum weiteren
Fortgang der Beratungen. Einer Threr Kollegen hat
letzte Woche im AusschuB gesagt, er sehe dieses

" Gesetz als ein Jahrhundertgesetz an. Die Regie-

eine solche Regelung zu verhindern. Das war der .

Ausgangspunkt, von dem wir hierher gekommen
sind. Wir haben uns damals im AusschuB recht bald
einigen kOonnen. Aber es war doch die Initiative der
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. Das darf
nicht iibersehen werden. Wenn damals diese Ver-
ordnung zustande gekommen ware, ldgen die Pfle-
gesatze der Krankenh&user nicht wie heute zwi-
schen 50 und 100 DM, sondern zwischen 100 und
200 DM, wenn das ausreicht. Auch das muBl man
sehen. Nun, die damalige Regierung hat sich nicht
durchgesetzt.

Aber eines ist dabei noch interessant. Als der
Kollege Rohde und ich der damaligen Ministerin
Frau Schwarzhaupt Vorhaltungen wegen dieser
ihrer Einstellung machten, hat sie uns gesagt
— wortlich —: Wenn Sie langfristige Vorstellungen

rung wird ithm fur das Lob, das darin mitschwingt,
dankbar sein.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Noch ist es das nicht, es muBl es erst
werden!)

Aber er hat zugleich gesagt: Mit diesem Jahrhun-
dertgesetz miissen wir uns viel Zeit lassen. Herr

- Kollege Katzer hat vorhin von der Abstimmungs-

maschine gesprochen. Dazu mdchte ich hier feststel-
len: wir werden uns Zeit lassen, soweit es notwen-
dig ist; aber eine Verzogerung der Beratung wird
es von uns nicht geben.

(Beifall bei der SPD.)

Wir werden alles einsetzen, damit dieses wichtige
Geselz im AusschuBl schnell, ziigig und sachgerecht
beraten wird und damit den Krankenh&usern und
damit auch den kranken Menschen im Lande so
schnell wie moglich geholfen wird.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)
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Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Das Wort hat der Abgeordnete Gallus.

Gallus (FDP): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Ich bin kein Sozialpolitiker, aber als
Kommunalpolitiker, der vor der Aufgabe steht, ein
950-Betten-Krankenhaus schaffen zu helfen, glaube
ich doch einige Erwadgungen hier vorbringen zu
diirfen, " damit das Gesetz entsprechend gestaltet
werden kann.

Ich bin der Auffassung, daB wir der Bundesregie-
rung dankbar sein miissen, daBl die Vorlage hier
zur Diskussion ansteht. Es ist keine Utopie, son-
dern es ist ein Anfang. Wenn man aber vor der
Aufgabe steht, ein Krankenhaus mit fast 1000 Betten
zu schaffen, wird man angesichts der allgemeinen
Situation sehr niichtern. Die Kostenvoranschlage
bei uns liegen vor Baubeginn, der in wenigen Mo-
naten erfolgen soll, immerhin schon bei einer Gro-
fenordnung von 150 000 DM pro Bett.

(Abg. Dr. Jungmann: Bei 950 Betten?
Das ist aber sehr teuer!)

Ich frage mich deshalb, ob man dieses Gesetz nicht
konsequent dahin gehend ausrichten sollte, daB man
vorrangig an die Investitionen und an die Neu-
schaffung von Krankenbetten durch Neu- und Umbau-
ten denkt. Das ist meine Uberzeugung. Ich bin der
Meinung, dafl man noch einmal iberpriifen sollte,
ob es richtig ist, die sogerannte alte Last mit in
dieses Gesetz zu iibernehmen, oder ob man sich
nicht noch etwas Zeit lassen sollte, um auch diese
Probleme mit aufzugreifen.

Des weiteren bin ich der Meinung, daB es im

Blick auf die Zukunft sehr fragwirdig erscheinen

muB, schon jetzt die Frage des Pflegesatzes in diese
Uberlegungen einzubeziehen. Es erhebt sich die
Frage, ob man auch dieses Problem nicht noch einige
Jahre zuriickstellen sollte, um geniigend Gelder zu
haben und tberhaupt Investitionen in entsprechen-
dem AusmaB tdtigen zu kénnen. Ich bin der Mei-
nung, daB die Versicherungstrdger durchaus in der
Lage sind — bei so vielen alten Betten, die wir in
der Bundesrepublik haben —, noch einige Jahre ab-
zuwarten, um den Investitionen den Vorrang geben
zu konnen. Ich bin auch der Auffassung, dafl das an-
gemeldet werden sollte in bezug auf die Wiederbe-
schaffung von Anlagegiitern, die Instandhaltung und
Instandsetzung.

Es mag vielleicht vermessen klingen, wenn ge-
rade ein Kommunalpolitiker seine Vorschldge und
Bedenken in dieser Richtung hier vorbringt. Mein
Wunsch geht aber dahin, dieses Gesetz so auszu-
richten, daB den Investitionen noch mehr der Vor-
rang gegeben wird, um méglichst viele moderne
Krankenbetten durch Neu- und Umbauten schaffen
zu konnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Das Wort hat Frau Bundesminister Strobel.

men und Herren! Ich sage nur wenige Sé&tze, von
denen ich aber der Meinung bin, daB ich auf sie

i nicht verzichten kann.

Frau Strobel, Bundesminister tiir Jugend, Fa- ;
milie und Gesundheit: Herr Président! Meine Da- !

Zunachst mochte ich sagen, daB im Bundesrat,
Herr Staatsminister Merk, fast alle Vertreter der
Lander gesagt haben — einschlieBlich des schleswig-
holsteinischen Ministerprasidenten —, daB sie im
Grundsatz mit diesem Gesetz iibereinstimmen. Bay-
ern nicht; das ist richtig. Bayern hat von vornherein
eine andere Aufteilung zwischen Vorhalte- und
Benutzerkosten gewollt. Im FinanzausschuB3 sind
diese Antrdge angenommen worden; das Plenum des
Bundesrats hat sie jedoch abgelehnt. Das mufi man
immerhin sehen. Das ist der eine Teil.

Der andere Teil sind die Kosten der Kranken-
hausbetten. Wir haben ja in den vergangenen Be-
ratungen dieses Gesetz mit allen moéglichen Insti-
tutionen und Einrichtungen vorbereitet. Sowohl vom
Deutschen Krankenhausinstitut in Koln als auch
vom Institut fir Krankenhausbau in Berlin sowie
von der Deutschen Krankenhausgesellschaft ist die
Frage nach den Bettenwerten dahin gehend beant-
wortet worden, daB die Betten im Durchschnitt
86 000 DM kosten, einschlieBlich der Wohnungen
fir Schwestern und der Ausbildungsstdtten. Das muB
man doch sehen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Aber auf 1969 bezogen, Frau Mini-
ster!)

— Nein, Herr von Wittgenstein, diese Aussage ha-
ben wir erst vor kurzer Zeit bekommen. Wir haben
uns auch an samtliche Lander gewandt. Von ihnen
haben wir leider wenige Angaben erhalten. Die
Schatzung von Nordrhein-Westfalen lag auch bei
etwa 86 000 DM. Ich weiB, daB es bei vielen Pla-
nungen diese hohen Kosten gibt, von denen soeben
Herr Kollege Gallus gesprochen hat. Aber ich glaube,
wir miissen sehr vorsichtig sein, um die Kosten nicht
hochzuspielen.

Ich war vorige Woche in Neumiinster. Dort wird
ein groBes Krankenhaus mit 650 Betten gebaut, das
im Jahre 1973 fertig werden wird. Allerdings muB
ich sagen: es wird nicht mit allen Schikanen ausge-
stattet, aber immerhin mit NaBzellen bei den Zim-
mern. Dort kommt man im Endeffekt, so wurde mir
gesagt, auf 82 000 DM. So arg weit sind wir also von
der Realitdt nicht entfernt. Auf keinen Fall wiirde
ich sagen, daB man bei allen Regelungen von einem
Bettenwert von. 100000 DM ausgehen sollte. Wir
meinen z. B., daBl die Pauschalen fiir die mittel- und
kurzfristigen Erneuerungsinvestitionen nicht am Bet-
tenwert der Zukunft ausgerichtet werden koénnen,
sondern dafl man hier eben eine Mischung anneh-
men muf.

Zu einem Satz mochte ich noch etwas sagen, nam-
lich zu dem, daB die gehegten Erwartungen ent-
tauscht wirden, insbesondere die Erwartungen, wie
Sie sagten, Herr Staatsminister Merk, der Kranken-
haustrager, der Krankenhausgesellschaften, der
Kommunen. Nun, mir ist in der langen Vorarbeit fir
dieses Gesetz oft gesagt worden: Die 600 Millionen
DM, die Sie fiur notwendig halten, werden Sie ja
doch nicht bekommen. Das habe ich immer ein biB-
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chen bedauert. Es stand ja auch in der Mifrifi der
GroBen Koalition — auBier den alten 25 Millionen fir
Erneuerungsbedarf — nichts iber die Krankenhaus-
finanzierung. Erst in der sozial-liberalen Koalition
sind diese Betrage (berhaupt in die Finanzplanung
hineingekommen.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-

stein: Das konnte doch auch nicht eher ge-

schehen, weil das Grundgesetz nicht gedn-
dert war!)

Insofern konnten also durch die Leistungen der Bun-
desregierung wirklich keine Erwartungen ent-
taduscht werden.

tierte Brief der Deutschen Krankenhausgesellschaft
an den Herrn Bundeskanzler eben auch einige an-
dere Séatze enthalt, z. B, die folgenden:

Die Bedenken, die die Deutsche Krankenhausge-
sellschaft auch in dieser Hinsicht bereits zu dem
Regierungsentwurf geltend machte, haben sich
nach den Beratungen des Bundesrates im ersten
Gesetzgebungsdurchgang nur noch verstarkt.
sein kann.

Und dann:

Zum anderen beabsichtigen die Lander ent-
sprechend den Vorschligen des Bundesrates, die
nach dem Gesetzentwurf kiinftighin an die
Krankenhaustrdager zu zahlenden Pauschalbe-
trage fur die Wiederbeschaffung von Anlage-
gitern bar jeder Realitdt so niedrig zu halten,
daB hochstens eine primitive, nicht aber eine
optimale Krankenhausmedizin gewahrleistet

Soviel nur zu diesem Satz mit der Enttauschung.
‘Wir sitzen also hier mindestens in einem Boot.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Uberweisungsvorschldge des Altestenrates fiir
die Punkte 16 a) und b) liegen Ihnen vor. Andere
Vorschldge werden nicht gemacht. — Widerspruch
erhebt sich nicht. Damit ist beschlossen, beide Vor-
lagen an den Ausschuf fir Jugend, Familie und Ge-
sundheit — federfiihrend — und zur Mitberatung an
den Ausschufl fiir Arbeit und Sozialordnung, den
AusschuB fir Wirtschaft und den HaushaltsausschuB3
gemadB § 96 der Geschaftsordnung zu iberweisen.

Ich rufe Punkt 17 der heutigen Tagesordnung auf:

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten
Dr. Althammer und Genossen eingebrachten
Entwurfs eines Gesetzes zur Bekdimpiung des
Rauschgifthandels

— Drucksache VI/1414 —

Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Anderung des Opiumgesetzes

— Drucksache VI/1877 —

Das Wort hat der Abgeordnete Prinz zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein.

b)

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein
(CDU/CSU): Herr Prisident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Namens meiner Fraktion méchte
ich zu diesem Gesetzentwurf folgende Erkldarung
abgeben.

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit Sorge festge-
stellt, daB die Bundesregierung eine sehr lange
Zeit gebraucht hat, dem Parlament konkrete MabB-
nahmen zur Bekéampfung des Rauschmittelmif-
brauchs vorzuschlagen. In ihrem vorliegenden Ande-
rungsentwurf zum Opiumgesetz stellt die Regierung
im ersten Satz der Begriindung fest, daB der .Mif-
brauch von Rauschgiften” ein ,gefdhrliches Ausmafi

Ich muB allerdings sagen, daB der von Ihnen zi- | Zuerreichen droht.

Wir sind der Meinung, daf solch ein gefdhrliches
Ausmal langst erreicht ist. Wahrend 1963 820 De-
likte dieser Art bekannt wurden, waren es 1969 be-
reits 4761, 1963 waren 19 Jugendliche als Tédter fest-
gestellt worden, 1969 waren es 2101. Auch 1970 hat
sich diese Entwicklung beédngstigend fortgesetzt. Die
Steigerungsrate betragt 250 %o gegeniiber dem Vor-
jahr, Wenn Sie die Zahl dieser bekanntgewordenen
Straftaten mit 300 multiplizieren, haben Sie die von

| den Fachleuten geschitzte Dunkelziffer.

Alarmierend ist auch das Anwachsen der Zahl der
Apothekeneinbriiche. 1966 waren es 10, 1970 allein
in den ersten zehn Monaten 365.

Auch die Beschlagnahmeziffer von Rauschgift
weist ein dhnliches, lawinenartiges Anwachsen auf.
1963 wurden 38,1 kg Haschisch beschlagnahmt, 1969
waren es 2278 kg. Auch hier ist 1970 eine weitere
gewaltige Steigerung zu verzeichnen; es wurden
4332 kg sichergestellt.

Was sagen diese Zahlen aus? Wahrend friher bei
VerstéBen gegen das Rauschgiftgesetz nur der Ein-

| zeltater typisch war, ist seit etwa funf Jahren nach

den USA, England und Schweden auch die Bundes-
republik zu einem zentralen Absatzmarkt des inter-
national organisierten Rauschgifthandels geworden.

Dieser bedrohlich veranderten Landschaft ist das
alte Opiumgesetz von 1929 nicht gewachsen. Die
CDU/CSU-Fraktion hat deshalb als SofortmaBnahme
eine Verscharfung der Strafen gegen den Rausch-
gifthandel vorgeschlagen. Ich mochte ausdriicklich
feststellen, daB wir diese MaBnahme allein nicht fir
ausreichend halten.

DaB die Bundesregierung nun endlich ebenfalls
eine Verschdarfung des Rauschgiftstrafrechts dem
Parlament vorlegt, begriBen wir sehr. Die Fraktion
der CDU/CSU erwartet, daB nun sehr rasch auch die
anderen HilfsmaBnahmen fiir Siichtige und Sudht-
gefahrdete von der Regierung verwirklicht und zu-
sdtzliche MaBnahmen zur Einddmmung des Rausch-
giftmiBbrauches beschlossen werden. Bund und Lan-
der mussen dabei eng zusammenarbeiten.

Der Entwurf der CDU/CSU unterscheidet sich vom
Regierungsentwurf vor allem dadurch, daB er die
schweren Falle des Rauschgifthandels wesentlich
harter bestrafen will. Die Regierung sieht eine Min-
deststrafe von einem Jahr vor, die CDU/CSU setzt
die Untergrenze auf drei Jahre fest. Damit kommt

()
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eine Strafaussetzung zur Bewdhrung bei schweren |

Fdllen nicht in Frage.

Der Regierungsentwurf verurteilt mit Recht die
Rauschgifthdndler in der Begriindung auf das hérte-
ste. Ich zitiere:

Diese Menschen, die gewissenlos am Unglick
der anderen Menschen profitieren, sollen in Zu-
kunft die ganze Scharfe des Gesetzes erfahren.
Beobachtungen zeigen, daB sie sich in zuneh-
mendem MaBe auch in der Bundesrepublik
Deutschland zu Banden zusammenschlieBen, die
wie Spionagedienste organisiert sind. Dabei
werden auch Kinder und Jugendliche auf der
untersten Stufe des Bandennetzes eingesetzt, In
der Regel sind diese bereits siichtig und werden
mit sogenanntem Stoff bezahlt, so daB sie will-
fahrige Werkzeuge der Bandenfithrung dar-
stellen.

Angesichts dieser zutreffenden und harten Verurtei-
lung solchen sozialschddlichen Verhaltens ist die
Mindeststrafe sehr niedrig, insbesondere wenn man

beachtet, daB das Gericht ja schon einen besonders |

schweren Fall festgestellt hat.

Nachdem sich ergeben hat, daB} international orga-
nisierte Banden die Bekdmpfung des Rauschgifthan-
dels so sehr erschweren, erscheint uns eine weitere
Rechtsfolge einer Verurteilung besonders wichtig:
die Ausweisung von Ausldndern nach Strafver-
biiBung.

Zusammenfassend darf ich namens der CDU/CSU
darauf hinweisen, daB eine rasche Verabschiedung
der Gesetzesdnderung dringend notwendig ist. Aus
den beiden Entwlirfen sollte dann die optimale
Losung gefunden werden. Die Strafverfolgungsbe-
hérden und Gerichte brauchen sofort ein wirksames

Instrument, um dem bedrohlich gewordenen An- |

wachsen des RauschgiftmiBbrauchs entgegentreten
zu kénnen.

Die Erfahrung der anderen Lander zeigt auch, daB
die Tendenz von der harmloseren Droge zur hérte-
ren Droge geht. Der Héndler mischt haufig starkere
Drogen wie Opiumprodukte unter das verkaufte
Haschisch, um Kunden siichtig zu machen. Die dro-
genabhdngigen Kleinverkdufer — haufig Jugend-
liche und Kinder — bilden dann die Basis des Ver-
teilernetzes. Sollten die Zustande, die in New York
und anderen amerikanischen GroBstddten heute lei-

der zum gewohnten Bild gehoren, auch in den GroB- |

stddten der Bundesrepublik einreifien, dann droht
unserer Jugend eine sehr ernste Gefahr. Was sich
hinter den genannten Zahlen an familidren Tragé-
dien verbirgt, kann ich nur andeuten.

Die deutsche Offentlichkeit verlangt daher von
Regierung und Parlament mit Recht ein rasches und
wirksames Eingreifen. Die CDU/CSU-Fraktion ist
sich sehr wohl bewuBt, daB mit Straferhéhungen
allein dieser Gefahr nicht beizukommen ist. Leider

sind wir fir Vorbeugung und Behandlung sehr :

wenig gerustet.

Wir sollten nicht vergessen, daB hinter der
Rauschgiftsucht in Teilen unserer Jugend ganz fun-

damentale Probleme des Weltverstdndnisses und .

der Einstellung zur Gesellschaft sichtbar werden.
Das kann hier und heute nicht behandelt werden,
mull den Verantwortlichen in unserem Land und
allen Interessierten aber bewuBt sein.

Namens der Fraktion der CDU/CSU bitte ich, den
Gesetzentwurf Drucksache VI/1414 den zustdndigen

Ausschiissen zu {iberweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizepridsident Dr. Schmitt-Votkenhausen:
Das Wort hat Frau Bundesminister Strobel.

Frau Strobel, Bundesminister fiir Jugend, Fa-
milie und Gesundheit: Herr Prédsident! Meine Damen
und Herren! Die Bundesregierung hat Ihnen eine
Novellierung des Opiumgesetzes zur Bekdmpfung
des Drogen- und RauschmittelmiBbrauchs vorge-
schlagen. Die Novelle werde ich kurz begriinden.
Vorab mochte ich allerdings darauf hinweisen, daB
hier derselbe Fall eingetreten ist wie schon des
oiteren. Herr Kollege von Wittgenstein, Sie kriti-
sieren, daBl wir unseren Entwurf erst nach Threm
Entwurf vorgelegt haben. Der grofSte Teil Ihres
Entwurfes ist aber von unserem Referentenentwurf
abgeschrieben. Sie brauchten nicht erst mit den
Landern zu verhandeln. Wir mubBten das aber tun.

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der
CDU/CSU.)

Wir sind uns vollig dartiber einig, dafl wir dem
Phinomen der Zunahme des Drogen- und Rausch-
mittelmiBbrauchs nicht in erster Linie mit dem Straf-
gesetz beikommen koénnen. Ich mdchte nicht miver-
standen werden, wenn ich jetzt hier aus Zeitgriinden
nur den Gesetzentwurf begriinde und mich zum
Gesamtproblem nicht mehr &uBere. Wir brauchen
dennoch das Strafgesetz und vor allem die Diffe-
renzierung und auch die Verschdarfung im Strafmas,
um gewissenlosen Handlern zu begegnen. Diese
Handler tragen die Hauptschuld dafiir, daB die Zahl
derjenigen erschreckend ansteigt, die infolge einer
solchen Sucht ecine irreparable soziale Schadigung
erfahren, durch Leistungsabfall aus ihrer Berufs-
bahn geworfen werden und dann der Gesellschaft
mehr oder weniger zur Last fallen. Der Schaden, der
dadurch der Gemeinschaft entsteht, 148t sich zur

i Zeit auch nicht anndhernd schédtzen. SchlieBlich kann

die Statistik nicht das Leid und. die Erschiitterung
erfassen, die damit iber die Opfer selbst und ihre
Familien kommen,

Mit dem vorgelegten Anderungsgesetz soll er-
reicht werden, daBl die Exekutive ein wirkungsvolle-
res Instrument zur Kontrolle des Verkehrs mit
Rauschgiften und zur Bekampfung der Rauschgift-
sucht in die Hande bekommt, als es das geltende
Gesetz ist. Haben Sie bitte Verstdndnis daflir, daB
sich das Anderungsgesetz auf dieses Ziel be-
schrankt, obwohl eine Neuordnung des gesamten
Rechtsgebietes, also auch der auf das Opiumgesetz
gestitzten Rechtsverordnungen dringend erforder-
lich ist. Eine Neuordnung laBt sich erst verwirk-
lichen, wenn die Entwidklungen im internationalen
Bereich, die zur Zeit noch in vollem Gange sind,
einen gewissen Abschlufl gefunden haben.
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In dieser Novelle sollen diec Grundtatbestdnde, fir
die eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren vor-
gesehen ist, erweitert werden. Um die Bekampfung
der Rauschgiftkriminalitit wirkungsvoller gestalten
zu koénnen, sollen in Zukunft unter anderem auch
der illegale Besitz, das Verabreichen und das Uber-
lassen zum Zweck des Genusses an andere strafbar
sein. Fur besonders schwere Falle wird erstmals
eine Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr und
eine Hochststrafe von zehn Jahren vorgesehen. Die
Bundesregierung folgt mit dieser Lrweiterung des
Strafrahmens dem Beispiel =zahlreicher anderer
Staaten, um insbesondere die illegalen Hindler zu
treffen, deren Profitgier das Unglick anderer ver-
ursacht. Sie sollen die ganze Harte des Gesetzes
zu spiiren bekommen,

Im Gegensatz dazu aber soll eine Reihe von bis-
herigen Vergehenstatbestanden zu Ordnungswidrig-
keiten herabgestuft werden, um eine Differenzierung
nach der Gefahrlichkeit und der kriminalpolitischen
Bedeutung der Zuwiderhandlungen zu erreichen.
Nur so 1dBt sich einigermaBen sicherstellen, daB auch

die Rechtsprechung die notwendige Konsequenz aus '

der Verscharfung der Strafen fiir einzelne Tatbestan-
de zieht.

In diesem Zusammenhang mochte ich darauf hin-
weisen, daB der Entwurf keine Vorschriften enthalt,
nach denen bei sogenannten passiven Tdtern —
darunter versteht man die Personen, die Suchtmittel
in kleinen Mengen lediglich zum Eigengebrauch er-
worben haben — die Strafe gemildert oder gar von
einer Bestrafung abgesehen werden kann. Ich sage
ganz ehrlich: Ich hatte eine solche Vorschrift zwar
sehr begriiBt; sie wird jedoch nicht fiir erforderlich
gehalten. Soweit es sich bei diesem Taterkreis um
Personen handelt, die noch unter das Jugendgerichts-
gesetz fallen, besteht schon bisher eine Vielzahl von

Einwirkungsmoglichkeiten, um andere MaBnahmen °

zu treffen, die angemessen sind. Darunter fallen auch
solche sozialpddagogischer Art. Dariiber hinaus wird
im weiteren Gesetzgebungsverfahren sicher noch zu
prifen sein, ob eine Anderung des § 7 des Jugend-
gerichtsgesetzes in Betracht gezogen werden soll, um
die Méglichkeit zu schaffen, fir Jugendliche und
Heranwachsende die Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt anordnen zu konnen. Bei Erwachse-

nen kann je nach Lage des Einzelfalles von der Mog- |

lichkeit der Verfahrenseinstellung nach § 153 Abs. 2

oder 3 der StrafprozeBordnung Gebrauch gemacht |

werden.

In diesem Zusammenhang sei auch noch auf die
Moglichkeit hingewiesen, die das Jugendwohlfahrts-
gesetz und das Bundessozialhilfegesetz bieten. Es ist
also nicht zu befiirchten, wie das da und dort ange-
sprochen wurde, daB das Gesetz zu einer Uberfil-
lung der Strafanstalten mit sogenannten Passiv-
tatern fiihren wird. Trotzdem kann ich Ihnen versi-
chern, daB von uns geprift wird, wie man die Ver-
hiltnisse in diesem Bereich bei der umfassenden
Reform des Suchtmittelrechts weiter verbessern
kann.

In dem Entwurf wird auch weiterhin von einer
einheitlichen gesetzlichen Behandlung aller dem

Die Bundesregierung folgt hier also nicht den fal-
schen Propheten, die uns glauben machen wollen,
daB Haschisch und Marihuana nahezu ungefdhrlich
seien. Nach den gegenwaértigen Erkenntnissen tber
die Wirkung dieser Stoffe besteht keine Veranlas-
sung, sie aus dem Kontrollsystem des Opiumgeset-
zes zu entlassen oder die Vorschriften fiir sie zu
lockern. Es muB mit groBer Wahrscheinlichkeit da-
von ausgegangen werden, daB sie eine Schrittma-
cherfunktion ausiiben und eine psychische Abhéngig-
keit erzeugen. Unbekannt sind auch noch ihre Ne-
benwirkungen und mégliche Spatschaden. Auf Grund
neuerer Versuche mufl sogar damit gerechnet wer-
den, daB Haschisch moglicherweise genetische De-
fekte verursachen kann. Deshalb muB nach Ansicht
der Bundesregierung der in anderen Rechtsberei-
chen, z.B. im Lebensmittelrecht, unangefochtene
Grundsatz auch hier gelten, daB Stoffe verboten blei-
ben, solange ihre Unschéddlichkeit nicht nachgewie-
sen ist. Dazu kommt, daB die Bundesregierung auch
auf Grund internationaler Vertrdge gar nicht anders
handeln kann.

Lassen Sie mich noch auf zwei Gesichtspunkte hin-
weisen, die in dem Anderungsgesetz von Bedeutung
sind. Der Entwurf soll die Moglichkeit schaffen, im
gesamten Bundesgebiet fiir Suchtstoffe Sonderre-
zepte einzufithren, mit denen bisher im Saarland
gute Erfahrungen gemacht worden sind. SchlieBlich
soll durch Vereinfachung des Bezugscheinverfahrens
bezwedkt werden, daB die Apotheken weniger Sucht-
stoffe lagern, um den Anreiz fiir Apothekendieb-
stdhle zu nehmen, deren Zahl in letzter Zeit ange-
stiegen ist.

Aus diesen kurzen Darlegungen mégen Sie erken-
nen, meine Damen und Herren, welche Bedeutung
die Bundesregierung dieser relativ kleinen Novelle
des Opiumgesetzes im Kampf gegen die Suchtstofi-
welle beimiBt. Es handelt sich um eines der ganz
groBen Probleme unserer Zeit. Die Suchtstoffwelle
wird bestimmt nicht allein durch dieses Gesetz ge-
brochen werden konnen. Um sie aufzuhalten, bedarf
es der Mitwirkung aller und des Engagements der
Gesellschaft auf vielen Gebieten. Aufgabe dieses Ge-
setzes ist es, diejenigen differenziert zu behandeln,
die nicht aus kriminellen Griinden gegen das Gesetz
verstoBen, aber diejenigen hart zu treffen, die aus
schnéder Gewinnsucht Leben und Gesundheit von
Menschen gefdhrden.

(Allseitiger Beifall.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vodkenhausen:
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Meinecke.

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD): Herr Prasident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der
Beurteilung der Situation sind wir uns in diesem
Hause wohl sehr einig. Fur die Beurteilung und
Einschdtzung der Mdoglichkeiten, mit einer Gesetzes-
verschdarfung unter Verscharfung der Straftatbe-
stinde dem Anstieg der Rauschmitteldelikte zu be-
gegnen, bitte ich, noch einigen differenzierten Ge-
dankengdngen Aufmerksamkeit zu schenken.

Ich habe einmal eine Liste der verschiedenartigen

Opiumgesetz unterliegender Stoffe ausgegangen. l Moglichkeiten, Einrichtungen und Institutionen zu-
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Dr. Meinecke
sammengestellt, die uns zur Verfigung stehen kénn-

ten, wenn wir alle Mdéglichkeiten des Sozialhilfe- |

gesetzes und des Jugendwohlfahrtgesetzes aus-
schopften. Wenn man diese in einem Vergleich zur
Realitat setzt, zu den Dingen, die es wirklich gibt,
zu den Einrichtungen, die Aufkldarung, Unterrich-
tung und Unterweisung in den Schulen betreiben,
dann wird man feststellen miissen, daf das, was
wir beim jetzt vorliegenden Gesetzentwurf voraus-
setzen, namlich ein hohes MaBl an Aufkldarung und
Kenntnis seitens der Bevélkerung, insbesondere der
jugendlichen Bevolkerung, im Widerspruch zur Rea-
litat steht.

Ich habe im Gesundheitsbericht eine Forderung
gelesen, die ich voll unterstreiche, namlich daf} es
nicht gut ist und daB es abgelehnt werden muB,
wenn Drogensiichtige und Rauschgiftsiichtige in
psychiatrischen Kliniken zusammen mit Alkochol-
siichtigen, Nervenkranken und Gemitskranken be-
handelt werden. Thre Verwirklichung ist zur Zeit
ebenfalls noch ein Wunschtraum. Die Praxis sieht
anders aus.

Aus diesen Griinden mochte ich Sie sehr herzlich
bitten, wahrend des Gesetzgebungsverfahrens noch
einige Gedankengange zu beriicksichtigen, die ich
jetzt noch ganz kurz vortragen mochte.

Ich unterstreiche, was Frau Strobel gesagt hat,
namlich daB wir den Ersttdtern und Verfiithrten, den
Labilen auf dem Weg in die Sucht, den Jugendlichen
und Neugierigen unsere besondere Aufmerksamkeit
und unsere Bemithungen widmen missen. Im Ent-
wurf wird dieser Personenkreis der sogenannten
passiven Tater und der Ersttdater bewulit ausgeklam-
mert und auf jene Madglichkeiten der anderen Ge-
setze hingewiesen. Zudem wird darauf verwiesen,
daf mit der StrafprozeBordnung in gegeigneten F&l-
len das Instrument vorhanden sei, um Ersttatern
oder passiven Kleintatern das Verfahren gewisser-
mafen zu erleichtern oder es zu vermeiden.

Ich teile diese Auffassung nicht. § 153 der Strai-
prozefiordnung eroffnet diese Moglichkeit nur dann,
wenn kein o6ffentliches Interesse vorliegt. Gerade
bei diesen Tatern kénnte man genauso gut argu-
mentieren, dafl ein difentliches Interesse vorliegt.

Aus diesem Grunde schlage ich im Einverstandnis
mit meiner Fraktion vor, im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens eine Formulierung einzuflechten,

die sinngemaB aussagt, daB das Gericht von einer |

Bestrafung nach § 10 Abs. 1 bis 3 der Novelle ab-
sehen kann, wenn der Tater die Betaubungsmittel
lediglich zum Eigenverbrauch in geringen Mengen
besitzt oder erwirbt.

Mit anderen Worten: Ich mochte aus politischen
Grinden eine Entkriminalisierung der Ersttdater und
der passiven Kleintdter. Ich bin mir dabei der juri-
stischen und rechtspolitischen Schwierigkeiten be-
wuBt, glaube aber, man kann das verantworten,
wenn man auf der anderen Seite Verscharfungen
des Gesetzes fiir diejenigen beschlieft — wir wer-
den das beschlieBen —, die damit handeln und daran
Geld verdienen. Wenn man zudem ein Programm
durchsetzt, wie es die Bundesregierung vorgeschla-
gen hat, ein Programm, das Aufkldrung, Unterrich-

Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12, Mdrz 1971

tung und alle diese Dinge beinhaltet, sollte man fuir
die Ersttater und Kleintdater eine Erleichterung vor-
sehen.

Im tibrigen sollte heute diese kurze Debatte und
die Beleuchtung dieses Problems nicht ohne folgen-
den deutlichen Hinweis abgeschlossen werden: Die
Erscheinung des Drogenmifibrauchs und die Zu-
nahme der Rauschgiftsucht in allen modernen Na-
tionen mufl uns natiirlich klarmachen — das miissen
wir zugeben —, daB} irgend etwas in unserer Gesell-
schaft nicht stimmt und daB es sich letzten Endes in
der Motivation um gestérte Gemeinschaftsbeziehun-
gen handeln muB. Wir werden also in Zukunft dar-
auf drangen miissen — das kam im Bericht der Bun-
desregierung uber die Gesundheitspolitik zu kurz,
und es mubBte zu kurz kommen —, daBl man heraus-
findet, worin diese gestdorten Gemeinschaftsbezie-
hungen begriindet liegen und wie man dieser Situa-
tion abhelfen kann. Nur dann, wenn wir die Dinge
so betrachten und uns selbst sagen: Was konnen
wir personlich dazu tun? — wir von uns aus, jeder
einzelne Mensch —, dann wird alles das, was in
einem Zusammenhang gesehen werden muB, Erfolg
haben. Dazu gehért, daB wir uns fragen miissen, ob
wir nicht manchmal selbst ein wenig zu leichtfertig
stichteln, ob wir immer Zeit genug daftur haben, un-
seren Mitmenschen anzusehen, wenn er in Not ge-
rat, ob wir immer rechtzeitig versuchen, unser Ohr
zu einem Gesprach zu 6ffnen und jemandem, der
auf dem Wege ist, in eine irrationale Lebenssitua-
tion zu geraten, zu helfen.

Alles das miissen wir gemeinsam sehen. Es war
mein Wunsch und Wille, das heute hier noch einmal
zu sagen, weil ich nicht mochte, daB das Problem
der Rauschmittelsucht und der Drogenabhangigkeit
in diesem Lande immer ausschlieBlich vom kriminal-
politischen Standpunkt aus diskutiert wird. Die ein-
zige Modglichkeit, dem Problem beizukommen, ist,
es von der menschlichen Seite aus zu betrachten.

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei
Abgeordneten der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vodienhausen:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir ste-
hen am Ende der ersten Beratung. Die Uberwei-
sungsvorschldge des Altestenrats fiir beide Gesetz-
entwiirfe sind Ihnen bekannt. — Andere Vorschldge
werden nicht gemacht; Widerspruch erhebt sich
nicht. Damit sind die beiden Gesetzentwiirfe Druck-
sachen VI/1414 und VI/1877 an den AusschuB fir
Jugend, Familie und Gesundheit — federfiihrend —
sowie an den RechtsausschuB und den Innenaus-
schuB — mitberatend — und an den Haushaltsaus-
schufl gemdB § 96 der Geschaftsordnung tiberwiesen.

Ich rufe nunmehr Punkt 18 der heutigen Tages-
ordnung auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten
Dr. Jungmann, Miiller (Remscheid), Dr. Ham-
mans, Dr. Bohme, Burger und Genossen ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur An-
derung des Arzneimittelgesetzes

— Drucksache VI/1813 —
Das Wort hat der Abgeordnete Jungmann.
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Dr. Jungmann (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Ich kann es ganz kurz
machen.

Der Entwurf zur Anderung des Arzneimittelgeset-
zes hat sich als notwendig erwiesen, weil sich der

§ 34 a des derzeitigen Arzneimittelgesetzes als nicht |

praktikabel erwiesen hat. Diese Vorschrift hatte
den zustandigen Bundesminister fiir das Gesund-
heitswesen — er heiBt heute etwas anders — er-
machtigt — ich zitiere —,

im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir
Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates zu bestimmen, welche Arzneimittel mit
welchen Futtermitteln als Trdgerstoff abge-
geben werden dirfen.

wenn deren bestimmungsgemafe Verfiutterung
nach dem Stande der wissenschaftlichen Er-
kenntis als vereinbar mit dem Schutz der
menschlichen und tierischen Gesundheit und
aus tierarztlichen Griinden als geboten anzu-
sehen ist.

Es mag nun dahingestellt sein, warum ecs seit |

1964, als diese Bestimmung erlassen wurde, nicht
zu einer derartigen Rechtsverordnung gekommen
ist. Tatsache ist, daB sich die beteiligten Ressorts
dariiber nicht haben einigen konnen.

Die von niemandem gewilinschte Folge dieser
Tatsache ist ein illegaler Handel mit Tierarznei-
mitteln und deren miBbrdauchliche Anwendung in
der tierischen Erzeugung. Das ist in der Offent-
lichkeit mit Recht lebhaft kritisiert worden.

Die Notwendigkeit der kurzfristigen Vorlegung
dieses Gesetzentwurfs ergab sich aus dem Entwurf
eines Gesetzes iiber den Einsatz von Wirkstoffen
in der tierischen Erzeugung, der als nachster Punkt
auf der Tagesordnung steht. Das Ziel des Gesetzent-
wurfs, zu dem ich spreche, ist, den gesundheitlichen
Schutz der Verbraucher sicherzustellen, zugleich
aber auch das berechtigte Anliegen einer optimalen
Férderung der tierischen Erzeugung zu berticksich-
tigen.

Der Entwurf halt sich strikt an die giiltige Legal-
definition des Arzneimittels und befindet sich in
Ubereinstimmunng mit der zu erwartenden EWG-
Richtlinie iiber Tierarzneimittel. Der Sinn dieses An-
trags ist die gleichzeitige, aufeinander abgestimmte
Beratung des demndachst zu erwartenden Lebensmit-
telrechts mit den entsprechenden futtermittelrecht-
lichen Vorschriften. Diese arzneimittelrechtliche Be-
stimmung ist also ein Teil dieses Komplexes. Davon
sollen die Vorausselzunygen dafir geschaffen wer-
den, daB es in Zukunft keine Unklarheiten und keine
Licken dieser verschiedenen Rechtsgebiete mehr
geben wird.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Schmitt-Vodkenhausen:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir ste-
hen am Ende der ersten Beratung.

Der Altestenrat schldgt vor, den Gesetzentwurf
an den AusschuB flir Jugend, Familie und Gesund-

heit als federfithrenden Ausschuf und an den Aus-
schuB fiir Wirtschaft sowie den Ausschuf fir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zur Mitberatung
zu iiberweisen. Andere Vorschlage werden nicht
gemacht. Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 19 der heutigen Tagesordnung auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten
Hoécherl, Dr. Ritgen, Dr. Ritz, Dr. Reinhard,
Struve und Genossen eingebrachten Entwurfs
eines Gesetzes iiber den Einsatz von Wirk-
stoifen in der tierischen Erzeugung

— Drucksache VI/1846 —
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Ritgen.

Dr. Ritgen (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
schr verehrten Damen und Herren! Thnen liegt der
Entwurf eines Gesetzes iber den Einsatz von Wirk-
stoifen in der tierischen Erzeugung vor. Die Proble-
matik ist im Vorblatt der Drucksache dieses Ent-
wurfs dargelegt. AuBerdem enthalt die Drucksache
eine sehr eingehende Begriindung, in der der Zweck
des Gesetzentwurfs dargelegt wird. Ich kann also
darauf verzichten, im einzelnen darauf einzugehen.
Erlauben Sie mir aber, daB ich der Beratung des Ent-
wurfs einige grundsatzliche Gedanken voranstelle,
die im Bereich der 6ffentlichen Verantwortung unse-
rer heutigen Erndhrungs- und Landwirtschaftspolitik
liegen.

Die Produktions- und Leistungssteigerung der
modernen Landwirtschaft wird heute nicht mehr un-
eingeschrankt als die Chance eines reich gedeckten
Tisches gewertet, sondern zunehmend auch auf die
Geifahren einer nicht einwandireien Beschafien-
heit unserer Erndhrungsgiiter getestet. Die aktuel-
len Diskussionen in den Massenmedien unter Titeln
wie ,Gift im Fleisch" oder ,Gift im Kuhstall” zeigen
das Engagement einer breiten Offentlichkeit, das
durch das weltweit wachgerufene ProblembewuBt-
sein ,Umweltschutz"” zusatzlich stimuliert wird.

Erst im Februar erschien wieder ein solcher Arti-
kel in der Illustrierten ,Quick”. Ich will nicht im
einzelnen darauf eingehen, darf aber aus dem letz-
ten Abschnitt dieses Artikels zitieren, wo es heif3t:

Wer die Bauern und Tierdrzte allein fiir diese
Dinge verantwortlich macht, der hat nur zum
Teil recht. Der dritte Schuldige ist ndamlich der
Staat mit seiner unzureichenden Gesetzgebung.

Eben dieses Gesetz soll noch eine Liicke schlieBen.

Auf diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, zeichnet sich die aktuelle politische Bedeutung
unseres Gesetzentwurfs ab. Seine sehr differenzier-
ten und zwangslaufig komplizierten wissenschaft-
lich-technischen und rechtssystematischen Beziige
sind Ausdruck einer Einbeziehung auch der tieri-
schen Erzeugung in den technologischen Trend. In
der agrarstrukturellen Gesamtsituation ist die tie-
rische Veredelungsproduktion als intensiver Be-
triebszweig auf die Sicherung eines jahreszeitlich
unabhédngigen und gleichbleibenden Produktions-
ergebnisses angewiesen. Das ist ein Erfolgszwang,
der neben der Verfiitterung betriebseigener Futter-
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mittel und fabrikmdBig hergestellter Mischfutter-
mittel auch die Verwendung bestimmter Wirkstoffe
voraussetzt.

Diese Hilfsstoffe bewirken sowohl eine Erhéhung
des Fiitterungseffekts als auch eine Erhéhung der
Widerstandskraft der Tiere, eine bessere Leistungs-

fahigkeit unserer landwirtschaftlichen Nutztiere. Der |

ernahrungsphysiologische und Okonomische Wert
dieses Wirkstoffeinsatzes in der Tierernahrung ist
in Wissenschaft und Praxis unbestritten. Ebenso

unbestritten ist es heute aber auch, daB ein unge- | Tiererndhrung bedeutet; denn man muB fragen, ob

ziigelter, unkontrollierter Einsatz solcher Wirkstoffe
in der tierischen Erzeugung Gesundheits- und Lei-
stungsstorungen der Tiere selbst hervorrufen und
die Giite der Erzeugnisse beeintrachtigen kann.

Hier setzt das vitale Interesse des Erndahrungs-
politikers ein, den Wirkstoffeinsatz in der tierischen
Erzeugung offentlich-rechtlich zu reglementieren,
daBl die Vorrangigkeit der Giite unserer Ernidhrung
vor Rentabilititsgesichtspunkten unabdingbar ga-
rantiert bleibt. Es ist schlechterdings unvorstellbar,
daB in dieser Situation und bei diesen Zielsetzungen
die Probleme der Tiererndahrung und Tierhaltung
einerseits und die Interessen des Verbrauchers an-
dererseits differieren, wie es im Gesundheitsbericht
der Bundesregierung in Ziffer 230 auf Seite 106

lichen Erzeugung in der Bundesrepublik wiirde sich
als eine geradezu skandaltse Offentliche Fehlinve-
stition prasentieren, wenn nicht das erndahrungspoli-
tische Ziel eines qualitativ ebenso zureichenden wie

Vizepridsident Dr. Schmitt-Vodkenhausen:
Das Wort hat der Abgeordnete Bay.

Bay (SPD): Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Es erscheint einigermaBen zweifelhaft, ob
der soeben von Herrn Kollegen Dr. Ritgen einge-
brachte Gesetzentwurf tatsachlich so, wie er dasteht,
eine brauchbare Ergénzung und Verbesserung der
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen fiir den Ge-
brauch von Zusatzstoffen und Arzneimitteln in der

die in der Begrindung zu § 1 ausgedriickte Ziel-
setzung des Entwurfs mit den gesundheitlichen
Belangen zu vereinigen ist, die dann danach ge-
bracht werden. Ich zitiere kurz:

Die Vorschrift bringt zum Ausdruck, daf sich
der Einsatz von Wirkstoffen in Tierernahrung
und Tierhaltung ausschlieBlich an den Erforder-
nissen und Moglichkeiten einer Férderung der
tierischen Erzeugung zu orientieren hat. Diese
Forderung ist Ratio des Gesetzes.

Natiirlich wird dann sofort durch die Erwahnung der
Anforderungen modifiziert, die an die so erwirt-
schafteten Erzeugnisse im Hinblick auf ihre spatere

Verwendung als Lebensmittel zu stellen sind. Wer
heiBt. Die gesamte Forderung der landwirtschaft- |

aber den ersten Paragraphen eines Gesetzes mit
vollig neuen Definitionen so begriindet, muf} es sich

 auch gefallen lassen, die weiteren Paragraphen im

quantitativ ausreichenden Produktionsergebnisses |

den gesamten Produktionsablauf von vornherein be-
stimmt.

Unser Entwurf eines Gesetzes iiber den Einsatz
von Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung be-
riicksichtigt diese Grundsidtze in optimaler Weise.
Das Gesetz soll dem fiir die landwirtschaftliche Er-
zeugung verantwortlichen Bundesminister fiir Er-
ndhrung, Landwirtschaft und Forsten alle Mdglich-
keiten staatlicher Mit- und Einwirkung auf dem Ge-
biete des Wirkstoffeinsatzes geben, der damit das
notwendige Instrumentarium erhalt, um in allen
Fragen des Produktionsablaufes in der tierischen
Erzeugung die notwendige Prioritdt der Ernahrungs-
qualitdt zu sichern. Nur eine solcherart umfassende,
auf den Konsumenten ausgerichtete Produktion rea-
lisiert eine echte Forderung des agrarischen Er-
zeugungspotentials.

Wir haben zu diesem Entwurf einige Sachver-
standige gehort, damit wir auch wuBiten, ob wir in
der Zielsetzung und im Umfang richtig liegen. Auch
ein Vertreter der Tierarzteschaft ist dazu gehort
worden.

Wie ich schon dargelegt habe, fallen die Regelun-
gen dieses Gesetzentwurfs ausschlieBlich in den Be-
reich des Ministers fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft. Es widre daher angebracht, wenn die Feder-
fiihrung auch dem zustandigen Ausschuf3 zufiele.
Ich beantrage daher im Gegensatz zu dem Vorschlag
des Altestenrates, den AusschuBl fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten federfithrend und den
AusschuB fiir Jugend, Familie und Gesundheit und
den Ausschuf} fiir Wirtschaft mitberatend einzuset-
zen.

1

Lichte solcher Vorzeichen ausgelegt zu bekommen.
Bevor ich das an einer Stelle tun werde, mochte ich
noch eine allgemeine Bemerkung machen.

Fiir die Ratio dieses Gesetzentwurfs wie fir alle
anderen Bemiithungen auf diesem Gebiet sind das
Vorhandensein und die zu erwartende Erhohung der
Zahl groBer Tierhaltungen einige der wichtigsten
Voraussetzungen. Diese Tierhaltungen sind das Er-
gebnis der Rationalisierungsbestrebungen in der
Agrarproduktion. Nun ist es kein Geheimnis, daB
gerade diese Massentierhaltung bei den Tiercn die-
jenigen Anfélligkeiten schafft, die man mit zum Teil
hochaktiven Arzneimitteln vorbeugend bekampfen
will und muB. Auch hier hat sich der im Gesund-
heitsbericht erwdhnte ,Panoramawandel der Krank-
heiten"” vollzogen.

Ich darf in diesem Zusammenhang erwahnen, daB
die Deutsche Forschungsgemeinschaft die Unter-
suchung der Auswirkungen und méglichen Gefahren
solcher ausschlieflich nach 6konomischen und tech-
nischen Gesichtspunkten entwickelter Massentier-
haltungsverfahren zu einem Schwerpunkt ihres For-
derungsprogramms gemacht hat. Nichts oder wenig-
stens nicht viel gegen diese Art der Tierhaltung, so-
lange wir nichts Besseres und zugleich auch Rentab-
les an ihre Stelle setzen konnen! Vieles aber gegen
eine Argumentation wie die in diesem Wirkstoff-
gesetzentwurf, die die Erhaltung der Gesundheit
von Tieren und die Forderung ihrer Widerstands-
fahigkeit vorwiegend vom Gebrauch zum Teil hoch-
wirksamer Medikamente abhéngig macht und da-
bei, ob sie es will oder nicht, tiefere Ursachen méog-
licher oder vorhandener Schéden an Tierbestdnden
verschleiert, indem sie Arzneimittel nicht weiterhin
Arzneimittel sein 18t und so benennt.
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Damit bin ich bei der vorhin angekindigten Aus-
legung. Was Wirkstoife sein sollen, ist in § 2 de-
finiert. Bei der vierten Definition ist festzustellen,
daB, wenn man die Verwendungsart ,bei Zusatz zu
Futtermitteln” und einen Teil ihrer Zweckbestim-
mung, namlich: ,wirtschaftliche Schaden in Tier-
haltungen abzuwenden”, weglieBe, solche Wirk-
stoffe vom Arzneimittel nach dem Arzneimittelgesetz
praktisch nicht zu unterscheiden waren. Oder schlicht
gesagt: ein Teil der sogenannten Wirkstoffe nach
dem Entwurf sind eben Arzneimittel.

Ich stelle fest, daB der in der Begrindung zum
Wirkstoffgesetz enthaltene Satz: ,Rechtssystema-
tisch steht der Gesetzentwurf eindeutig abgegrenzt
zwischen Futtermittel- und Arzneimittelrecht”, bei
einer solchen Definition des Wirkstoffbegriffs ein-
fach nicht zu halten ist. Hier ist gerade nicht ein-
deutig abgegrenzt worden, sondern hier herrscht
Zweideutigkeit. Eine solche Definition beinhaltet
eine gefahrliche Grenzverwischung und damit eine
Aufweichung des Arzneimittelrechts mit uniiberseh-
baren Folgen auch fir die Humanmedizin. Es gehort
meines Erachtens ein gewisser Mut dazu, etwas so
zu definieren in einer Zeit, in der Worte wie Arznei-
mittelsicherheit und umfassender Umweltschutz zu
gangigen Sprachmiinzen geworden sind.

GCewiB ist eine Anderung des Futtermittelrechts
neben der Anderung des Arzneimittelrechts in die-
sem Zusammenhang notwendig. Sie wird sich vor
allem auch gach der nun giltigen EWG-Richtlinie
iiber Zusatzstoffe in der Tiererndhrung richten miis-
sen. Dabei stoe ich mich noch einmal hart an der
Begrindung des Gesetzentwurfs, namlich dort, wo
es heiBt, er berticksichtige die EWG-Regelung. Das
trifft nach meiner Meinung nicht zu, denn in der
Richtlinie heiB3t es:

Von der Verwendung dieser Zusatzstoffe bei
der Tiererndhrung muB abgesehen werden,
wenn sie hauptsdchlich das Erkennen, die Be-
handlung und die Verhiitung von Krankheiten
zum Gegenstand hat.

Dort ist die in dem Entwurf nur behauptete Tren-
nung von Arzneimittelrecht und Futtermittelrecht
klar und eindeutig vollzogen, und zwar ohne die
Einfihrung eines schillernden, allzu vielfdltigen und
damit gefdhrlichen Wirkstoffbegriffs.

Die landwirtschaftlichen Erzeuger haben gewif§
Anrecht auf eine klare, aber auch auf eine unangreif-
bare Gesetzgebung im Bereich der Anwendung von
Zusatzstoffen in der tierischen Erzeugung. Die Frak-
tion der SPD wird deshalb jede Losung gutheifien,
die praktikabel ist, die positive Entwicklungen offen-
halt, die das mogliche Héchstmafi von Gesundheits-
schutz im Sinne eines letztlich unteilbaren Gesund-
heitsbegriffs bietet und die zugleich auch die tieri-
sche Produktion nach Quantitdt und nach gesundheit-
licher Qualitdt fordert.

Den Antrag auf Uberweisung an den Ausschuf} fir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten als feder-

fihrenden Ausschufl lehne ich fir die SPD-Fraktion
ab. Wir stimmen dem Vorschlag des Altestenrats zu.

Vizepridsident Dr. Schmitt-Vockenhausen:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schlieBe die erste Beratung. Wir kommen zunéchst
zur Abstimmung Uber den Antrag des Herrn Abge-
ordneten Dr. Ritgen. Wer diesem Antrag, den Aus-
schuB fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
mit der Federfiihrung zu betrauen, zustimmt, den
bitte ich um das Zeichen.

(Abg. Ritgen: Ich ziehe den Antrag zurtick!)

— Ja, Herr Kollege, dann darf ich den Antrag als
erledigt betrachten.

Vorgeschlagen ist Uberweisung an den AusschuB
fir Jugend, Familie und Gesundheit -— federfithrend
— und an den Ausschul} fir Wirtschaft sowie den
AusschuB fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
zur Mitberatung. — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zu den Internationalen Gesundheits-
vorschriften vom 25. Juli 1969

— Drucksache VI/1567 —

Schriftlicher Bericht des Ausschusses fiir Ju-
gend, Familie und Gesundheit (12. AusschuB)

— Drucksache VI/1862 —

Berichterstatter: Abgeordneter Spitzmiller
(Erste Beratung 87. Sitzung)

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das
Wort winscht., — Der Herr Berichterstatter wiinscht
das Wort nicht.

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe
Art. 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7 — Einleitung
und Uberschrift auf. — Wer dem Gesetz in der zwei-
ten Beratung zuzustimmen wiinscht, den bitte ich um
das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Ich stelle Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zur

dritten Beratung

Das Wort wird nicht begehrt. Wer dem Gesetz
in der SchluBabstimmung zuzustimmen wiinscht, den
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! —
Stimmenthaltungen? — Damit ist das Gesetz in der
SchluBabstimmung angenommen.

‘Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung.
Ich danke Thnen, die Sie hier ausgeharrt haben, und
berufe die nachste Plenarsitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 24. Marz 1971, 9 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB der Sitzung: 15.48 Uhr.)
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Anlage 1

Abgeordnete(r)

%

Liste der beurlaubten Abgeordneten

Dr. Arnold

Alber **

Bals

Benda

Berberich

Biechele

Dr. von Bismarck
Blumenfeld

B6éhm

Dr. Bohme

Biihling

Dr. von Biilow
Dasch

Dr. Dittrich

Dr. Dollinger
Dréscher *
Fellermaier *

Dr. Franz

Frau Geisendorfer
Dr. Giulini
Freiherr von und zu Guttenberg
Frau Herklotz
Horten

Frau Jacobi

Kaffka

Frau Kalinke
Krammig

Dr. Kreile

Dr. Kreutzmann
Liicker (Miinchen) *
Frau Meermann
Dr. Mikat

Miiller (Aachen-Land) *
Dr. Miiller-Hermann
Ott

Dr. Pinger
Richarts

Saxowski

Schlee

Schmitt (Lockweiler)
Schmitz (Berlin)
Schneider (Kdnigswinter)
Schuthoff

Dr. Schworer *
Sieglerschmidt **
Dr. Siemer

Simon

Steiner

Stiicklen

Dr. Tamblé
Werner *

Zebisch

Fiir die Teilnahme an Sitzungen des Europaischen

Parlaments

Fiir die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-

sammlung des Europarates

beurlaubt bis einschlieBlich

12,
12.
12.
12.
29.
12.
12,
12.
12.
12.
14.
12,

5.
12
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.
12.

4.
12.
12.
12.
12.
12.
12,
12.
12.
12.
12.
12.

3.
12.

3.
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Anlagen zum Stenographischen Bericht
Anlage 2
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. Bayerl
vom 11. Méarz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Wiirtz (SPD) (Drucksache VI/1916
Frage A 1):
Beabsichtigt die Bundesregierung, die im § 7 a des Reichs-
haftpflichtgesetzes flir den Fall der Geféhrdungshaftung fest-

gelegten Hochstgrenzen der Entschddigungen von Personenschéd-
den der wirtschattlichen Entwidklung anzupassen?

Nach § 7a des Reichshaiftpilichtgesetzes ist die
Gefdhrdungshaftung der Eisenbahnunternehmer und
der Inhaber von Elektrizitdts- und Gasanlagen bei
materiellen Personenschiden auf eine Jahresrente
von 15000,— DM, also 1250,— DM im Monat be-
schrédnkt. Diese Hochstgrenze, die im Reichshaft-
pflichtgesetz seit 1939 gilt, muB uberprift wer-
den. Das wird im Rahmen der Reform des Schadens-
ersatzrechts geschehen.

Die Vorlage und Verabschiedung eines Gesetzes
zur Reform des Schadensersatzrechts wird allerdings
in dieser Legislaturperiode des Bundestages nicht
mehr moéglich sein. Wir priifen deshalb, ob fiir be-
stimmte Bereiche des Haftpflichtrechts eine Ande-
rung des bestehenden Rechtszustandes unaufschieb-
bar ist und ob insoweit eine gesetzliche Regelung
vorweg erfolgen muB. In diese Priifung wird auch
die Frage einer Erhohung des Rentenhdchstbetra-
ges in § 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes einbezo-
gen.

Anlage 3
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdars Rosenthal
vom 12. Marz 1971 auf die Mindlichen Fragen des
Abgeordneten Schollmeyer (SPD) (Drucksache
V1/1916 Fragen A 24 und 25):

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daf Marktwirt-
schaft immer auch Wettbewerbswirtschaft sein mufB,, und halt
sie es mit diesem Grundsatz fiir vereinbar, wenn in einem In-
formationsgesprach von vier grofien Chemieuntcrnehmen Preis-
erhohungen von 8% fur ein bestimmtes Produkt angeregt und
innerhalb von einer Woche durchgefiihrt werden?

Wird die Bundesregierung die Konsequenzen aus dem so-
genannten Farbenurteil des Bundesgerichtshofs ziehen und dem
Deutschen Bundestag vorschlagen, das Kartellrecht auch dahin
gehend zu novellieren, dafl abgestimmte Verhaltensweisen bei
der Preisbildung verboten werden?

Die Bundesregierung ist ganz eindeutig der Auf-
fassung, daB Marktwirtschait immer auch Wettbe-
werbswirtschait sein mufi. Das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschrankungen, das diese wirtschaftspoli-
tische Vorstellung konkretisiert, gibt dementspre-
chende Eingriffsmoglichkeiten gegen Preisabspra-
chen und gegen den PreismiBbrauch durch markt-
beherrschende Unternehmen. Der von Ihnen er-
wahnte Fall hat in der Tat die Frage aufgeworfen,
ob diese Regelungen ausreichen.

(C
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Waéhrend der parlamentarischen Behandlung der
Kartellgesetznovelle wird sicher auch die Frage
einer Erweiterung des Kartellverbots (Par. 1 GWB)
im Sinne Threr Frage eine Rolle spielen. In jedem
Fall wird die Kartellgesetznovelle die Eingriffsbe-
fugnisse der Kartellbehtérde gegeniiber abgestimm-
ten Verhaltensweisen verbessern.

Solche Abstimmungen kommen in erster Linie in
engen Oligopolen vor. Das Marktverhalten von
Oligopolen unterliegt der MiBbrauchsaufsicht nach

§ 22 GWB. Gerade diese Vorschrift gehort aber zu |

den Schwerpunkten der Kartellgesetznovelle.

Anlage 4
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rohde vom
12, Mérz 1971 auf die Miindliche Frage des Abge-
ordneten Berberich (CDU/CSU) (Drucksache VI/1916
Frage A 36):

Ist der Bundesregierung bekannt, daBl die S6hne von landwirt-
schaftlichen Unternehmen, die ihren Betrieb kurzfristig iibernom-
men haben, keine landwirtschaftlichen Grundstiicke von auf-
gabewilligen Landwirten pachten kénnen, wenn diese die Land-
abgaberente beantragen wollen?

Zur Beantwortung lhrer Frage darf ich auf den
Zweck der Landabgaberente hinweisen, namlich die
Verbesserung der Agrarstruktur zu férdern. Um zu
erreichen, daBl abgegebene landwirtschaftliche Fla-
chen zur Aufstockung bestehender Betriebe ver-
wendet werden, hat der Gesetzgeber bestimmt, daB
der das Land aufnehmende Betriebsinhaber seit min-
destens einem Jahr alterskassenpflichtiger Landwirt
gewesen sein muB. Danach konnen S6hne, die einen
Hof iibernommen haben, erst nach einem Jahr Land
hinzupachten, wenn dieser Vorgang die Gewéahrung
von Landabgaberente auslésen soll.

Die Bedingungen fiir die Gewdhrung der Land-
abgaberente sind anlaBlich der Beratung des Agrar-
sozialen Ergdnzungsgesetzes im ErndhrungsausschuB
eingehend erdrtert worden. Wiinsche auf eine An-
derung der hier behandelten Rechtslage sind dabei
nicht vorgetragen worden.

Anlage 5
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rohde vom
12. Mérz 1971 auf die Miindlichen Fragen des Abge-
ordneten Dr. GeBner (SPD) (Drucksache VI/1916 Fra-
gen A 37 und 38):

Kann die Bundesregierung Auskunft dartiber geben, ob die
im August 1969 vom damaligen Bundesminister fiir Arbeit und
Sozialordnung herausgegebene Broschiire ,Die groBe Freizeit”,
die gegenwértig von der CDU im Wahlkampf in Berlin verteilt
wird, in jingster Zeit von einer Regierungsstelle an Gliederun-
gen der CDU geliefert wurden?

Wie hoch war die Auflage dieser Broschiire?

Die von Thnen erwdhnte Broschiire ,Die grofie
Freizeit” ist im August 1969 vom damaligen Bundes-
minister fiir Arbeit und Sozialordnung in einer Auf-
lage von rund 103 000 Exemplaren herausgegeben
und seinerzeit an verschiedene Personen und Insti-
tutionen verteilt worden. Ihre Frage, ob die Bro-
schiire in jingster Zeit von einer Regierungsstelle
an Gliederungen der CDU geliefert wurde, kann ich
mit nein beantworten.

Anlage 6
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Rohde vom
9. Marz 1971 auf die Miindlichen Fragen des Abge-
ordneten Kater (SPD) (Drucksache VI/1916 Fragen
A 39 und 40):

Wie grof§ ist die Zahl der haupt- und nebenamtlichen Werks-
arzte in der Bundesrepublik Deutschland und in vergleichbaren
Industriestaaten?

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. zu veranlassen,
um die arbeitsmedizinische Betreuung der Arbeitnehmer in den
Betrieben und Verwaltungen zu verstdrken und zu verbessern?

In der Bundesrepublik Deutschland sind in Indu-
striebetrieben, bei der Deutschen Bundesbahn und
beider Deutschen Bundespost 626 Werksdrzte haupt-
beruflich und 1190 nebenberuflich tatig. Zusatzlich
fihren 901 staatlich erméchtigte Uberwachungsarzte
regelmdBig arbeitsmedizinische Untersuchungen auf-
grund von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
durch.

Nach den uns zur Verfigung stehenden Uber-
sichten der Europdischen Gemeinschaften uber die
Beschaftigung von Werksarzten aus dem Jahre 1966
— neuere Ubersichten aus dem Bereich der Euro-
paischen Gemeinschaften liegen bisher nicht vor —
waren tatig in —

hauptberufliche nebenberufliche

Werksarzte Werksarzte
Belgien 80 300
Frankreich 1729 2 566
Niederlande 73 137
Luxemburg 4 20.

Fiar Italien ist die Zahl der arbeitsmedizinisch té-
tigen Arzte mit 2000 ohne Unterscheidung zwischen
hauptberuflicher und nebenberuflicher Tatigkeit an-
gegeben. Wir haben die Kommission der Europa-
ischen Gemeinschaften um Zahlenmaterial nach dem
neuesten Stand gebeten.

Die Bundesregierung bheabsichtigt, die arbeits-
medizinische Betreuung der Arbeitnehmer durch
eine gesetzliche Regelung zu verbessern. Ein ent-
sprechendes Gesetz wird zur Zeit in meinem Haus
vorbereitet. Ich darf hierzu auf den Unfallver-
hiitungsbericht der Bundesregierung fiir die Jahre
1968/69 verweisen, der noch in diesem Monat dem
Deutschen Bundestag zugeleitet wird.
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Anlage 7

Schriftliche Anwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rohde vom
9. Marz 1971 auf die Mindliche Frage des Abgeord-
neten Bredl (SPD) (Drucksache VI/1916 Frage A 41):

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundesurlaubsgesetz
dahin zu &ndern, dafl auch jenen Jugendlichen, die nach dem
1. Oktober eines Kalenderjahres in ein Arbeitsverhaltnis treten,
cin anteiliger Jahresurlaub gewahrt wird?

Die Bundesregierung wird eine Anderung des § 19
des Jugendarbeitsschutzgesetzes mit dem Ziel vor-
bereiten, auch den Jugendlichen, die nach dem
1. Oktober eines Kalenderjahres in ein Arbeitsver-

" héltnis eintreten, einen Anspruch auf einen antei-

(B)

ligen Jahresurlaub zu gewihren. Thre Bereitschaft
dazu hat die Bundesregierung bereits in der Beant-
wortung der Kleinen Anfrage der Abgeordneten
Liehr, Schmidt (Kempten) und der Fraktionen der
SPD, FDP vom 21. Juli 1970 (Bundestagsdrucksache
V1/1059) erklart.

Anlage 8
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Rohde vom
12. Méarz 1971 auf die Mindliche Frage des Abgeord-
neten Dr. Haufi (SPD) (Drucksache VI/1916 Frage
A 42):

Wann wird die Bundesrepublik im Hinblick auf die Férderung
des produktiven Winterbaus dem von verschiedenen Seiten
gemachten Vorschlag zur Aufhebung der 800-Stunden-Mindest-
grenze (§ 83 des Arbeitsforderungsgesetzes) folgen?

Die Bundesregierung hat im Herbst 1970 im Rah-
men ihrer erganzenden Initiativen zur Begrenzung
des Mietanstiegs und zur Verbesserung des Miet-

|

rechts auch eine Reform der Winterbauforderung !
beschlossen. Der entsprechende Referentenentwurf

wird noch in diesem Monat fertiggestellt werden.
Er sieht u.a. vor, den § 83 des Arbeitsforderungs-
gesetzes — und damit die von Thnen zitierte Min-
destgrenze von 800 Stunden — zu streichen.

Anlage 9
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. von Doh-
nanyi vom 10, Marz 1971 auf die Miindlichen Fragen
des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/
CSU) (Drucksache VI/1916 Fragen A 77 und 78):

Ist die Bundesregierung bereit, deutlich zu machen, in welcher

Weise sie dic Erklarung des Bundeskanzlers bei seinem Besuch

in Warschau — die deutschen Schulbiicher den Rcalitéten
zupassen — durchzufithren gedenkt?

an-

Kann die Bundesregierung Auskunft uber die Zusammenset-
rung der Sachverstindigenkommission geben, die dem Verband
der  Schulbuch-Verlage Empfehlungen tber die Bezeichnungs-
und Kartenrichtlinien gibt?

In seinem Gesprdch mit dem polnischen Minister-
prasidenten am 8. Dezember
Bundeskanzler im Rahmen einer Erorterung der
kulturellen Zusammenarbeit auch die Frage der Ge-

1970 hat der Herr |

schichtsbucher angesprochen. Die beiden Regierungs-
chefs waren sich dartiber einig, daB eine gemein-
same Uberpriifung der beiderseitigen Geschichtsbii-
cher durch deutsche und polnische Historiker drin-
gend notwendig sei. Einzelheiten iiber die Konkre-
tisierung eines solchen Vorhabens wurden selbst-
verstdandlich nicht vereinbart.

Eine Sachverstandigenkommission besieht nicht.
Es ist zur Zeit auch nicht vorgesehen, eine solche
zu berufen.

Anlage 10
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Moersch vom
12. Marz 1971 auf die Miindliche Frage der Abge-

\ ordneten Frau Herklotz (SPD) (Drucksache Vi/1916

Frage A 94):

Ist der Mustervertrag, der vor der Unterzeichnung des Euro-
pdischen Abkommens Uber au-pair-Besdidftigte ausgcarbeitet
werden sollte, bereits fertiggestellt worden, und bis wann
323? mit der Unterzeichnung des Abkommens gerechnet wer-

Auf Grund britischer Anregung soll das Abkom-
men durch einen Mustervertrag erganzt werden.
Dieser Vorschlag wird von der deutschen Seite be-
griiBt. Der RegierungssozialausschuB des Europa-
rats hat sich auf seinen Sitzungen im April und De-
zember 1970 mit diesem Mustervertrag beschaftigt.
Auf seiner nachsten Sitzung Ende April d. Js. soll
der Entwurf vom Regierungssozialausschull ange-
nommen und anschlieBend dem Ausschufl fiir Juri-
dische Zusammenarbeit (CCJ) zugeleitet werden.
Der Mustervertrag soll die Rechtslage der au-pair-
Beschdftigten in groBerem MaBe als das Abkom-
men selbst verdeutlichen.

Die Bundesregierung hat von Beginn den Ab-
schluB des Abkommens begriiBt, auch wenn es nicht
in allen Punkten den deutschen Vorstellungen ent-
sprach. Im Interesse des Schutzes der zahlreichen
deutschen Madadchen, die vorwiegend in GroBbritan-
nien und Frankreich ein solches Beschaftigungsver-
héltnis eingehen, beabsichtigt die Bundesregierung
—- nachdem Frankreich unterzeichnet hat — das
Abkommen dann zu unterzeichnen, wenn es eben-
falls vom Vereinigten Konigreich unterzeichnet wor-
den ist.

Ein genauer Termin fir die Verabschiedung des
Mustervertrages durch die Ministerbeauftragten
nach Prifung durch das CCJ kann zur Zeit noch
nicht genannt werden.

Anlage 11
Schriftliche Antwort

des Bundesministers Genscher vom 10. Marz 1971 auf
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Geldner
(FDP) (Drucksache VI/1916 Fragen B 1 und 2):

(D)
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Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland eine Stelle, die
Forschungen dariiber anstelit, weiche Baume und Strducher ecte.
der Luft- und Wasserverschmutzung bzw. den Autoabgasen
und dem Wassermangel speziell in GroBstadtstraen am besten
standhalten, und in welcher Form werden die Stidte und Ge-
meinden dartber informiert, damit sie diese Forschungs-
ergebnisse bel Neuanpflanzungen berlicksichtigen koénnen?

Ist die Bundesregicrung bereit, mir hier cinige Beispiele da-
fur zu nennen, welche Bdume im einzelnen sich als abgasab-
wehrend und larmabweisend besonders bewdhrt haben, und was
ist zur Forderung der Anpflanzung dieser Gewdchse in ver-
starktem Mafie geplant?

In der Bundesrepublik Deutschland werden For-
schungen zu diesen Problemkreisen an zahlreichen
Hochschul- und anderen Instituten ausgefiihrt. Die
Bundesanstalt fiir Vegetationskunde, Naturschutz
und Landschaftspflege in Bonn-Bad Godesberg hat
die diesbeziiglichen Publikationen zusammengestellt.
Die Information iiber diese Forschungsergebnisse
sowie die Diskussion {iber ihre Bedeutung fiir die
Praxis wird insbesondere durch das Fachblatt ,Das
Gartenamt, Fachzeitschrift fiir 6ffentliche Grinpflege
und Griingestaltung” an die verantwortlichen Stel-
len in Stadten und Gemeinden herangetragen.

Die tatsdchliche Wirkung von Griinanlagen zur
Lirmminderung wird hdufig weit tiberschitzt. Schutz-
pflanzungen miissen namlich bis zu mehreren 100 m
tief sein, soll durch sie der Larmpegel wesentlich ge-
senkt werden.

Ahnliches gilt fiir die Verwendung von Bdumen
zur Luftverbesserung. So assimilieren sie z. B. einen
Teil der Verbrennungskohlensaure, durch die Ver-
ringerung der Luftbewegung férdern sie die Staub-
sedimentation, und Rasenflachen halten den Staub
fest. Es ist jedoch schwer, generelle Aussagen dar-
iiber zu machen, welche Baume im einzelnen beson-
ders zur Luftverbesserung und Larmbekdmpfung ge-
eignet sind, da Klima-, Boden-, Wasserverhéltnisse
und Anordnung von Pflanzungen von entscheiden-
der Bedeutung sind.

Untersuchungen der Landesanstalt fiir Immissions-
und Bodennutzungsschutz in Essen tber die Wir-
kung von Fluorwasserstoff auf Baumarten haben
z.B. ergeben, daB unter den Laubgehdlzen u.a.
Eberesche, Flieder und Weinrebe sehr empfindlich
reagierten, wahrend Blutbuche, Pappel, Birke und
Roteiche unempfindlicher waren. Als relativ wider-
standsfdhig erwiesen sich Robinie, Stieleiche und
Feldahorn. Bei den Nadelh6lzern waren Wevmonth-
kiefer und Fichte als empfindlich, Wacholder, Eibe
und Scheinzypresse als relativ unempfindlich und
Schwarzkiefer, Tanne sowie Lidrche als mittelemp-
findlich einzuordnen.

MaBnahmen dieser Art konnen nur Aufgabe der
Gemeinden, Gemeindeverbdnde und Fachverwaltun-
gen, wie z. B. Straenbaubehoérden, sein. Die Bundes-
regierung ihrerseits versucht durch die Bewertung
von zweckgerecht angelegten Schutzpflanzungen im
Rahmen der Bundeswettbewerbe ,Unser Dorf soll
schoner werden”, ,Industrie in der Landschaft” und
,Biirger, es geht um Deine Gemeinde" diesen Belan-
gen zu dienen. Dariiber hinaus hat mein Haus einen
Forschungsauftrag ,Lufthygienische bioklimatische
Modelluntersuchung im Raum Untermain” vergeben,
durch den u. a. die optimale Gestaltung von Griin-
zonen fiir die Luftverbesserung und Larmbekamp-
fung in Ballungsgebieten ermittelt werden soll.

Anlage 12
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdars Dr. Bayerl
vom 11. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Weigl (CDU/CSU) (Drucksache VI/1916
Frage B 3):
Kann die Bundesregierung Einzelheiten cines im Bundes-
justizministerium vorbereiteten Gesetzes mitteilen, wonach die
Unterbrechung der Schwangerschaft bis zum dritten Monat

ertaubt werden soll (angekundigt in PZ Nr. | — herausge-
geben von der Bundeszentrale fir politische Bildung, Bonn)?

Im Bundesministerium der Justiz liegt kein Ent-
wurf fiir ein Gesetz iiber Schwangerschaftsunter-
brechungen vor. Die gegenteilige Meldung in der
Zeitschrift ,PZ" ist unzutreffend.

In der Offentlichkeit wird zwar iiber Vorschlage
diskutiert, wonach der Schwangerschaftsabbruch bis
zum dritten Schwangerschaftsmonat zugelassen wer-
den soll; diese Vorschlage stammen jedoch nicht
aus dem Bundesministerium der Justiz.

Im Rahmen der umfassenden Reform des Straf-
rechts wird allerdings im Bundesministerium der
Justiz gepriift, ob und in welchem Umfang § 218
des Strafgesetzbuchs reformbediirftig ist. Die Mei-
nungsbildung zu dieser Frage ist noch nicht abge-
schlossen. Es miissen zundchst die Arbeitsergebnisse
mehrer Sachverstindigenkommissionen abgewartet
werden.

Leitlinie fir die Gesetzgebung mufl auch im Zu-
sammenhang mit den Vorschriften uber die Ab-
treibung der Schutz des menschlichen Lebens sein.
Der Staat ist in besonderem MaBe verpflichtet,
wehrloses Leben zu schiitzen; dies gilt auch fiir das
werdende Leben. Das Recht muB aber unter Um-
stdanden auch der Not der Mutter Rechnung tragen.

! Es wird zur Zeit sorgfiltig erwogen, ob es iber die

nach geltendem Recht anerkannte medizinische In-
dikation hinaus dringende Griinde gibt, aus denen
der Staat die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht
mit den Mitteln des Strafrechs erzwingen sollte.

Anlage 13
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. Reischl
vom 8. Mdrz 1971 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1916, Frage B 4):

Sicht die Bundesregierung in absehbarer Zeit eine Moglich-
keit, durch die Fieigabe des Obersalzbergs Dbei Berchtesgaden
zur Wiederbesiedlung ein zusétzliches Freindenverkehrsgebiet
zu gewinnen und dabei den durch das Naziregime vertriebenen
Grundbesitzern ihr Eigentum zurlickzugeben?

Bei dem von den US-Streitkrdften in Anspruch ge-
nommenen Geldnde auf dem Obersalzberg handelt
es sich um Eigentum des Freistaates Bayern. Im
Falle einer Freigabe hat somit ausschlieflich das
Land iiber die kiinftige Verwendung des Geldandes
einschlieBlich der Aufbauten sowie iiber die Frage,
ob es den friiheren Eigentiimern zum Wiederkauf
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angeboten werden soll, zu entscheiden. Der Bund
hat hierauf keinen EinfluB.

Ich darf noch bemerken, daB in nachster Zeit nicht
mit einer Freigabe der Anlage gerechnet werden
kann. Alle diesbeziiglichen Versuche sind bisher
ergebnislos geblieben.

Anlage 14
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Dr. Reischl
vom 10. Mérz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des
Abgeordneten Dr. Stark (Nirtingen) (CDU/CSU)
(Drucksache VI/1916, Fragen B 5 und 6):

Gibt es irgendwelche finanziclle Unterstiitzungen fiir Informa-
tionsreisen von Besuchergruppen in die Staaten des Ostblocks?

Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechende
Mittel im Bundeshaushalt bereitzustellen?

Nach meinen Feststellungen werden Informations-
reisen von Besuchergruppen in die Staaten des Ost-
blocks zur Zeit aus dem Kulturfonds des Auswadrti-

gen Amtes (Kap. 0502 Tit. 68641} und aus dem |

Bundesjugendplan (Kap. 1502 Tit. 684 11) gefordert.

Das Auswadrtige Amt hat 1970 im Rahmen der For-
derung von Kontakten zwischen deutschen und aus-
landischen Wissenschaftlern, Studenten- und Jugend-
gruppen sowie im Rahmen der Erwachsenenbildung
etwa 600 000 DM (geschatzt) fir Gruppenreisen von
Deutschen in osteuropdische Ldander aufgewendet.

Der Bundesjugendplan sieht im Rahmen der ,In-
ternationalen Jugendarbeit” auch Zuschiisse fir in-
ternationale Jugendbegegnungen in osteuropédischen
Staaten sowie den Austausch von Experten und Fiih-
rungskraften der Jugendarbeit vor. Fiir die Vergabe
der Zuschiisse gelten die Allgemeinen Richtlinien
fir den Bundesjugendplan. Es handelt sich um eine
neue ForderungsmaBnahme. Die Hohe der bisheri-
gen Aufwendungen 1aBt sich noch nicht schatzen,
da die Verwendungsnachweise der Jugendverbdnde
noch nicht vorliegen.

In beiden Féallen kann davon ausgegangen wer-
den, daB im Hinblick auf den Schwerpunkt der Ost-
politik im Jahre 1971 noch hohere Betrdge als bisher
fiir diesen Zweck in Anspruch genommen werden.

Anlage 15
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Herold vom
10, Madrz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Weigl (CDU/CSU)} (Drucksache VI/ 1916
Frage B 7):

Wird die Bundesregierung in absehbarer Zeit der Uberalte-
rung im Zonenrandgebiet, vor allem in den sogenannten Balkon-
gemeinden, durch geeignete MaBnahmen, z. B. durch Familien-
griindungsdarichen nach dem Berliner Modell, entgegenwirken?

Alle Forderungsmafinahmen des Bundes fiir das
Zonenrandgebiet dienen dazu, die Struktur dieses

Raumes zu verbessern, den Wohn- und Freizeitwert
an das lbrige Bundesgebiet anzugleichen und den
Lebensstandard der Bevolkerung zu erhohen. Da-
mit soll dieser Raum attraktiv gemacht und unter
anderem auch der Abwanderung besonders von jun-
gen Menschen entgegengewirkt werden.

Um dieses Ziel zu erreichen, beabsichtigt die Bun-
desregierung, weitere MaBnahmen im Bereich des
Wohnungswesens und der sozialen Infrastruktur
durchzufithren. Im einzelnen sollen nach dem Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes zur Férderung des Zo-
nenrandgebietes (BT-Drucks. VI/1548) verstarkt ge-
fordert werden:

— der soziale Wohnungsbau, insbesondere auch der
Bau von Wohnungen fiir Facharbeiter und
Schlusselkrafte der Wirtschaft (§ 5)

— die Errichtung von Kindergdrten, Statten der
Jugendarbeit, Sportstdtten und Familienferien-
statten (§ 6)

— der Bau allgemeinbildender Schulen (§ 7).

Die Bundesregierung hotft, durch diese MaBnah-
men besonders fiir die Angehorigen der jungen
Generalion einen Anreiz zu schallen, i Zoneu-
randgebiet zu verbleiben und damit der jetzt zu
beobachtenden Uberalterung wirkungsvoll begeg-
nen zu konnen.

Die Bundesregierung wird sich gemeinsam mit
den Landern darum bemiihen, im Rahmen der be-
stehenden und der zusatzlich vorgesehenen Forde-
rungsmaBnahmen, vor allem den Gemeinden zu hel-
fen, die wegen ihrer Lage unmittelbar an der Demar-
kationslinie besonders benachteiligt sind.

Die Gewdhrung von Familiengriindungsdarlehen
ist dagegen im Zonenrandgebiet nicht vorgesehen.
Nach Auffassung der Bundesregierung ist dem Zo-
nenrandgebiet durch MaBnahmen zur Verbesserung
der Infrastruktur wirkungsvoller gedient.

Anlage 16
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Reischl
vom 10. Méarz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU)
(Drucksache VI/1916 Frage B 8}:

Welche organisatorischen und sonstigen MaBnahmen hat die
Bundesregierung durch den Bundesminister der Finanzen ge-
troffen, um die bei den Finanzémlern anfallenden Mehrarbeiten
bei der Erhebung und eventuell bei der Riickzahlung des Kon-
junkturzuschlags zu gewéahrleisten und die Beamten und An-
gestellten vor allem der Lohnsteuerstellen nicht zusdtzlich zu
iberfordern?

Bereits bei der Schaffung der Gesetzesvorschriiten
und der anschlieffenden Verwaltungsanweisungen
ist darauf Bedacht genommen worden, die Erhebung
des Konjunkturzuschlags mdoglichst einfach und
praktikabel zu gestalten. Dadurch konnte eine Uber-
midBige Verwaltungsmehrarbeit bei den Finanz-
dmtern weitgehend verhindert werden. Hierzu ha-
ben insbesondere die folgenden MaBnahmen bei-
getragen:
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1. Einflihrung einer sogenannten Sozialklausel,
wornach Konjunkturzuschlag erst bei Einkommen-
oder Korperschaftsteuervorauszahlungen tber
300 DM vierteljdhrlich bzw. erst bei einer monat-
lichen Lohnsteuer iber 100 DM zu erheben ist.
Dadurch hat mehr als die Hilfte aller Steuer-
pflichtigen keinen Konjunkturzuschlag zu zahlen.

2. Verzicht auf eine grundsatzliche Festsetzung des
Konjunkturzuschlags durch formlichen Bescheid
bei den Einkommensteuerpflichtigen und Korper-
schaftsteuerpflichtigen. Eine allgemeine Zah-
lungsaufforderung durch offentliche Bekannt-
machung wurde als ausreichend angesehen.

3. Erhebung des Konjunkturzuschlags bei Arbeit-
nehmern unmittelbar im Lohnabzugsverfahren.
Den Lohnsteuerstellen der Finanzdmter erwéchst
somit keine ins Gewicht fallende Mehrarbeit.

4. Nichtberlcksichtigung des Konjunkturzuschlags
im Veranlagungsverfahren und im Lohnsteuer-
Jahresausgleich. Dadurch werden Neuberech-
nungen des Konjunkturzuschlags, Erstattungen
und Nachforderungen vermieden.

Soweit durch die Erhebung des Konjunkturzu-
schlags Mehrbelastungen bei den Lohnsteuerstellen
infolge einer Erhohung der Zahl der Lohnsteuer-
ermafBigungsantrdge entstanden sind, haben die
Ldander im Rahmen des Moglichen durch organisa-
torische MaBnahmen, z. B. zeitweilige Verstdrkung
der Lohnsteuerstellen, Abhilfe geschaffen. Fir sol-
che Malnahmen sind nach der Finanzverfassung die
Lander zusténdig.

Die Riickzahlung des Konjunkturzuschlags soll
entsprechend der Vorschrift des § 3 Abs. 3 des Ge-
setzes bei Arbeitnehmern durch den Arbeitgeber
erfolgen, bei dem der Arbeitnehmer im Zeitpunkt
der Freigabe beschiftigt ist. Das kann in einfachster
Form durch Entnahme der benétigten Mittel aus der
einbehaltenen Lohnsteuer geschehen. Daraus ergibt
sich, daB die Finanzdmter in der weit iberwiegen-
den Zahl der Félle durch das Riickzahlungsverfahren
arbeitsmédBig nicht sonderlich belastet werden.

Echt belastet werden die Finanzédmter nur in den
Fdllen, in denen es sich um die Riickzahlung des
Konjunkturzuschlags an veranlagte Steuerpflichtige
und an nicht mehr berufstdtige frithere Arbeitneh-
mer handelt. Hier werden aber im Benehmen mit
den obersten Finanzbehorden der Lander zu gege-
bener Zeit entsprechende Anweisungen herausgege-
ben, um auch diese Félle moglichst einfach und ohne
wesentlichen Verwaltungsaufwand abzuwickeln.

Anlage 17
Schriftliche Antwort

des Bundesministers Genscher vom 11. Méarz 1971
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Meister
(CDU/CSU) (Drucksache VI/1916 Frage B 9):

Ist die Bundesregierung geneigt, die Kriegsschadensrenten,

die letztmals 1968 eine Erhéhung erfuhren, in angemessener
Weise anzuheben?

Die durch das Zwanzigste Gesetz zur Anderung
des Lastenausgleichsgesetzes (20. AndG LAG) vom
15. Juli 1968 (BGBlL. I S. 806) riuckwirkend vom
1. Juni 1967 ab erhohten allgemeinen Sétze der
Unterhaltshilfe sind zuletzt durch das Zweite Ge-
setz zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem
Lastenausgleichsgesetz (2. Unterhaltshilfe-Anpas-
sungsgesetz — 2. UAG) vom 15. Juli 1970 (BGBI. I
S. 1093) mit Wirkung vom 1. Juni 1970 ab ange-
hoben worden, und zwar

fiir den Berechtigten von monatlich
205 DM auf 235 DM,

fiir den zuschlagsberechtigten Ehegatten
von monatlich 135 DM auf 155 DM,

fir jedes zuschlagsberechtigte Kind
von monatlich 70 DM auf 80 DM,

fir Berechtigte im Sinne des § 274 LAG
(Sonderregelung bei Wegfall
offentlicher Renten)

von monatlich 170 DM auf 210 DM,

fiir Vollwaisen von monatlich 110 DM auf 130 DM.

Daneben wurde ebenfalls rickwirkend vom
1. Juni 1970 ab — der als Bestandteil der Unterhalts-
hilfe geltende Zuschlag fiir ehemals Selbstidndige
linear in allen Zuschlagsstufen

fir den Berechtigten um monatlich 15 DM,
flir den zuschlagsberechtigten Ehegatten
um monatlich 10 DM

erhoht.

Die Anpassung der Unterhaltshilie an die Ent-
wicklung in den iibrigen sozialen Leistungsberei-
chen, insbesondere an die dynamische Erhéhung
der Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, erfolgt — in der Regel im jahrlichen Wechsel
— entweder durch Anhebung der Unterhaltshilfe-
sdtze oder durch Erhohung der Rentenfreibetrége.
Dementsprechend sieht das 3. Unterhaltshilfe-An-
passungsgesetz mit Wirkung vom 1. Juni 1971 die
Erhéhung der Rentenfreibetrdge vor. In dem Ent-
wurf eines 4. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetzes
wird die Bundesregierung wiederum, und zwar be-
reits mit Wirkung vom 1. Januar 1972 ab, eine
Anhebung der Séatze der Unterhaltshilfe und des
letztmalig durch das 20. AndG LAG verbesserten
Erhéhungsbetrags zur Pflegezulage vorschlagen.

Anlage 18
Schriitliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 11, Mdrz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Dr. Hifele (CDU/CSU) (Drudksache
VI/1916 Frage B 11):

Halt die Bundesregierung an ihrer Zusage fest, daB Verdnde-

rungen der Landkreise in Baden-Wiirttemberg infolge der Ge-
bietsreform keinen EinfluB haben auf die 1969 neu zu Bundes-
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ausbaugebieten erkldrten Landkreise, z. B. den Kreis Stockach
(vgl. Schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretdrs
Dr. Arndt vom 26. Februar 1970, enthalten im Protokoll der
35. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 27. Februar 1970,
Anlage 38), und hélt sie Fdrderungsprogramme auch nur dann
flir sinnvoll, wenn sie auf mindestens finf Jahre laufen?

Die Bundesregierung halt selbstverstandlich an
ihrer Zusage im Sinne .der von Thnen zitierten Ant-
wort des fritheren Parlamentarischen Staatssekre-
tars, Herrn Dr. Arndt, fest. Thre zweite Teilfrage ist
zu bejahen; aus diesem Grunde weisen die Regio-
nalen Aktionsprogramme eine funfjdhrige Laufzeit
auf.

Anlage 19
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 11. Méarz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU)
(Drucksache VI/1916 Frage B 12):

Wie hoch schatzt die Bundesregierung die Erhohung der Erd-
Olpreise in allen Sektoren nach den neuesten von den Staa-
ten des Nahen Ostens und Nordafrikas geforderten Preisen
fir die Erdolausfuhr aus jhren Gebieten?

Am 14. Februar 1971 wurde in Teheran zwischen
den Golistaaten Abu Dhabi, Iran, Irak, Katar, Kuwait
und Saudi-Arabien sowie den in diesen Landern
tatigen Olgesellschaften ein Vertrag iiber die Er-
hbhung der Steuerbasispreise (posted prices) und
des Einkommensteuersatzes von 50%o auf 55790
abgeschlossen. Aufgrund dieser Vereinbarungen er-
hohen sich die an die Forderldander des Persischen
Golfs zu zahlenden Abgaben um zundchst etwas
mehr als 8, — DM je Tonne. Von dieser Preiserhd-
hung sind 40 Mio. t der deutschen Rohéleinfuhr
des Jahres 1971 von insgesamt 105 Mio. t betroffen.

Das Teheraner Abkommen gilt nicht fiir Rohol,
das in Mittelmeerlandern geférdert (Libyen, Alge-
rien) oder in Mittelmeerhédfen verladen wird (Irak,
Saudi-Arabien). Das sind 45,1 Mio. t oder 42,8/ der
deutschen Roholeinfuhr des Jahres 1971. Das Tehe-
raner Abkommen geht davon aus, daB entspre-
chende Preis- und Steuererhdhungen auch fir die
Mittelmeerrohdle vereinbart werden, fiir die auBer-
dem Zuschlage zum Ausgleich der ginstigen Trans-
portlage und der besseren Qualitat in Betracht kom-
men koénnen. Die Verhandlungen mit den Mittel-
meerlandern laufen zur Zeit noch, so dafl iiber das
Ergebnis noch nichts gesagt werden kann. Es ist
auch inopportun, in der augenblicklichen Situation
Vermutungen {iber das Ergebnis anzustellen.

Auch Nigeria, das bisher nicht Mitglied der OPEC
ist und 1971 mit 11,5 Mio. t Rohd] nach Libyen und
Saudi-Arabien zum drittwichtigsten Rohdllieferan-
ten der Bundesrepublik aufsteigt, hat die auf sei-
nem Territorium tétigen Olgesellschaften zu einem
Gesprach iiber die Erhohung der Olpreise einge-
laden.

Anlage 20
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 11. Méarz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des
Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) -(Drucksache VI/
1916 Fragen B 13 und 14):

Teilt die Bundesregierung die im Jahresbericht 1970 des Ge-
samtverbands der Textilindustrie zum Ausdruck kommende
Befiirchtung, da8 es bei den steigenden Material- und Perso-
nalaufwendungen fiir die Unternehmen der Textilindustrie im-
mer schwieriger wird, ihre Rentabilitdt zu verbessern, und daB
dies eine Kiirzung der Investitionen in der Textilindustrie zur
Folge haben kénne?

Kann die Bundesregierung die im genannten Jahresbericht
enthaltene Behauptung bestdtigen, daB die Lasten der indu-
striellen Importkonkurrenz von Entwicklungs- und Staats-
handelsléndern innerhalb der EWG z. Z. nicht gleichméBig ver-
teilt werden und daB dies fir die Textilindustrie in der Bundes-
republik Deutschland nachteilige Folgen habe?

Die deutsche Textilindustrie hatte in den letzten
Jahren ein — auch im internationalen Vergleich —
respektables Investitionsvolumen aufzuweisen.

Nachdem diese Investitionen im vergangenen
Jahr die Rekordhohe von 1,4 Mrd. DM erreicht ha-
ben, ist nicht auszuschlieBen, daB sie dem allgemei-
nen konjunkturellen Rhythmus folgend in diesem
Jahre voribergehend geringer sein werden. Ge-
genwirtig dirfte eine gewisse Zurickhaltung in
den Investitionsentscheidungen auch daraus resul-
tieren, daf im Juni dieses Jahres die Internationale
Textilmaschinen-Ausstellung in Paris stattfindet.

Was Thre zweite Frage anbetrifft, so ist es rich-
tig, daB der Anteil der Bundesrepublik an der Ein-
fuhr der EWG von Textilerzeugnissen aus Ent-
widklungs- und Staatshandelsldndern tberpropor-
tional hoch ist. Dies ist jedoch nicht nur auf Unter-
schiede in der Einfuhrpoltik der Mitgliedstaaten zu-
rickzufithren, sondern auch auf andere Faktoren,
wie z. B. die hohe Kaufkraft der Verbraucher und
die Importaktivitat des Handels in der Bundes-
republik.

Nachteilige Folgen aus diesen iberproportional
hohen Einfuhren haben sich bisher jedoch in tragba-
ren Grenzen gehalten. Dies ergibt sich schon daraus,
daB die deutsche Textilindustrie mit der Entwick-
lung ihrer Schwesterindustrien in der Gemeinschaft
durchaus Schritt gehalten hat. Die Bundesregierung
ist aber in den einschldgigen Verhandlungen in
Brissel nachdriicklich darum bemiiht, auch die ibri-
gen Mitgliedstaaten zu einer stdrkeren Offnung
ihrer Textilmdrkte zu bewegen.

Auf dem Gebiet der Gewahrung von Zollpréferen-
zen an Entwicklungsléander zeichnet sich bereits ein
deutlich sichtbarer Erfolg dieser Bemithungen ab.

Anlage 21
Schriftliche Antworl

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 10. Mérz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1916 Frage B 15):
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Ist die Bundesregierung bereit, zur Finanzierung der Arbciten
des Deutschen Normenausschusses die Zuschiisse an ihn, die
zur Zeit etwa 2 % sciner Einnahmen ausmachen, auf etwa 15 %%
seiner Einnahmen zu erhéhen?

Die Bundesregierung ist sich bewuBt, daB die zu-
nehmenden Aufgaben des Deutschen Normenaus-
schusses insbesondere auf den Gebieten der Sicher-
heitstechnik, des Verbraucherschutzes, der Rationa-
lisierung und Typisierung sowie seine Tatigkeit im
Bereich der internationalen Normung eine finan-
zielle Forderung notwendig machen. Aus diesem
Grund ist erstmalig im Haushaltsjahr 1970 ein be-
sonderer Titel datiir geschaffen worden. Der Titel-
ansatz fiur das Haushaltsjahr 1971 wurde wegen der
Bedeutung dieser Forderungsmafnahme von ur-
springlich 400 00— DM auf 700 000,— DM erhoht.

Die im Zuge der mittelfristigen Finanzplanung
angesetzten Betrdge liegen zwar noch unter der
von Thnen genannten Prozentgrenze. Grundséatzlich
gehen jedoch meine Bemiithungen dahin, in der
Folgezeit im Rahmen der verfiigbaren Haushalts-
mittel eine Bezuschussung bis zur Hohe von 15 %
des Etats des Deutschen Normenausschusses aus
offentlichen Mitteln zu erreichen. Dies setzt aller-
dings voraus, daB die im Deutschen Normenaus-
schuBl vertretenen Unternehmen und Wirtschafts-
zweige auch ihrerseits alle Moglichkeiten ausschop-
fen, um den wachsenden Finanzbedarf zu decdken.

Anlage 22

Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Rosenthal
vom 11. Méarz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Wuwer (SPD) (Drucksache VI/1916
Frage B 16):

Halt die Bundesregierung die Erh6hung der Benzinpreise durch

die meisten Mineral6lgescllschaften in der Bundesrepublik
Deutschland der Héhe nach in jedem Fall fiir gerechtfertigt?

Die Mineraldlpreise in der Bundesrepublik bilden
sich auf der Grundlage des Wettbewerbs. Die Bun-
desregierung libt insoweit keine Preiskontrolle aus;
sie entscheidet daher auch nicht Uber die Angemes-
senheit bestimmter Preise. Das gilt auch fiir die Ben-
zinpreise. Das im Verhdaltnis zu den ibrigen euro-
pdischen Lé&ndern giinstige Preisniveau der letzten
Jahre, das sich u. a. auch in den sehr differenzier-
ten regionalen Preisen entsprechend der Intensitat
des Wettbewerbs widerspiegelt, spricht nicht zu-
letzt daflir, an dieser grundsédtzlichen Einstellung
festzuhalten. Herr Minister Schiller hat daher in
seiner kiirzlichen Presseerklarung die Mineral6lwirt-
schaft noch einmal eindringlich an die marktwirt-
schaftlichen Gesetze des Wettbewerbs gemahnt, die
in Zeiten der Marktanspannung zu einer scharf kal-
kulierenden Preispolitik verpflichten. Der Bundes-
wirtschaftsminister wiinscht keine Wende in der
deutschen Energiepolitik. Er muBl aber darauf hin-
weisen, daB seine liberale Politik ein entsprechendes
Verhalten der grofien Mineraldlgesellschaften vor-
aussetzt.

Im ibrigen unterliegt das Verhalten der Mine-
ralolgesellschaften bei ihren Preiserhdhungen selbst-
verstandlich den Bestimmungen des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschrankungen. Das Bundeskar-
tellamt flihrt informatorische Gesprache mit den
Mineralolgesellschaften, ob durch die kiirzlichen
Benzinpreiserh6hungen kartellrechtliche Vorschrif-
ten bertihrt sind.

Anlage 23
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Rosenthal
vom 11. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Wuwer (SPD) (Drudcksache VI/1916
Frage B 17): )
Ist die Bundesregierung der Ansicht, daBl die gegenwairtige
Praxis der Filmforderung — hier insbesondere die soge-

nannte Einspielklausel — geeignet ist, zu ciner wirklichen
Qualitatssteigerung beizutragen?

Mit dem Filmforderungsgesetz (FFG) ist es zwar
gelungen, die Produktion deutscher Spielfilme zu
steigern und den starken Riickgang der Zahl der
Kinobesuche jedenfalls aufzufangen. Die mit dem
Gesetz beabsichtigte Qualitdtssteigerung ist jedoch
bisher nicht erreicht. Ohne hier auf die Diskussion
in der deutschen Offentlichkeit {iber die Qualitat
des deutschen Films in seiner Gesamtheit im einzel-
nen einzugehen, ist festzustellen, daB er den An-
schluB an die Leistungen anderer Filmldnder noch
nicht wieder gefunden hat. Auf der Grundlage einer
verhdltnismaBig breiten Filmproduktion und ihrer
gesicherten Finanzierung ist eine dauerhafte Lei-
stungssteigerung immerhin moglich, die durch die
Qualitdtsférderung des FFG zusdtzliche finanzielle
Anreize erhalt; die Pramienférderung des Bundes-
ministers des Innern kommt hinzu.

Die Bundesregierung ist sich der Problematik, die
Filmférderung an Einspielvoraussetzungen zu bin-
den, bewufit. Bei einer kritischen Wiirdigung dieses
Systems sollte nicht iibersehen werden, daBl schon
die Einspielvoraussetzungen fir die Grundférderung
nach dem geltenden Recht des FFG zugunsten des
qualitativ wertvollen Films differenziert sind.

Die Bundesregierung gibt den Kritikern solcher
Regelungen ferner zu bedenken, dafl die Filmforde-
rung nach dem FFG an den Grundsédtzen der Selbst-
hilfe eines Wirtschaftsbereiches orientiert ist. d. h.
bei der Bemessung der einzelnen Forderungsbetrage
kann nicht auBler acht gelassen werden, was der ein-
zelne zum Aufkommen der Ausgleichmittel beigetra-
gen hat. In anderen europédischen Filmldndern rich-
tet sich die Hohe der Forderungsbetrdage sogar noch
stdarker nach den Einspielergebnissen als bei uns.

Die bisherige Praxis der Qualitdtsférderung nach
dem FFG leidet deutlich unter dem unzureichenden
Aufkommen an Filmabgaben. Bisher war es der
Filmforderungsanstalt unmoglich, Mittel fiir die Zu-
satzférderung in einem Umfang bereitzustellen, der
es ihr ermoglicht, ihrer gesetzlichen Aufgabe nachzu-
kommen, die Qualitdt des Films auf breiter Grund-
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lage zu heben. Die Bundesregierung ist sich bewuft,
dalBl dieser Zustand untragbar ist. Ziel des Regie-
rungsentwurfs einer Novelle des FFG ist es daher,
mehr finanzielle Mittel fiir die Qualitatsférderung
der Filmproduktion bereitzustellen. AuBerdem hat
die Bundesregierung vorgeschlagen, die Férderung
qualitativ wertvoller Spielfilme um einige Anwen-
dungsfalle zu erweitern. Dies soll auch jungen
Produzenten eine zusdtzliche Chance bieten und das
wirtschaftliche Risiko ihrer Filmprojekte mindern.

Die Bundesregierung wird die Praxis der Grund-
und Qualitatsforderung und vor allem auch die Aus-
wirkungen der Einspielvoraussetzungen weiter auf-
merksam beobachten. Sie wird die gewonnenen Er-
fahrungen bei der Erarbeitung eines neuen Kon-
zepts der Filmforderung fir die Zeit nach dem Aus-
laufen der FFG-Forderung beriicksichtigen.

Anlage 24
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rosenthal
vom 11. Marz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des
Abgeordneten van Delden (CDU/CSU) (Drucksache
V1/1916 Fragen B 18 und 19):

Wie stellt sich die Bundesregierung zu den im Spiegel-Maga-
vzin Nr. 10 erhobenen direkten und indirekten Vorwiirfen der
mangelnden Ausiibung der Aufsichtspilicht gegeniiber der Kredit-
anstalt fiir Wiederautbau?

Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, um
¢cu vermeiden, daB ahnliche Vorwirfe in der Offentlichkeit wie-
der gemacht werden konnen?

Die in Threr Frage anklingenden Vorwiirfe sind
nicht begrindet. Der geschaftspolitische Aktions-
radius der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau ist in dem
Organisationsgesetz fiir diese Anstalt abschliefend
festgelegt. In dem hiernach gegebenen Rahmen muf
der Bank die erforderliche Flexibilitdt zur Erfullung
threr satzungsgeméaBen Aufgaben belassen werden.
Insbesondere gehdrt es nicht zu den Befugnissen
der Aufsichtsbehorde, auf die geschidftspolitischen
Entscheidungen des Instituts im einzelnen EinfluB zu
nehmen,

In dem Spiegel-Artikel lassen sich keine Anhalts-
punkte dafiir erkennen, daB die Bundesregierung
ihre — so verstandene — Aufsichtspflicht gegeniiber
der KW nicht in angemessener Weise wahrgenom-
men hatte. Zur Prézisierung der Aufsichtsbefugnisse
wurden auf Anregung der Bundesregierung 1968 die
KW-Satzung und 1969 das KW-Gesetz mit dem Ziel
geandert, die Mitwirkung der Bundesregierung in
den Sitzungen des Verwaltungsrats und seiner Aus-
schiisse sowie bei der Berufung von Vorstandsmit-
gliedern zu intensivieren. Damit ist gewadhrleistet,
daB die KW die ihr iibertragenen Aufgaben unter
der Aufsicht des Bundes optimal erfiillt.

Die Bundesregierung sieht daher keine Notwen-
digkeit, MaBinahmen dieser Zielsetzung zu ergrei-
fen; davon abgesehen, hatte sie auch gar keine
Moglichkeit, die freie Berichterstattung der Presse
zu beeinflussen.

Anlage 25
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Logemann
vom 10. Marz 1971 auf die Schriftlichen Fragen der
Abgeordneten Frau Dr. Orth (SPD) (Drucksache
VI/1916 Fragen B 20 und 21):

Ist der Bundesregierung beckannt, daB in Neuheikendorf,
Kreis Plén, mit ca. 3 Millionen DM Bundesmitteln landwirt-
schaftliche Nebenerwerbssiedlungen errichtet wurden, bei denen
sich nach Fertigstellung je Sicdlung ein Fehlbetrag von ca.
30 000 DM ergab, wie die Finanzicrungsliicken geschlossen wur-
den und welche zusatzlichen Belastungen den Heimatvertrie-
benen dadurch entstanden sind?

Sieht die Bundesregierung eine Moglichkeit daftr, daB zu-
kinftig dic Konkurrenz um die Tragerschaft fiir Verfahren, die
mit offentlichen Mitteln finanziert werden, eingeschrdnkt wird,
um auszuschlieBen, dal — wie es im Prifungsbericht des Bun-
desrechnungshofs zum Fall Neuheikendorf heiit — die deutsche
Bauernsiedlung von vornherein zu niedrige Kosten ansetzt, um
die Tragerschaft fiir das Verfahren zu erlangen?

Der Bundesregierung ist die Angelegenheit Neu-
heikendorf bekannt, wenn auch nicht in den Einzel-
heiten, da die Durchfiihrung der ldndlichen Sied-
lung, wovon die Eingliederung von Vertriebenen
auf Nebenerwerbsstellen ein Teil ist, zur Zustdndig-
keit der Lander gehort.

Die Bundesregierung hat jedoch, um die Beile-
gung der Differenzen zwischen der Deutschen Bau-
ernsiedlung als Siedlungstrager und den Neben-
erwerbssiedlern iiber den zu zahlenden Stellenver-
kaufspreis zu erleichtern, dazu beigetragen, daB der
Bundesrechnungshof eine vorsorgliche Priiffung
durchftiihrte, um so eine objektive Basis fiir eine Ver-
einbarung zwischen Deutscher Bauernsiedlung und
Stelleniibernehmern zu schaffen.

Der Bundesrechnungshof hat den Thnen offensicht-
lich bekannten Prifungsbericht vorgelegt und mit
einer Empfehlung iiber einen angemessenen durch-
schnittlichen Stellenverkauispreis abgeschlossen.
Die deutsche Bauernsiedlung hat, soweit mir bekannt
ist, diese Empfehlung akzeptiert.

Da die verwaltungsmaBige Durchfithrung der land-
lichen Siedlung Sache der Lander ist, kann die Bun-
desregierung auch nicht EinfluB darauf nehmen, wel-
chen Siedlungstrdgern ein Land die praktische Durch-
fihrung eines Verfahrens ibertrdgt. Die Bundes-
regierung hdlt Konkurrenz fiir grundsatzlich gut.
Die Konkurrenz der Siedlungstrager zu itberwachen
und etwaige Auswiichse zu verhindern, ist jedoch
ausschlieflich Sache des allein zustdndigen Landes.

Anlage 26
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Rohde vom
10. Mdarz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Griiner (FDP) (Drucksache VI/1916 Fragen
B 22 und 23):

Wieviel Antrdge wurden — getrennt nach Jahren — seit dem
Inkrafttreten des Arbeitsforderungsgesetzes eingereicht, und zu
welchen Berufen bzw. Berufsgruppen waren in erster Linie Ten-
denzen crkennbar?

In welchem Umfang wurden Mittel nach dein Arbeitsforderungs-
gesetz — cbenfalls getrennt nach Jahren — aufgewendet, und
welche Schritte wurden unternommen, um aufgetretene Schwie-
rigkeiten bei der Bearbeitung der einzelnen Fille zu beseitigen
bzw. in Zukunft zu vermeiden?
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Die Zahl der Neuantrdge auf individuelle Forde-
rung der beruflichen Fortbildung, Umschulung oder
Einarbeitung nach dem Arbeitsiérderungsgesetz ist
von 86 748 im Jahre 1969 (1. Juli bis 31. Dezember)
auf 263 588 im Jahre 1970 gestiegen. Bei den neu
begonnenen ForderungsmaBnahmen standen nach
einer Ubersicht der Bundesanstalt fur Arbeit fiir
die Zeit vom Januar bis September 1970 als Zielbe-
rufe bei den Maiannern die Berufsgruppen ,Inge-
nieure, Techniker und verwandte Berufe" (37,6 %0
der FortbildungsmaBnahmen) sowie ,Metallerzeu-
ger und -verarbeiter” (19,0 ®/o der Umschulungs- und
26,4 /0 der EinarbeitungsmaBnahmen) und ,Schmie-
de, Schlosser, Mechaniker und verwandte Berufe”
(13,7°%0 der Fortbildungs-, 17 %9 der Umschulungs-
und 13,8 "¢ der EinarbeitungsmaBnahmen) im Vor-
dergrund. Bei den Frauen standen an erster Stelle
die Organisations-, Verwaltungs- und Biiroberufe
(52,8 %0 der Fortbildungs- und 69,8 %0 der Umschu-
lungsmaBnahmen) sowie die Berufsgruppe ,Textil-
hersteller und -verarbeiter, Handschuhmacher”
(38,6 %0 der EinarbeitungsmaBnahmen). Gesund-
heitsdienstberufe wurden im Wege der Umschulung
von den Miannern zu 5,0 °/0 und von den Frauen zu
11,0 %» angestrebt.

Die Zuschiisse und Darlehen der Bundesanstalt fiir
Arbeit zu diesen MaBnahmen sind von insgesamt
188,5 Mio DM (davon 14,9 Mio DM Darlehen) im
Jahre 1969 auf insgesamt 5724 Mio DM (davon
2,5 Mio DM Darlehen) im Jahre 1970 gestiegen.

U.> die bei der Bearbeitung der Antridge aufge-
tauchten Schwierigkeiten schneller zu beseitigen
und kinftig moglichst zu vermeiden, hat die Bun-
desanstalt eine Reihe von personellen und organi-
satorischen MaBnahmen ergriffen (z. B. Schulung des
Personals, Personalausgleich zwischen den Amtern,
Neueinstellung; Vereinfachung des Verfahrens,
Neuregelung von Zustidndigkeiten). Durch BeschiuB
des Verwaltungsrats der Bundesanstalt wurde die
Moglichkeit geschaffen, Fahrkosten durch Gewéh-
rung von Pauschbetragen zu erstatten. Weitere An-
derungen der Anordnungen, wie Einfihrung ausge-
wogener Pauschalierungssysteme fiir die Erstattung
von Lernmitteln und der Kosten fiir Arbeitsklei-
dung, werden z. Z. in den Selbstverwaltungsgremien
der Bundesanstalt erortert. Ich hoffe, daB durch das
Zusammenwirken dieser MaBnahmen ein ziigigerer
Abbau des z.Z. noch vorhandenen Bearbeitungs-
riickstandes erreicht wird.

Anlage 27
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Berkhan vom
9. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-
neten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache VI/1916
Frage B 24):

Ist die Bundesregicrung bereil, abweichend von der am 1. Fe-
bruar 1971 durch den Parlamentarischen Staatssekretdr Berkhan
auf meine Anfrage hin erteilten Antwort, die Trassenfiihrung
der Seilbahn auf den Untersberg bei Berchtesgaden nach den
Vorstellungen der Landkreisverwaltung bzw. des bayerischen
Naturschutzbundes zu gestalten und im Interesse des Fremden-
verkehrs doch noch eine private Mitbenutzung zu erwagen?
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Wie ich bereits in meiner schriftlichen Antwort
auf Thre Fragen (Drucksache VI/1807 Fragen B 20
und 21) mitgeteilt habe, soll die auf der Gartenau
nordostwdrts Berchtesgaden geplante Truppenunter-
kunit durch eine Seilbahn mit der Fernmeldestel-
lung auf dem Untersberg verbunden werden. Das
ist die fiir den militarischen Betrieb zwedkmaBigste
und wirtschaftlichste Losung.

Der Landrat von Berchtesgaden hat mit Schrei-
ben vom 11. Februar 1971 erneut vorgeschlagen,
eine die Landschaft weniger beeintrachtigende
Trasse iiber den Rothmannsgraben mit der Talsta-
tion der Seilbahn in der Né&he des Passthurmes
nordlich von Marktschellenberg an der B 305 zu
wihlen und eine zivile Mitbenutzung zu gestatten.
Dieselben Anliegen vertritt der Bund Naturschutz
e. V. in Bayern.

Auf Wunsch des Kollegen Bals und des Landrates
des Landkreises Berchtesgaden sollen die Vor-
schlage im Verteidigungsministerium nochmals er-
ortert werden. Ich begriiBe diese Vorschlage und
rege in Anbetracht der Vielgestaltigkeit des ange-
sprochenen Fragenkreises und einer Angleichung
der Interessen an, daf Sie ebenfalls an dieser Be-
sprechung teilnehmen. Ich habe veranlaBt, daB der
Termin mit Thnen abgestimmt wird.

Anlage 28
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdars Berkhan vom
9. Mdrz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Dr. Beermann (SPD) (Drucksache VI/1916
Fragen B 25 und 26):

Ist der Bundesregierung bekannt, dafl sich auf dem aus-
gedehnten Geldnde des Heereszeugamts Glinde Trimmer und
Ruinen aus der Nachkriegszeit befinden und daB dieser Zustand
von weiten Kreisen der Bevdlkerung als eine Verschandelung
des Ortes angesehen wird?

Welche MaBnahmen gedenkt die Bundesregicrung anzuordnen,
damit dieser Zustand mdglichst schnell behoben wird?

Der schlechte bauliche Zustand des ehemaligen
Heereszeugamtes Glinde, Krs. Stormarn, ist dem
Bundesministerium der Verteidigung bekannt. Er
hat im Januar 1971 bereits zu einer Anfrage der
SPD-Fraktion der Gemeindevertretung von Glinde
gefiihrt.

Das ehemalige Heereszeugamt Glinde ist bis 1968
von den britischen Stationierungsstreitkraften ge-
nutzt und erst im Jahre 1969 von der Bundeswehr
Ubernommen worden.

Auf Grund des schlechten baulichen Zustandes der
Liegenschaften wurden umfangreiche Instandset-
zungs- und Aufrdumungsarbeiten eingeleitet und
fortlaufend erhebliche Mittel fiir die dringendsten
InstandsetzungsmaBnahmen aufgewendet. Audh in
diesem Jahr werden die entsprechenden Arbeiten
fortgefiithrt. So ist u.a. vorgesehen, den unansehn-
lichen duBeren Stacheldrahtzaun zu entfernen und
den Betonplattenzaun auszubessern. Ferner sollen
die beiden zerstorten Hallen moéglichst noch in die-
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sem Jahr von Pionieren gesprengt und die Trim-
mer beseitigt werden.

Weitere Instandsetzungs- und Unterhaltungsma8-
nahmen mit iber 6,5 Mio DM sind vorgesehen, so
daB das ehemalige Heereszeugamt in absehbarer
Zeit ein ansehnlicheres Bild bieten wird.

Anlage 29
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Berkhan vom
11. Méarz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Jung (FDP) (Drucksache VI/1916 Frage
B 27):

Welche MaBnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um

den Bedarf von derzeit 81 Wohnungen fiir Bundeswehrange-
hérige im Standort Speyer/Rhein baldmoglichst zu decken?

Wegen des aufgetretenen zusdtzlichen Wohnungs-
bedarfs in Speyer wurde das Wohnungsbeschaf-
fungsprogramm um weitere 93 Wohnungen erhoht.
Der fir den Bau von Bundesdarlehenswohnungen
zustandige Bundesminister fir Stddtebau und Woh-
nungswesen ist gebeten worden, die dringend be-
nétigten Wohnungen beschleunigt erstellen zu las-
sen.

Es kann damit gerechnet werden, da die Bundes-
darlehenswohnungen im Jahre 1972 zur Verfigung
stehen.

Anlage 30
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Westphal
vom 10. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des
Abgeordneten Meister (CDU/CSU) (Drucksache
VI1/1916 Frage B 28):

Ist die Bundesregierung davon unterrichtet, daB die EG-Kom-
mission beabsichtigt, den Beruf des Masseurs und medizinischen
Bademeisters zugunsten des Krankengymnasten abzuschaffen,
und ist die Bundesregierung bereit, sich fiir eine Erhaltung die-
ser Berufe einzusetzen?

Der Bundesregierung sind die Entwiirfe der Kom-
mission der EG fiir Richtlinienvorschldge fiir Kran-
kengymnasten in dem Dokument 9983/XIV/A/70 be-
kannt, die eine Zusammenfassung der Berufe des
.Krankengymnasten” und des ,Masseurs” zu einem
einheitlichen Beruf des ,Krankengymnasten" vor-
sehen. Die Entwiirfe enthalten neben dieser Rege-
lung eine Besitzstandsklausel fiir Masseure sowie
Vorschriften flir eine Zusatzausbildung fir Mas-
seure, die den Beruf des Krankengymnasten ergrei-
fen wollen. Ferner ist eine Beibehaltung des Berufs
des ,Masseurs und medizinischen Bademeisters” in
den Mitgliedstaaten vorgesehen, die einschlagige
Regelungen kennen.

Der Vorschlag der Kommission ist darauf zurick-
zufilhren, daB es nur in drei Mitgliedstaaten be-
rufsrechtliche Regelungen fiir ,Masseure” gibt, wéah-
rend in allen Mitgliedstaaten der Beruf des ,Kran-
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kengymnasten” anerkannt ist. Die Kommission hall
offenbar eine Reduzierung der Berufsmoéglichkeiten
auf diesem Gebiet fir notwendig.

Die Bundesregierung hat der Kommission der EG
in ihrer Stellungnahme vom Januar 1971 ihre Be-
denken gegen die vorgeschlagene Vereinheitlichung
der Berufe des ,Masseurs” und des ,Krankengym-
nasten” mitgeteilt.

Zum Verfahren darf ich darauf hinweisen, daB die
Kommission der EG dem Rat Richtlinienvorschlage
vorlegt, die dieser nach Anhoérung des Europaischen
Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses erlafit. Bei den bisher vorliegenden Aus-
arbeitungen der Kommission handelt es sich ledig-
lich um Vorentwirfe fiir solche Richtlinienvor-
schlage.

Anlage 31
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretars Borner vom
10. Marz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Leicht (CDU/CSU) (Drucksache VI/1916
Fragen B 29 und 30):

Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Erfillung der Zusagen
zu rechnen, wonach die B 9 im Raum Lingenfeld auf den Ab-
schnitten zwischen Riilzheim und Jockgrim sowie Jockgrim und
Wairth weiter ausgebaut wird?

Bis wann wird insbesondere mit dem Bau der Ortsumgehungen
Lingenfeld, Riillzheim, Rheinzabern und Jockgrim begonnen,
nachdem der immer stirker zunehmende Kraftfahrzeugverkehr
und die damit verbundenen enormen Beldstigungen fir die an-
wohnenden Biirger der genannten Gemeinden immer unertrdg-
licher werden?

Die Verlegung der B 9 zwischen Worth und Jock-
grim ist fertiggestellt. Der anschlieBende Abschnitt
von der AnschluBstelle Jochgrim/Wérth bis zur An-
schluBstelle Rheinzabern/Neupotz ist im Bau. Nach
dem Programm des 1. Fiinfjahresplanes ist vorge-
sehen, die Strecke Jockgrim-Riilzheim bis 1973
fertigzustellen; dadurch sind die Ortsdurchfahrten
Jockgrim, Rheinzabern und Riilzheim vom Durch-
gangsverkehr ausgeschaltet.

Fiir die UmgehungsstraBe Lingenfeld werden z. Z.
die Entwiirfe bearbeitet. Die Planfeststellung soll
1972 eingeleitet werden. Mit den Bauarbeiten wird
begonnen, sobald rechtskréftige Plane vorliegen.
Ich muB allerdings darauf hinweisen, daB die Ge-
meinde neue Gesamtplanungsvorstellungen vorge-
tragen hat, deren Auswirkungen auf die Trassen-
fiihrung zu priifen sein werden.

Anlage 32
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Borner vom
10. Mérz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Haack (SPD) (Drucksache VI/1916
Fragen B 31 und 32):
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Bis zu welchem Zeitpunkt wird die in Bau befindliche
SchnellstraBe Erlangen—-Nurnberg bis Feucht weitergetiihrt wer-
den konnen?

Ist sichergestellt, da bei den Planungen fiir eine Aulobahn
von Coburg nach Fissen das Baugebhiet westlich und nordwest-
lich von Erlangen nicht unnotig beeintrachtigt wird?

Die Frage geht vermutlich von der Voraussetzung
aus, daB es eine BundesfernstraBenplanung gibt,
die eine unmittelbare Weiterfihrung der im Bau
befindlichen sog. SchnellstraBe Erlangen — Fiirth —
Niirnberg bis Feucht vorsieht. Dies trifft nicht zu.

Der Bundeshaushaltsplan fir das Haushaltsjahr
1971 weist im Einzelplan 12 unter Kz. 1263 vielmehr
die beiden Bauvorhaben Erlangen — Fiirth mit
18,2 km Lénge und Nirnberg — Feucht mit 12,0 km
Lange -aus. Diese beiden Autobahnabschnitte befin-
den sich in der Baulast des Bundes. Fiir die inner-
halb der Stadtgrenzen von Nirnberg liegende Ver-
bindungsstrecke ist die Stadt Nurnberg Baulasttra-
ger.

Mit den Bauarbeiten im sudlichen Teilabschnitt
zwischen den Autobahnknotenpunkten Niirnberg/
Siid und Feucht kann bei der derzeitigen Haushalts-
situation voraussichtlich erst im Jahre 1973 begon-
nen werden.

Die westliche Umfahrung des Raumes Niirnberg —
Fiirth — Erlangen im Zuge einer Autobahnverbin-
dung aus dem Raum Coburg in Richtung Augs-
burg — Landsberg befindet sich noch in der Vor-
planung.

Wie mir die fiir die Planung zustandige Oberste
Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern mitteilt, wird die Linie im Westen und Nord-
westen von Erlangen durch Waldgebiet auBerhalb
von Bebauungsgebieten verlaufen. Falls die Stadt
Erlangen beabsichtige, in diesen Waldgebieten im
Einvernehmen mit den zustdndigen Gemeinden
neue Baugebiete auszuweisen, konnten diese so
geplant werden, daBl sie durch den Betrieb einer
kiinftigen Autobahn nicht unnétig beeintrachtigt
wirden.

Es ware zu empfehlen, daB sich die Stadt Erlan-
gen mit der Obersten Baubehorde in Miinchen in
Verbindung setzt. Im iibrigen ist vor der Festlegung
der Linie das in Bayern gesetzlich vorgeschriebene
Raumordnungsverfahren durchzufithren, in dem alle
von den raumbedeutsamen Planungen und MaB-
nahmen beriihrten o6ffentlichen Planungstrager zu
beteiligen sind.

Anlage 33
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Borner vom
10. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Hauff (SPD) (Drucksache VI/1916 Frage
B 33):
Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, im Rahmen der
Richtlinien zur Bezuschussung von Verkehrsanlagen neben Park-
streifen entlang von VerkehrsstraBen sowie bestimmten Park-

platzen in Zukunft auch die Errichtung von Parkhdusern bzw.
Tiefgaragen finanziell zu unterstiitzen?
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Die Bundesregierung hat sowohl wahrend der Be-
ratungen der Richtlinien fiir Zuwendungen des Bun-
des zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse der
Gemeinden, als auch wdhrend der Beratungen zu
dem ab 1. 1. 1971 geltenden Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz sehr sorgfaltig erwogen, in welchem
Umfang Parkanlagen geférdert werden koénnten und
sollten. Wegen der beschrankten Mittel einerseits
und des auflerordentlich grofen Bedarfs fiir Anlagen
des flieBenden Verkehrs in den Gemeinden anderer-
seits hatten Bund und Lénder in den Richtlinien
iiberhaupt davon abgesehen, Parkeinrichtungen zu
fordern.

Nach dem Gesetz ist es nunmehr erstmals moglich,
diejenigen Parkanlagen in die Forderung einzube-
ziehen, die als Auffangparkpldtze iiberwiegend dem
Umsteigeverkehr vom privaten Wagen zum offent-
lichen Verkehrsmittel dienen sollen (sogenanntes
.Park-and-ride-System"). Die Bundesregierung ver-
spricht sich hiervon eine nicht unerhebliche Beein-
flussung des Kraftfahrers dahin, daB im tdglichen
Berufsverkehr der private Wagen immer weniger
auf solchen Strecken eingesetzt wird, auf denen
offentliche Verkehrsmittel in ausreichendem MaBe
zur Verfiigung stehen.

Es soll nicht verkannt werden, daBl es sehr er-
wilinscht wdre, auch andere Parkeinrichtungen zu
fordern. Das gilt auch fir andere Verkehrsanlagen,
die von der Forderung ausgeschlossen werden muB-
ten. Die Knappheit der Mittel zwingt aber dazu, die
vorhandenen Mittel nur an den dringendsten
Schwerpunkten einzusetzen.

Anlage 34
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Borner vom

10. Mérz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-

geordneten von Alten-Nordheim (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/1916 Fragen B 34 und 35):

Wird der Bau einer Umgehungsstrale im Zuge des Ausbaus

der BundesstraBe 83 im Bereich Hessisch Oldendorf von der

Bundesregierung als vordringlich angesehen, und wann ist mit
dem Baubeginn zu rechnen?

Ist die neuere Planung der weiter nordlich verlaufenden Um-
gehungsstrafie als endgultig anzusehen, so daB zur Zeit noch
bestehende Beschrankungen fiir die bauleitplanerischen Vor-
haben der Stadt Hessisch Oldendorf im Bereich der alten
Trassenfiihrung gegenstandslos werden kénnen?

Die Bundesregierung sieht den Bau der Orts-
umgehung Hessisch Oldendorf als vordringlich an.
Diese ist Teil der von nordlich Hameln bis westlich
Welsede vorgesehene B83- Verlegung, welche
die aneinander anschlieBenden Ortsumgehungen von
Wehrbergen, Fischbeck, Weibeck, Kriickeberg, Hes-
sisch Oldendorf und Welsede umfaBt. Im Abschnitt
Kriickeberg —Welsede wurde eine Anderung der
bisher nahe am Nordrand von Hessisch Oldendorf
geplanten Linie erforderlich, als die Untersuchungen
zum ,Ausbau der Bundesfernstrafen in den Jahren
1971—1985" ergaben, daB die B 83 Hameln—DBiicke-
burg als 4spurige Strafle autobahngleich ausgebaut
werden miisse.
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Fur die neue, nunmehr weiter nordlich der Bebau-
ung Hessisch Oldendorf verlaufende und auch Wel-
sede im Norden umgehende Linie, die den Wiinschen
der Stadt Hessisch Oldendorf entspricht, ist das Ver-
fahren zur Linienbestimmung nach § 16 (1) Bundes-
fernstraBengesetz (FStrG) auf Landesebene abge-
schlossen. Aufgrund der Anfang Madrz 1971 einge-
gangenen diesbeziiglichen Unterlagen wird der Bun-
desminister fir Verkehr nunmehr das Verfahren auf
Bundesebene einleiten mit dem Ziel, das Einverneh-
men der an der Raumordnung beteiligten Bundes-
minister zu erwirken. Sobald dies vorliegt, wird er
die neue Linie nach § 16 (1) FStrG formlich bestim-
men; damit wird die im Jahre 1965 bestimmte stadt-
nahe Trasse gegenstandslos.

Erst nach Bestimmung der neuen Linie kénnen die
baureifen Plane, die im groBen MafBstab alle tech-
nischen Einzelheiten zeigen, aufgestellt werden.
Diese Plane kommen nach §§ 17/18 FStrG sodann im
Planfeststellungsverfahren zur offentlichen Aus-
legung und bilden nach erlangter Rechtskraft die
Grundlage fiir die Baudurchfithrung. Mit Baubeginn
kann glinstigstenfalls 1971 gerechnet werden.

Anlage 35
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Borner vom
10. Méarz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Klepsch (CDU/CSU) (Drucksache
VI/1916 Fragen B 36 und 37):

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daB das Zentrum einer
Stadt mit dicht besiedelten Wohnvierteln als Liegeplatz fir die
immer stirker werdende Schubschiffahrt und die damit verbun-
denen erheblichen Larmeinwirkungen fiir die Anlieger besonders
durch erhebliche Ruhestérungen wéhrend der Nachtstunden
grundsidtzlich nicht geeignet ist, und ist sie bereit, auf die Ab-
sicht der Einrichtung von Licgepldtzen fur Schubleichler im
Moseluferbereich der Stadt Koblenz zu verzichten?

Ist die Bundesregicrung bereit, dem Vorschlag der Stadtver-
waltung Koblenz zu folgen, den im Rhein auf der Hohe von
Urbar bereits bestehenden Leichterplatz fiir Schubschiffe dort
zu belassen, weil dort weit bessere Voraussetzungen und Mog-
lichkeiten hierfiir bestehen als im Bereich der Moselmiindung?

Die Bundesregierung ist grundsdtzlich der Mei-
nung, daB in dicht besiedelten Wohngebieten jeg-
licher vermeidbarer ruhestorender Larm unterbun-
den werden sollte.

Der Liegeplatz fiir die Schubschiffahrt in der
Mitte der Miindungsstrecke der Mosel ist im Zuge
des Ausbaus der Mosel als GroBschiffahrtsstraBe
auf Grund eines Planfeststellungsbeschlusses ein-
gerichtet worden. In einem Anhérungsverfahren,
das diesem BeschluB vorangegangen ist, wurden
u. a. auch die Anwohner gehort. Der Schiffahrts-
betrieb auf dem Liegeplatz ist bereits seit dem Jahre
1965 vorhanden. In den vergangenen funf Jahren
sind keine Beschwerden bekanntgeworden, wonach
die Schubschiffahrt im Stadtgebiet von Koblenz die
Bewohner in irgendeiner Form beldstigt hat.

Auf den bestehenden Liegeplatz kann im Hinblick
auf den internationalen Charakter der Schiffahrt auf
der Mosel nicht verzichtet werden. An die Einrich-
tung weiterer Liegeplatze im Moseluferbereich der
Stadt Koblenz ist nicht gedacht.

An eine Aufhebung der Liegeplatze in Hohe von
Urbar am Rhein ist nicht gedacht. Sie sind als not-
wendige Entlastung fir den Liegeplatz in der Mosel-
miindung weiterhin erforderlich.

Anlage 36
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Borner vom
9. Marz 1971 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten FErhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU)
(Drucksache VI/1916 Frage B 38):

Billigt die Bundesregierung und insbesondere der Bundes-
minister fiir Wirtschaft das Verhalten der Postreklame bzw. der
Deutschen Bundespost, wonach die Werbung von Banken und
Sparkassen in offentlichen Fernsprech- und Branchentelefon-
bichern kiinftig ausgeschlossen werden soll, und glaubt dic Bun-
desregierung, daBl in diesem Verhalten weder cin Verstol gegen
das Kartellgesetz (§§ 22 und 26) noch ein MiBlbrauch einer
Monopolstellung zu sehen ist?

Die Werbung von Banken und Sparkassen bleibt
auch kiinftig in allen Fernsprechbiichern im gleichen
Umfang zulédssig wie in den vergangenen Jahren.

Demnach unterliegt die Werbung in ortlichen
Fernsprechbiichern, in Branchen-Fernsprechbiichern
sowie sonstigen privaten Fernsprechverzeichnissen
(nach amtlichen Unterlagen der Deutschen Bundes-
post) keinerlei Beschrdankungen. Lediglich fir die
amtlichen Fernsprechbiicher besteht die einzige Be-
schrankung seit jeher darin, daB in diesen Biichern
nicht fiir Dienste geworben werden darf, die auch
von der Deutschen Bundespost wahrgenommen wer-
den, also beispielsweise nicht speziell fir das ,Spa-
ren” bei einem bestimmten Kreditinstitut. Diese
auch in Zukunft einzige Beschrankung ist zu keiner
Zeit von irgendeinem der Beteiligten in ihrer recht-
lichen Zuldssigkeit angezweifelt worden.

Anlage 37
Schriftliche Antwort

des Parlamentarischen Staatssekretdrs Ravens vom
11. Mérz 1971 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Dr. Jenninger (CDU/CSU) (Drucksache
Vi/1916 Fragen B 39 und 40):

Ist der Bundesregierung bekannt, dafl gemidB § 40 Abs. 3 des
Wohngeldgesetzes Hartefdlle dahin gehend auftreten, daB bei
Antragstellern, deren Antrage nach dem 1. Januar 1971 bewilligt
worden sind, das Wohngeld nach dem verbesserten Zweiten
Wohngeldgesetz ermittelt wird, wahrend bei Antragstellern,

deren Antrdge vor dem 1. Januar 1971 bewilligt wurden, das
Wohngeld nach dem Ersten Wohngeldgesetz ermittelt wird?

Ist die Bundesregierung bereit, auch die nach dem Ersten
Wohngeldgesetz bereits im vergangenen Jahr bewilligten Wohn-
gelder, deren Gewidhrung bis ins Jahr 1971 hineinreichen, nach
dem verbesserten Zweiten Wohngeldgesetz zu behandeln?

Die Vorschriiten des Zweiten Wohngeldgesetzes
sind nach dessen § 40 Abs. 3 auf den laufenden Be-
willigungszeitraum nicht anzuwenden, wenn das
Wohngeld bei seinem Inkrafttreten (1. Januar 1971)
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bereits bewilligt war. Das Zweite Wohngeldgesetz
enthdlt keine generelle Ermdchtigung, von dieser
Vorschrift abzuweichen.

Nach meiner Auffassung steht § 40 Abs. 3 des Ge-
setzes jedoch einer Erhéhung des nach dem bisheri-
gen Recht bewilligten Wohngeldes im laufenden Be-
willigungszeitraum nicht entgegen, wenn die in § 29
Abs. 1 des Gesetzes genannten Voraussetzungen
vorliegen, d. h. wenn sich die Zahl der zum Haushalt
rechnenden Familienmitglieder erh6ht, wenn sich die
zu berlicksichtigende Miete oder Belastung um mehr
als 15 v. H. erhoht oder wenn sich das Familienein-
kommen um mehr als 15 v. H. verringert hat. Diese
Ansicht, die ich mit meinem Rundschreiben vom
27. Januar 1971 den fiir die Durchfiihrung des Zwei-
ten Wohngeldgesetzes zustdndigen obersten Fach-
aufsichtsbehdrden der Lander mitgeteilt habe, ist
zwar nicht unbestritten, wird aber von der Mehr-
zahl der Lénder geteilt. Sie fiihrt in einer groflen,
vielleicht sogar der lberwiegenden Zahl der Félle
auf Antrag zu einer Neubewilligung des Wohngel-
des nach neuem Recht.

Mit § 40 Abs. 3 des Gesetzes wollte der Gesetz-
geber eine unzumutbare Belastung der Bewilligungs-
stellen und als Folge davon eine Verzdgerung in
der Bearbeitung aller Wohngeldantrdge vermeiden,
weil dies in keinem angemessenen Verhdltnis zum
Erfolg gestanden hatte.

Anlage 38
Schriftliche Antwort

des Bundesministers Dr. Lauritzen vom 12. Marz
1971 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Wagner (Giinzburg) (CDU/CSU) (Drucksache VI/1916
Frage B 41):

Wird die Bundesregierung die Bundesmittel fir die Aktion
LAussiedlung” nach den Bundesrichtlinien vom 8. Dezember 1966
rechtzeitig vor Beginn der Bausaison bereitstellen?

Die Beitrdge des Bundes zur Finanzierung des
Wohnungsbaues fiir Aussiedler und Fliichtlinge wer-
den den Landern bisher grundsatzlich in dem auf
ihre Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland
folgende Jahr bereitgestellt, weil sich die Hohe der
globalen Beteiligung des Bundes nach der Zahl der
zu beriicksichtigenden Personen richtet. Die Zahl der
berlicksichtigungsfahigen Personen steht aber erst
nach Ablauf des Ankunftsjahres fest.

In dem Bestreben, die Aussiedler moglichst bald
mit angemessenem Wohnraum zu versorgen, haben
— zur Anderung dieses Verfahrens — bereits Be-
sprechungen zwischen den beteiligten Bundesres-
sorts und den Landern stattgefunden. Mit den Er-
gebnissen wird sich das Bundeskabinett in der néch-
sten Woche beschaftigen. Da ich der Entscheidung
des Kabinetts nicht vorgreifen mdochte, bitte ich, Ihre
Frage ebenfalls in der ndchsten Woche beantworten
zu durfen.

Q

(D)



	108. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 12. März 1971
	Inhalt

	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29
	Anlage 30
	Anlage 31
	Anlage 32
	Anlage 33
	Anlage 34
	Anlage 35
	Anlage 36
	Anlage 37
	Anlage 38




